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Einleitung. 

§ 1. Rechtlich relevante und irrelevante, staatliche 
und gesellschaftliche Publikation. 

Das Gesetz ist eine staatliche Willensäußerung. Die 
Außenwelt, an welche sich der Staat im Gesetzgebungs- 
akte wendet, ist das „publicum", die Öffentlichkeit. Gesetzes- 
publikation ist der Inbegriff jener Veranstaltungen, welche 
den Zweck haben, den im Gesetze zu Tage tretenden staat- 
lichen Willen in diese Außenwelt zu tragen. Ein gewisses 
Minimum von solchen Veranstaltungen, ein gewisses Mini- 
mum von Gesetzespublikation ; muß bei jedem Gesetze 
vorhanden sein. Bei jedem Gesetze ist eine Handlung 
des Gesetzgebers erforderlich, vermöge welcher der 
Wille des Gesetzgebers gegenüber der Öffentlichkeit 
rechtlich als geäußert, also als publiziert anzusehen 
ist. Dieses von der Rechtsordnung normierte Mini- 
mum von Handlung, bei dessen Vorhandensein die 
Rechtsordnung die notwendige Beziehung zwischen 
dem Gesetzgeber und dem Adressaten der gesetzgeberi- 
schen Willensäußerung, nämlich der Öffentlichkeit, als 
hergestellt ansieht, ist die rechtlich relevante Ge- 
setzespublikation. Ihre rechtliche Relevanz besteht darin, 
daß sie Voraussetzung für das Inkrafttreten des 
Gesetzes ist. Ohne rechtliche Äußerung des staatlichen 
Gesetzeswillens, ohne rechtlich relevante Gesetzes- 

Dr. J. Lukas, Über die Gesetzespublikation. 1 



Publikation kein Inkrafttreten des Gesetzes! Dies ist kein 
mit naturrechtlicher Willkür aufgestellter Rechtssatz, 
sondern folgt als logische Notwendigkeit aus der Tat- 
sache; daß die Rechtsordnung, indem sie das Gesetz in 
Kraft treten läßt, eben dadurch auch zu erkennen gibt, 
daß nunmehr der staatliche Gesetzeswille der Öffentlich- 
keit gegenüber rechtlich als geäußert, also als publiziert, 
anzusehen sei. Alles, was an Publikationshandlungen 
über dieses von der Rechtsordnung zum Inkrafttreten 
des Gesetzes verlangte Minimum hinausgeht, gehört in 
den Bereich der rechtlich irrelevanten Gesetzes- 
publikation. — Manche Schriftsteller bezeichnen nur 
die rechtlich relevante Publikation als Publikation 
im technischen Sinne, so G. Meyer: Die Gesetzespubli- 
kation „ist die feierliche Erklärung des Gesetzgebungs- 
willens, welche stattfinden muß, damit das Gesetz für 
die Untertanen verbindliche Kraft erlangt" *), und 
v. Seydel: „Zur Rechtsverbindlichkeit des Gesetzes ge- 
hört auch dessen Verkündigung. Erst mit der Ver- 
kündigung ist der gesetzgebende Öerrscherwille ge- 
äußert." 2 ) Es ist natürlich rein persönliche Geschmack- 
sache, ob man lediglich die rechtlich relevante Publikation 
als „Publikation" bezeichnen und ihr die rechtlich irrele- 
vante Publikation als bloße „Bekanntgabe im tatsächlichen 
Sinne" 3 ) gegenüberstellen will. Ich halte es für opportun, 
weil dem gemeinen Sprachgebrauch angemessen, beide 
Kategorien unter dem Ausdrucke „Publikation" zusammen- 
zufassen. 

Eine rechtlich relevante Gesetzespublikation muß es, 
wie bereits hervorgehoben wurde, bei jedem Gesetze 
geben, da jedes Gesetz irgend eine rechtliche Willens- 

*) G. Meyer, Lehrbuch des Deutschen Staatsrechts, 5. Aufl. 
1899, S. 513. 

2) v. Sey Bayrisches Staatsrecht, 2. Aufl. 1896, II. S. 313. 

3) v. SeyJ a. a. 0., II. S. 313 Anm. 25. 
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äußerung des Gesetzgebers voraussetzt. Das ist' der all- 
gemeine Grundsatz. Aber welche Handlung des 
Gesetzgebers diese rechtlich relevante Gesetzespublikation 
darzustellen hat, durch welche Handlung des Gesetz- 
gebers also der Gesetzeswüle gegenüber der Öffentlich- 
keit rechtlich als geäußert anzusehen ist, darüber hat 
einzig und allein die Rechtsordnung des konkreten 
Staates zu entscheiden. Denn Sache des positiven 
Rechtes ist es, die Bedingung für das Inkrafttreten der 
Gesetze zu wählen. Die Rechtsordnung hat bei dieser 
Wahl freie Hand. Sie kann jede Handlung des Gesetz- 
gebers, in welcher dessen gesetzgeberischer Wille zum 
Ausdruck kommt, zur rechtlich relevanten Gesetzespubli- 
kation erheben. Denn mag sich die betreffende Handlung 
tatsächlich auch noch so sehr in interno abspielen, so 
ist die Rechtsordnung doch in der Lage zu erklären, 
daß nunmehr der Wille des Gesetzgebers rechtlich in 
die Außenwelt „Öffentlichkeit" gedrungen, die rechtliche 
Beziehung zwischen Gesetzgeber und Öffentlichkeit also 
hergestellt, für das Inkrafttreten des Gesetzes mithin freie 
Bahn geschaffen ist. Eine Schranke jedoch hat diese 
Allmacht: Die äußerste Grenze, bis zu welcher die 
Rechtsordnung in der Festsetzung der rechtlich 
relevanten Gesetzespublikation nach rückwärts 
hin gehen kann, ist die bei jedem Gesetze statt- 
findende Promulgation. Dies ergibt sich aus dem 
Wesen der Promulgation. 

Die Promulgation ist bekanntlich jener Akt, durch 
welchen der staatliche Gesetzeswille überhaupt erst „in 
authentischer Gestalt erkennbar" 1 ) wird. Bei jedem 
Gesetze muß am Ende des Gesetzgebungsverfahrens die 
zusammenfassende Erklärung abgegeben werden, daß 



*) Worte Labands, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches. 
3. Aufl. 1895, I. S. 498. 

1* 
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nunmehr auf Grund dieses Gesetzgebungsverfahrens ein 
bestimmter Gesetzeswille auch wirklich zustande gekommen 
ist. 1 ) Die Promulgation bedeutet demhach einerseits die 
autoritative Bezeugung der Korrektheit des Gesetzgebungs- 
verfahrens, andererseits die authentische Feststellung des 
Gesetzestextes. Sie erfolgt heute regelmäßig durch die 
Ausstellung, „Ausfertigung'', der Original-Gesetzesurkunde. 
— Es ist den französischen Juristen zum Verdienste an- 
zurechnen, daß sie als die Ersten das Wesen der Promul- 
gation richtig erkannt haben. Ein decret der Constituante 
vom Oktober 1789 (vgl. S. 69 ff.) nimmt zum erstenmal die 
reinliche Scheidung zwischen Promulgation und Publi- 
kation vor, und Merlin ist es, welcher hierfür die juri- 
stische Formulierung liefert, indem er über dieses decret 
die berühmten Worte spricht: „II appela Promulgation 
Pacte par lequel le chef de Petat attestait au corps social 
l'existence de Pacte legislatif qui constituait la loi; et 
publication, le mode qui devait etre employe pour faire 
parvenir la loi ä la connaissance de tous les citoyens." 2 ) 
Laband 3 ) hat es bekanntlich verstanden, diesen Ge- 
danken für das deutsche Staatsrecht nutzbringend zu • 
verwerten. 

Die Eigenschaft der Promulgation, daß durch sie das 
Vorhandensein des Gesetzeswillens überhaupt erst authen- 
tisch konstatiert wird, hat zur notwendigen Folge, daß 
die Rechtsordnung bei der Wahl der Handlung, welche 
zur rechtlich relevanten Gesetzespublikation erhoben 
werden soll, nach rückwärts hin nicht über den Pro- 



*) Ein Pendant hierzu ist die Enunziation des Kammerpräsi- 
denten nach einer Abstimmung. 

2 ) Merlin, Repertoire universel et raisonnä de jurisprudence, 
3. Aufl., VII. 1808, S. 533. Von da haben diese Worte, teils mit, 
teils ohne Quellenangabe, ihre Bunde durch die französische Lite- 
ratur gemacht. 

3) A. a. O., I. S. 498 ff. 



_ 6 — 

mulgationsakt hinaus gehen kann; es wäre eine contra- 
dictio in adjecto, wenn die Rechtsordnung die recht- 
lich relevante Publikation des Gesetzes, die rechtliche 
Äußerung des staatlichen Gesetzeswillens, als vollzogen 
annehmen würde, ehe noch die Promulgation statt- 
gefunden hat! Wohl aber ist es denkbar, daß der Pro- 
mulgationsakt selbst gleichzeitig auch die Funktion der 
rechtlich . relevanten Publikation erhält. 1 ) In diesem Falle 
werden Promulgation und rechtlich relevante Publikation 
uno actu vorgenommen. Allein nichtsdestoweniger muß auch 
hier an der Scheidung beider Begriffe streng festgehalten 
werden. Ein und derselbe Akt stellt da sowohl die 
authentische Erklärung über das Zustandekommen des 
Gesetzeswillens, als auch die rechtliche Äußerung dieses 
Willens gegenüber der Öffentlichkeit dar. Beispiele hierfür 
liefert die Volksgesetzgebung im alten Rom, sowie die 
Gesetzgebung des deutschen Mittelalters. In die Augen 
springend ist der Gegensatz zwischen Promulgation und 
rechtlich relevanter Publikation natürlich dann, wenn 
diese beiden rechtlichen Handlungen zeitlich auseinander- 
fallen. Wie schon erwähnt, existiert für die Festsetzung der 
rechtlich relevanten Publikation nur nach rückwärts 
hin eine Schranke, nämlich die Promulgation. Dagegen 
ist nach vorwärts hin dem Ermessen der Rechtsordnung 
vollste Freiheit darüber eingeräumt, was sie als rechtlich 
relevante Publikation erklären will. So hat es in Deutsch- 
land Zeiten gegeben, in welchen die rechtlich relevante 
Publikation sehr weit nach vorne hin gerückt war, 
indem sie durch öffentliches Verlesen und öffentlichen 
Anschlag in den Gemeinden vollzogen wurde. Heute ist 
sie wieder etwas mehr nach rückwärts hin verschoben: 
Sie besteht fast ausnahmslos in dem formellen Akte der 
Ausgabe und Versendung des Gesetzblattes am Sitze der 



*) Siehe auch La band a. a. 0., I. S. 498. 
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Staatsregierung. Es wird immer eine Frage der jeweiligen 
staatsrechtlichen, politischen und sozialen Verhältnisse 
sein, welche Wahl die Rechtsordnung hinsichtlich der 
Festsetzung der rechtlich relevanten Gesetzespublikation 
treffen wird. 1 ) 

Die rechtlich relevante Gesetzespublikation ist stets 
zugleich auch eine staatliche. Nicht so die rechtlich 
irrelevante Gesetzespublikation. Zwar wird auch diese 
vielfach eine staatliche sein, so z. B. wurde in den 
meisten deutschen Staaten bei Einführung der modernen 
Gesetzespublikation durch Ausgabe eines Gesetzblattes, 
die ausdrückliche Bestimmung getroffen, daß die bisher 
rechtlich relevant gewesenen Publikationshandlungen in 
den Gemeinden (öffentliches Verlesen etc.) als rechtlich 
irrelevante Publikation auch fernerhin beizubehalten seien, 
eine Maßregel, durch welche der Übergang von der alten 
zur neuen Publikationsmethode weniger fühlbar werden 
sollte. Aber diese staatliche Publikationstätigkeit kommt 
im Gebiete der rechtlich irrelevanten Gesetzespubli- 
kation nur in zweiter Linie in Betracht. Die weitaus wich- 
tigere Rolle spielt daselbst die gesellschaftliche Publi- 
kation. Ja unter Umständen wird der Staat diese letztere 
sogar voraussetzen, sich bei Vornahme der staatlichen 
auf die gesellschaftliche Publikation stützen. So verlangt 
die Publikation durch Ausgabe eines Gesetzblattes einen 
reichgegliederten gesellschaftlichen Publikationsapparat, 
und es muß festgestellt werden, daß derselbe in voll- 
kommen ausreichender Weise arbeitet. Wohl die Wenigsten 
schöpfen ihre Rechtskenntnis aus dem offiziellen Gesetz- 
blatte! Ein großer Teil der gesellschaftlichen Publi- 



*) Hervorgehoben schon von Dalloz, Jurisprudence du XIX" 
siecle, XVIII. 1831, S. 631 Nr. 7; Dalloz, Repertoire m&hodique 
et alphabätique de lägislation, de doctrine et de jurisprudence, 
neue Ausg., XXX. 1853, S. 73 Nr. 131. 
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kation wird durch die Presse vollzogen, wobei nament- 
lich deren Mitteilungen über den Gang der parlamen- 
tarischen Verhandlungen und die sich daran schließende 
Kritik eine wichtige Rolle spielen. Eine nicht mindere 
Bedeutung besitzen ferner die außeramtlichen Gesetzes- 
ausgaben; selbst die staatlichen Behörden bedienen sich 
derselben in der Regel mit viel größerer Vorliebe, als 
der offiziellen Gesetzblätter. 



§ 2. Materielle und formelle Publikation. 

Es ist klar, daß das Interesse des Juristen sich in 
erster Linie auf die rechtlich relevante Publikation 
lenkt. Jener Teil der staatlichen Publikationstätigkeit, 
welcher einer rechtlichen Bedeutung für das Inkrafttreten 
der Gesetze entbehrt, sowie die gesellschaftliche Publi- 
kation kommen bei einer rechtshistorischen Betrachtung 
nur nebenher, zur Kontrastierung des Gegensatzes, in 
Betracht. 

Wenn wir nun die rechtlich relevante Publikation 
ins Auge fassen, ist die erste Frage, die wir uns dabei 
vorzulegen haben, die nach den Publikationsmitteln. Je 
nach diesen Publikationsmitteln, je nach der Publikations- 
technik, weist die rechtlich relevante Gesetzespublikation 
zwei Typen auf. 

Die Staatsgewalt kann nämlich bei Vornahme der 
rechtlich relevanten Publikation einen zweifachen Weg 
einschlagen: 

Sie kann es in die Hand nehmen, daß die Gesetze 
im wahren Sinne des Wortes „bekannt" gemacht werden, 
d. h. die Rechtsordnung selbst kann jene Maßregeln 
treffen, welche direkt die große Masse der Bevölkerung 
von dem Inhalte des Gesetzes in Kenntnis setzen. Solche 
Maßregeln sind: Öffentlicher Anschlag, öffentliches Ver- 
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lesen des Gesetzestextes, Verlesen von den Kanzeln etc. 
Ich nenne diese Art der Publikation die materielle 
Publikation. 1 ) 

Im Gegensatz hierzu kann sich aber die Rechts- 
ordnung auch damit begnügen, daß sie einen bestimmten 
formellen Akt vollzieht, welcher für eine direkte Ver- 
breitung der Gesetzeskenntnis nicht sonderlich geeignet 
ist, sondern nur die Möglichkeit gewährt, daß sich an 
ihn die tatsächliche Verbreitung der Gesetzeskenntnis 
anschließt. Ich nenne diese Art der Publikation die 
formelle Publikation. 

Die materielle Publikation, welche das Gesetz dem 
Staatsbürger sozusagen auf dem Präsentierteller entgegen- 
trägt, bewirkt also, daß die Notorietät des Gesetzes im 
großen und ganzen als sichere Tatsache erscheint, die 
formelle Publikation dagegen, welche ein schon mehr 
selbständiges Handeln des Staatsbürgers voraussetzt, be- 
wirkt, daß die Notorietät des Gesetzes eine bloße Rechts- 
vermutung bleibt. 

Allerdings ist schließlich und endlich auch jede 
materielle Publikation zugleich eine formelle; denn auch 
bei der materiellen Publikation wird man, indem man 
nach dem Vollzug derselben das Gesetz in Kraft treten 
läßt, der Rechtsvermutung, daß das Gesetz allgemein be- 
kannt sei, nicht entbehren können, da selbst bei der größten 
Zweckmäßigkeit der gewählten Publikationsmittel doch 
immer die Möglichkeit offen bleibt, daß einzelne Indivi- 
duen die Gesetzeskenntnis nicht erlangt haben und für diese 
dann auch bei der materiellen Publikation die Rechts- 
vermutung der Notorietät des Gesetzes platzgreift. Um- 
gekehrt ist im Grunde genommen auch jede formelle 
Publikation zugleich eine materielle, indem die dabei in 



*) Der Ausdruck „materielles* Publikationsmittel wird bereits 
gebraucht von Demolombe, Cours de Code civil, I. 1845, S. 22. 



Anwendung kommenden Publikationsmittel in einem, wenn 
auch nur beschränkten Umfange doch direkt die Kenntnis 
von dem Inhalte des Gesetzes verbreiten. 1 ) 

Wenn wir trotz alledem an dem Gegensatz zwischen 
materieller und formeller Publikation festhalten, so ge- 
schieht dies deshalb, weil einerseits bei der mate- 
riellen Publikation der materielle Publikationseffekt, 
nämlich die sichere Tatsache der Notorietät des Ge- 
setzes, den formellen Publikationseffekt, nämlich die 
bloße Rechtsvermutung der Notorietät des Gesetzes, 
in entscheidendem Maße überwiegt, und andererseits 
in analoger Weise bei der formellen Publikation der 
formelle Publikationseffekt eine ungleich wichtigere 
Rolle spielt, als der materielle. 

Die Unterscheidung zwischen materieller und for- 
meller Publikation ist nicht juristischer, sondern rein 
technischer Natur. In rechtlicher Beziehung stehen beide 
einander völlig gleich : Beide sind rechtlich relevanter 
Natur, d. h. jede von ihnen ist in dem Staate, in welchem 
sie zur Anwendung gelangt, rechtliche Voraussetzung für 
das Inkrafttreten der Gesetze. 

Dennoch ist diese nach technischen Gesichtspunkten 
vorgenommene Einteilung 2 ) der rechtlich relevanten 
Gesetzespublikation für den Juristen von höchster Be- 
deutung. Denn die ganze Geschichte der rechtlich rele- 
vanten Publikation besteht eigentlich nur aus einem fort- 
währenden Wechsel zwischen materiellem und formellem 
Publikationsprinzip. 



*) So z. B. hat die formelle Publikation pro urbe et orbe des 
kanonischen Rechtes (siehe darüber S. 24) für die Bewohner von 
Rom den Charakter einer materiellen Publikation, ebenso die for- 
melle Publikation mittelst Ausgabe eines gedruckten Gesetzblattes 
für den Leserkreis desselben. 

2 ) Sie findet sich bereits bei Liebenow, Die Promulgation, 
1901, S. 67. 
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Ob in irgend einem Zeitalter die rechtlich relevante 
Publikation im Zeichen des materiellen oder des formellen 
Publikationsprinzipes steht, hängt von den staatsrecht- 
lichen, politischen, sozialen Begleitumständen ab. Je nach 
der Beschaffenheit derselben wird der Staat auch die 
Mittel wählen, deren er sich zum Vollzuge der rechtlich 
relevanten Gesetzespublikation bedient. 

Heutzutage [ist die formelle Publikation in Öster- 
reich und dem Deutschen Reiche die allein herrschende: 
Der formelle Akt, welcher Voraussetzung der materiellen 
Gesetzeskraft ist und gleichzeitig auch den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Gesetze bestimmt, besteht in der Aus- 
gabe und Versendung des gedruckten Gesetzblattes am 
Sitze der Regierung. 

Die Ursache, weshalb man heute allgemein zur for- 
mellen Publikationsmethode gegriffen hat, liegt in den 
unleugbaren Vorzügen derselben. Die materielle Publi- 
kationsmethode hat allerdings den Vorteil, Garantien da- 
für zu gewähren, daß der. Inhalt des publizierten Gesetzes 
der großen Masse 'der Bevölkerung auch wirklich be- 
kannt wird. Aber damit verbinden sich gewaltige Nach- 
teile: Durch die materielle Publikationsmethode wird das 
Inkrafttreten des Gesetzes von der Gewissenhaftigkeit 
und Fixigkeit einer* großen Zahl von subalternen 
Behörden und sonstigen Organen abhängig gemacht. Fälle 
von Nachlässigkeit werden da nicht zu vermeiden sein 
und geben dann zu einer weitgehenden Verzögerung des 
Inkrafttretens des Gesetzes Anlaß. Überhaupt ist es tech- 
nisch unmöglich, die materiellen Publikationshandlungen 
in allen Teilen des Landes gleichzeitig vollziehen zu 
lassen. Infolgedessen wird das Gesetz, wenn es mit dem 
Tage der Publikation oder eine bestimmte Frist nach 
derselben in Kraft zu treten hat, in den verschiedenen 
Bezirken des Landes zu verschiedener Zeit Geltungskraft 
erlangen, was naturgemäß keine idealen Rechtszustände 



— 11 — 

im Gefolge haben kann. Und selbst dann, wenn das Ge- 
setz für sein Inkrafttreten einen in der Zukunft liegenden 
einheitlichen Zeitpunkt normieren sollte, ist gleichwohl 
der Fall möglich, daß in einzelnen Bezirken des Landes 
die Publikation noch ausständig ist und demnach das 
gleichzeitige Inkrafttreten des Gesetzes illusorisch wird. 
Die materielle Publikationsmethode führt also zu einer 
gewissen Rechtsungleichheit und einer damit notwendig 
verbundenen Rechtsunsicherheit, welch letztere eine Stei- 
gerung noch dadurch erfährt, daß es nachträglich oft 
schwer möglich ist, festzustellen, ob die materielle Publi- 
kation in einem bestimmten Bezirke auch wirklich statt- 
gefunden hat 1 ) Besonders fühlbar machen sich diese 
Schattenseiten des materiellen Publikationsprinzipes bei 
der gesteigerten legislatorischen Tätigkeit des modernen 
Staates. 2 ) 

Alles das führt zu der Idee des formellen Publi- 
kationsprinzipes. Das Inkrafttreten der Gesetze richtet 
sich da nach einem einheitlichen formellen Akt. Die 
formelle Publikationsmethode muß also nicht eine Rechts- 
ungleichheit zur Folge haben; auch läßt sich die Tatsache 
der vollzogenen Publikation für alle Zukunft leicht fest- 
stellen. Allerdings ist damit der Nachteil verbunden, daß 
das Gesetz ohne Rücksicht darauf in Kraft tritt, ob die 



1 ) Über die Nachteile des materiellen Publikationsprinzipes 
vgl. Locre, Esprit du Code Napoleon, I. 1805, S. 122; Pailliet, 
Droit public francais ou Histoire des institutions politiques, 1822, 
S. 987; Lorieux, Traite de la prerogative royale en France et en 
Angleterre, I. 1840, S. 123 t. 

2 ) Die Unbrauchbarkeit des materiellen Publikationsprinzipes 
für die Verhältnisse des modernen Staates findet in den Gesetzen, 
welche den Übergang vom materiellen zum formellen Publikation s- 
prinzipe zum Gegenstande haben, bisweilen ausdrückliche Erwäh- 
nung. S. z. B. Mecklenb.-Schwer. Verordnung vom 16. Januar 1812, 
Ges.-Samml. Nr. 2904; Kurfürstl. Hessische Verordnung vom 8. Sep- 
tember 1816; Kaiserlich Österreichische Patent vom 4. März 1849. 
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Notorietät des Gesetzes auch wirklich vorhanden ist. 
Allein dieser Nachteil vermag leicht wettgemacht zu 
werden. Denn einerseits bleibt es ja der Staatsgewalt 
unbenommen, durch Vornahme von rechtlich irrelevanten 
Publikationshandlungen die Kenntnis des Gesetzes mög- 
lichst weit zu verbreiten, andererseits tritt, wenn der Staat 
dies zu tun unterläßt, die gesellschaftliche Publikation 
an Stelle der staatlichen, 1 ) vorausgesetzt, daß die allge- 
meine Volksbildung ein gewisses hierzu notwendiges 
Minimum erreicht hat. Aber Eines ist nötig, damit die 
formelle Publikationsmethode wirklich einen Fortschritt 
gegenüber der materiellen darstellen kann: Es muß sich 
zwischen den formellen Publikationsakt und den Moment 
des Inkrafttretens des Gesetzes eine präsumptiv wirkende 
vacatio legis einschieben, 2 ) so daß erst nach deren Ab- 
lauf die Rechtsvermutung der Notorietät des Gesetzes 
vorhanden ist. Man wird vielleicht geneigt sein, eine 
solche vacatio legis im allgemeinen für entbehrlich zu 
halten und ihre Zweckmäßigkeit nur für gewisse Aus- 
nahmsfälle anzuerkennen. Nichts wäre jedoch verfehlter, 
als die Bedeutung der vacatio legis so gering anzu- 
schlagen! Zwar ist es richtig, daß heutzutage die Noto- 
rietät der konstitutionellen Gesetze infolge der Publizität 
der Parlamentsverhandlungen und infolge der aufklären- 
den Wirksamkeit der Presse im Momente der Publikation 
bereits als vorhanden angenommen werden kann und 
daher eine vacatio legis für die Verbreitung der Kenntnis 
des Gesetzesinhaltes nicht erforderlich ist. Dennoch kann 
auch in diesen Fällen von der Festsetzung einer Prä- 
sumptivfrist für das Inkrafttreten der Gesetze nicht Um- 
gang genommen werden, und zwar deshalb, weil doch 
wenigstens die Tatsache der vollzogenen Publika- 



i) Vgl. Lorieux a. a. 0., I. S. 125. 

2 ) Vgl. auch Jellinek, Gesetz und Verordnung, 1887, S. 329. 
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tion erst bekannt werden muß, damit das Publikum 
weiß, daß und wann das betreffende Gesetz nunmehr 
auch wirklich in Kraft tritt. Dazu kommt, daß diese dem 
Publikum schon aus dem Stadium der parlamentarischen 
Beratung her bekannten Gesetze nur einen Teil der im 
Gesetzblatte enthaltenen legislatorischen Akte darstellen. 
Alles übrige sind Verordnungen, deren Zustandekommen 
sich den Blicken der Öffentlichkeit gewöhnlich 
ganz entzieht. In diesem Falle kommt der vacatio legis 
auch noch die Aufgabe zu, für die Verbreitung der 
Kenntnis des Inhaltes der Verordnung Raum zu ge- 
währen. Die wichtigste Funktion der vacatio legis aber 
ist moralischer Natur: Das formelle Publikationsprinzip 
und die zu demselben gehörige Präsumption der Notorietät 
des Gesetzes involviert eine staatsbürgerliche Pflicht, 
sich mit dem Inhalt des Gesetzes vertraut zu machen. 
Mag nun auch tatsächlich die Kenntnis des Gesetzes- 
inhaltes zur Zeit der Publikation des Gesetzes, wie 
früher dargetan wurde, bereits vorhanden sein, so kann 
die Staatsgewalt die Erfüllung jener staatsbürger- 
lichen Pflicht doch erst vom Zeitpunkte der Publi- 
kation ab verlangen. Es könnte ihr also, wenn sie 
das Gesetz gleich vom Momente der formellen Publikation 
an in Kraft treten ließe, von den Staatsbürgern mit Recht 
entgegengehalten werden, man habe ihnen zur Erfüllung 
ihrer Pflicht, sich die erforderliche Gesetzeskenntnis zu 
verschaffen, nicht die nötige Zeit gewährt. Alle diese 
Erwägungen, zumal die zuletzt gemachte, heischen drin- 
gend die generelle Festsetzung einer vacatio legis, 1 ) 
von der der Gesetzgeber im Einzelfall ja ohnehin abgehen 
kann, wenn sich das sofortige Inkrafttreten eines Gesetzes 



*) Über einen in der neuesten Zeit vorgekommenen Fall, daß 
eine solche generelle vacatio legis nicht aufgestellt wurde und 
infolgedessen das formelle Publikationsprinzip in kurzer Zeit dem 
materiellen weichen mußte, siehe S. 117 f. 
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als zweckmäßig oder doch nicht nachteilig erweisen sollte. 
Demgemäß hat man heute in Deutschland die formelle 
Publikationsmethode fast durchgehends mit einer prä- 
sumptiv wirkenden generellen vacatio legis ausgestattet. 

§ 3. Die Grundprinzipien der in Österreich und dem 
Deutsehen Reiche herrschenden Publikationsmethode. 

In Österreich und dem Deutschen Reiche wird heute 
die Gesetzespublikation bekanntlich durch Ausgabe eines 
von Zeit zu Zeit erscheinenden Gesetzblattes vollzogen. 
Wie viele andere Institutionen unseres öffentlichen Rech- 
tes, ist auch die Einrichtung des Gesetzblattes französi- 
schen Ursprunges: Der Konvent der französischen Revo- 
lution schuf in Gestalt des Bulletin des lois zum ersten- 
mal ein Gesetzblatt im technischen Sinne des Wortes. 
In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts erfolgte dann 
die Rezeption dieses bequemen Publikationsmittels in 
Deutschland. 

Zwei Grundprinzipien sind es, welche diese aus 
Frankreich importierte, moderne Publikationsmethode 
ausmachen und sich in deren Geschichte wie zwei parallel 
laufende rote Fäden verfolgen lassen: 

1. Die Publikation der Gesetze erfolgt durch Aus- 
gabe und Versendung eines von Zeit zu Zeit erscheinen- 
den Gesetzblattes; nur das auf diese Weise Publi- 
zierte kann materielle Gesetzeskraft erlangen. 

Ich nenne das den obligatorischen Charakter 1 ) 
des Gesetzblattes. 

2. Behörden und Untertanen haben sich bei Beant- 
wortung der Frage, ob ein giltiges Gesetz vorhanden ist, 



l ) Das Wort „obligatorisch" hier in derselben Bedeutung ge- 
braucht, wie in den Verbindungen „obligatorische Zivilehe*, „obli- 
gatorisches Referendum" u. s. w. 



•— 15 — 

ausschließlich an den Abdruck im Gesetzblatte zu 
halten; es liegt also außerhalb ihrer Befugnis, das Vorhan- 
densein einer Original-Gesetzesurkunde zu prüfen. Nach 
außen hin tritt somit der Abdruck im Gesetzblatte 
an die Stelle der Original-Gesetzesurkunde. 

Ich nenne das die Urkundeneigenschaft des 
Gesetzblattes. 

In den folgenden Kapiteln nun soll der' Versuch 
gemacht werden, das juristische Wesen der in Österreich 
und dem Deutschen Reiche geltenden modernen Publi- 
kationsmethode zu erfassen. Ich glaube dieses Ziel am 
besten dadurch erreichen zu können, daß ich jedes der 
beiden Grundprinzipien auf seinen historischen Ursprung 
zurückführe und hierauf in seinem Werdegang bis in die 
Gegenwart verfolge. Es wird uns auf diese Weise viel- 
leicht gelingen, einerseits, nach abwärts hin, die Wurzeln 
bloßzulegen, durch welche die moderne Publikations- 
methode mit der Vergangenheit verwachsen ist, anderer- 
seits, nach aufwärts hin, zu dem zu gelangen, was in der 
vorliegenden Abhandlung geboten werden soll : Zu einem 
klaren Verständnis des heutigen Institutes der Gesetzes- 
publikation. 

I. Kapitel. 
Der obligatorische Charakter des Gesetzblattes. 

§ 4 Vorbemerkungen. 

Die rechtsgeschichtlichen Betrachtungen dieses Ka- 
pitels, welche in ihrem Endergebnisse uns verständlich 
machen sollen, wieso sich der heute in Deutschland all- 
gemein geltende Grundsatz von dem obligatorischen 
Charakter des Gesetzblattes herausgebildet hat, be- 
schäftigen sich mit der Frage: Wie mußte in Deutschland 
in den verschiedenen Zeitabschnitten publiziert werden, 
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damit die Gesetze in Kraft treten konnten? In dieser 
Hinsicht ist der heutige Stand der Dinge der Endpunkt 
einer Jahrhunderte langen, interessanten Geschichte. 

Also eine Übersicht über die Entwicklung der Publi- 
kationstechnik in Deutschland soll hier geboten werden. 

Es wird sich dabei zeigen, wie die Wahl des Publi- 
kationsmittels in enger Fühlung mit den jeweiligen 
staatsrechtlichen und politischen Verhältnissen steht, und 
wie namentlich der. Wechsel zwischen materiellem und 
formellem Publikationsprinzip — und umgekehrt — auf 
tiefer liegende Ursachen zurückgeführt zu werden ver- 
mag, die uns immer wieder in Erinnerung bringen, welch 
wichtigen Faktor die Gesetzespublikation im sozialen Leben 
darstellt. 

Den Ausgangspunkt unserer Betrachtungen bildet 
ein kurzer Überblick über die Publikationsgrundsätze 
des römischen und des kanonischen Rechtes. Dies ist un- 
bedingt notwendig. Denn keine geschichtliche Darstellung 
eines Rechtsinstitutes in Deutschland, und mag sie noch 
so skizzenhaft gehalten sein, wird einen Blick auf das 
römische und kanonische Recht unterlassen dürfen. Ist 
ja doch der durch die Eingangspforte des kanonischen 
Rechtes erfolgte siegreiche Einzug des römischen 
Rechtes in Deutschland zu Ende des Mittelalters für die 
fernere deutsche Rechtsentwicklung von unabsehbarer 
Tragweite gewesen. 

§ 5. Das römische Recht. 

Für die Zeit der Republik muß hinsichtlich der 
Publikationstechnik zwischen den Volksgesetzen und den 
Verordnungen der Magistrate scharf unterschieden werden. 

Bei den Verordnungen der Magistrate kam von An- 
fang an das materielle Publikationsprinzip zur Anwen- 
dung, zu ihrem Inkrafttreten waren also materielle Publi- 
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kationshandlungen erforderlich: Diese Publikation geschah 
in der Form des Ediktes 1 ), durch öffentliches Ausrufen 
und öffentlichen Anschlag in Rom (edicta magistratuum). 
Dagegen galt für die Volksgesetze das formelle 
Publikationsprinzip. Das ist leicht erklärlich. Denn da 
die Bürger, oder wenigstens ein großer Teil derselben, 
an dem Zustandekommen dieser Gesetze mitwirkten, ent- 
fiel die Notwendigkeit, das Inkrafttreten an den Vollzug 
materieller Publikationshandlungen zu knüpfen: Die 
Volksgesetze traten mit dem formellen Akte der renun- 
tiatio, d. h. mit der am Schlüsse des Abstimmungs- 
verfahrens stattfindenden Verkündigung des Volksbe- 
schlusses, in Kraft. Die renuntiatio war also nicht nur 
Promulgation im Sinne der modernen Terminologie, d. h. 
authentische Feststellung, daß ein bestimmter Gesetzes- 
wille zustande gekommen sei, sondern sie war auch 
Publikation des betreffenden Gesetzes. 2 ) Denn dadurch, 
daß der römische Gesetzgeber die Volksgesetze im 
Momente der renuntiatio in Kraft treten ließ, erklärte 
er die Beziehung zwischen sich und der Öffentlich- 
keit, an die er sich im Gesetz wandte, durch diesen 
Akt der renuntiatio hergestellt, seinen Willen der 
Öffentlichkeit gegenüber rechtlich als geäußert. Bei den 
römischen Volksgesetzen fielen also Promul- 
gation und Publikation in einen Akt zusammen. 3 ) 

1 ) Siehe darüber Mommsen, Römisches Staatsrecht, 3. Aufl., 
3 Bde. 1887/8 (in Marquardt— Mommsen, Handbuch der römi- 
schen Altertümer), I. S. 202 ff. 

2 ) Mit scharfem Blick hat dies Mommsen a. a. 0., III. S. 418 , 
erkannt und nennt daher die renuntiatio eine „Publikationsform". 

3 ) Zum Unterschied von dieser Promulgation im modernen 
Sinne, welche bei den römischen Volksgesetzen mit der Publikation 
in den einen Akt der renuntiatio koinzidierte, gab es im römischen 
Gesetzgebungsverfahren auch eine promulgatio im spezifisch rö- 
misch-rechtlichen Sinne. Das war ein Akt, welcher darin be- 
stand, daß der ein Gesetz beantragende Magistrat den Gesetzentwurf, 

Dr. J. Lukas, Über die Getetzeepublikation. 2 



I 
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Neben diesem in der renuntiatio, also in der Promul- 
gation, gelegenen formellen Publikationsakte wurden 
wohl auch materielle Publikationshandlungen vollzogen: 
Hierher gehörte namentlich die Aufstellung der Gesetze 
an einem öffentlichen Orte 1 ), anfänglich nur im Falle 
besonderer Wichtigkeit, seit Cäsar regelmäßig 2 ); ver- 
wendet wurden hierzu weißgetünchte Holztafeln, später 
kupferne Tafeln. 3 ) Auch die Eintragung des Gesetzestextes 
in die jedermann zugänglichen Register des aerarium 
populi Romani, des römischen Staatsarchivs, 4 ) verdient 
an dieser Stelle Erwähnung. Aber all das hatte für das 
Inkrafttreten der Volksgesetze nicht die geringste recht- 
liche Bedeutung. 5 ) Es bleibt daher bei dem eingangs 
aufgestellten Satze, daß für die Volksgesetze das formelle 
Publikationsprinzip maßgebend war. 

Im Laufe der Zeit schwindet der im Gebiete der 
Gesetzespublikation bestehende Gegensatz zwischen den 
Volksgesetzen und den Verordnungen der Magistrate immer 
mehr; denn allmählich wird auch die Publikation der Verord- 
nungen der Magistrate aus einer materiellen zu einer for- 
mellen. Die Ursache dessen liegt in dem allmählichen An- 
wachsen des römischen Staatsgebietes weit über die 
Grenzen der Stadt Rom hinaus. Die Ediktsform, in 
welcher die Verordnungen publiziert wurden, besaß ihren 



zum Zwecke der Information der Bürger, vor der Abstimmung in 
der Volksversammlung, in den Formen des magist ratischen Ediktes 
für die Dauer eines trinum nundinum öffentlich ausstellen ließ. 
Siehe Mommsen a. a. O., III. S. 370f., 375 f. 

J ) Siehe statt aller Mommsen a. a. 0., III. S. 418 f. 

2 ) Liebenow, Die Promulgation, S. 39 f. 

3 ) Mommsen a. a. 0., III. S. 419. 

4 ) Siehe darüber Liebenow a. a. O., S. 39; vgl. .auch 
Mommsen a. a 0., III. S. 418. 

: *) Bezüglich der öffentlichen Aufstellung der Gesetze wird 
dies von Mommsen a. a. 0., III. S. 413, ausdrücklich hervor- 
gehoben. 
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materiellen Publikationscharakter nur solange, als das 
Gebiet der Stadt Rom und das des Staates Rom im großen 
und ganzen zusammenfielen. Als aber das Staatsgebiet 
an Ausdehnung fortwährend zunahm und schließlich große 
Teile des italischen Bodens in sich aufgenommen hatte, 
war es um den materiellen Publikationscharakter der 
edicta magistratuum geschehen: Die Publikation der .ma- 
gistratischen Verordnungen besaß jetzt nur mehr for- 
mellen Charakter, indem dieselbe, obwohl für das ganze 
Staatsgebiet giltig, doch nach wie vor nur in der Stadt 
Rom vorgenommen wurde. 

Damit war im römischen Recht der Grundsatz der 
formellen Publikation zum herrschenden erhoben. 

Derselbe überträgt sich auch auf die römischen 
Kaisergesetze. Über die Publikation derselben gab es 
keine weiteren Vorschriften.') Grundsatz war, daß die 
rein formelle Publikation, nämlich der öffentliche Aus- 
hang in der Stadt Rom, ausreiche, um ein Gesetz in Kraft 
treten zu lassen. Dies ist in der Literatur auch anerkannt. 
Ob diese in Rom stattgefundene formelle Publikation 
ihre rechtliche Bedeutung für das ganze Welt- 
reich mit allen seinen Provinzen hatte, oder ob sich 
ihr Geltungsbereich bloß auf Italien erstreckte und für 
das Inkrafttreten der Kaisergesetze in den Provinzen die 
formelle Publikation in der Provinzialhauptstadt er- 
forderlich war, dies festzustellen, ist für uns hier füglich 
eine nebensächliche Angelegenheit. Denn auch im letzteren 
Falle bleibt der Grundzug des römischen Publikations- 
systems, nämlich das rein formelle Publikationsprinzip, 
völlig intakt. Immerhin sei aber hervorgehoben, daß aus 
den allerdings zunächst nur für die kaiserlichen Reskripte 



J ) v. Savigny, System des heutigen römischen Rechtes, I, 
1840, S. 125; Schulte, Das kathol. Kirchen-R., I. 1860, S. 82; 
vgl. auch Phillips, Kirchen-ft., V. 1857, S. 83. 
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gemachten Ausführungen Mommsensin der Zeitschrift der 
Savigny -Stiftung für Rechtsgeschichte, XII. 1892, Romanist. 
Abtlg., S. 257 ff., mit ziemlicher Sicherheit der Schluß gezogen 
werden kann, daß der in der Stadt Rom vollzogene formelle 
Publikationsakt vollkommen genügend war, um das betref- 
fende Kaisergesetz für das ganze Gebiet des römischen 
Reiches in Geltungskraft zu setzen. 1 ) Nur dann, wenn ein 
Gesetz es ausdrücklich vorschrieb, war zu seinem Inkraft- 
treten in den Provinzen die formelle Publikation in der Pro- 
vinzialhauptstadt erforderlich. Ein Beispiel hierfür bietet 
die vielerörterte Nov. 66. Unabhängig von diesem in der 
Kaisergesetzgebung eingehaltenen formellen Publika- 
tionsprinzipe entwickelte sich, besonders seit Justinian, 
eine sehr weitgehende materielle Publikation der Kaiser- 
gesetze, wie aus den in vielen solchen Gesetzen enthal- 
tenen Publikationsklauseln hervorgeht 2 ); aber all diesen 
materiellen Publikationshandlungen mangelte die rechtliche 
Relevanz. 3 ) 

In Kraft traten die Kaisergesetze mit dem Tage, an 
welchem der formelle Publikationsakt vollzogen worden 



J ) Siehe auch Phillips a. a. 0., V. S. 83, 86 f., 87 f.; 
Schulte a. a. 0., I. S. 82 f., nur macht letzterer dabei die plau- 
sibel erscheinende Einschränkung, „daß der einzelne Untertan in 
der Provinz erst dann straffällig wurde, wenn in derselben das 
Gesetz publiziert war, außer er habe davon auch vorher Kenntnis 
gehabt". 

2) Siehe Phillips a. a. O., V. S. 83 ff.; vgl. z. B. S. 85f.: 
„Indem er (Justinian) seinen gesetzgebenden Willen durch Über- 
sendung der Konstitution an den praefectus praetorio, namentlich 
an den pr. pr. Orientis kundgab, um sie durch öffentlichen An- 
schlag an den üblichen Orten in der Hauptstadt zu promulgieren, 
verband er damit den Auftrag, jene Beamten sollten nun auch 
durch eigene Ausschreiben (programmata) das neue Gesetz an die 
rectores provinciarum und durch diese wiederum an die städtischen 
Magistrate zur allgemeinen Bekanntmachung gelangen lassen. " 

3) Phillips a. a. O., V. S. 86 f. 
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war. l ) Überhaupt war es Grundsatz des römischen Rechtes, 
daß die Gesetze sofort nach ihrer Publikation Geltungs- 
kraft erlangten. 2 ) Eine Ausnahme bildeten nur jene Fälle, 
in welchen ein Gesetz ausdrücklich eine Frist für den 
Eintritt der materiellen Gesetzeskraft festsetzte. So 
z. B. trifft die Nov. 66 die Anordnung, daß künftighin 
die auf Testamente bezüglichen Gesetze erst zwei Monate 
nach ihrer Insinuation an die Behörden der Hauptstadt 
des Reiches, respektive an jene der einzelnen Provinzen, 
und der sich unmittelbar daran schließenden Publikation 
in der betreffenden Hauptstadt, Geltungskraft erlangen 
sollten. Die Nov. 66 ist für die spätere Rechtsentwicklung 
insofern von Bedeutung gewesen, als im Mittelalter, bis 
in die Neuzeit hinein, vielfach die Anschauung vertreten 
wird, diese Novelle habe jene Frist von zwei Monaten 
grundsätzlich für alle Gesetze aufgestellt, 3 ) während sie 
in Wirklichkeit doch nur für den konkreten Ausnahms- 
fall gedacht war. 4 ) 

Überblicken wir die im römischen Reiche herrschen- 
den Publikationsverhältnisse, so kommen wir zu dem 
Ergebnisse, daß das römische Recht vollständig 
durchdrungen ist von der Idee des formellen 
Publikationsprinzipes. Diese Tatsache läßt sich nur 

!) Phillips a. a. O., V. S. 86 f.; vgl. auch Dalloz, Juris- 
prudence, XVIII. S. 531 Nr. 8; Repertoire, XXX. S. 73 Nr. 132. 

2) v. Glück, Ausführliche Erläuterung der Pandekten, 2. Aufl., 
I. 1847, S. 132 f.; Merlin, Repertoire, VII. S. 535; Puchta, Pan- 
dekten, 11. Aufl., besorgt von Rudorff, 1872, S. 169; Mühlen- 
bruch, Lehrb. d. Pand -R., 3. Aufl., I. 1839, S. 11«: Schulte a. a. 0., 
I. S. 83, und viele andere. 

3 ) Literaturangaben bei v. Glück a. a. 0., I. S. 132 Anm. 48; 
vgl. auch Merlin a. a. O., VII. S. 535. 

4 ) v. Glück a. a. 0.; Merlin a. a. 0.; Puchta a. a. 0., 
S. 169 b ; Schulte a. a. O., I. S. 83 f. Vgl. auch Dalloz, Juris- 
prudence, XVIII. S. 531 Nr. 8; Repertoire, XXX. S. 73 Nr. 132; 
Phillips a. a. O., V. S. 87 f. 
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historisch erklären. Wie schon erwähnt, ist der Ausgangs- 
punkt der Publikation der römischen Kaisergesetze das 
Ediktalverfahren für die Verordnungen der republikani- 
schen Magistrate. Ursprünglich war diese Publikations- 
form bei dem hervorragenden politischen Sinn der Römer 
auch die zur Verbreitung der Gesetzeskenntnis am besten 
geeignete, da Stadt Rom und Staat Rom identische 
Begriffe waren und daher die Publikation in Form des 
Ediktes einen streng materiellen Charakter besaß. Als 
sich nun im Laufe der Zeit immer mehr Gebiet um die 
siegreiche Stadt lagerte, behielt diese die Stellung des 
herrschenden Gemeinwesens im Staate, und infolge 
dessen blieb die Vorstellung bestehen, daß alles, was in 
der Stadt Rom sich vollziehe, gleichzeitig auch für den 
ganzen Staat sich vollziehe. Im speziellen auf die Ge- 
setzespublikation angewendet, führte dies zu dem Rechts- 
satze, daß durch die Publikation in der Stadt Rom das 
Gesetz für den ganzen römischen Staat rechtsgültig publi- 
ziert sei, also zum formellen Publikationsprinzipe. Das 
im römischen Rechte geltende formelle Publi- 
kationsprinzip ist mithin eine Äußerung der Herr- 
schaft der Stadt Rom über den Staat Rom, ein 
Produkt der in Rom herrschenden staatsrecht- 
lichen und politischen Zustände. 1 ) 

In dieser Beziehung muß das römisch-rechtliche 
formelle Publikationsprinzip mit zwei anderen Erschei- 
nungen des römischen Rechtes auf ein und dieselbe Stufe 
gestellt werden, in welchen die Idee der Herrschaft der 
Stadt Rom über den Staat Rom ebenfalls zu deutlichstem 



*) Diese historische Entwicklung des formellen Publikations- 
prinzipes bezieht sich aber nach dem Gesagten nur auf die Reichs- 
gesetze. Hinsichtlich der Verordnungen der ProvinzialbehÖr- 
den galt möglicherweise das materielle Publikationsprinzip. Vgl. 
die Mitteilungen von Wen g er, Papyrusforschung und Rechts- 
wissenschaft, 1903, S. 53 Anm. 18. 
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Ausdrucke gelangt Einerseits ist die Tatsache zu 
nennen, daß das römische Recht kein Staatsbürgertum, 
sondern nur ein Stadtbürgertum kennt (Verleihung des 
„römischen Bürger rechtes'' an auswärtige Gemeinden); 
erst als in der späteren Kaiserzeit die Idee des herr- 
schenden Gemeinwesens im Staate der Idee des absoluten 
Monarchentums weicht, ist die notwendige Folge die, daß 
das Stadtbürgertum in ein Staatsbürgertum übergeht; 
ja bereits die unter Caracalla erfolgte Verleihung des 
römischen Bürgerrechtes an alle freien Bewohner des 
Reiches steht im Zeichen dieser Entwicklung. Anderer- 
seits äußert sich die Herrschaft der Stadt über den Staat 
auch in der Aufteilung des italischen Bodens auf die 35 
römischen Tribus; denn dieser Vorgang bedeutet nichts 
mehr und nichts weniger als die Fiktion, daß der italische 
Boden Gemeindeflur der Stadt Rom sei. 

§ 6. Das kanonische Recht. 

Das kanonische Recht knüpft, wie zu erwarten, an 
das römische Recht an l ) : Auch für die uns hier ausschließ- 
lich interessierenden päpstlichen Verordnungen gilt 
das formelle Publikationsprinzip. Zwar gibt es, wie im 
römischen, so auch im kanonischen Recht keine aus- 
drückliche Vorschrift über die Form der Publikation, 
sondern ist es dem freien Ermessen des Papstes anheim- 
gestellt, von welchen Publikationshandlungen er das 
Inkrafttreten der päpstlichen Verordnungen abhängig 
machen will 2 ); jedoch vermöge einer Jahrhunderte langen 



i) Vgl. Phillips a. a. O., V. S. 88 f. 

*) Phillips a. a. 0., V. S. 64, 90; Schulte a. a. O., I. 
S. 82, 84, vgl. überhaupt S. 77 ff.; Richter, Lehrbuch des katholi- 
schen und evangelischen Kirchenrechts, 8. Aufl., bearbeitet von 
Dove und Kahl, 1886, S. 673; Hinschius, Das Kirchenrecht der 
Katholiken und Protestanten in Deutschland, III. 1883, S. 779; 
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Praxis, unterstützt durch zahlreiche für den Einzelfall ge- 
gebene päpstliche Publikationsanordnungen, hat sich der 
gewohnheitsrechtliche Satz gebildet: Um ein päpstliches 
Gesetz für das ganze Gebiet seines Geltungs- 
bereiches in Kraft treten zu lassen, ist es, falls über 
die Art der Publikation nicht ausdrücklich etwas anderes 
angeordnet ist, vollkommen ausreichend, daß der betref- 
fende päpstliche Erlaß in der Stadt Rom auf herkömm- 
liche Art und Weise publiziert worden ist (promulgatio 
pro urbe et orbe). 1 ) Am deutlichsten kommt diese regel- 
mäßige Form der päpstlichen Gesetzespublikation zum Aus- 
druck in der Bulle Benedictus Deus: „Ut haec autem ad 
omnium notitiam perveniant, neve quis excusatione ignora- 
tionis uti possit: volumus et mandamus, ut hae litterae per 
aliquos curiae nostrae cursores in basilica vaticana prin- 
cipis Apostolorum et in ecclesia Lateranensi tunc quum 
in eis populus, ut missarum solennibus intersit, congregari 
solet, palam et clara voce recitentur, et, postquam recitatae 
fuerint, ad valvas earum ecclesiarum, itemque cancellariae 
apostolicae, et in loco solito Campi Florae affigantur, 
ibique, ut legi et omnibus innotescere possint. aliquan- 
tisper relinquantur."*) Hinsichtlich des Zeitpunktes des 
Inkrafttretens hat sich im kanonischen Rechte der Grund- 
satz herausentwickelt, daß mangels einer anderweitigen 
Verfügung zwischen dem formellen Publikationsakte und 
dem Inkrafttreten der päpstlichen Gesetze ein zweimonat- 



Frantz, Lehrbuch des Kirchenrechts, 2. Aufl. 1892, S. 170; Fried- 
berg, Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchen rechts, 

4. Aufl. 1895, S. 249. 

*) Phillips a. a. 0., V. $ 205, namentlich auch S. 88 f.; 
Schulte a. a. 0., I. S. 80 ff., insbesondere S. 84; Hinschius a. a. 
O., III. S. 775 ff.; Frantz a. a. O., S. 170: Friedberg a. a. O., 

5. 249. Richter a. a. O., S. 513 f.. spricht zwar de lege ferenda 
dagegen, gibt aber zu, daß es der „römische Standpunkt" sei. 

2 ) Vgl. dazu auch Schulte a. a. O.. I. S. 80 Anm. 20. 
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liches spatium liegen müsse 1 ); man glaubte infolge der 
bereits S. 21 erwähnten mißverständlichen Interpretation 
der Nov. 66, hiermit einen römisch-rechtlichen Grundsatz 
in das kanonische Recht eingeführt zu haben. 

Dieses formelle Publikationsprinzip hat aber im kano- 
nischen Rechte nicht ausschließliche, sondern nur sub- 
sidiäre Bedeutung; während des auf den formellen Publi- 
kationsakt folgenden zweimonatlichen spatium gilt nämlich 
das materielle Publikationsprinzip: Die päpstlichen Ge- 
setze erhalten „für den, welchem die gewählte Publikation 
. . . die unmittelbare Kenntnis des Gesetzes verschaffen 
kann", sofort nach dem Vollzuge dieser materiellen 
Publikationshandlungen verbindliche Kraft 2 ) Erst wenn 
die erwähnte zweimonatliche Frist abgelaufen ist, tritt das 
Gesetz unbedingt in Kraft, ohne Rücksicht darauf, ob eine 
materielle Publikation stattgefunden hat oder nicht, erst 
dann also kommt das formelle Publikationsprinzip zu 
Ehren. Einen derartigen, das sofortige Inkrafttreten des 
Gesetzes bewirkenden materiellen Publikationseffekt be- 
sitzt vor allem die promulgatio pro urbe et orbe selbst, aber 
selbstredend nur in beschränktem Umfange, nämlich lediglich 
für das Gebiet der Stadt Rom. Ungleich größere Bedeutung 
haben in dieser Beziehung die materiellen Publikations- 
handlungen der untergeordneten kirchlichen Behörden in 
den einzelnen Diözesen (Verlesung von der Kanzel herab, 
Anschlag an den Kirchentüren u. dgl.). Die Verpflichtung 
des Klerus zur Vornahme solcher materieller Publikations- 
handlungen ist nicht nur in einzelnen päpstlichen Gesetzen 
für den konkreten Fall ausdrücklich ausgesprochen, 3 ) son- 
dern besteht generell für alle päpstlichen Verordnungen. 4 ) 

!) Schulte a. a. O., I. S. 85; Richter a. a. 0., S. 574; 
Frantz a. a. 0., S. 170. A. M. Hinschius a. a. O., III. S. 779 f. 

2 ) Dies ergibt sich a contrario aus Schulte a. a. O., L 
S. 84 f.; zustimmend Richter a. a. O., S. 574". 

3 ) Beispiele dieser Art bei Phillips a. a. O., V. S. 69 f. 

4 ) Phillips a. a. O., V. S. 90 f. 
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Vollkommen verlassen ist das formelle Publika- 
tionsprinzip bei jenen kirchlichen Gesetzen, für welche 
bestimmt ist, daß ihr Inkrafttreten ausschließlich von 
der Vornahme der materiellen Publikationshandlungen 
abhänge. Von päpstlichen Dekretalen gehört ein Gesetz 
Innozenz' III. hierher, 1 ) das bekannteste Beispiel dieser 
Art jedoch ist das Konzil von Trient, welches die Vor- 
schrift erlassen hat, daß sein Dekret über die Ehe- 
schließung in jeder Pfarrei erst 30 Tage nach dem Tage 
der ersten Publikation in dieser Pfarrei, verbindliche 
Kraft erhalten solle. Aber diese Fälle sind nur Ausnahmen. 
Die Regel ist, daß das formelle Publikationsprinzip in 
der früher erörterten Weise subsidiäre Geltung besitzt. 

§ 7. Das fränkische Recht. 

Den entgegengesetzten Weg, als das römische Recht, 
geht das fränkische. Den Ausgangspunkt haben beide gemein- 
sam: Ganz so wie im römischen, beginnt auch im frän- 
kischen Rechte die Entwicklung damit, daß zum Zustande- 
kommen der Gesetze die Zustimmung des versammelten 
Volkes erforderlich ist, und zwar gilt dies einerseits von den 
leges, soweit dieselben nicht eine bloße Aufzeichnung gel- 
tenden Gewohnheitsrechtes, sondern wirkliche Akte der Ge- 
setzgebung darstellen, andererseits von den capitula legibus 
addenda. 2 ) Sowohl bei den leges, als auch bei den capitula 
legibus addenda fällt die rechtlich relevante Publikation 
mit der Promulgation zusammen, wie überall dort, wo 
die Volksversammlung, Heeresversammlung, am Zustande- 



i) Siehe Phillips a. a. O., V. S. 69. 

2 ) Über diese beiden Arten fränkischer Gesetze vgl. Stobbe, 
Geschichte der deutschen Rechtsquellen, 2 Bde. 1860/4, I. S. 13 ff, 
222 ff.; Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte, 
3. Aufl. 1898, S. 226 f., 251 f.; Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, 
I. 1887, S. 277 f., 286 ff, 378 ff 
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kommen des Gesetzeswillens beteiligt ist. „II devait 
suffire pour la (sc. la loi) rendre obligatoire, de la 
proclamer ä la tete de Tarmee" 1 ). Ursprünglich 
herrscht also im fränkischen Recht, ganz so wie im 
römischen Recht, das formelle Publikationsprinzip. Aber 
während dasselbe im römischen Rechte der Grundzug 
der ganzen Entwicklung bleibt, tendiert die Entwicklung 
im fränkischen Rechte zum materiellen Publikations- 
prinzip: Vermöge der steigenden königlichen Macht tritt 
neben die Volksgesetzgebung immer mehr eine einseitige 
königliche Verordnungsgewalt, bei deren Ausübung im 
besten Falle die Großen des Reiches um ihren Rat be- 
fragt werden, und für diese königlichen Verordnungen 
(capitula per se scribenda 2 ) weiß sich das materielle 
Publikationsprinzip zur Anerkennung zu bringen. Die 
Ursache dieser Erscheinung ist nicht schwer aufzufinden: 
Es fehlen im fränkischen Rechte jene Voraussetzungen, 
welche im römischen Rechte zu gunsten des formellen 
Publikationsprinzipes gewirkt hatten. Vor allem gibt es 
im fränkischen Reiche kein herrschendes städtisches 
Gemeinwesen, welches den Krystallisationspunkt für weitere 
Schichten unterworfenen und beherrschten Gebietes bilden 
würde; eine Folgeerscheinung dieser negativen Tatsache 
ist es, daß der fränkische Herrscher gewöhnlich keine 
feste Residenz besitzt, sondern bald auf dieser, bald auf 
jener Pfalz des Landes seinen Wohnsitz nimmt. Während 
die Gesetzespublikation im römischen Rechte eine Herr- 
schaftsäußerung des führenden städtischen Gemeinwesens 
darstellt und zu diesem Zwecke für sich das formelle 
Publikationsprinzip in Anspruch nimmt, hat sie im frän- 
kischen Recht diese Mission nicht zu erfüllen. Unter 



J ) Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 531 Nr. 9; Repertoire, 
XXX. S. 73 Nr. 133. 

2 ) Stobbe a. a. 0., I. S. 222 f.; Schröder a. a. O., S. 262 ff.; 
Brunner a. a. O., I. S. 278, 380 f. 
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diesen Umständen ist es leicht zu erklären, daJJ bei den 
einseitigen königlichen Erlässen das materielle Publi- 
kationsprinzip in Anwendung gebracht wurde — war ja 
doch für dieselben das formelle Publikationsprinzip 
keine solche Selbstverständlichkeit mehr, wie für die 
Akte der Volksgesetzgebung! 

So findet sich im fränkischen Reich ein für seine Zeit 
sehr ausgebildetes System von materiellen Publikations- 
handlungen vor. Selbe bestanden in der Verlesung des 
Gesetzestextes vor Schöffen und Volk, sowie in den Kir- 
chen. ') Zur Vornahme dieser materiellen Gesetzes- 
publikation waren die comites 2 ) und der Klerus 3 ), seit 
Karl d. Gr. vor allem die missi dominici 4 ) berufen. 

Daß diese materiellen Publikationshandlungen auch 
wirklich die rechtliche Voraussetzung für das Inkraft- 
treten der königlichen Verordnungen war und somit tat- 
sächlich das materielle Publikationsprinzip herrschte, 
dürfte sich wohl aus folgender Publikationsklausel ergeben: 
„Ut missi nostri et unusquisque in suo ministerio haec 
capitula relegi faciant coram populo; et nota sint omnibus, 
ne aliquis excusationem habere possit. Et non prius 
bannum exigant a quoquam homine, donec omni- 
bus haec nota fiant" 5 ). In diesem Sinne ist es auch 

i) Siehe Stobbe a. a. 0„ I. S. 219. Beispiele von Anord- 
nungen solcher Publikationshandlungen in den Capitularien : Mon. 
Germ. Cap., I. S. 307, 334. 

2 ) Mon. Germ. Cap., I. S. 141, 307, IL S. 321, vgl. ferner I. S. 112. 
Siehe auch Stobbe a. a. 0.,'l. S. 219. 

3 ) Mon. Germ. Cap., I. S. 141, 307, II. S. 311. Vgl. auch 
Strobbe a. a. 0., I. S. 219. 

*) Mon. Germ. Cap., L S. 156, 158, 309, 334, II. S. 271, 279, 
280, 291, 297, 321, vgl. auch II. S. 283, 284. Siehe ferner Stobbe 
a. a. 0., I. S. 220 f.; Schröder a. a. O., S. 250; Brunner a. a. 0., 
I. S. 382, II. 1892, S. 196. Gewisse capitula missorum bestehen über- 
haupt nur aus einer Anweisung darüber, was die missi zu publi- 
zieren haben. S. z. B. Mon. Germ. Cap., I. S. 156 f., 158 f. 

a ) Mon. Germ. Cap., I. S. 334. 
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zu verstehen, wenn als Zweck der Publikationshandlungen 
angegeben wird: n Ut cunctis nostra ordinatio et voluntas 
nota fieri possit" 1 ), „ne de ignorantia se excusare valeant" 2 ). 

§ 8. Das deutsche Mittelalter. 

Zwischen der fränkischen Zeit und dem deutschen 
Mittelalter fehlt auf dem Gebiete der Gesetzgebung be- 
kanntlich jede Kontinuität der Entwicklung. 3 ) Dies äußert 
sich im speziellen auch in der Frage der Gesetzespubli- 
kation. Im Gegensatz zum fränkischen Rechte ist in der 
Reichs- und Lande s gesetzgebung des deutschen Mittel- 
alters das formelle Publikationsprinzip das ausschließlich 
herrschende; nur in der städtischen Gesetzgebung 
findet das materielle Publikationsprinzip Anerkennung. 

Grundsatz der mittelalterlichen Reichs- und Landes- 
gesetzgebung ist, daß das Gesetz mit dem rein formellen 
Akte seiner Promulgation in Kraft tritt, sei es, daß diese 
Promulgation in der feierlichen Verlesung der Gesetzes- 
urkunde vor den versammelten Reichs-, beziehungweise 
Landständen, sei es, daß sie (bei einseitigen landesherr- 
lichen Erlässen) einfach in der Ausfertigung der betref- 
fenden Urkunde besteht. 4 ) Promulgation und Publikation 
fanden hier also uno actu statt. Daneben wurden wohl 



>) Mon. Germ. Cap., I. S. 307, II. S. 327. 

2) Mon. Germ. Cap., II. S. 321; vgl. auch I. S. 157, 334. 

:t ) Schröder a. a. 0., S. 636 f. 

4 ) Soweit also Stobbe, Handbuch des deutschen Privat- 
rechts, 2. Aufl., I. 1882, S. 127, die mittelalterlichen Publikations- 
verhältnisse im Auge hat, ist er im Recht, wenn er sagt: „Früher 
konnte man unter Publikation des Gesetzes nicht die allgemein zugäng- 
liche und öffentliche Bekanntmachung, sondern nur die bestimmte 
Erkläruog verstehen, durch welche der Gesetzgeber ausspricht, 
daß die betreffende Norm überall beobachtet und von dem Gericht 
angewandt werden soll." Gleiches gilt von Liebenow, Die Pro- 
mulgation, S. 47: „In staatsrechtlichem Sinne publiziert war das 
Gesetz, wenn ein formelles Gebot dieses Inhalts ergangen war." 
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auch materielle Publikationshandlungen vorgenommen, 
wenngleich dieselben für das Inkrafttreten der Gesetze 
jeder rechtlichen Bedeutung entbehrten. Das Bedürfnis 
nach einer materiellen Gesetzespublikation war also 
augenscheinlich auch im deutschen Mittelalter vorhanden. 
Wenn nun trotzdem das Inkrafttreten der Gesetze nicht 
von dieser materiellen Publikation, sondern nur von 
dem formellen Akte der Promulgation abhängig gemacht 
wurde, so muß das jedenfalls seine guten Gründe ge- 
habt haben. Dieselben liegen in den sozialen und staats- 
rechtlichen Zuständen der ganzen Epoche. 1 ) 

1. Die Reichsgesetzgebung. 

„ Ausgangspunkt" und „ eigentlicher Kern" der deut- 
schen Reichsgesetzgebung des Mittelalters ist bekanntlich 
die Landfriedensgesetzgebung. 2 ) Hier nun gab es 



1 ) Gelegentlich der folgenden Erörterungen möchte ich einem 
allfalligen Mißverständnisse vorgebeugt wissen. Wenn ich den 
Ausdruck „Inkrafttreten der Gesetze" in Beziehung auf die mittel- 
alterlichen Verhältnisse anwende, so soll damit nicht gesagt werden, 
daß das, was heute unter „Inkrafttreten der Gesetze" verstanden 
wird, bereits im Mittelalter existiert habe; denn dazu fehlte es bei 
der feudal-ständischen Gesellschaftsordnung jener Zeit an einer kon- 
zentrierten Staatsgewalt und, als Kehrseite dessen, an einem prompt 
funktionierenden Verwaltungsapparat. So findet sich denn an Stelle 
dessen, was heute die materielle Gesetzeskraft ist, im Mittelalter eine 
sehr unsichere, vielfach von dem guten Willen der beteiligten Faktoren 
abhängige Anwendung des Gesetzes. Wenn ich trotzdem auch bei 
Besprechung der mittelalterlichen Zustände vom „Inkrafttreten der 
Gesetze" spreche, so geschieht das deshalb, weil durch die gleich- 
artige Bezeichnung analoger Erscheinungen die Übersicht- 
lichkeit gefördert werden soll. Ich glaube es getrost dem wissen- 
schaftlichen Verständnis des Lesers überlassen zu können, daß er 
in jedem einzelnen Falle dem Ausdrucke jenen Inhalt zugrunde 
legen wird, der ihm nach der betreffenden in Rede stehenden 
Epoche als selbstverständlich gebührt. 

2 ) Schröder a. a. O., S. 641. 
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eine Publikation überhaupt nicht. Denn das Land- 
friedensgesetz war nicht eine an die Öffentlichkeit ge- 
richtete staatliche Willensäußerung, sondern ein vom 
Könige mit einzelnen Individuen — mochte deren Zahl 
auch noch so groß sein — abgeschlossener Pakt: Der 
König versprach in der betreffenden Landfriedensurkunde, 
der einzelne Untertan in dem Eide, den er leistete, die 
Bestimmungen des Landfriedensgesetzes halten zu wollen; 
so war jedes Landfriedensgesetz nur für diejenigen bin- 
dend, welche es beschworen hatten. 1 ) 

Dagegen war bei den übrigen Reichsgesetzen, 
sofern es sich überhaupt um allgemein verbindliche, 
und nicht um lediglich die Reichsstände verpflichtende 
Normen 2 ) handelte, naturgemäß ein Publikationsakt als 
Voraussetzung für das Inkrafttreten dieser Gesetze er- 
forderlich. Und nicht nur das. Es war auch das Bedürfnis 
vorhanden, daß diese rechtlich relevante Publikation 
nicht in Gestalt eines formellen Publikationsaktes, son- 
dern in Gestalt materieller Publikationshandlungen, 
vollzogen würde. Denn das Zustandekommen dieser 
Reichsgesetze erfolgte in einem für die Größe des 
Reiches ziemlich engen Zirkel, nämlich unter Mit- 
wirkung des Reichstages 3 ). Zur aktiven Teilnahme an 
den Verhandlungen desselben war nur eine beschränkte 
Zahl von Machthabern befugt, 4 ) und auch dieje- 
nigen, welche vermöge der Öffentlichkeit 5 ) der Verhand- 
lungen denselben als passive Teilnehmer anwohnten, 
stellten doch immer nur einen kleinen Bruchteil der 



i) Schröder a. a. 0., S. 645. 

2 ) Diese letzteren wurden den Reichsständen, welche von den 
betreffenden Reichstagsverhandlungen abwesend gewesen waren, 
ad personam insinuiert. 

3 ) Schröder a. a. 0., S. 506, 645. 
*) Schröder a. a. 0., S. 504 f. 

•'•) Schröder a. a. 0. ? S. 505. 
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großen Zahl derer dar, welche den Reichsgesetzen unter- 
worfen waren. Trotzdem wurde die rechtlich relevante 
Publikation einfach in den bloß formellen Akt der 
Promulgation der Reichsgesetze, also in die feierliche 
Verlesung des Reichstagsabschiedes am Schlüsse der 
Tagung, verlegt 1 ); die Gesetze traten sofort nach dieser 
formellen Publikation in Kraft, ohne daß man auf den 
Vollzug von materiellen Publikationshandlungen gewartet 
hätte. Dies geschah deshalb, weil die Mangelhaftigkeit 
der Verkehrs- und sonstigen technischen Verhältnisse, 
sowie die Eigenmächtigkeit der feudalen Gewalten das 
Inkrafttreten der Reichsgesetze auf eine viel zu unsichere 
Basis gestellt hätten, wenn man dieses von materiellen 
Publikationshandlungen abhängig gemacht hätte. Infolge 
dessen entschied man sich lieber für das formelle 
Publikationsprinzip und mochte sich wohl bei der Tat- 
sache beruhigen, daß vermöge der Öffentlichkeit der 
Verhandlungen jedermann zur passiven Teilnahme an 
denselben berechtigt war und sich auf diese Weise die 
Kenntnis N der Reichsgesetze verschaffen konnte. Zwar 
hatten die Reichsstände für die materielle Publikation 
der Reichsgesetze in ihren Territorien Sorge zu tragen, 
aber diese materiellen Publikationshandlungen besaßen für 
das Inkrafttreten der Reichsgesetze keine Bedeutung 2 ); 
ob sie vollzogen wurden oder nicht, war für die Anwend- 
barkeit des betreffenden Reichsgesetzes gleichgültig. 
Daß man damit das Richtige getroffen hatte, beweisen die 

*) Insoweit Liebenow a. a. O., S. 6f> Ö'., zu diesem Resul- 
tate gelangt, ist dessen Ausführungen zuzustimmen. Dagegen sind 
seine bei dieser Gelegenheit gegenüber dem Lab and 'sehen Pro- 
mulgationsbegriffe gemachten polemischen Bemerkungen ganz un- 
gerechtfertigt. Denn die Tatsache, daß in der mittelalterlichen 
deutschen Reichsgesetzgebung die Publikation zeitlich mit dem Akte 
der Promulgation zusammenfiel, ist noch lange kein Beweis dafür, 
daß die Promulgation ein überflüssiger Begriff' sei. 

2) Vgl. Liebenow a. a. O., S. 46 ff'. 
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Tatsachen. Denn wie sah es mit jener rechtlich irrele- 
vanten Publikation der Reichsgesetze aus? Schröder 1 ) gibt 
uns darauf folgende Antwort: „Die Publikation der Reichs- 
gesetze war eine sehr mangelhafte. Vielfach blieben 
sie ganz unbekannt/ 2 ) Wie hätte sich unter solchen 
Umständen eine für das Inkrafttreten der Reichsgesetze 
rechtlich relevante materielle Publikation ausgenommen! 
Angesichts dieses in der mittelalterlichen Reichsgesetz- 
gebung herrschenden formellen Publikationsprinzipes 
finden sich in den mittelalterlichen Reichsgesetzen, im 
Gegensatze zu später, auch keinerlei Publikationsklauseln, 
aus welchen sich eine rechtliche Relevanz von materiellen 
Publikationshandlungen ergeben würde. 8 ) 



i) A. a. 0., S. 647. 

2 ) Vgl. auch Stobbe, Geschichte der deutschen Rechts- 
quellen, I. S. 464 f.; Stobbe, Handbuch des deutschen Privatrechts, 
I. S. 126; Liebenow a. a. 0., S. 42 f. 

3 ) Von dem ganzen hier dargelegten Prinzipe weichen einige 
constitutiones Friderici II. augenfällig ab, indem dieselben Publi- 
kationsklauseln enthalten, welche daraufschließen lassen, daß das In- 
krafttreten der betreffenden Gesetze von materiellen Publikations- 
bandlungen abhängig gedacht gewesen sei. Es sind das die gegen 
die haeretici gerichtete constitutio in basilica beati Petri (Nov. 22), 
erlassen im Jahre 1220, am Tage der Krönung in Rom (Mon. Germ. 
Const., II. S. 106 ff.), die constitutio contra haereticos Lombardiae, 
vom März 1224 (Mon. Germ. Const., II. S. 126 f.) und das edictum 
contra clericos non celebrantes, aus dem Jahre 1247 (Mon. Germ. 
Const., II. 8. 376 f.), welches, wie aus den einleitenden Ausführungen 
von Weiland (a. a. 0., II. S. 376) hervorgeht, hauptsächlich für 
italische Verhältnisse bestimmt war. 

Von diesen constitutiones beziehen sich die beiden zuletzt 
genannten lediglich auf italisch-kirchliche Angelegenheiten, die 
zuerst erwähnte widmet sich ebenfalls nur kirchlichen Fragen und 
ist obendrein am Sitze der römischen Kurie erlassen. Es ist daher 
naheliegend anzunehmen, daß die auffallende Anwendung von 
Publikationsklauseln in diesen constitutiones einfach als ein Über- 
tritt auf den Boden der kanonisch-rechtlichen Publikations- 
grundsätze aufzufassen ist. Deutlich zeigt sich die Richtigkeit dieser 

Dr. J. Lukas, Über die Gesetzespublikation. 3 



— 34 — 

Außer den unter Mitwirkung des Reichstages zu- 
stande kommenden Reichsgesetzen gab es auch noch 
Emanationen der einseitigen kaiserlichen, respektive könig- 
lichen Gesetzgebungsgewalt. Sie gaben sich entweder als 
Privilegien oder als Reichsweistümer *), d. h. als abstrakte 
Urteile des Reichshof gerichtes*). Bei den Privilegien war 
eine Publikation überhaupt ausgeschlossen; das ergibt 
sich aus den weiter unten (S. 37 f.) über die Privilegien in 
der Landesgesetzgebung gemachten Bemerkungen. Die 
Reichsweistümer traten mit dem formellen Akte der 
Urteilsverkündigung in Kraft. Zwar waren diese Urteile 
auch noch einer weiteren Publikation unterworfen, indem 
sie, gemäß des Mainzer Landfriedens von 1235, vom „sunder- 
lichen schriber" des Hofrichters in ein Urteilsbuch ein- 
zutragen waren 3 ); daß aber die materielle Rechtskraft 
der Reichsweistümer von dieser Eintragung abhängig 
gewesen sei, ist nirgends ausgesprochen und um so weniger 
anzunehmen, als diese Eintragung durch das unterge- 
ordnete Organ des Hofgerichtsschreibers ein viel zu 
formloser Akt war, als daß sie mit einer so wichtigen 
konstitutiven Wirkung hätte ausgestattet sein können. 



Annahme bei der constitutio in basilica beati Petri, in welcher 
(Kap. 1 ) das kanonisch-rechtliche spatium von zwei Monaten, inner- 
halb dessen die materiellen Pablikationshandlungen zu vollziehen 
sind, rezipiert ist. (Über dieses zweimonatliche spatium des kanoni- 
schen Rechtes siehe S. 24 f.) Unter solchen Umstanden müssen diese 
drei constitutiones Friderici H. bezüglich der Frage der Gesetzes- 
publikation aus der deutschen Rechtsentwicklung gänzlich aus- 
geschaltet werden. 

i) Schröder a. a. O., S. 646. 

') Schröder a. a. 0., S. 647. 

3 ) „Idem scribet omnes sentencias coram nobis in majoribus 
causis inventas maxime contradictorio iuditio optentas, que vulgo 
dicuntur gesamint urteil, ut in posterum in casibus similibus ambi- 
guitas rescindatnr, expressa terra secundum consuetudinem cuius 
sentenciatum est." Cap. 29 1. c, Mon. Germ. Const., II. S. 24? ; vgl. 
auch versio Germanica, ebenda S. 262. 
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2. Die Landesgesetzgebung. 

Während die mittelalterliche Reichsgesetzgebung aus 
äußeren Gründen von einer rechtlichen Relevanz mate- 
rieller Publikationshandlungen absehen mußte, findet 
sich in der mittelalterlichen Landesgesetzgebung für eine 
Gesetzespublikation überhaupt fast gar kein recht- 
licher Boden. Denn die Aufstellung von allgemein ver- 
bindlichen, sich an die Gesamtheit der Untertanen, also 
an die Öffentlichkeit, wendenden Rechtsvorschriften, 
bei denen es einen rechtlich relevanten Publikationsakt 
hätte geben müssen, war auf ein Minimum reduziert. 1 ) 

Der weitaus größte Teil des geltenden Rechtes be- 
stand aus gewohnheitsrechtlichen Normein; aber auch 
dort, wo sich die landesherrliche Territorialgewalt ver- 
anlaßt sah, die Lebensverhältnisse im Wege von ausdrück- 
lichen Willensäußerungen zu ordnen, geschah dies in 
der Regel nicht durch gesetzgeberische Emanationen, 
die sich an die Öffentlichkeit gewandt und somit eine 
rechtlich relevante Publikation erfordert hätten, sondern 
einerseits durch Privilegien , andererseits durch Einzel- 
verfügungen der landesherrlichen Verwaltung. 

Die Bedeutung der Privilegien war in jener Zeit 
eine ungemein große. Wenn man die Urkunden dieser 
Epoche einer Durchsicht unterwirft, findet man, daß selbst 
jene Angelegenheiten, welchen der moderne Staat seine 
Fürsorge ohne Zweifel im Wege allgemein verbind- 
licher Satzung (Gesetz, Verordnung) angedeihen lassen 
würde, damals fast ausschließlich durch Erteilung von 
Privilegien geregelt wurden. 2 ) Diejenige Einzelperson 



*) Luschin v. Ebengreuth, Österreich. Reichsgeschichte. 
1896, S. 345 f. 

2 ) Beispiele: 

Herzog Rudolf IV. verordnet dto. Graz, 14. März 1363, daß 
um die Stadt Voytsperg eine Meile in der Runde niemand Wein 

3* 
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oder Körperschaft, welche an der Ordnung der ganzen 
Angelegenheit ein individuelles Interesse hatte, erhielt in 
dieser Angelegenheit ein Privilegium, also ein subjektives 
Recht, ihr wurde die Privilegiumsurkunde zugefertigt, 
und ihre Sache war es dann, durch Klage bei Gericht etc. 
dafür Sorge zu tragen, daß der Inhalt dieses staatlichen 
Willensaktes auch wirklich seine Realisierung fände. 
Diese Methode, wichtige Staatsinteressen durch Erteilung 
von Privilegien zu befriedigen und auf solche Weise das 
einheitliche Staatsinteresse in den Hintergrund, das Indi- 
vidualinteresse in den Vordergrund treten zu lassen, 
entspricht der ganzen mittelalterlichen Auffassung vom 
Staate. Das Mittelalter zerreißt den Staat in eine große 
Menge von Korporationen und Einzelpersönlichkeiten, 
ohne um dieselben das Band des einheitlichen Staats- 
interesses zu schlingen. Daraus erklärt es sich, daß die 
normierende Tätigkeit des Staates gerade die Form der 
Privilegiumserteilung so sehr bevorzugt. Erst als seit 



ausschänken soll, mit Ausnahme jener Tabernen, die von altersher 
bestehen. St. L. A. Orig. Pgt. Nr. 2861*. 

Herzog Albrecht von Österreich verordnet dto.Graz, 15. August 
1872, daß die Kaufleute und Krämer, welche in den Städten die 
Kirch- und Markttage zu besuchen pflegen, ihre Tuchwaren nur 
in ganzen Stücken und „vnuerschnitten" verkaufen sollen. St. L. A. 
Cop. Pap. Nr. 3146 d , Abschrift aus dem landschaftl. Privil.-Buch, 
Abtig. II, fol. 196". 

Kaiser Friedrich verordnet dto. Graz, 27. Februar 1457, über 
Silage der Städte und Märkte im Lande Steyr, daß den Kaufleuten 
„auz Obern Landen und FryauT der Handel mit Tuch-, Gewürz- 
waren u. dgl. im Lande Steiermark einzustellen sei. St. L. A. 
Cop. Pap. Nr. 6616. 

Kaiser Friedrich befiehlt dto. Wr. -Neustadt, 2. Mai 1463, daß 
jedermann den Wein in Graz niederzulegen und nicht abseits zu 
verführen habe, wie es die Privilegien der Stadt Graz verlangen. 
St. L. A. Cop. Pap. Nr. 6957 b . 

Alle diese „Verordnungen" haben die Form von Privilegien 
zu gunsten der betreffenden Interessenten. 
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der Rezeption des römischen Rechtes, als des Rechtes 
eines streng einheitlich organisierten Staatswesens, die 
Idee des Einheitsstaates immer mehr Boden gewinnt und 
eine fortwährend zunehmende Stärkung der landesherr- 
lichen Gewalt Platz greift, da beginnen die Privilegien 
an Bedeutung zu verlieren und machen allmählich den 
gleichmäßig an alle Staatsuntertanen sich wendenden 
landesherrlichen Verordnungen Platz. Die allgemein ver- 
bindliche, sich an die Gesamtheit der Staatsuntertanen 
wendende staatliche Norm ist nämlich so recht der Aus- 
druck für die Idee der einheitlichen Staatsgewalt, des 
einheitlichen Staatsinteresses. Es ist zwar selbstverständ- 
lich, daß jedes Staatsgesetz auch heute noch das Resultat 
wirtschaftlicher und sozialer Kämpfe von Interessen- 
gruppen im Staate darstellt — in dieser Beziehung unter- 
scheidet sich der moderne Staat vom mittelalterlichen 
Staat nicht — , aber formal-juristisch kommt diese 
soziale, politische Tatsache im modernen Staatsgesetz 
nicht zum Ausdruck, juristisch stellt sich dessen Inhalt 
vielmehr als eine im staatlichen Gemeininteresse ge- 
troffene Anordnung dar, der Individualinteressen wird 
dabei offiziell gar nicht oder höchstens nur in zweiter 
Linie gedacht. Dem gegenüber tritt beim Privilegium das 
Individualinteresse auch juristisch in den Vordergrund, 
und das ist die Ursache, weshalb, wie schon erwähnt, der 
mittelalterliche Staat so eifrig in Erteilung von Privilegien 
arbeitet, und weshalb diese Tätigkeit erst seit dem Auf- 
kommen der einheitlichen Staatsidee einer einheitlichen 
Gesetzgebung weicht. 

Die Privilegien wandten sich nicht an die Öffent- 
lichkeit. Daher gab es bei denselben auch keine Publi- 
kation. Der Privilegiumsinhaber erhielt die Privilegiums- 
urkunde zugefertigt; wenn ihn dann jemand in dem Ge- 
nüsse seines Rechtes stören wollte, so wies der Privilegiums- 
inhaber diesem die Urkunde vor und konnte, falls solches 
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keine Wirkung hatte, sich an die Gerichte um Hilfe wenden. 
Demgemäß ist auch die Eingangsformel der Privilegiums- 
urkunden derart abgefaßt, daß sich der Aussteller der Ur- 
kunde an alle wendet, „denen dieser Brief gezeigt wird" *). 

Was an mittelalterlicher Staatsverwaltung neben 
diesen Privilegien noch übrig bleibt, sind fast ausschließ- 
lich Einzelverfügungen der staatlichen Verwal- 
tung. Auch diese richten sich, eben weil sie nur einen 
konkreten Fall regeln, nicht an die Öffentlichkeit. Es 
bedarf daher auch bei ihnen keiner Publikation. Be- 
fehle des Landesherrn an seine Pfleger, an Richter, Rat 
und Bürgerschaft einer Stadt sind Beispiele solcher Art. 
Diese Technik, in der staatlichen Verwaltung statt der 
Erlassung abstrakter Verordnungen sich mit konkreten 
Einzelakten zu begnügen, erklärt sich aus dem geringen 
Umfange der mittelalterlichen Staatsverwaltung. Die pri- 
mitive, um nicht zu sagen patriarchalische Beschaffen- 
heit derselben ermöglichte ein solches Vorgehen, das den 
komplizierten Verhältnissen des modernen Staates natur- 
gemäß nicht mehr entsprechen kann. 

Gewohnheitsrecht, Privilegien, konkrete Verwaltungs- 
verfügungen: In diesen Formen spielt sich im großen 
und ganzen das Rechtsleben des mittelalterlichen Terri- 
toriums ab. Dazu kommt noch, daß auch die Landesgesetz- 
gebung ihren Ausgangspunkt von der Landfriedens- 



') Daß diese Eingangsformel wirklich in dem erwähnten 
Sinne zu verstehen ist, möge folgender Fall zeigen, der zwar keine 
Privilegiumserteilung betrifft, aber in der uns hier interessierenden 
Beziehung analog geartet ist: Die Äbtissin Gertrud von Göss be- 
fiehlt, dto. Göss, 27. Mai 1S71, daß ihre Holden von Rotenman 
und oberthalb Jaeclein dem Smid im Donrespach als ihrem Amt- 
mann gehorsam sein sollen; am Schlüsse dieser Verfügung nun beißt 
es: „. . . . vnd welher daz nicht taet, dem zcaig den prief, tuet 
erz dan nicht, so wein wir denselbn pezzern an leib vnd an guet." 
St. L. A. Orig. Pap. Nr. 3108. 
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gesetzgebung nimmt 1 ), in welcher von einer Publikation 
nicht die Rede sein kann (siehe S. 30 f.). Kurz gesagt, für 
gesetzgeberische Willensakte, die sich an die Gesamtheit 
der Untertanen, an die Öffentlichkeit, wandten und somit 
einen Publikationsakt erforderten, war sehr wenig Raum 
vorhanden. 

Soweit nun aber letztere wirklich vorkamen, waren 
sie entweder Gesetze, die unter der Mitwirkung der Land- 
stände erlassen wurden, oder einseitige Verordnungen der 
landesherrlichen Gewalt. In dem einen wie in dem andern 
Falle galt grundsätzlich das formelle Publikationsprinzip: 
Die bloße Promulgation des Gesetzes, sei es durch feier- 
liche Verlesung der Gesetzesurkunde vor den versammelten 
Landständen, sei es durch Ausfertigung der Gesetzes- 
urkunde, war hinreichend, um das Gesetz in Kraft treten 
zu lassen. Allerdings wurden daneben vielfach auch mate- 
rielle Publikationshandlungen vorgenommen, wie sich 
dies schon aus einem Blick auf die gleichzeitigen kirch- 
lichen Verhältnisse ergibt; aber rechtlich waren sie be- 
deutungslos. Das zeigt sich am besten darin, daß in 
den Urkunden der mittelalterlichen Landesgesetzgebung 
Publikationsklauseln fast immer fehlen, und daß, wenn 
ausnahmsweise einmal eine Publikation angeordnet wird, 
die Idee einer rechtlichen Relevanz dieser Publikation 
in keiner Weise zum Ausdruck kommt. Und doch hätte, 
insbesondere bei den einseitigen landesherrlichen Ver- 
ordnungen, gewiß das Bedürfnis vorhanden sein müssen, 
deren Geltungskraft von dem Vollzuge materieller 
Publikationshandlungen abhängig zu machen ! Allein solche 
einseitige landesherrliche Verordnungen spielten ja nur 
eine verschwindendeRolle. Und sollte wirklich einmal 
ein einseitiger landesherrlicher Gesetzgebungsakt vor- 
gekommen sein und das Bewußtsein wachgerufen haben, 



l ) Schröder, Lehrb. d. deutschen Rechtsgesch., S. 660 ff. 
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daß derselbe eigentlich nicht in Kraft treten sollte, ehe 
nicht seine materielle Publikation im Lande erfolgt sei, 
so waren solche exzeptionelle Fälle wohl kaum imstande, 
dieses Bedürfnis zu einem festen Rechtssatze zu verdichten. 
Wohl mochte der Richter, wenn in einem solchen Falle 
die materielle Publikation in einem Teile des Landes 
unterlassen worden war, den Einwand der unterlassenen 
Publikation als stichhältig gelten gelassen haben, aber 
jedenfalls tat er dies nicht in Anwendung eines festen 
Rechtssatzes, der den Vollzug von materiellen Publi- 
kationshandlungen zur Voraussetzung für das Inkraft- 
treten solcher Gesetze erklärt hätte, sondern einfach in 
der Weise, daß er einem Gebote der Billigkeit Rechnung 
trug, die ja im mittelalterlichen Rechtsleben überhaupt 
ein große Rolle spielt. 

3. Die städtische Gesetzgebung. 

Bekanntlich fiel die städtisch-autonome Gesetzgebung 
in die Kompetenz eines kollegialen Organes, des Stadt- 
rates. 1 ) Die dort beschlossenen Gesetze trug man dann 
in die öffentlichen Stadtbücher ein. 2 ) Dieser Eintrag in 
die Stadtbücher hatte bei der relativen Kleinheit der 
städtischen Gemeinwesen natürlich den Charakter eines 
materiellen Publikationsaktes. 

Ich glaube nun annehmen zu dürfen, daß dieser 
materielle Publikationsakt die Voraussetzung für das In- 
krafttreten der städtischen Gesetze gebildet habe und 
daher hier das materielle Publikationsprinzip geltend 
gewesen sei. 

Ich schließe das aus dem ganzen Charakter der 
Stadtbücher, welche — das zeigt sich namentlich aus 



*) Schröder a. a. O., S. 628. 
2 ) Schröder a. a. O., S. 667. 
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ihrer Bedeutung für die Akte der freiwilligen Gerichts- 
barkeit — allgemein die Entwicklung vom Deklaratorischen 
zum Konstitutiven aufweisen. 1 ) Ja noch mehr : Die Tatsache, 
daß die Eintragung von Akten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit in die Stadtbücher schon im 15. Jahrhundert 
mitunter als Perfektionsakt angesehen wurde 1 ), läßt die 
Annahme ziemlich naheliegend erscheinen, daß derselbe 
Grundsatz bei den doch ungleich wichtigeren Akten der 
Gesetzgebung schon lange früher gehandhabt worden ist. 
Außer dieser Publikation durch Eintragung in die 
Stadtbücher gab es noch eine Publikation durch Ver- 
lesung der städtischen Gesetze an bestimmten öffentlichen 
Plätzen. Es ist aber kein Anhaltspunkt für die Annahme 
vorhanden, daß diesen Publikationshandlungen irgend eine 
rechtliche Relevanz zugekommen sei. 

§ 9. Die weitere Entwicklung in Deutschland bis zum 
Ende des 18. Jahrhundertes. 

Auf dem Gebiete der Gesetzespublikation vollzieht sich 
in Deutschland während des Überganges vom Mittelalter 
zur Neuzeit ein gewaltiger Umschwung. Während der 
Grundzug der mittelalterlichen Gesetzgebung dahin geht, 
die rechtlich relevante Publikation mit der Promulgation 
zeitlich zusammenfallen zu lassen, greift jetzt die 
Rechtsanschauung platz, daß zum Inkrafttreten der Ge- 
setze nicht mehr der bloße Akt der Promulgation aus- 
reichend sei, sondern daß zu demselben noch Publi- 
kationshandlungen hinzutreten müssen, die zeitlich über 
den Publikationsakt hinausgehen. Äußerlich kommt diese 
Änderung dadurch zum Ausdruck, daß nunmehr in den 
Gesetzen immer häufiger Publikationsklauseln auftauchen 
und schließlich die Regel bilden. Ja man kann geradezu 
sagen: Für das mittelalterliche Gesetz ist das Fehlen, 



*) Schröder a. a. O., S. 691. 
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für das Gesetz der Neuzeit das Vorhandensein einer 
Publikationsklausel typisch. In dieser Tatsache spiegelt 
sich der große Gegensatz zwischen Mittelalter und Neu- 
zeit auf dem Gebiete der Gesetzespublikation in Deutsch- 
land so recht getreu wieder. 

Auf diesen Übergang von den Publikationsgrund- 
sätzen des Mittelalters zu jenen der Neuzeit ist die Re- 
zeption des römischen Rechtes von entscheidender 
Einwirkung gewesen. 

Die Rezeption des römischen Rechtes in Deutsch- 
land, ein in seinen tiefliegenden sozialen, wirtschaft- 
lichen und rechtlichen Ursachen und Wirkungen bis 
zum heutigen Tag m. E. noch nicht völlig aufgeklärter 
großartiger Prozeß, ist auch auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechtes von ungeheurer Tragweite gewesen: 
Die beginnende Erstarkung der Landeshoheit und die 
damit im Zusammenhang stehende ganze weitere staats- 
rechtliche Entwicklung in Deutschland, sie wurden — 
zum mindesten in ungemein mächtiger Weise gefördert 
durch ein Rechtssystem, dessen Geiste eine einheitlich 
organisierte Staatsgewalt entsprach, mit einem absoluten 
Monarchen an der Spitze. Die mittelalterliche Staatsan- 
schauung schwindet, die Idee des einheitlichen Staats- 
wesens beginnt festen Boden zu gewinnen. Diese geän- 
derte Staatsauffassung äußert sich insbesondere auch 
auf dem Gebiete der staatlichen Verwaltung. Die Idee 
des einheitlichen Staatswesens läßt den Umfang staat- 
licher Verwaltungsaufgaben intensiv und extensiv rasch 
anwachsen, und infolge dessen ist es fürderhin ein Ding 
der physischen Unmöglichkeit, die staatliche Verwaltung 
vermittelst konkreter Einzel Verfügungen in erschöpfen- 
der Weise zu besorgen; an die Stelle derselben tritt die 
abstrakte Verordnung. Auch die mittelalterliche Privi- 
legien Wirtschaft beginnt vermöge der immer mächtiger 
werdenden Idee eines einheitlichen Staatsinteresses all- 
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mählich der einheitlichen Staatsgesetzgebung Platz zu 
machen. Vor allem aber wird durch die Rezeption des 
römischen als des „geschriebenen" Rechtes das Ge- 
wohnheitsrecht in den Hintergrund gedrängt, das 
Gesetzesrecht tritt an die erste Stelle. So sehen wir im 
Zeitalter der Rezeption des römischen Rechtes eine immer 
mehr sich steigernde staatliche Gesetzgebungstätigkeit 
sich entfalten, und es ist nicht uninteressant zu beobachten, 
wie in dieser Zeit die mittelalterlichen Privilegien und 
Einzelverfügungen der staatlichen Verwaltung, scheinbar 
ganz unvermittelt einen gewaltigen Konkurrenten in Ge- 
stalt des einheitlichen staatlichen Gesetzgebungsaktes be- 
kommen und schließlich diesem Rivalen unterliegen 
müssen. 

Es ist begreiflich, daß durch diese tief einschnei- 
denden Änderungen auf dem Gebiete der Gesetzgebung 
zu Ende des Mittelalters, das bisherige Zusammenfallen 
der Publikation mit der Promulgation unerträglich wurde. 

Andererseits waren nunmehr auch die äußeren Ver- 
hältnisse darnach angetan, daß man bei Festsetzung der 
rechtlich relevanten Gesetzespublikation auf Publikations- 
handlungen greifen konnte, die über die bloße Promul- 
gation hinausgingen: Die allmähliche Überwindung 
der feudalen Gewalten und die damit Hand in Hand 
gehende Zentralisierung der Staatsgewalt in den landes- 
herrlichen Territorien beseitigten die Hindernisse, welche 
bisher dem geregelten und prompt vor sich gehenden 
Vollzuge einer den Rahmen der bloßen Promulgation 
überschreitenden Gesetzespublikation im Wege gestanden 
waren, und die Erfindung der Buchdruckerkunst ge- 
währte den bei einer solchen Publikation notwendigen 
technischen Manipulationen eine wesentliche Vereinfachung 
und Erleichterung. 

Und nun, nachdem so der Boden für eine Änderung 
in den bestehenden Publikationsverhältnissen vorbereitet 
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war, tritt die Reaktion ein, aus dem einen Extrem 
gerät man ins andere: Hatte im Mittelalter die rechtlich 
relevante Gesetzespublikation einfach in dem Promul- 
gationsakte bestanden, so erklärt man jetzt: Eine Publi- 
kation, die bloß in dem Akte der Promulgation 
besteht, ist überhaupt keine Publikation, es ge- 
hört zum Wesen der Publikation, daß außer der 
einfachen Promulgation noch darüber hinaus- 
gehende Publikationshandlungen stattfinden. 

Damit war — im Gegensatz zum Publikations- 
begriff der Theorie, wie er im § 1 entwickelt worden 
ist — ein neuer Publikationsbegriff geschaffen. 

Während der Publikationsbegriff der Theorie 
grundsätzlich auch mit einem zeitlichen Zusammen- 
fallen von Promulgation und Publikation in Einklang 
zu bringen ist, schließt dieser neue Publikations- 
begriff die Promulgation aus der Publikation völlig 
aus. Der Publikationsbegriff der Theorie ist rein for- 
maler Natur, er bedeutet in ganz farbloser Weise die 
bei jedem Gesetze in irgend einer Weise stattfindende 
Willensäußerung des Gesetzgebers gegenüber der Öffent- 
lichkeit. Dem gegenüber aber wird jetzt in den Publi- 
kationsbegriff ein positiver Inhalt hineingelegt. Der 
Satz „ohne Publikation kein Inkrafttreten der Gesetze n 
bedeutet nun keine Selbstverständlichkeit mehr, sondern 
enthält als Rückwirkung auf die mangelhaften mittelalter- 
lichen Publikationsverhältnisse ein bestimmtes positives 
Programm; die Publikation in diesem neuen, qualifi- 
zierten Sinne kann auch fehlen und das betreffende 
Gesetz dennoch in Kraft treten. 

Und dieser neue, qualifizierte Publikationsbegriff 
beherrscht bis zum heutigen Tage Gesetzgebung und Lite- 
ratur! So bedeutet auch der in vielen deutschen Verfas- 
sungen enthaltene Satz, daß zum Inkrafttreten der Gesetze 
deren Publikation erforderlich sei, nicht etwa die triviale 
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Selbstverständlichkeit, daß der Gesetzgeber, damit die 
Gesetze Geltungskraft erlangen können, seinen Gesetzes- 
willen in irgend einer Weise geäußert haben müsse, 1 ) 
sondern die positive Forderung, daß, ehe ein Gesetz in 
Kraft treten kann, eine Publikationshandlung vollzogen sein 
muß, die über die bloße Promulgation, über die 
bloße Ausfertigung der Gesetzesurkunde, hinaus- 
geht. Klar ergibt sich das daraus, daß in diesen Gesetzen 
statt des Ausdruckes „ Publikation" vielfach die Worte 
„ Verkündigung" , „ Kundmachung " verwendet werden. 2 ) 

Man kann diesen neuen, qualifizierten Publi- 
kationsbegriff geradezu als den „Publikations- 
begriff der Neuzeit" bezeichnen. 

Mit Hilfe desselben bürgert sich unter dem Schlag- 
worte „ohne Publikation keine materielle Gesetzeskraft" in 
Deutschland seit dem Übergang vom Mittelalter zur Neu- 
zeit der Rechtsgrundsatz ein, daß zum Inkrafttreten der 
Gesetze eine über die bloße Promulgation hinausgehende 
Publikation erforderlich sei. 3 ) 



*) Dieser letzteren Meinung scheint Stobbe, Handbuch des 
deutschen Privatrechts, I. S. 127, zu sein. 

2 ) Für das österr. a. b. G. B. ergibt sich die Richtigkeit 
meiner Argumentation nicht nur aus den Ausfuhrungen von Pfaff- 
Hofmann, Kommentar zum österr. a. b. G. B., I. Bd. 1. Abtlg. 
1877, S. 136, sondern vor allem auch aus v. Zeiller, Kommentar 
über das a. b. G. B., I. 1811, S. 34. 

3 ) In Kohler, Die Carolina und ihre Vorgängerinnen, I. Die 
peinliche Gerichtsordnung Kaiser Karls V., kritisch herausgeg. von 
Kohler-Scheel, 1900, S. LV, wird zwar die Behauptung auf- 
gestellt, daß in der Entstehungszeit der Carolina eine über die 
Promulgation hinausgehende Publikation zur Perfektion der Ge- 
setze nicht erforderlich gewesen sei. Aber gerade das Schicksal 
der Carolina spricht gegen diese Anschauung. Denn bekanntlich 
trat dieses Gesetzbuch nur in jenen Territorien in Geltung, in 
welchen es vom Landesherrn kundgemacht worden war. Vgl. 
hierzu Stobbe, Gesch. d. deutschen Rechtsquellen, II, S. 263. 
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Nunmehr läßt sich der Gegensatz zwischen Mittel- 
alter und Neuzeit in der denkbar schärfsten Weise 
zeichnen: Im Sinne des neuentstandenen Publika- 
tionsbegriffes gab es im deutschen Mittelalter 
überhaupt keine rechtlich relevante Gesetzes- 
publikation; der Satz, daß die Publikation Vor- 
aussetzung für das Inkrafttreten der Gesetze sei, 
gilt in seiner neuen Bedeutung in Deutschland 
erst seit dem Anbruche der neuen Zeit. 

Die neue Richtung kommt in den Werken der ge- 
meinrechtlichen Juristen zu deutlichem Ausdruck: 
Sie alle stellen den Satz auf, daß die Publikation eine 
Voraussetzung für das Inkrafttreten der Gesetze sei, und 
haben dabei eben Publikationshandlungen im Auge, welche 
über die bloße Promulgation hinausgehen. Die Autorität, 
welche man hierbei anruft, ist natürlich das Corpus iuris 
civilis, und das mit Recht, denn gerade das römische Recht 
der Kaiserzeit geht von dem Grundsatze aus, daß zum In- 
krafttreten der kaiserlichen Erlässe eine über die bloße 
Promulgation, Ausfertigung der Gesetzesurkunde, hinaus- 
gehende Publikationshandlung erforderlich sei — mochte 
dieselbe auch nur in dem formellen Akt des öffentlichen 
Aushanges des Gesetzestextes an bestimmten Stellen der 
Stadt Rom bestehen. Namentlich ist es die L. 9 C. 
De legibus et constitutionibus principum et edictis, 1, 14, 
welche bei dieser Gelegenheit angezogen wird: „Leges 
sacratissimae, quae constringunt omnium vitas, intellegi 
ab omnibus debent, ut universi praescripto earum mani- 
festius cognito vel inhibita declinent vel permissa secten- 
tur". 1 ) 



*) Klar ergibt sich diese Tendenz der gemeinrechtlichen Schrift- 
steller, unter Berufung auf 1. 9 C. de leg. et const. principum et 
edictis, 1, 14, eine über die bloße Promulgation hinausgehende 
Publikation als Voraussetzung der materiellen Gesetzeskraft zu ver- 
langen, aus Zoesius, Commentarius, 3. Aufl. 1667. S. 21: „Quarto 
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Unter solchen Umständen darf es uns nicht wunder- 
nehmen, daß der zu neuer Bedeutung gelangte Satz „ohne 
Publikation keine materielle Gesetzeskraft" in zahlreichen 
Reichs- und Landesgesetzen, in der Form von Publikations- 
klauseln, niedergelegt ist. 

Ein Beispiel hierfür ist eine Stelle aus der 
„Kay serlichen Constitution und Satzung, wie Brüder oder 
Schwester Kinder ihres Vatters Bruder oder Schwester 
verlassene Erbschafft unter sich theilen sollen", vom 
23. April 1529: „Damit sich auch der Unwissenheit 
halber dieser Unser Kayserlichen Satzung niemands im 
Entscheiden, Urtheilen, oder sonst entschuldigen mög, so 
wollen Wir hiemit obberührter Churfürsten, Fürsten Prä- 
laten, Graffen, Herrn, Städten und allen andern Unsers 
und des Reichs, geistl. und weltl. Stands, Unterthanen, 
die von Uns und dem Reich, oder im Reich, einige Ober- 
keit und Unterthanen in Lehens oder Eygenthums Weiß 
inhaben, ernstlich gebietend, daß sie diese Unsere Kayserl. 
Satzung hiezwischen und obgemeldtem 1. Tag Aug. zum 



requiritur, lex sit intellecta. Intellegitur per promulgationem, 1. 9 

h. t Ad promulgationem hanc necessaria est propo- 

sitio aliqua externa et sensibilis, ita publice facta, et 
cum tanta temporis latitudine, ut moraliter ad totius 
communitatis notitiam pervenire possit." In demselben 
Sinne auch Kees, Commentarius ad D. Justiniani Institutionum 
imperialium IV libros, I. 1717, S. 23: „Quarto ad legem requiritur 
publica et solennis promulgatio sive scripto, sive per praeconem, 
sive alio modo idoneo facta, 1. 9 C. de leg. . . . ratio, quia lex est 
regula humanorum actuum, quae non dirigit nisi applicetur, appli- 
catur autem per promulgationem, ut obligare nequeat, nisi iis 
sufficienter proposita, quibus fertur, cum ad incognitum nemo 
teneatur . . . ." Nicht minder die Neueren, z. B. v. Savigny, 
System, I. S. 125: „Endlich wird auch noch die Notwendigkeit der 
Bekanntmachung der Gesetze anerkannt, jedoch ohne Bestim- 
mung einer Form für dieselbe, die doch allein praktischen Wert 
haben kann (i). 

(i) L. 9 C. de leg. (1. 14.)'' 
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förderlichsten das jeder thun mag, allen ihren Unterthanen, 
Angehörigen, Landsassen und Hindersassen, öffentlich 
verkünden, und ob einige Oberkeit an Publication und 
offner Verkündigung, hierzwischen und obgemeldtem Tag 
Aug. säumig, oder die dazwischen, oder darnach unter- 
lassen würde, daß nichts destoweniger auf obgenanten 
ersten Tag Augusti, und darnach diese Unsere Kayserl. 
atzung von männiglich für publiciert, geöffnet und ver- 
kündet geacht, auch durch männiglich also getreulich 
gehalten, darnach gericht, und der allenthalben nach* 
kommen werde, ohn einige Verhinderung." 1 ) Hier wird 
die Bestimmung getroffen, daß das Gesetz am 1. August 
auch dann in Kraft zu treten habe, wenn die Publikation 
versäumt worden sein sollte. Aus der besonders nach- 
drücklichen Hervorhebung dieser Bestimmung und aus 
der ganzen Formulierung derselben („nichts desto- 
weniger") ergibt sich, daß sie als Ausnahmsverfü- 
gung und der entgegengesetzte Grundsatz als Regel 
gedacht ist. 2 ) 

Ebenso ist die Eigenschaft der Publikation, Voraus- 
setzung der materiellen Gesetzeskraft zu sein, in der Berg- 



*) R. A. H., S. 301 f. 

2 ) Ein analoger Fall findet sich in dem Begleitschreiben des 
königl. preuß. General-Feld-Kriegs-Kommissariates an alle Collegia, 
Magistrate und Obrigkeiten in Niederschlesien bei Übersendung der 
Avocatorien, vom 14. September 1741 (abgedruckt in der Sammlung 
aller in dem souveränen Herzogtum Schlesien und dessen inkor- 
porierten Grafschaft Glatz .... publizierten und ergangenen Ord- 
nungen, Edikte, Mandate, Reskripte etc., Breslau, I. 1. S. 126 f.): 
„Wobei man noch anzufügen findet, daß im Falle die Publikation 
dieser königlichen Avocatorien verzögert, oder damit wider diese 
Verfügung, und Sr. Königlichen Majestät allerhöchste Intention 
gehandelt werden sollte, man sich . . daran nicht kehren und 
nichtsdestoweniger dem Patent gemäß verfahren . . . 
werde. Man erwartet indessen aus jeder * * * über beschehene 
Publikation binnen 14 Tagen a dato eine gewissenhafte Relation, um 
solche an Sr. Königl. Majestät pflichtschuldigst referieren zu können." 
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Ordnung für die niederösterreichischen Lande, vom 
1. Mai 1553, hervorgehoben, wo am Schlüsse zunächst 
Publikationsvorschriften erteilt werden, worauf es dann 
heißt: „Was aber vor der Zeit solcher Verkündigung In- 
halt voriger Ordnung gehandlet worden, darbey lassen 
Wirs gnädigst verbleiben/ 1 ) Damit ist die Bestimmung 
getroffen, daß dieses Gesetz keine rückwirkende Kraft 
haben solle;, hierbei wird als Zeitpunkt, von welchem 
an, nach rückwärts gerechnet, eine Rückwirkung des Ge- 
setzes in Frage kommen könnte, der Zeitpunkt der Publi- 
kation, und nicht etwa ein früherer Zeitpunkt, genannt, ein 
Beweis, daß man von der Anschauung ausging, daß das 
Gesetz erst in diesem Momente vollkommen perfekt sei. 

Symptomatisch ist ferner die „Politzey-Ordnung, ver- 
ändert und erleutert", vom 29. April 1686, wo im Ein- 
gang mitgeteilt wird, daß der Kaiser „bald nach An- 
trettung Unserer Kayserl. und Lands-Fürstl. Regierung* 
„eine gewisse Politzey-Ordnung ad interinT habe ver- 
fassen lassen, und dann ausdrücklich hervorzuheben für 
gut befunden wird, daß „sich wegen dero Publication 
unter schidliche Incidentzen, und Verhinderung ereignet" 
haben und man infolge dessen diese Politzey-Ordnung „erst 
den 28. Septembris Anno 1671 in öffentlichen Druck ver- 
fertigen, und publiciren lassen" konnte. 2 ) Wenn noch nach 
16 Jahren die Tatsache der verspäteten Publikation be- 
sonders hervorgehoben wird, so muß derselben doch eine 
ganz besondere Bedeutung beigelegt worden sein! 

Nicht minder äußert das neue Schlagwort von der 
„Notwendigkeit der Publikation für das Inkrafttreten der 
Gesetze" seine Wirkung darin, daß die Publikationsklauseln, 
wenn sie ausdrücklich das sofortige Inkrafttreten des be- 
treffenden Gesetzes bestimmen, doch in der Regel den ge~ 



i) C. A. L, S. 200. 
2) C. A. IL, S. 159. 
Dr. J. Lukas, Über die Gesetzetpnblikation. 
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schehenen Publikationsvollzug zur Voraussetzung des Ein- 
trittes der materiellen Gesetzeskraft machen 1 ), und daß 
dort, wo für den Beginn des Inkrafttretens des Gesetzes 
eine bestimmte Frist gesetzt wird, sehr häufig der Ab- 
lauf dieser Frist mit dem Zeitpunkte des Publikations- 
vollzuges seinen Anfang nimmt. 2 ) 



*) Z. B. Patent König Ferdinands, dto. Augsburg, 12. Februar 
1551, die Einführung der vom Kaiser genehmigten, auf den Münz- 
tagen beschlossenen gemainen Müntzordnung betr., St. L.A. Patenten- 
reihe (Dr.). 

Patent König Ferdinands, dto. Wien, 20. April 1551, in Münz- 
angelegenheiten, St. L. A. Patentenreihe (Dr.). 

Patent König Ferdinands, dto. Wien, 12. Juli 1553, betr. die 
neuerliche Verkündigung des Verbotes, Geißvieh in den Schwarz- 
und Hochwäldern der obersteierischen Täler zu halten und über- 
haupt alle Schäden in denselben zu vermeiden, St. L. A. Patenten- 
reihe (Cop. Pap.). 

Kaiserl. Patent vom 19. Juni 1700, Bettlerabschaffung aus 
Wien und Umgebung betr. (C. A. L, S. 210 ff., speziell S. 211); 
A. h. Patent vom 24. Oktober 1777, wegen Verbotlegung und Be- 
schlagnahme der Beamtenbesoldungen (Sammlung der bis zum 
Jahre 1800 erschienenen Patente und Verordnungen der Hofstellen, 
der k. k. n.-ö. Regierung und des k. k. n.-ö. Appellationsgerichtes, 
herausgeg. von Beinhauer, VI. 1845, S. 239 ff., speziell S. 240); 
Königl. preuß. Edikt für Schlesien, vom 16. August 1742, die von Wit- 
wern oder Witwen einzugehenden Ehen betr. (Sammlung preußisch- 
schlesischer Verordnungen etc., 1. 2., S. 169 ff., speziell S. 171); 
Mandat für Schleswig und Holstein, daß an Zinsen nicht mehr als 
6 pro centum zu nehmen, vom 23. Dezember 1597 (Sammlung der 
hauptsächlichsten Schleswig-Holsteinischen gemeinschaftlichen Ver- 
ordnungen, Glückstadt 1773, S. 244 ff., speziell S. 248); und viele andere. 

2 ) Z. B. Patent Erzherzog Ferdinands von Österreich, dto. Wien, 
28. März 1525, betr. Maßregeln gegen das herumziehende Gesindel, 
St. L. A. Patentenreihe (Cop. Pap.). 

Patent König Ferdinands, dto. Ofen, 20. August 1627, ent- 
haltend die Verkündigung des Mandates gegen die Reformation, 
die Wiedertäufer, den Mißbrauch des heiligen Sakramentes u. s. w., 
St. L. A. Patentenreihe (Dr.). 

Patent König Ferdinands, dto. Prag, 18. August 1628, betr. 
das Verbot, in der Grafschaft Tirol selbstfeuerschlagende oder andere 
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Überhaupt läßt das massenhafte Auftreten von 
Publikationsklauseln seit dem Ende des Mittelalters 
darauf schließen, daß in der rechtlichen Bedeutung der 
Oesetzespublikation seit dieser Zeit eine gewaltige Ände- 
rung vor sich gegangen sei: Es wurde bereits Seite 41 f. 
dargelegt, wie auf diese Weise schon äußerlich klar 
zum Ausdruck kommt, daß jener große Wendepunkt in 
der staatsrechtlichen Gestaltung Deutschlands im beson- 
deren auch für die Entwicklung der Gesetzespublikation 
einen Wendepunkt darstellt. — 

Seit dem 18. Jahrhundert ist der Rechtssatz „Ohne 
Publikation keine materielle Gesetzeskraft n nicht nur 
indirekt aus Publikationsklauseln zu entnehmen, sondern 
findet sich in den großen Privatrechtskodifikationen jener 
Zeit auch ausdrücklich formuliert. 1 ) Im Geiste desselben 
sind ferner alle jene Gesetze gehalten, die in Nach- 
ahmung der französischen Einrichtung des Bulletin des 
lois seit dem Anfange des 19. Jahrhunderts die Ein- 
führung und Ausgestaltung von Gesetzblättern als Publi- 
kationsmittel in den einzelnen deutschen Staaten zum 
Gegenstande haben. Endlich hat der erwähnte Rechts- 
satz in den meisten deutschen Verfassungen auf 
irgend eine Weise seinen Ausdruck gefunden, sei es 



Büchsen, sowie Kreuz- und Wurfhacken im Gebirge oder auf den 
Straßen zu tragen, St. L. A. Patentenreihe (Dr.). 

Kaiserl. Patent vom 26* September 1699, Aufschlag auf Fleisch 
im „Land ob der Ennß" betr. (C. A. L, S. 104 ff., speziell S. 104); 
Publikationspatent des Kurfürsten von Sachsen, vom 28. Juli 1622, 
für die Prozeß- und Gerichtsordnung von demselben Datum (mit 
Privileg gedruckt, Dresden 1624); u. a. 

*) Codex Maximilianeus Bavaricus, vom 2. Januar 1756, I. Th. 
1. Cap. § 6; Josefinisches Gesetzbuch, 1. Hauptstück §§ 2, 3; Preuß. 
A. L. R., Einleitung § 10, vgl. auch §§ 12, 15; Bad. L. R, Einleitung 
Satz 1; Österr. a. b. G. B. § 3, vgl. auch §§ 2, 4; Königl. sächs. 
bürg. G. B. § 1; auch das a. b. G. B. für die reichsgefürstete 
Grafschaft Friedberg-Scheer, vom 30. September 1792 (gedruckt zu 

4* 
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direkt 1 ), sei es indirekt 2 ). Naturgemäß haben ihn auch die 
Kommentare und Systeme des deutschen Privat-, Straf- 
und Staatsrechtes sich zu eigen gemacht. 



Regensburg 1792), Einleitung 2. Abs. § 16, mag der Kuriosität 
halber hier Erwähnung finden. 

Im Gegensatz hierzu steht Art. 1 des Code civil (vgl. S. 96 ff.)- 
*) Verf. des Deutschen Reiches vom 28. März 1849, § 65, vgl. 
auch § 80; Entwürfe der sg. Erfurter Unionsverfassung, § 62, vgl. 
auch § 78; Verf. d. nordd. Bundes, Art. 2, vgl. auch Art. 17; R. V. 
Art. 2, vgl. auch Art. 17; Preuß. Verf. Art. 106, vgl. auch Art. 46; 
Hannov. G. G. vom 26. Sept. 1833, § 8 Abs. 2, § 89 Abs. 1 (vgl. 
auch Abs. 2), Landesverf.-G. vom 6. August 1840, § 7, § 123 
Abs. 1 (vgl. auch Abs. 3), G. vom 5. Sept. 1848, verschiedene 
Änderungen des Landesverf.-G. betr., § 73 Abs. 1 (vgl. auch 
Abs. 2), Königl. Verordnung vom 1. August 1865, betr. Publi- 
kation des Bundesbeschlusses vom 19. April 1855 wegen Abände- 
rung des Verfassungsgesetzes von 1848, sowie Ausführung dieses 
Bundesbeschlusses, bezw. des Bundesbeschlusses vom 12. April 1855, 
§ 4 Abs. 2 (vgl. auch Abs. 4), vgl. ferner die Königl. Erklärung 
vom 17. Januar 1840, die unmangelhafte Befolgung der Gesetze 
und Verordnungen betr., und die landesherrL Bekanntmachung 
mehrerer Präjudizien des Ober- Appellations-Gerichts, vom 3. März 
1840, Punkt V, endlich das Ges. vom 7. Okt. 1856, die unmangel- 
hafte Befolgung der Gesetze und Verordnungen, sowie die Errich- 
tung eines Staatsgerichtshofes betr., § 1; Old. St. G. G. Art. 141 § 1, 
vgl. auch § 2, ferner Art. 5; Braunschw. N. L. 0. § 6 Abs. 2, vgl. 
auch § 100 Abs. 2, § 145 Abs. 1; Sachs.- Kob.-Goth. St. G. G. § 110, 
vgl. auch § 108 Abs. 1, § 109; Anhalt- Köthen, Organisation vom 
19. Februar 1811, § 36; Schw.-Rud. G. G. § 26 Abs. 1, vgl. auch 
Abs. 2; Schw.-Sondh. L. G. G. § 41 Abs. 1, vgl. auch Abs. 2; Wald. 
Verf. § 94 Abs. 1, vgl. auch Abs. 2 und § 8 Abs. 3; Reuß j. L. 
St. G. G. § 2. Des historischen Interesses halber sei hier auch die 
Königl. westfäl. Verf. vom 15. Nov. 1807, Art. 65, erwähnt. 

2 ) Namentlich durch den Satz „die Prüfung der Gütigkeit 
gehörig kundgemachter Gesetze steht den Gerichten nicht zu 9 
(österr. St. G. G. über die richterliche Gewalt, vom 21. Dez. 1867 
Nr. 144 R. G. B.; analoge Bestimmungen enthalten: Schaumb.- 
Lipp. Verf. Art. 32 Abs. 3; Lipp. G., die den Landständen in Be- 
ziehung auf die Beteiligung an der Gesetzgebung zustehenden 
Rechte betr., vom 8. Dez. 1867, § 6). Nicht minder auch in dem 



— 53 — 

Dieses auffallende Hervortreten des Satzes „Ohne 
Publikation keine materielle Gesetzeskraft" wäre nicht 
erklärlich, wenn darunter nicht die Forderung nach 
einer über die bloße Promulgation hinausgehenden 
Publikation zu verstehen wäre. 

In dieser Weise und mit dieser Tendenz also findet 
der Satz, daß die Publikation Voraussetzung für das In- 
krafttreten der Gesetze ist, seit der Rezeption des römi- 
schen Rechtes seinen Eingang in das deutsche Recht. — 

Hinsichtlich der Publikationstechnik ist hervor- 
zuheben, daß bis zum Ende des 18. Jahrhunderts das 
materielle Publikationsprinzip das allein herrschende 
ist: Materielle Publikationshandlungen in den Gemeinden 
sind nötig, damit die Gesetze in Kraft treten können. 

1. Die Publikation der Reichsgesetze. 

In der Regel fand von reichswegen keine Publi- 
kation der Reichsgesetze statt. Das betreffende Gesetz 
erschien lediglich im Reichsabschied, seit 1663 in der 
selbständigen Form des Reichsschlusses 1 ), und es war, 



Satze: „Der König erläßt und promulgiert die Gesetze in Bezug 
auf die erfolgte Zustimmung der Stände und erteilt die zu deren 
Vollziehung und Handhabung erforderlichen, sowie die aus dem 
Aufsichts- und Verwaltungsrechte fließenden Verfügungen und 
Verordnungen" (Königl. Sachs. Verf. § 87; „promulgiert" synonym 
mit „publiziert" gebraucht), indem da der Akt der Gesetzespubli- 
kation den Akten des Gesetzes Vollzuges Torangestellt ist. (Ana- 
loge Bestimmungen enthalten: Bad. Verf. § 66; Landgraf!. Hess. 
Verf. vom 3. Januar 1850, Art. 4 Abs. 5 im Vgl. mit Art 6; Reuß 
ä. L. Verf. § 67 Abs. 1; Schaumb.-Lipp. Verf. Art. 7 Abs. 2; Brem. 
Verf. § 67 lit. 1; Hamb. Verf. Art. 61 Abs. 3.) Selbstverständlich ist 
es, daß die beiden eben interpretierten Verfassungssätze auch in 
den in der vorigen Anm. zitierten Verfassungen vielfach enthalten 
sind, was bereits dort berücksichtigt worden ist. 

*) Die Reichsabschiede, resp. Reichsschlüsse wurden nicht 
publiziert, wohl aber durch das sg. Diktatur offiziell zur Kenntnis 
der Reichsstände gebracht (siehe darüber H ab er 1 in, Handbuch 
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soweit es sich um allgemein verbindliche Vorschriften 
handelte, Sache der Reichsstände 1 )) die Reichsgesetze 
in ihren Territorien zu publizieren. 2 ) 

In besonderen Fällen aber fand es die Reichsge- 
walt doch für angezeigt, die Publikation selbst in die 
Hand zu nehmen. 8 ) Dies mag aus folgendem Beispiele 
erhellen : 

„Demnach Wir, auch Churfürsten, Fürsten und 
Stände .... ein Ordnung und Reformation (sc. guter 
Policey) haben auffgericht und fürgenommen, Inhalt und 
Vermög Unser Constitution, und sonderlich Man data, 
so Wir allenthalben im Reich öffentlicher Form 
haben ausgehen lassen". 4 ) 

Indessen war die Reichsgewalt auch in den Fällen 
der Gesetzespublikation von reichswegen doch schließ- 
lich auf die Mitwirkung der Reichsstände angewiesen, 
denn die von der Reichsgewalt als Publikationsmittel 
benützten Kaiserlichen Mandate, Edikte, Inhibitorien, 
Avokatorien, und wie solche Ausfertigungen sonst noch 
geheißen haben mögen, 5 ) wurden lediglich den Reichs- 
ständen zugesendet; die Publikation innerhalb des ein- 



des Teutschen Staatsrechtes, Neue verbesserte und vermehrte Aufl., 
L 1802, S. 528, vgl. auch S. 488). Auch erhielten Kurmainz, bezw. 
die Reichshof kanzlei, und der Reichshofrat je ein Original, das 
Reichskammergericht eine vidimierte Abschrift (siehe Häberlin 
a. a. 0., I. S. 528, II. 1803, S. 163). 

*) Und selbstverständlich auch der Reichsritterschaft. Siehe 
darüber Schröder, Lehrb. d. deutschen Rechts- Gesch., S. 806 
Anm. 16. 

2 ) Vgl. Güterbock, Die Entstehungsgesch. der Carolina, 
1876, S. 200; Schröder a. a. 0., S. 806, 832 Anm. 38. 

3 ) Güterbock a. a. O., S. 201; Schröder a. a. O., S. 806, 
vgl. auch S. 832 Anm. 38. 

4 ) Abschied des Reichstages zu Augsburg, vom 15. Nov. 1580, 
§ 99 (R. A. IL, S. 322). Vgl. auch Abschied des Reichstages zu 
Worms, vom 26. Mai 1521, §§ 24 f. (R. A. II., S. 207). 

5 ) Siehe Häberlin a. a. O., II. S. 162. 
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zelnen Territoriums hatte der betreffende Reichsstand vor- 
zunehmen. 1 ) Diese Verpflichtung der Reichsstände ist in 
zahlreichen Reichsgesetzen ausdrücklich ausgesprochen 2 ), 
für die übrigen Fälle muß sie als stillschweigend aner- 
kannt angesehen werden. 

Aus der Tatsache, daß die Publikation der Reichs- 
gesetze in letzter Linie stets von den Territorialgewalten 
vorgenommen wurde, ergibt sich, daß als Publikations- 
mittel all das in Anwendung kam, was auch bei der 
Publikation der Landesgesetze diesem Zwecke diente. In 
der Frage der Publikationsmittel galt also für die Reichs- 
gesetze dasselbe, wie für die Landesgesetze, und es kann 
deshalb einfach auf die einschlägigen Ausführungen über 
die Publikation der Landesgesetze verwiesen werden. 
Hier mag nur das Eine vorweggenommen werden, daß 
das Publikationsprinzip ein rein materielles war, indem 



i) Häberlin a. a. 0., II. S. 163 f. 

2 ) Königliche Satzung von den Gotteslästerern, vom 6. Aug. 
1495: „ Gebieten darauf einem jeden insonderheit, .... dieser vnser 
Ermahnung, Satzung vnnd Ordnung nachzukommen, zu halten, 
vnd zu vollnziehen, die auch allenthalben in vnsern vnd 
ewern Gebieten verkündigen zu lassen, vnd . . . ." (R. A. 
II., S. 29). Analoge Bestimmungen sind enthalten in: K. Maximiliani 
I. Ordnung, Der Wein halber, vom 24. Aug. 1498, § 7 (R. A. II., 
S. 55); Kayserliche Constitution und Satzung, wie Bruder oder 
Schwester Kinder ihres Vatters Bruder oder Schwester verlassene 
Erbschafft unter sich theilen sollen, vom 23. April 1529 (R. A. IL, 
S. 802); Keyserl. Mandat sine clausula, daß kein Vnderthan frembder 
Herrschafft wider Keyserl. Majest. oder das heilig Reich zuziehen 
soll, vom 14. Jänner 1548 (R. A. IL, S. 634); Abschied des Reichs- 
tages zu Augsburg, vom 26. Sept. 1566, § 47 (R. A. III., S. 23), 
siehe auch § 42 (a. a. 0., S. 22); Mandatum universale ad omnes 
Status, de publicanda Müntzordnung, Anno 1559, vom 29. Deo. 1563 
(R. A. m, S. 200); Kayserliches Müntz-Edict vom 6. Nov. 1680 
(R. A. IV., S. 137); Kayserliches Edict ins Reich, wegen Ab- 
schaffung der so genannten Mühlstühle, oder Schnurmühlen, vom 
19. Februar 1686 (R. A. IV., S. 154). 
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das Inkrafttreten der Reichsgesetze den Vollzug mate- 
rieller Publikationshandlungen erforderte. 1 ) 

Eine eigentümliche Rolle in der Frage der Publi- 
kation der Reichsgesetze spielen zwei Fälle: Auch in diesen 
wird eine von reichswegen vorzunehmende Publikation 
angeordnet, aber als alleiniges Publikationsmittel die 
Drucklegung angegeben. 

a) Abschied des Reichstages zu Regensburg, vom 
27. Juli 1532, T. IV.: „Demnach haben Wir, auch Chur- 
fürsten, Fürsten und Stand, .... für gut und nutz 
angesehen, daß gedachte Halß-Gerichts Ordnung 
(sc. die peinliche Halsgerichts-Ordnung Kaiser Karls V.) 
in Truck gegeben, und in das Reich publicirt 
und verkündt werde, damit . . . / 2 ) 

b) Abschied des Reichstages zu Augsburg, vom 
30. Juni 1548, § 92: „Demnach setzen, ordnen und wollen 
wir, daß ein jeder .... solche Reformation und Ord- 
nung, (sc. guter Policey), welche durch den Druck 
publicirt, verfertigt werden und ausgehen soll, 
.... stracks geleben, und nachkommen .... solle." 3 ) 

Der Umstand, daß hier als Publikationsmittel ledig- 
lich die Drucklegung erwähnt ist, veranlaßt Güterbock, 
speziell bezüglich der peinlichen Halsgerichtsordnung, 
zu dem Schlüsse, „daß für die Halsgerichtsordnung der 
Abdruck des Gesetzestextes allein schon für eine 
ausreichende Publikation erachtet, und der Eintritt 
ihrer Geltung und praktischen Anwendbarkeit lediglich 
von der Verbreitung der Druckexemplare und der da- 
durch gegebenen Möglichkeit sich über den Inhalt des 
Gesetzes zu vergewissern, abhängig gemacht worden sei", 
und „daß dem Abdrucke derselben zugleich die Bedeu- 
tung des einzigen legalen Publikationsmodus beigelegt 



') Siehe Häberlin a. a. , IL S. 163 f. 

2 ) R. A. IL, S. 360. 

3) R. A. II., S. 543. 
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worden war, durch den das Gesetz ohne Weiteres im 
ganzen Reiche verbindliche Kraft erhalten sollte." 1 ) Da 
nun durch kaiserlichen Freibrief vom 31. Juli 1532 der 
Mainzer Buchdrucker Ivo Seh oeff er in betreff der pein- 
lichen Halsgerichtsordnung auf zwei Jahre das ausschließ- 
liche Druck- und Verkauf sprivilegium erhalten hatte 2 ), 
kommt Güterbock 8 ) zu dem Resultate : „ Das Erscheinen 
der Schoefferschen Ausgabe kann daher in gewissem 
Sinne dem Ausgeben der modernen Gesetzblätter zur 
Seite gestellt werden." (!) 

Nach den Ausführungen Güterbocks würde also 
für die peinliche Halsgerichtsordnung Karls V. ein rein 
formelles Publikationsprinzip gegolten haben: Das Ge-. 
setz trat für das ganze Reich in dem Momente in Kraft, 
in welchem es von der Schoefferschen Buchdruckerei zum 
Verkaufe ausgegeben, mit anderen Worten in dem Schoef- 
ferschen Geschäfte zum Verkaufe aufgelegt wurde. 

Mir erscheint diese Annahme Güterbocks nicht 
haltbar zu sein. Abgesehen davon, daß das Raffinement 
einer derartigen gesetzlichen Bestimmung in die Atmo- 
sphäre des 16. Jahrhunderts nicht recht passen will, ist 
es doch sehr unwahrscheinlich, daß man das Inkrafttreten 
eines so wichtigen Strafgesetzes von dem Belieben eines 
Privatunternehmers und von einer äußerlich so wenig 
hervortretenden Tatsache abhängig machen wollte. 

Wenn man näher zusieht, verhält sich die Sache 
vielmehr folgendermaßen: Allerdings beschränkte die 
Reichsgewalt die von ihr vorzunehmende Publikation der 
peinlichen Halsgerichtsordnung ausschließlich auf die 
Drucklegung, aber sie tat dies nur unter der Voraus- 
setzung, daß dieser Publikation durch Drucklegung 
noch die materiellen Publikationshandlungen der 



Güterbock a. a. O., S. 202 f.; vgl. überhaupt S. 201 ff. 

2 ) Güterbock a. a. O., S. 206. 

3) A. a. O., S. 207. 
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Reichsstände folgen wurden. Ja diese materiellen 
Publikationshandlungen der Reichsstände waren sogar 
die Hauptsache, die von der Reichsgewalt veranlaßte 
Drucklegung des Gesetzes sollte diese Tätigkeit der 
Reichsstände nur unterstützen, nur die Basis ge- 
währen, auf welcher die Reichsstände ihre materiellen 
Publikationshandlungen um so leichter vornehmen konnten. 
Demnach war auch in dem Falle, daß die Reichsgewalt 
eine Drucklegung des Gesetzes anordnete, für das Inkraft- 
treten der Reichsgesetze nicht der formelle Akt der Aus- 
gabe der gedruckten Exemplare, sondern die materiellen 
Publikationshandlungen der Reichsstände maßgebend. 
Also materielles, nicht formelles Publikationsprinzip! 

Daß das Verhältnis zwischen der von Reichswegen 
veranlaßten Drucklegung und den materiellen Publikations- 
handlungen der Reichsstände wirklich so bestand, wie ich 
es eben geschildert, zeigt sich klar in dem Mandatum uni- 
versale ad omnes Status, de publicanda Müntzordnung, 
Anno 1559, vom 29. Dezember 1563, dessen Text daher 
hier etwas ausführlicher wiedergegeben sei: ,,.... wie- 
wohl wir vns auff nechst verschienem Reichstag in vnser 
vnd des Reichs Statt N. des 59. Jars der wenigem zahl 
gehalten, .... einer neuwen, gemeinen durchgehenden 
Müntzordnung .... endtlich vereinigt, verglichen vnd 
entschlossen, dieselbig auch alsbaldt allenthalben 
im Truck außgehen vnd verkünden lassen, mit 
ernstlichem befelch, solch vnser neuwe Müntz- 
ordnung vnd Satzung ferrer auch an allen orthen 
öffentlich zu publiciren und .... So langt vns 
doch dagegen an, daß ihr in euwern Gebieten vnd 
Districten, berührte vnser .... neuw auffgerichte Müntz- 
ordnung noch bißher nicht publiciert vnd insWerck 
gerichtet .... Dieweil vns aber solches länger zuzusehen 
vnd zu gestatten keins wegs gemeint, sondern . . . : So 
empfelhen wir demnach euch allen vnd jeden insonder- 
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heit . . . . , daß ihr in euweren Oberkeiten vnd Gebieten, 
mehrgemeldte vnser .... Müntzordnung vnd Satzung 
nochmals, wie sich gebürt, publiciret vnd außkündet, 
auch sonst aller dings ins Werck setzet . . . . w *) 

Die Bestimmung der peinlichen Halsgerichtsordnung 
(„in Truck gegeben, und in das Reich publicirt und 
verkündt werde") erscheint mir als eine kürzere Fas- 
sung der eben zitierten ausführlichen Publikationsvor- 
schriften. 

2. Publikation der Landesgesetze. 

Über die Art und Weise, wie die Gesetzespublikation 
in den Territorien vor sich ging, läßt sich im allgemeinen 
nur das Eine sagen, daß ausschließlich das materielle 
Publikationsprinzip Anwendung fand: Materielle Publi- 
kationshandlungen waren die Voraussetzung für das In- 
krafttreten der Gesetze. Dagegen kann hinsichtlich der 
Wahl der Publikationsmittel kein allgemein herrschender 
Grundsatz aufgestellt werden. Abstrakte Regeln über den 
Publikationsvollzug fehlen bis in das 18. Jahrhundert hinein; 
was die Territorialgewalt im konkreten Falle als passen- 
des Publikationsmittel ansah, das wendete sie als solches 
an. So kommt es, daß in Bezug auf die Publikationsmittel 
die größte Mannigfaltigkeit herrschte, wie sich aus den 
in unzähligen Gesetzen enthaltenen Publikationsklauseln 
entnehmen läßt: öffentliches Verlesen in den Gemeinden 
an den für diesen Zweck bestimmten öffentlichen ört- 
lichkeiten, namentlich in oder vor den Rathäusern, auf 
Märkten, vor den Kirchen etc. (öffentlich berueffen, öf- 
fentlichen verkünden u. s. w.), Verlesung von den Kanzeln 
und in den Gerichten, öffentlicher Anschlag, Verbreitung 
von gedruckten Gesetzesexemplaren. *) In der Regel ent- 



*) r: A. m., S. 200. 

2 ) Siehe Stobbe, Gesch. d. deutschen Rechtsquellen, II. 
S. 223 f.; Stobbe, Handb. d. deutschen Priv.-R., I. S. 126; 
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hält jedes einzelne Gesetz Bestimmungen darüber, welches 
von den genannten Publikationsmitteln zur Anwendung zu 
gelangen habe. Sehr häufig waren mehrere dieser Publi- 
kationsmittel kumulativ vorgeschrieben. 

Erst im 18. Jahrhundert geht man von dem Usus, 
die Art der Publikation immer nur für den konkreten 
Fall zu bestimmen, ab und stellt abstrakte Publikations- 
regeln auf, um dadurch in die Mannigfaltigkeit der mate- 
riellen Publikationshandlungen einigermaßen Ordnung zu 
bringen. 1 ) Allein noch immer fehlte es an einem ein- 



Schröder, Lehrb. d. deutschen Rechtsgesch., S. 888. Vgl. ferner 
Eigenbrodt, Handb. d. großherzoglich hessischen Verordnungen, 
4 Bde. 1816/8, I. S. 3%- Winiwarter, Das österreichische bürger- 
liche Recht, I. 1838, S. 49 f.; Wächter, Handb. d. im Königr. 
Württemberg geltenden Priv.-R., I. Bd. 1. Abtlg. 1839, S. 96, 96*, 273, 
273 Anm. 24, S. »75; H. A. Zachariae, Deutsches St.-u. B.-R., 3. Aufl., 
2 Bde. 1865/7, II. S. 177*; Kulenkamp, Systematisches Repertorium 
aller . . . für die kurhessischen Staaten ergangenen Gesetze, Ver- 
ordnungen, Ausschreiben und anderen allgemeinen Verfügungen, 
1843, S. 47 ff., 52 f. (§§ 61, 62, 66, 67); Meibom-Roth, Kurhessi- 
sches Privatrecht, I. 1858, S. 66; Jellinek, Gesetz und Verord- 
nung, S. 328; v. Seydel, Bayr. Staats.-R., I. S. 80 f. 

l ) Solche Verordnungen finden sich: Für Österreich bei 
Ignatz de Luca, Politischer Kodex, II. S. 353 ff.; v. Stuben- 
rauch, Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, I 1854, S. 62; für 
Preußen in den Ergänzungen und Erläuterungen der preußischen 
Rechtsbücher durch Gesetzgebung und Wissenschaft, 4. Aufl., 
bearb. von v. Rönne, I. 1858, S. 26; ferner bei Schwartz, Kom- 
mentar zur Verfassungsurkunde für den preußischen Staat, 2. Ausg. 
1898, S. 328. Auch für die übrigen deutschen Staaten lassen sich 
derartige Verordnungen in Menge nachweisen. Z. B. Württ. Gene- 
ral-Reskript vom 4. Juni 1737, § 14; Königl. sächs. Generale vom 
13. Juli 1796, das Verfahren bei der Publikation der Mandate und 
Generalien betreffend; Verordnung der großherzogl. hess. Regierung 
zu Darmstadt, vom 18. Nov. 1806; Königl. dän. Verordnung für 
die Herzogtümer Schleswig und Holstein, vom 11. Aug. 1824, betr. 
die Publikation von Verordnungen, Verfügungen, obrigkeitlichen 
und anderen Anzeigen; u. v. a. 



— 61 — 

heitlichen Gesichtspunkte. Je nach der momentanen 
Lage der Dinge wird von den verschiedenen möglichen 
Publikationsmitteln bald das eine, bald das andere ge- 
wählt, um kurz darauf wieder beiseite gelegt zu werden. 
So gilt, um nur ein Beispiel herauszugreifen, in Öster- 
reich unter der Regierung Josefs II. der leitende 
Grundsatz, daß die Gesetzespublikation durch Verlesen 
von den Kanzeln zu geschehen habe. 1 ) Dagegen wird 
unter Leopold II. durch ein Hofdekret für die gesamten 
Erblande, vom 17. März 1791, Art. 11, die Bestimmung 
getroffen: „Die landesfürstlichen Verordnungen sollen 
von nun an nicht mehr in der Kirche von der Kanzel, 
sondern nach vollendetem Gottesdienst von der weltlichen 
Obrigkeit in Gegenwart des Pfarrers, vor der Kirche, den 
Gemeinden kundgemacht werden/ 2 ) Durch ein Hofdekret 



*) Hofdekrete vom 17. Mai und 26. August 1782 (auszugs- 
weise enthalten im Handbuch aller unter der Regierung des Kaisers 
Josef II. für die k. k. Erbländer ergangenen Verordnungen 
und Gesetze, I. 1785, S. 58 f.). Vgl. auch die Verordnung in Mähren 
vom 20. Sept. 1782 und das Hofdekret vom 28. Sept. 1782 (auszugs- 
weise enthalten ebenda, I. S. 60). Der Geistliche wurde hier, ganz 
im Sinne der Josefinischen Auffassung der Kirche als Staatskirche, 
als staatliches Publikationsorgan verwendet. 

Ausnahmen wurden festgesetzt für Kriminalgesetze, deren 
„Strafe der Tod oder das Blutvergießen zur Folge hat", in- 
dem da die „Kundmachung durch weltliche Personen vor der 
Kirche" gestattet war (siehe das eben zitierte Hofdekret vom 
26. August 1782), und für solche Verordnungen, welche sich 
wegen ihres Umfanges zur Kundmachung von der Kanzel nicht 
eigneten, indem da als Publikationsmittel die Ausgabe von ge- 
druckten Exemplaren festgesetzt wurde (siehe Verordnung vom 
11. Dez. 1789, auszugsw. enthalten im Handbuch aller unter der 
Regierung des Kaisers Josef II. für die k. k. Erbländer ergan- 
genen Verordnungen und Gesetze, I. S. 60). 

2 ) Abgedruckt in Kropatschek, „Sammlung der Gesetze, 
welche unter der glorreichsten Regierung des Kaisers Leopold II. 
in den sämtlichen k. k. Erblanden erschienen sind 7 , HL S. 250. 



— 62 — 

vom 11. Oktober 1791 ^ wurden dann noch ausführliche 
Publikationsvorschriften getroffen, und es waren darnach 
die Gesetze in den Haupt- und größeren Städten vom 
Magistrat ad valvas publicas und an die Kirchentüren 
anzuschlagen, in den Landstädten und jenen größeren 
Städten, die nicht unter dem Stadtmagistrate, sondern 
unter besonderen Richtern und Vorgesetzten standen, 
Sonntags auf dem Rathause öffentlich zu verlesen und 
sonach an die Kirchentüren anzuschlagen, in den Dörfern 
vom Ortsrichter oder Schulmeister in Gegenwart des 
Pfarrers oder in Ermanglung eines solchen unter Zu- 
ziehung einiger Geschworenen in der Gemeindestube kund- 
zumachen und sodann an die Kirchentüren anzuschlagen. 
— Wie man sieht, ein recht lustiges Durcheinander! 
Aber diese verwirrende Fülle von Publikationshand- 
lungen, dieses systemlose Pele-Mele von Publikations- 
vorschriften gehört mit zum ganzen Charakter des mate- 
riellen Publikationsprinzipes. Dasselbe muß sich eben den 
jeweiligen konkreten Verhältnissen anpassen: In einer 
großen Stadt wird man andere Veranstaltungen treffen 
müssen, als auf dem flachen Lande, eine Veränderung in 
der Behördenorganisation kann gleichzeitig auch eine 
Veränderung in den Einrichtungen zur Gesetzespubli- 
kation bedingen u. s f. In den Staaten mit materiellem 
Publikationsprinzip wird also die Art des Publikations- 
vollzuges fortwährenden Schwankungen unterworfen sein. 
Die schlimmste Wirkung dieser Tatsache äußert sich in 
Ansehung des Inkrafttretens der Gesetze. Es wurde schon 
seinerzeit hervorgehoben, welche Nachteile das materielle 
Publikationsprinzip für die allgemeine Rechtssicherheit 
in sich birgt, da sich oft nicht genau feststellen läßt, ob 
und wann ein Gesetz in einem bestimmten Bezirke auch 
wirklich publiziert worden sei. Hier aber müssen wir zu 

i) Abgedruckt ebenda, IV. S. 428 ff. Vgl. auch das Hofdekret 
vom 2. Dez. 1791 für Innerösterreich, ebenda, IV. S. 578 f. 
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dem damals Gesagten noch hinzufügen, daß diese Nachteile 
durch die gleichzeitige Existenz der verschiedenartigsten 
Publikationsmittel einerseits und durch die rasche Folge 
einander derogierender Publikationsvorschriften anderer- 
seits noch in gesteigertem Maße fühlbar werden. Wohl 
sehen sich die Gesetzgeber veranlaßt, durch Aufstellung 
geeigneter Normen Garantien dafür zu schaffen, daß die 
vollzogene Publikation nachträglich leicht festgestellt 
werden kann, 1 ) allein das vermag das Übel nicht aus 
der Welt zu schaffen, sondern nur zu lindern. 

Als Korrektiv gegen diese Unsicherheit der Rechts- 
lage in den Ländern mit materiellem Publikationsprinzip 
muß der Grundsatz gelten, daß es zum Nachweise der 
Publikation „ genügt, wenn der Erlaß dem Gerichte in 
einer öffentlichen Urkunde oder sonst glaubwürdigen 
Form vorliegt und dasselbe, sei es durch direkten Nach- 
weis oder auf sonstige Weise, die Überzeugung erlangt, 
daß die Publikation stattgefunden habe/ 2 ) Eine solche 
Vermutung der vollzogenen Publikation wird man z. B. 
auf die Tatsache stützen können, daß das betreffende 
Gesetz in die offizielle oder in eine offiziöse Gesetz- 
sammlung aufgenommen ist. „Auch sonstige Vermutungen 
sind geeignet, den Nachweis der Publikation auf künst- 
lichem Wege zu erbringen; insbesondere begründet die 



i) So bestimmt das österr. Hofdekret vom 11. März 1780 (siehe 
das Begierungsdekret vom 17. März 1780, abgedruckt bei Bein hauer, 
Sammlung der bis zum Jahre 1800 erschienenen Patente und Ver- 
ordnungen, VI. S. 437 f.), daß die Pfarrer und Seelsorger über die 
von ihnen zu publizierenden Verordnungen Buch zu führen haben. 
Ferner verfügt das S. 61 * zit. Hofdekret vom 17. Mai 1782, daß die 
Pfarrer die von ihnen vollzogene Publikation auf dem ihnen der 
Publikation halber zugesandten Gesetzesexemplare anzumerken und 
dasselbe hierauf an das Amt zur Aufbewahrung zurückzusenden 
haben. Ähnliche Vorschriften finden sich auch in den meisten 
anderen Staaten. 

2 ) Meibom-Roth, Kurhessisches Privatrecht, I. S. 81. 
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Nachweisung, daß ein gesetzlicher Erlaß einer Behörde 
zum Zwecke weiterer Publikation zugefertigt worden sei, 
den Schluß . auf die in Gemäßheit der Auflage bewirkte 
Publikation, 1 ) sowie die Nachweisung der Publikation 
durch eine Behörde den Schluß auf gleichmäßige Publi- 
kation von Seiten der übrigen mit derselben in gleichem 
Verhältnis stehenden Behörden." 2 ) — 

Das ist das Bild, in welchem sich im 18. Jahrhundert 
und bis ins 19. hinein die Publikations Verhältnisse in 
den deutschen Staaten präsentieren. Es ist fürwahr kein 
schönes! 

Andererseits aber ist es begreiflich, daß der Polizei- 
staat des aufgeklärten Absolutismus an dem materiellen 
Publikationsprinzip festhält. Denn dasselbe paßt ganz 
vorzüglich zu den Ideen, von denen der Polizeistaat ge- 
tragen wird. Das in demselben herrschende Bevormun- 
dungs- und Fürsörgesystefn findet im speziellen auch in 
der Frage der Publikationsmethode seine Verwirklichung: 
Der Staat überläßt die Verbreitung der Gesetzeskenntnis 
nicht der Gesellschaft, sondern trägt für dieselbe durch 
Anwendung des materiellen Publikationsprinzipes selbst 
Sorge; dem Staatsbürger wird die Gesetzeskenntnis — 
fast könnte man sagen — eingetrichtert. Dem tritt die 
moderne Staatsauffassung gegenüber, welche von dem 
Grundsatze ausgeht, daß die Fürsorge für das einzelne 
Individuum und seine Bevormundung durch die Staats- 



Die in manchen Gesetzen enthaltene Vorschrift, daß die 
Gemeindeorgane den Erhalt der zur Publikation bestimmten Ge- 
setzesexemplare zu bestätigen hatten, mochte nicht nur den Zweck 
haben, eine Handhabe zu besitzen, um jene gegebenen Falles wegen 
pflichtwidrig unterlassener Publikation zur Verantwortung ziehen 
zu können, sondern auch, eine Grundlage zur Anwendung der 
erwähnten Rechtsvermutung zu gewinnen. 

*) Meibom-Roth a. a. O., I. S. 81. Vgl. über die ganze Frage 
auch H. A. Zachariae a. a. O., II. S. 177 f. 
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gewalt auf das mögliche Mindestmaß beschränkt bleiben 
müsse. In der Frage der Publikationsmethode kommt dies 
dadurch zum Ausdruck, daß die Rechtsordnung nunmehr 
sich mit der Vornahme eines bloß formellen Publikations- 
aktes begnügt und der Erkenntnis Raum gibt, daß die 
Verbreitung der Gesetzeskenntnis ohnehin von der Ge- 
sellschaft in hinreichender Weise besorgt werden wird. 
So erklärt sich denn die Erscheinung, daß in Deutsch- 
land, gleichzeitig mit dem Übergang von dem Polizeistaat 
des 18. zum Rechtsstaat des 19. Jahrhunderts, von der 
absoluten Monarchie zum Verfassungsstaat der Gegen- 
wart, auch ein Übergang von der materiellen zur formellen 
Publikationsmethode zu verzeichnen ist. Im einzelnen 
gibt es da natürlich mannigfache Abweichungen, nichts- 
destoweniger läßt sich der eben erwähnte große Zug 
in der ganzen Entwicklung leicht überblicken. 

Der Anstoß zu dieser wichtigen Umwälzung im Ge- 
biete der Publikationstechnik kommt, wie schon erwähnt, 
aus Frankreich. 

§ 10. Die französische Publikationsmethode. 

I. 

Vorbemerkungen. 

In Frankreich wird zu Ende des 18. Jahrhunderts 
eine Publikationsmethode inauguriert, welche eine gründ- 
liche Reform der bestehenden Publikationsverhältnisse be- 
deutet. Die französische Revolution, welche mit so vielen 
veralteten Einrichtungen des ancien regime aufgeräumt 
hat, schuf auch auf dem Gebiete der Gesetzespublikation 
etwas ganz neues: Das Bulletin des lois, das Gesetzblatt. 
Diese Einführung des Gesetzblattes legt den Grundstein 
zur modernen Publikationsmethode, unter ihren Auspizien 
siegt das formelle über das materielle Publikationsprin- 

Dr. J. Lukas, Über die Oesetzespablikation. 6 
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zip, und dieser Sieg ist — wenigstens bis auf den heutigen 
Tag — ein endgiltiger. 

Die Ursache, weshalb Frankreich diesen bedeutsamen 
und entscheidenden Schritt in der Publikationstechnik 
tat, liegt in den Verhältnissen. 

IL 

Ancien regime. 

Bis zum Jahre 1789 waren die Zustände im franzö- 
sischen Publikationssystem höchst unerfreuliche. Es 
herrschte nicht einmal volle Klarheit darüber, ob das 
materielle oder formelle Publikationsprinzip gelte. Den 
Äußerungen eines der Kodifikatoren des Code civil, 
Portalis, zufolge 1 ) trat in den Sprengein einiger „par- 
lements de la province" 2 ) ein Gesetz schon von dem Tage 
an in Kraft, an welchem von dem betreffenden „parle- 
ment de la province" das „enregistrement" 8 ) dieses Ge- 



*) In der Sitzung des corps tegislatif, vom 23. Februar 1803 
(4 ventöse an XI), Arch. Pari. 2. S., IV. 1864, S. 12. 

2 ) So hießen die Gerichtshöfe, die in letzter Instanz zu ent- 
scheiden hatten. In ganz Frankreich gab es deren 12. 

3 ) Dasselbe bestand in der Eintragung des Gesetzes in die 
Register des betreffenden Gerichtshofes und war mit einer Ver- 
lesung des Gesetzes im Gerichtssaale verbunden, deren Beginn 
durch Trompetenschall angezeigt zu werden pflegte. Siehe darüber 
die in den Maximes du droit public franQais, 2. Aufl., IV. 1776, 
S. 254 f., wiedergeg. Ausführungen Papon's. Vgl. auch Berriat- 
Saint-Prix im Magasin encyclopedique, herausgeg. von Mi 11 in, 
Jahrgg. 1809, Bd. V., S. 76, wörtlich wiederkehrend in der Revue 
Prangere et francaise de legislation et d'economie politique V., 
S. 290; Toullier, Le droit civil francais, 5. Aufl., I. 1824, S. 35; 
Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 531 Nr. 13; Repertoire, XXX. S. 74 
Nr. 133; Baudry-Lacantinerie et Houques-Fourcade, Des 
personnes, 1896 (I. Band von Baudry-Lacantinerie, Traite theo- 
rique et pratique), S. 33. 

Üblicherweise, ohne daß darüber eine ausdrückliche Vorschrift 
bestanden hätte, wurden seit der Erfindung der Buchdruckerkunst 
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setzes vollzogen worden war, — also mit Rücksicht 
auf die Größe dieser Sprengel ein rein formelles Publi- 
kationsprinzip 1 ), während in den Sprengein der übrigen 
„parlements de la province" die Gesetze in den einzelnen 
niederen Gerichtsbezirken erst von dem Tage an in Kraft 
traten, an welchem ihr enregistrement in dem betreffen- 
den subalternen Gerichte 2 ) vollzogen worden war — eine 
Publikation, die wegen der Kleinheit dieser Gerichtsbe- 
zirke einen entschieden materiellen Charakter besitzt, so 
daß für diese Gerich tshofsprengel das materielle Publi- 
kationsprinzip als herrschend angesehen werden muß. 
Dieser Ansicht von Portalis 3 ) jedoch steht eine andere 
gegenüber, nach welcher die Scheidung von formellem 
und materiellem Publikationsprinzipe sich nicht nach den 
Sprengein der „ parlements de la province", sondern nach 
sachlichen Gesichtspunkten gerichtet habe, in dem für 



die Gesetze nicht nur in der erwähnten Weise publiziert, sondern 
auch in Druck gelegt und affigiert. (Berriat-Saint-Prix im 
Magasin encyclopedique 1809 V., S. 80 f., Revue etr. et franc. de 
leg., V. S. 292.) 

Die beim enregistrement verwendete Formel lautete in einem 
konkreten Falle: „Praesentes litterae lectae fuerunt et publicatae 
in camera parlamenti; post quarum publicationem, procurator regius 
potestatus fuit de substinendo et prosequendo iure reg. loco et 
tempore opportunis: Litteris et earum publicatione praedictis non- 
obstantibus; episcopo ac decano et capitulo cenomanensibus, pro- 
testantibus ex adverso. Actum in dicto parlamento, die decima- 
tertia ianuarii, anno millesimo trecentesimo septuagesimo secundo. 
(Maximes du droit public francais, IV. S. 178.) 

*) Anerkannt von Toullier a. a. 0., I. S. 35; Mourlon, 
Repetitions ecrites sur le Code civil, 12. Aufl., I. 1884, S. 43. 

2 ) Senecbaussee oder bailliage. 

3 ) Dieselbe wird geteilt von: Berriat-Saint-Prix im Ma- 
gasin encyclopedique 1809 V., S. 82 Anm. 33, Revue etr. et fran$. 
de leg., V. S. 293 2 ; Pailliet, Droit public francais, S. 986; Favard 
de Langlade, Repertoire de la nouvelle legislation civile, com- 
merciale et administrative, HE. 1823, S. 337; Toullier a. a. O., L 
S. 35 f.; Mourlon a. a. O., I. S. 43. 

5* 
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alle „parlements de la province" der Grundsatz gegolten 
habe, daß das früher geschilderte formelle Publikations- 
prinzip bei Gesetzen, „dont Pexecution etait purement 
passive de la part de ceux qu'elles gouvernaient", das 
gleichzeitig dargelegte materielle Publikationsprinzip bei 
Gesetzen, „qui reglaient les actions, les contrats et les dis- 
positions des hommes", in Anwendung gekommen sei. 1 ) — 
Es ist nicht meine Sache, hier zu schildern, wie die 
„parlements de la province" die Einrichtung des enregistre- 
ment zu einer Prüfung des Inhaltes der einzuregistrie- 
renden Gesetze benützten und auf diese Weise in die 
Sphäre der gesetzgeberischen Willensbildung eindrangen ; 
wohl aber muß die u. a. auch gegen diese Anmaßung 
der Gerichte sich wendende Ordonnance Ludwigs XIV., 
vom April 1667, die Reform der Rechtspflege betr., 2 ) Er- 
wähnung finden. Dieses Gesetz bringt nämlich in die be- 
stehenden, ziemlich verworrenen Publikationsverhältnisse 
insoferne eine Vereinfachung, als das formelle Publi- 
kationsprinzip zu wenigstens subsidiärer Geltung er- 
hoben und dadurch die Einheitlichkeit des Rechts- 
zustandes wenigstens einigermaßen gesichert wird: Zu 
dem Zwecke, den König in der Gesetzgebung von dem 
Einfluß der Gerichte unabhängig zu machen, wurde die 
Bestimmung getroffen, daß die Gerichtshöfe allfällige 
Bedenken gegen die ihnen zur Vornahme des enregi- 
strement zugesandten königlichen Verordnungen binnen 
sechs Wochen, beziehungsweise, falls der König seinen 
Aufenthalt gerade am Sitze des Gerichtshofes haben 
sollte, binnen acht Tagen beim Könige einzubringen 
haben, widrigenfalls die königlichen Verordnungen „seront 



') Siehe Merlin, Repertoire, VII. S. 635, vgl. auch S. 536 ff. 

*) Abgedruckt in dem Recueil general des anciennes lois 
francaises, depuis l'an 420, jusqu' a la revolution de 1789, heraus- 
geg. von Isambert, Decrusy et Taillandier, XVHL 1829, 
S. 103 ff. 
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tenues pour publiees, et en consequence seront gardees, 
observees, et envoyees par nos procureurs-generaux aux 
bailliages, senechaussees, elections et autres sifeges de 
leur ressort, pouryetre pareillement gardees et observees* 
(Tit. 1 Art. 5). 

Diese Gesetzespublikation durch die Gerichte, samt 
der durch die Ordonnance von 1667 eingeführten sub- 
sidiär wirkenden Frist von acht Tagen, beziehungsweise 
sechs Wochen, stellt aber nur die Regel dar, neben 
welcher auch Ausnahmen festgesetzt sind: Tit. 1 Art. 4 
1. c. bestimmt, daß „les ordonnances, edits, declarations 
et lettres-patentes qui auront ete publiees en notre pre- 
sence, ou de notre exprös mandement, porte par per- 
sonnes que nous aurons ä ce commises", vom Tage der 
Publikation an in Kraft treten. Hier herrschte also das rein 
materielle Publikationsprinzip; ein subsidiär normiertes 
formelles Publikationsprinzip, wie selbes für die der 
Publikation durch die Gerichte unterliegenden Gesetze 
bestand, galt nicht und hätte auch keinen Sinn gehabt 
Desgleichen herrschte bei den „arrets du conseil, reglant 
une matifere qui etait du ressort de la police" aus- 
schließlich das materielle Publikationsprinzip, indem 
dieselben zu ihrer Geltungskraft des enregistrement der 
Gerichte nicht bedurften, sondern im ganzen Lande ein- 
fach bekannt gemacht werden mußten („II suffisait qu'ils 
eussent ete promulgues et rendus communs ä toute la 
France''). 1 ) 

III. 
Das decret von 1789. 

Mit diesem ganzen, sehr komplizierten Publikations- 
systeme räumt die Constituante gründlich auf. Der Haupt- 
zweck, welchen die Gesetzgeber dabei verfolgten, war der, 

*) Siehe Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 531 Nr. 12; Re- 
pertoire, XXX. S. 74 Nr. 133. 
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endlich einmal jene Einflüsse zu beseitigen, welche im 
ancien regime sich der sofortigen Publikation der Ge- 
setze in den Weg gestellt hatten. Es mußte in der Ära 
der volonte generale und der Volkssouveränität den mit 
der Vornahme der Gesetzespublikation betrauten Behörden 
zu Gremiite geführt werden, daß sie bei sonstiger schwerer 
Strafe die ihnen zugesandten Gesetze sofort, ohne Auf- 
schub und ohne eigenmächtige Änderung des 
Gesetzestextes zu publizieren hatten. So kommt es zu 
dem bekannten decret der Constituante vom Oktober 1789 T ), 
welches den Namen „acte constitutionnel sur les impots 
et sur la Promulgation des lois" besitzt. Die hier in 
Betracht kommenden Bestimmungen sind: 

„Art. 8. Elles (les lois) seront directement addres- 
sees ä tous les tribunaux, corps administratifs et muni- 
cipalites. 

Art. 9. La transcription sur les registres, lec- 
ture, publication et affiches seront faites sans delai, 
aussi-töt que les lois seront parvenues aux tribunaux, 
corps administratifs et municipalites ; et elles seront 



] ) Über das Datum dieses decret herrscht in der französischen 
Literatur große Verwirrung. Gewöhnlich wird der 9. Nov. 1789 
angegeben. Tatsächlich aber wurde dasselbe von der Constituante 
noch im Oktober beschlossen. Dies ergibt sich aus dem in den 
Arch. Pari. 1. S., XXVII. 1887, S. 166, zu Art. 87 des decret general 
sur l'organisation du corps legislatif, vom 13. Juni 1791, gemachten 
Zusatz: „Decret d'octobre 1789." Als genaueres Datum geben 
Berriat-Saint-Prix im Magasin encyclopedique 1809 V., S. 80 
Anm. 30, Revue etr. et. franc. de leg. V., S. 292 1 , den 8. und 10. Ok- 
tober, Helie, Les constitutions de la France, 1879, S. 53, den 
12. Oktober an. Dagegen nennen der Code politique de la France 
ou Collection des decrets de l'Assemblee nationale, I. 1790, S. 97, 
Locr6, Esprit du Code Napoleon, I. S. 120, Arntz, Cours de droit 
civil fransais, 2. Aufl., I. 1879, S. 9, den 5. November. 

Die königliche Sanktion dieses Dekretes scheint am 6. No- 
vember stattgefunden zu haben. Vgl. Berriat-Saint-Prix a. a. O.; 
Arntz a. a. O.; H61ie a. a. O. 
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mises ä execution dans le ressort de chaque tribunal 
ä compter du jour oü ces formalites y auront ete rem- 
plies." 1 ) 

Analoge Bestimmungen wurden durch ein Gesetz vom 
20. Oktober — 3. November 1789 2 ) auch bezüglich der- 
jenigen decrets getroffen, welche die Assemblee nationale 
am 4. August und seither beschlossen und deren Publi- 
kation der König angeordnet hatte; die Publikation dieser 
decrets hatte „sans modification ni delai" zu erfolgen. 
Außerdem ordnete ein Gesetz vom 5./6. November 1789 3 ) 
an, daß diejenigen Behörden, welche nicht binnen drei 
Tagen nach Erhalt eines Gesetzes das enregistrement und 
binnen acht Tagen die Publikation vollzogen haben sollten, 
„comme prevaricateurs" verfolgt würden. Endlich wurde- 
durch eine loi vom 23. September — 5. Oktober 1790 4 ) 
die Anordnung getroffen, „que toutes municipalites, di- 
stricts et departemens qui se permettraient de suspendre 
directement ou indirectement Texecution des decrets de 
TAssemblee nationale sanctionnes par le roi, seront per- 
sonnellement responsables de tous evenemens." 

Uns interessiert in diesem Zusammenhange vor 
allem das zuerst erwähnte decret. Denn dasselbe setzt 



*) Abgedruckt im Code politique de la France, I. S. 97, H61ie 
a. a. O., S. 64, u. v. a. Bei Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 632 
Nr. 14, Repertoire, XXX. S. 74 Nr. 135, und Poudra-Pierre, 
Traite pratique de droit parlementaire, 4. Aufl. 1886, S. 746, ist der 
letzte Teil des Wortlautes abweichend wiedergegeben: „A compter 
du jour oü les formalites de transcription sur les registres, lecture, 
publication et afficbes y auraient 6t6 remplies". — In den Arch. 
Pari, oder im Pariser „Moniteur universel" findet sich dieses decret 
nicht. 

2) Abgedruckt in den Arch. Pari. 1. S., IX. 1877, S. 469. 

3) Abgedruckt in den Arch. Pari. 1. S., IX. S. 697. 

4 ) Abgedruckt beiBondonneau, Collection generale des lois, 
decrets, arretes, senatus-consultes, avis du conseil d'eiat et regle- 
ments d'administration, publies depuis 1789 jusqu' au 1 er avril 1814, 
I. 1817, S. 627 f. 
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an die Stelle der bis dahin bestandenen umständlichen 
Mischung zwischen materiellem und formellem Publika- 
tionsprinzip eine einheitliche materielle Publikation: 
„Les lois seront mises ä execution dans le ressort de 
chaque tribunal ä compter du jour oü les formalites 
de transcription sur les registres, lecture, publication et 
affiches y auraient ete remplies. " 

Darnach besaß also für das Inkrafttreten der Gesetze 
ausschließlich die von den tribunaux vorgenommene 
Publikation rechtliche Bedeutung; die übrigen Be- 
hörden hatten zwar die analogen Publikationshandlungen 
vorzunehmen, aber für den Eintritt der materiellen Ge- 
setzeskraft war das irrelevant. *) Dies letztere erklärt sich 
daraus, daß es sich hier nicht, wie aus dem Wortlaute der 
erwähnten Bestimmung eigentlich folgen würde, um Gesetze 
schlechthin, sondern nur um solche Gesetze handelte, 
welche der Rechtssprechung der Gerichte unterlagen 
(„objets soumis ä la juridiction des tribunaux"). 2 ) Bei den 
„lois administratives" dagegen waren es die Publikations- 
handlungen der corps administratifs, welche die für das 
Inkrafttreten erforderliche Voraussetzung bildeten. 



1 ) Merlin a. a. 0., VII. S. 537; Dalloz, Jurisprudence, 
XVIIL S. 532 Nr. 14; Repertoire, XXX. S. 74 Nr. 135. Durch ein 
Gesetz vom 23./26. Februar 1790 (Arch. Pari. 1. S., XL 1880, 8. 680) 
wurde übrigens auch den geistlichen Behörden (les eures et vicaires 
desservant les paroisses) die Vornahme von Publikationshandlungen 
(faire lecture au pröne) aufgetragen, ohne daß dies für den Eintritt 
der materiellen Gesetzeskraft irgendwelche rechtliche Bedeutung 
gehabt hätte. 

2 ) Wenigstens ist dies die übereinstimmende Auffassung von 
Praxis und Theorie. Über die Spruchpraxis vgl. Devilleneuve 
et Gilbert, Jurisprudence du XIX* siecle ou Table generale alpha- 
bötique et chronologique du Recueil general des lois et des arrets 
(1791-1850), 4 Bde. 1858, HL Bd., Art. „loi", § 1 Nr. 12; 
Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 533 Nr. 18; Repertoire, XXX. 
S. 76 Nr. 139. — Literatur: Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 532 
Nr. 18; Repertoire, XXX. S. 76 Nr. 139; Arntz a. a. 0., I. S. 9. 
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IV. 

Das Gesetz von 1790. 

Durch ein Gesetz vom 2./5. Nov. 1790 x ) erfährt 
dieses materielle Publikationssystem noch eine weitere 
Ausgestaltung. Es wird da nämlich bis in die kleinsten 
Details der Weg vorgezeichnet, welchen die gedruckten 
Kopien der Gesetzesurkunden zu nehmen hatten, um an 
diejenigen Behörden zu gelangen, welche mit der materi- 
ellen Publikation (je nach dem Charakter der Behörde 
par piacards imprimes et affiches, par la lecture publi- 
que ä Tissue de la messe paroissiale, par la lecture ä 
Paudience) beauftragt waren. 

Über die Frage, welche Publikationshandlungen die 
rechtliche Voraussetzung für den Eintritt der materiellen 
Gesetzeskraft bilden, ist in diesem Gesetze nichts Aus- 
drückliches bestimmt; allein der ganze Geist desselben 
läßt mit Sicherheit darauf schließen, daß nunmehr die Ge- 
setze in jeder einzelnen Gemeinde erst dann in Kraft zu 
zu treten hatten, wenn sie speziell auch in dieser Ge- 
meinde selbst publiziert worden waren, während bisher 
die Gesetze auf Grund der von den tribunaux, bezie- 
hungsweise corps administratifs vollzogenen Publikations- 
handlungen sofort im ganzen Amtsbezirk der pu- 
blizierenden Behörde Geitungskraft erlangt hatten, 
ohne Rücksicht darauf, ob auch in den einzelnen Ge- 
meinden eine Publikation stattgefunden hatte oder nicht. 

Damit würde also das Gesetz vom 2./5. Nov. 1790 
eine wichtige Änderung im französischen Publikations- 
rechte bedeuten. Ausdrücklich ist dieselbe zwar nicht aus- 
gesprochen, da sich das Gesetz, wie schon erwähnt, über 
die Frage des Inkrafttretens der Gesetze gänzlich aus- 
schweigt. Daß aber die Idee, die Publikationshandlungen 

l ) Abgedruckt in Lois et actes du gouvemement, 8 Bde. 
1806/7, IL S. 85 ff.; Arch. Pari. 1. S., XX. 1885, S. 194 f. 
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der Gemeinden zur Voraussetzung des Eintrittes der mate- 
riellen Gesetzeskraft zu machen, dennoch diesem Gesetze 
zugrunde liegt, dafür sprechen die mit so großer Aus- 
führlichkeit getroffenen Bestimmungen, wie die gedruckten 
Kopien der Gesetzesurkunden schließlich in die Hände 
der municipalites zu gelangen haben und von diesen zu 
publizieren sind, namentlich aber die Bestimmung des 
Art. 13, wonach die municipalites binnen acht Tagen den 
administrations de district die vollzogene Publikation zu 
bescheinigen haben, was ein Zeichen dafür ist, welche 
Wichtigkeit man nunmehr der von den municipalites vor- 
zunehmenden Publikation beilegte. Außerdem nehmen zwei 
decrets der Convention nationale, vom 2. Oktober 1793 
und vom 2. Dez. 1793 (12 frimaire an II) 1 ), denselben 
Standpunkt ein, und wenn sie auch nicht die Kraft 
einer authentischen Interpretation besitzen, so zeigen sie 
doch, was die allgemeine Auffassung jener Zeit war. End- 
lich gehen nach der mir richtig erscheinenden Interpre- 
tation Merlin's 2 ) auch die Art 86 f. der loi sur Torgani- 
sation du corps legislatif, vom 13./17. Juni 1791, von der 
hier vertretenen Auffassung aus. 3 ) — 



*) Abgedruckt bei Rondonneaa, Collection generale des 
lois etc., IV. 1818, S. 678, bezw. S. 783. 

=) A. a. O., VII. S. 539. 

3 ) Die Literatur ist geteilter Meinung: Zur Ansicht, daß in 
der Frage des Inkrafttretens der Gesetze das Gesetz vom 2./6. Nov. 
1790 die im Haupttexte dargelegte Änderung hervorgebracht habe, 
bekennen sich Merlin a. a. O., S. 538 f.; Glasson, Elements 
du droit fran^ais, I. 1875, S. 43; der entgegengesetzte Standpunkt, 
daß die durch das decret vom Oktober 1789 geschaffene Rechtslage 
durch das Gesetz vom 2./Ö. November 1790 keine Änderung er- 
fahren habe, wird, jedoch mit unzureichenden Gründen, vertreten 
von Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 532 f. Nr. 18; Repertoire, 
XXX. S. 76 Nr. 139; Arntz a. a. O., I. S. 9. Immerhin haben diese 
Schriftsteller die Spruchpraxis auf ihrer Seite (siehe Merlin a. a. 0., 
VII. S. 539 ff.; Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 533 Nr. 18, S. 541 f.; 
Repertoire, XXX. S. 76 Nr. 139). 
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Die zur Zeit herrschende Publikationstechnik be- 
währte sich schlecht. Namentlich war der Apparat, welcher 
dabei in Funktion treten mußte, viel zu schwerfällig. Man 
lese einmal das Gesetz vom 2./5. November 1790 durch, 
um einen Begriff von der Kompliziertheit des ganzen 
Publikationssystems zu erhalten! 

„Art. 4. Le ministre de la justice fera imprimer autant d'exem- 
plaires de chaque loi qu'il en sera necessaire pour les envois a faire, 
tant au corps administratifs de departement et de district, qu'aux 
tribunaux de district. 

Art. 5. II fera marquer d'un timbre sec du sceau de l'etat, 
les exemplaires qui seront envoyes aux quatre-vingt-trois admini- 
strations de departement et aux tribunaux de district, et certifiera 
par sa signature, sur chacun de ces exemplaires, qu'il est conforme 
aux originaux authentiques de la loi. 

Art. 6. Les envois seront faits au nom du roi; savoir, aux 
administrations de departement, par le ministre ayant la corre- 
spondance des departemens, et aux tribunaux de district, par le 
ministre de la justice. 

Art. 7. II sera envoye a chaque administration de departe- 
ment, un exemplaire marqu£ du timbre sec du sceau de l'ätat, et 
certifte par la signature du ministre de la justice. Cet exemplaire 
restera depose aux archives du departement, apres avoir ätö tran- 
scrit sur les registres de l'administration. 

Art. 8. U sera en meme-temps envoy.6 a chaque administra- 
tion de departement, plusieurs exemplaires de la loi, non timbres 
ni certifies par le ministre de la justice, lesquels seront incessament 
adresses par l'administration de departement ä Celles de district qui 
lui sont subordonnees, apres que la premiere aura preablement v^rifie 
et certifiä sur chaque exemplaire, qu'il est conforme a celui qu'elle 
a requ timbre et certifi6 par le ministre. 

Art. 9. Les administrations de district feront transcrire sur 
leurs registres, et deposer dans leurs archives, toutes les lois qui 
leur seront envoyees par les administrations de departement, 
certifi^es par ces deraieres, ainsi qu'il est dit en l'article pr^c^dent. 

Art. 10. Les administrations de departement feront imprimer 
des exemplaires de chaque loi, tant en placard qu'en in — 4.°, et les 
enverront, sous ce double format, aux administrations de district, 
pour ßtre adressees par celles-ci aux municipalites de leur ressort, 
apres qu'elles auront certifie, sur chaque exemplaire in — 4.°, sa 
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conformit£ avec celui qu'elles ont recu certifie par l'administration 
de departement. 

Art. 11. Les administrations de district feront, dans le plus 
bref dälai, ces envois aux municipalitäs ; celles-ci dresseront proces- 
verbal sur leur registre de la reception de chaque loi, et ... . 

Art. 12. Les corps administratifs, tant de departement que 
de district, p üb Her ont dans la ville oü ils sont etablis, par placards 
imprim^s et afficb^s, toutes les lois qu'ils auront transcrites; et 
cette publication sera faite en chaque municipalite par Tafncbe 
de placards qui auront 6t£ envoyäs aux ofüciers municipaux par 
Padministration de district, et en outre, a Tegard des municipalites 
de campagne, par la lecture publique a Tissue de la messe pa- 
roissiale. 

Art. 14. Le ministre de la justice enverra directement a cha- 
cun des commissaires du roi pres les tribunaux de district, un 
exemplaire de chaque loi, certifi6 par sa signature, et timbre du 
sceau de l'ätat. 

Art. 15. Chaque commissaire du roi präsentera la loi au tri- 
bunal pres duquel il fait ses fonctions, dans les trois jours de la 
reception, et il en requerra la transcription et la publication. 

Art. 16. Le tribunal sera tenu sur la representation de la 
loi, d'en faire faire, dans la huitaine, la transcription et la publi- 
cation, tant par la lecture ä Paudience que par placards affiches." 

Eine förmliche Kette von Amtshandlungen war not- 
wendig, damit der Gesetzestext endlich jener Behörde 
in die Hände kam, welche die Publikationshandlungen 
vorzunehmen hatte, und dann war es noch immer Sache 
der Gewissenhaftigkeit dieser Behörde, die Publika- 
tionshandlungen auch wirklich vorzunehmen und das In- 
krafttreten der Gesetze zu ermöglichen. Wie leicht konnte 
da die bureaukratische Maschine an irgend einer Stelle ins 
Stocken geraten und so das Inkrafttreten des Gesetzes 
in einem Teile des Landes verzögert werden, zum 
Schaden der Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit! l ) Auch 



l ) Eine lebendige Schilderung dieser Mißstände gibt Portalis 
in der Sitzung des corps legislatif, vom 28. Februar 1S0M (4 ventöse 
an XI), Arch. Pari. 2. S., IV. S. 13; siehe auch Laurent, Principes 
de droit civil. I. 1876, S. 58 f. 
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eine Vereinfachung der in Anwendung kümmenden Publi- 
kationsmittel war dringend geboten. 

V. 

Das Gesetz von 1793. 

Unter solchen Umständen ist es nicht zu verwundern, 
daß die Convention nationale in dem Streben nach 
Schaffung einer starken Zentralgewalt es sich vor allem 
auch zur Aufgabe machte, die Publikationsverhältnisse neu 
zu regeln. Diesem Zweck dient die loi sur le mode de 
gouvernement provisoire et revolutionnaire, vom 4. De- 
zember 1793 (14 frimaire an II), 1 ) section I. 

Das genannte Gesetz ist für die Geschichte der 
Gesetzespublikation von allergrößter Bedeutung, denn 
durch dasselbe wurde zum ersten Male ein Gesetz- 
blatt im modernen Sinne des Wortes ins Leben 
gerufen: Das „Bulletin des lois de la Republique". 

An die Stelle der bisherigen Publikationshandlungen 
trat nunmehr folgende Publikationsform: 

Die „lois, qui concernent Tinteret public, ou qui 
sont d'une execution generale," also jedenfalls alle Ge- 
setze im materiellen Sinne, wurden in einem von Zeit 
zu Zeit erscheinenden, fortlaufend numerierten, offiziellen 
Blatt, dem Bulletin des lois, abgedruckt 2 ); mit der Aus- 



1 ) Abgedruckt in den Lois et actes du gouvernement, VIII. 
S. 100 ff.; Rondonneau, Collection generale des lois etc., IV. 
S. 784 ff.; D6bats de la Convention nationale, ö Bde. 1828, V. S. 141 ff. 

2 ) Art. 1 : „Les lois, qui concernent l'interSt public, ou qui sont 
d'une execution generale, seront imprimees separement dans un 
bulletin numerotö . . . . Ce bulletin sera intitulä: Bulletin des lois 
de la Republique." Um Zweifeln darüber auszuweichen, ob ein 
konkretes Gesetz wirklich zu den „lois, qui concernent l'interet 
public, ou qui sont d'une execution generale," gehöre, wurde durch 
ein decret vom 17. August 1794 (30 thermidor an II) festgesetzt, 
daß dem betreffenden däcret die Klausel beizufügen sei: „Le present 
decret sera imprimä dans le bulletin des lois." Nur in diesem Falle 
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gäbe und Versendung dieses Gesetzblattes war jedoch 
die Publikation des betreffenden Gesetzes noch nicht 
perfekt, vielmehr mußte in jedem Orte von dessen Behörden 
innerhalb 24 Stunden nach dem Empfang des Gesetz- 
blatteseine „publication 1 ) au son de trompeou detambour" 
stattfinden. Erst von dem Tage dieser „proclamation" 
an trat das Gesetz für diesen Ort in Kraft 2 ) 

Die durch das Gesetz vom 4.Dezember 1793 geschaffene 
Rechtslagewer demnach folgende: Das bisher in Geltung 
gewesene materielle Publikationsprinzip blieb auch 
weiterhin bestehen. Aber zwei wichtige Neuerungen 
wurden in dasselbe eingeführt: Einerseits konnte die 
rechtlich bedeutsame materielle Publikation nur durch 
die „publication au son de trompe ou de tambour" statt- 
finden; materielle Publikationshandlungen anderer Art 
besaßen für den Eintritt der materiellen Gesetzeskraft 
keine rechtliche Relevanz mehr. 8 ) Andererseits hatten 

unterlag dann das betreffende Gesetz den Vorschriften des Gesetzes 
vom 4. Dez. 1793. 

*) Ein öffentlicher Anschlag fand nicht statt. Locr6, Esprit 
du Code Napoleon, LS. 121; Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 533 
Nr. 21; Repertoire, XXX. S. 82 Nr. 160. 

2 ) Art. 9 1. c: „Dans chaque lieu, la Promulgation de la loi 
sera faite, dans les vingt-quatre heures de la reception, par une 
publication au son de trompe ou de tambour; et la loi deviendra 
obligatoire a compter du jour de la Promulgation." 

3 ) Daran ändert auch der Umstand nichts, daß Art. 10 1. c. 
solche materielle Publikationshandlungen sogar vorschreibt: „In- 
dependamment de cette proclamation, dans chaque commune de 
la Republique, les lois seront lues aux citoyens dans un lieu public, 
chaque decadi, soit par le maire, soit par un officier municipal, 
soit par les presidens de section." Noch weniger hatte es natürlich 
einen Einfluß auf das Inkrafttreten der Gesetze, daß von den Be- 
hörden außer der „publication au son de trompe ou de tambour" 
aus freien Stücken regelmäßig auch noch die althergebrachten 
materiellen Publikationshandlungen (la lecture publique, la reim- 
pression, l'afficbe; siehe Favard de Langlade, Repertoire, III. 
S. 338) vorgenommen wurden. 
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nunmehr die materiellen Publikationshandlungen nur dann 
das Inkrafttreten des Gesetzes zur Folge, wenn sie auf 
der Basis des Bulletin des lois vorgenommen wurden; 
erst mußte die betreffende Nummer desselben eingetroffen 
sein, dann erst konnte die „publication au son de trompe 
ou de tambour" mit Rechts Wirksamkeit vorgenommen 
werden. 

Bei den „lois, qui concernent Pinteret public, ou qui 
sont d'une execution generale/ war also ihr Abdruck 
in diesem Gesetzblatte Voraussetzung für das Inkraft- 
treten. 

Damit ist eine sehr wichtige Eigenschaft des Bull, 
d. 1. gegeben: Es besaß von allem Anfange an obli- 
gatorischen Charakter. 

Nunmehr läßt sich die Frage beantworten, ob das 
Bull. d. 1. ein Gesetzblatt i. techn. S. sei. Die beiden wesent- 
lichen Merkmale eines solchen sind Publikationseffekt und 
obligatorischer Charakter. Der Publikationseffekt des 
Gesetzblattes ist dessen Eigenschaft, der rechtlich re- 
levanten Publikation von staatlichen Rechtsetzungs- 
akten zu dienen; der obligatorische Charakter des 
Gesetzblattes besteht darin, daß bei gewissen, positiv- 
rechtlich bestimmten Arten von staatlichen Rechtsetzungs- 
akten der Eintritt der materiellen Gesetzeskraft grund- 
sätzlich nur dann stattfinden kann, wenn der Text im 
Gesetzblatte seinen Abdruck gefunden hat. 

Nach all dem Gesagten gelangen wir zu dem ent- 
scheidenden Satze: 

Das Bull. d. 1. ist seit seiner Begründung durch 
das Gesetz vom 4. Dezember 1793 ein Gesetzblatt 
i. techn. S. 

Mit dieser Tatsache stand es — das sei zur Ver- 
meidung von Mißverständnissen hervorgehoben — nicht 
im Widerspruch, daß vorläufig noch das materielle 
Publikationsprinzip herrschte. Heute zwar ist es in 
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Deutschland die Regel, daß für das Inkrafttreten der Gesetze 
ausschließlich die Ausgabe und Versendung des Gesetz- 
blattes, sowie höchstens noch der Ablauf einer Präsumtiv- 
frist notwendig sind; aber es wäre irrig anzunehmen, 
daß dieses formelle Publikationsprinzip zum Wesen 
des Gesetzblattes i. techn. S. gehöre. Man bedenke doch, 
daß, wie in Frankreich während der Geltung des Gesetzes 
vom 4. Dezember 1793, so auch in verschiedenen deut- 
schen Staaten ursprünglich zur Ausgabe und Versendung 
des Gesetzblattes noch gewisse materielle Publikations- 
handlungen treten mußten, ehe das einzelne Gesetz in 
Kraft treten konnte. 1 ) Wem würde es da einfallen zu 
behaupten, daß in diesen Staaten das betreffende Gesetz- 
blatt erst dann zu einem Gesetzblatt i. techn. S. geworden 
sei, als die Notwendigkeit der Vornahme materieller 
Publikationshandlungen schließlich wegfiel und das In- 
krafttreten der Gesetze ausschließlich an den formel- 
len Akt der Ausgabe und Versendung des Gesetzblattes 
gebunden wurde? 

Das Gesetzblatt i. techn. S. verträgt sich also mit 
dem materiellen Publikationsprinzipe ganz gut. 

Um auf Frankreich zurückzukommen: Das Gesetz 
vom 4. Dezember 1793 behält trotz Einführung 
eines Gesetzblattes i. techn. S. das bisherige mate- 
rielle Publikationsprinzip bei. 

Der juristische Gehalt dieses Gesetzes ist hiermit 
erschöpfend charakterisiert. — 

Dasselbe bedeutet aber auch einen wesentlichen 
Fortschritt in der Publikationstechnik. 

Allerdings hinsichtlich der Publikationshandlungen 
selbst änderte sich wenig, da nach wie vor das mate- 
rielle Publikationsprinzip in Geltung blieb; wohl aber 
erfuhr die dem eigentlichen Publikationsakte vorausgehende 



J ) Siehe S. 150 ff. 
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Versendung des Gesetzestextes an die mit der Vor- 
nahme der Publikation betrauten Behörden eine ganz 
bedeutende Vereinfachung. Die bisher in Geltung ge- 
wesenen Vorschriften des Gesetzes vom 2./5. Novem- 
ber 1790 verlangten die Tätigkeit eines komplizierten 
bureaukratischen Apparates, damit die der Gesetzespubli- 
kation dienenden Kopien der Gesetzesurkunden den betref- 
fenden Behörden zukamen. 1 ) Nunmehr trat an die Stelle 
alles dessen die Versendung des Bull. d. 1.; sie erfolgte 
von einer einheitlichen Stelle aus, direkt, also ohne 
irgendwelche Zwischeninstanzen zu berühren, an die mit 
der Vornahme der Publikation beauftragten Behörden. 

„Art. 7. Le Bulletin des lois sera envoye par 

la poste aux lettres 

Art. 8. Ce Bulletin sera adresse directement, 
et jour par jour, ä toutes les autorites constituees, 
et ä tous les fonctionnaires publics charges ou de 
surveiller Texecution ou de faire Papplication des 
lois . . . ." 

Durch diese Beschleunigung der Versendung des 
Gesetzestextes wurde indirekt natürlich auch eine Be- 
schleunigung der Publikation selbst erzielt. 

Außerdem wurde der Publikationsvollzug dadurch, 
daß er nunmehr nur auf der Basis des Bull. d. 1. vorge- 
nommen werden konnte, auf eine einheitliche und darum 
zuverlässigere Grundlage gestellt, als es bisher der Fall war. 
In Verbindung mit diesen technischen Vorteilen 
war es aber insbesondere ein politisches Moment, 
welches den französischen Konvent zur Einführung des 
Bull. d. 1. veranlaßte. 

Im Verlaufe der Revolution hatten sich bekanntlich 
die Zügel der Zentral-Staatsgewalt in Paris stark ge- 
lockert, in einzelnen Departements waren Nebenregierungen 



i) Vgl. S. 75 f. 
Dr. J. L u k a s , Über die Gesetzespublikation. 
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am Ruder, die sich immer mehr von Paris zu emanzi- 
pieren trachteten und so Zustände erzeugten, die viel- 
fach an Anarchie grenzten. 1 ) Unterstützt wurde dieser 
Widerstand der Provinz gegen die Anordnungen der 
Zentralgewalt durch die unglücklichen Publikationsvor- 
schriften des Gesetzes vom 2./5. November 1790: Die 
Verwaltung des einzelnen Departement hatte es voll- 
kommen in ihrer Hand, ob sie ein ihr von Paris zuge- 
sandtes Gesetz im Gebiete ihres Departement auch wirk- 
lich in Kraft treten lassen wollte; unterließ sie es, den 
unteren Instanzen die zur Publikation nötigen Kopien 
des Gesetzestextes zukommen zu lassen, so war die 
Publikation des betreffenden Gesetzes unmöglich gemacht. 
Die gleiche Machtvollkommenheit hatten die übrigen 
Behörden innerhalb ihres Amtssprengeis. So erklärt es 
sich, daß bei der allgemeinen Auflehnung der Provinz 
gegen Paris die Publikation der Gesetze auf dem flachen 
Lande sehr im Argen lag 2 ); selbst wichtige Gesetze wur- 
den gar nicht oder unverhältnismäßig spät publiziert und 
dadurch die herrschende Verwirrung nur noch gesteigert. 
Dieser Revolution gegen die Revolution sollte ge- 
steuert, die Autorität der revolutionären Staatsgewalt 
in Paris wieder hergestellt werden. Dem verdankt die 
loi sur le mode de gouvernement provisoire et revolu- 
tionnaire ihre Existenz. Konzentrierung und Konsolidierung 
der Staatsgewalt war das Schlagwort, mit welchem das 
comite de salut public den Entwurf zu diesem Gesetze 
dem Konvent vorlegte 3 ); „la Convention nationale est le 

*) Vgl. darüber z. B. Thiers, Histoire de la Revolution fran- 
<?aise, 4. Aufl., VI. 1834, S. 26. 

2 ) Vgl. Aulard, Histoire politique de la Revolution francaise, 
1901, S. 356. 

: Siehe die Ausführungen des Berichterstatters Billaud- 
Varennes in der Sitzung des Konvents, vom 18. Nov. 1793 (28 bru- 
maire an II), abgedruckt in den D6bats de la Convention nationale, 
V. S. 122 ff 
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centre unique de Timpulsion du gouvernement", sagt 
section II Art. 1 1. c. selbst. Erreicht wurde dieser Zweck 
vor allem durch eine direkte Unterordnung der 
untersten Verwaltungsorgane (Gemeinde-, Distriksbe- 
hörden) unter die Zentral-Staatsgewalt, den Konvent. Be- 
reits eine loi, qui rend le gouvernement revolutionnaire 
jusqu'ä la paix, vom 10. Oktober 1793 (19 vendemiaire 
an II), hatte in diesem Sinne gewirkt, indem sie in 
Art. 4 anordnete: 

„Les lois revolutionnaires doivent etre executees 

rapidement. Le gouvernement correspondra 

immediatement avec les districts dans les 

mesures de salut public. * 

In unserem Gesetze nun wurde noch um einen Schritt 
weiter gegangen. „On crea aupres des districts et aupres 
des commünes . . . . un agent national qui representait 
le pouvoir central et qui etait nomme par la Convention. 7 ' l ) 
Die Aufgabe dieser agents nationales faßt section II Art. 
14 1. c. zusammen in die Worte: „Specialement charges 
de requerir et de poursuivre Pexecution des lois, 
ainsi que de denoncer les negligences apportees dans 
cette execution, et les infractions qui pourraient se com- 
mettre. n 

In diese Tendenz des Gesetzes passen die in Section I 
desselben gegebenen Publikationsvorschriften trefflich 
hinein. Man wollte einen rasch und sicher wirkenden 
Publikationsapparat schaffen, um auch auf diese Weise die 
Autorität der Staatsgewalt wieder aufzufrischen. Und wie 
brachte man dies zuwege? Indem man die direkte Unter- 
ordnung der Unterbehörden unter die Zentralstaatsgewalt 
auch auf dem Gebiete der Gesetzespublikation 
herstellte. Direkte Versendung des Gesetzestextes an die 
Unterbehörden und direkte Unterordnung dieser Unter- 



l ) Aulard a. a. 0., S. 355. 
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behörden unter die Zentral-Staatsgewalt, sind eben Ursache 
und Wirkung. Und diese Wirkung war um so größer, als 
nunmehr auf den Behörden auch ein sozialer Druck 
lastete, die Publikation vorschriftsmäßig zu vollziehen. 
Denn jetzt vollzog sich die Zusendung des Gesetzes- 
textes unter den Augen der Öffentlichkeit, weil das 
Bull. d. 1. gleichzeitig ja auch an Privatleute versandt 
wurde. 

NacTi all dem darf es uns nicht wundernehmen, daß die 
direkte Unterordnung der mit der Gesetzespublikation 
beauftragten Unterbehörden unter den Gesetzgeber, die 
Unmittelbarkeit, mit welcher der Gesetzgeber infolge 
dessen zur Masse des Volkes sprechen konnte, in der 
Rede des Berichterstatters Billaud-Varennes eine scharfe 
Betonung erfährt: 

„N 7 y aurait-il que Tinconvenient d'elever ' autant de 
barriferes entre les representants du peuple et le peuple 
lui-meme qu'il existe d'autorites intermediaires, que cet 
inconvenient serait le premier vice ä extirper pour rendre 
au Corps legislatif toute sa force : sans cela ce n'est plus 
le corps legislatif qui parle directement ä la nation, mais 
ceux qui se rendent son organe, qui s'approprient ses 
decrets, qui regoivent immediatement les reclamations, 
qui distribuent eux-memes les bienfaits de la patrie, et 
qui dans chaque arrondissement, places ä la cime de la 
hierarchie des pouvoirs, eclipsent par leur seule elevation 
la representation nationale, d'oü naissent naturellement 
Pespoir et la tentative de Taneantir. 

Vous, qu'un essor rapide place de jour en jour ä 
la hauteur la plus elevee, vous ne pouvez plus vous trainer 
sur les routes battues. Voici donc une nouvelle direction 
ä suivre dans l'impulsion primitive du gouvernement, 
qui doit reprendre toute son elasticite, en se trouvant 
ä la fin degage de ces formes lentes, tortueuses et suspen- 
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sives, inseparables de Fenvoi et de l'enregistrement hier- 
archiques des lois. 

Cette mesure (sc. die Einführung des Bull. d. 1.) est 
simple, puisqu'elle fait disparaitre tant de hors-d'oeuvres 
intermediaires pour ne plus laisser aucune Separation 
entre le legislateur et le peuple . . . ." , ) 

Erst die Wichtigkeit, welche der neuen Ein- 
richtung des Bull. d. 1. im Rahmen der all- 
gemeinen Staatspolitik zukam, macht es uns be- 
greiflich, wieso dasselbe vom Beginn seiner Exi- 
stenz an obligatorischen Charakter besaß. 

So hat die Rechtsidee, daß jedes Gesetz, um in Kraft 
treten zu können, im Gesetzblatt abgedruckt sein müsse, 
in Frankreich ihre Entstehung gefunden und ist von da 
in das deutsche Recht übergegangen. Heute ist sie bereits 
zur Selbstverständlichkeit geworden. — 

Mochten indessen die durch Einführung des Bull, 
d. 1. geschaffenen Vorteile auch noch so groß sein, einen 
Mangel des bisherigen Publikationssystemes hatte das 
Gesetz vom 4. Dezember 1793 doch nicht zu beseitigen 
verstanden: Ganz mit der Frage beschäftigt, in welcher 
Weise der Versendungsmodus vereinfacht, eine direkte 
Beziehung zwischen dem Gesetzgeber und den mit der 
Publikation betrauten Unterbehörden hergestellt werden 
könnte, kam unser Gesetz gar nicht dazu, an eine Be- 
seitigung des materiellen Publikationsprinzipes zu den- 
ken. Infolge dessen bestand dieses noch immer zu Recht, 
seine Schattenseiten waren noch immer fühlbar 2 ), und sie 



1 ) Billaud in der Sitzung des Konvents, vom 18. Nov. 1793. 
Siehe die Debats de Ja Convention nationale, V. S. 130, 131 f., 132. 

2 ) Vgl. Locre, Esprit du Code Napoleon, I. S. 122; Berriat- 
Saint-Prix im Magasin encyclopedique 1809 V,, S. 85 ff., Revue 
etr. et franc- de 16g. V., S. 296 f.; Valette, Cours de Code civil, 
I. 1872, S. 20; Glasson, Elements du droit franqais, I. S. 43; de 
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mußten mit um so größerer Deutlichkeit in den Vorder- 
grund treten, je eifriger die junge Republik in der legis- 
latorischen Ausgestaltung ihrer Rechtsordnung tätig war. 

VI. 
Das Gesetz von 1795. 

Dies führt mit zwingender Notwendigkeit iur Besei- 
tigung des materiellen, zur Einführung des formellen 
Publikationsprinzipes. Das Gesetz, welches diesen ent- 
scheidenden Schritt tut, ist die loi, qui determine un mode 
pour Tenvoi et la publication des lois, vom 4. Oktober 
1795 (12 vendemiaire an IV). Der Übergang vom materi- 
ellen zum formellen Publikationsprinzip, welcher hier 
bewerkstelligt wird, besteht darin, daß von nun an die 
„lois et les actes du corps legislatif" in dem ganzen 
Bereiche eines Departement von dem Tage an in 
Kraft zu treten hatten, an welchem die betreffende Num- 
mer des Bull. d. 1. in dem Hauptorte („cheMieu") des 
Departement ankam. ! ) Die materielle Publikationshandlung 

Folleville, De la Promulgation et de l'application des lois et des 
decrets, 1876, S. 10. 

J ) Art. 12 1. c: „. . . les lois et actes du corps legislatif, obli- 
geront, dans l'^tendue de chaque departement, du jour auquel le 
bulletin officiel oü ils seront contenus, sera distribue au chef-lieu 
du departement. 

Ce jour sera constate par un registre oü les administrateurs 
de chaque departement certifieront l'arrivee de chaque numero." 

Dem Wortlaute nach würde sich übrigens hier das Inkraft- 
treten der lois et actes du corps legislatif nicht, wie im Haupttexte 
behauptet wurde, nach dem Zeitpunkte der „arrivee", sondern nach 
dem Zeitpunkte der „distribution" richten; allein aus dem zweiten 
Satze des zit. Art. 12 ergibt sich, daß der maßgebende Zeitpunkt 
doch der der „arrivee" ist; daß im ersten Satze statt dessen der 
Ausdruck „distribution" gesetzt ist, ist nur eine Ungenauigkeit, die 
sich daraus erklärt, daß man es als selbstverständlich ansah, es 
würden arrivee und distribution in continuo aufeinander folgen. 
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der in jeder Gemeinde vorzunehmenden publication au son 
de trompe ou de tambour war mithin jeder juristischen 
Bedeutung für das Inkrafttreten der Gesetze entkleidet. *) 
So verdankt die moderne Publikationsmethode 
ihre Begründung erst dem französischen, Gesetze 
vom 4. Oktober 1795. 2 ) Das Gesetz vom 4. De- 



Siehe auch Locr6 a. a. O., I. S. 121; Berriat-Saint-Prix im 
Magasin encyclopddique 1809 V., S. 90, Revue 6tr. et franc. de leg. 
V., S. 299. 

J ) Siehe Art. 11 Abs. 1 1. c. Immerhin aber blieb es den Ver- 
waltungsbehörden anheimgestellt, gegebenen Falles die Vornahme 
von materiellen Publikationshandlungen anzuordnen und auf diese 
Weise eine rechtlich irrelevante Gesetzespublikation" ins Werk zu 
setzen. Art. 11 Abs. 2 1. c. 

2 ) Dies wird auch von Dalloz, Repertoire, XXX. S. 74 Nr. 135, 
angedeutet: „La loi du 12 vendemiaire an IV, qui a remplac£ par 
le bulletin officiel l'ancien mode de publication des lois . . . ." 

Es ist aber bezeichnend, daß man sich in die mit so klaren 
Worten gegebene formelle Publikationsmethode nur schwer hinein- 
zuiinden vermochte: Vielfach hielt man an der Idee der materiellen 
Publikationsmethode auch weiterhin fest. Ein Beispiel hierfür ist 
der von Merlin, Repertoire, VII. S. 644 ff., mitgeteilte Prozeß, in 
welchem die unteren Instanzen den Standpunkt vertraten, ein 
Gesetz, welches einem tribunal zugesandt und von diesem publiziert 
worden ist, müsse von demselben innerhalb seines Bezirkes ange- 
wendet werden, ohne Rücksicht darauf, ob das betreffende Stück 
des Bull. d. 1. in dem Hauptorte des Departement bereits eingelangt 
und damit der Bestimmung des Art 12 1. c. Rechnung getragen 
ist oder nicht (siehe auch Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 533 
Nr. 23 u. S. 545 f.; Dalloz, Repertoire, XXX. S. 84 Nr. 152). Um- 
gekehrt kam es auch vor, daß man trotz Vorhandenseins der durch 
Art. 12 1. c. gegebenen Voraussetzung das Gesetz mangels der 
materiellen Publikationshandlungen nicht als in Kraft bestehend 
anerkennen wollte: Siehe Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 544 f.; 
Devilleneuve et Gilbert, Table genende 1791—1860, III. Bd., 
Art. „loi", § 1 Nr. 22. Daher darf es uns nicht wundernehmen, 
wenn die cour de Cassation sich mehrmals genötigt sah, hervorzu- 
heben, daß materielle Publikationshandlungen für das Inkraft- 
treten eines Gesetzes keinerlei Bedeutung besitzen: Siehe Dalloz, 
Jurisprudence, XVIII. S. 533 Nr. 23, S. 545; Repertoire, XXX. 



zerrter 17.-S spielt dabei nar eine Torbereitende 
Rolle 

Seinen obligatorischen Charakter behält das Bull, 
d. L selbstredend auch fernerhin bei. Ja n:»ch mehr! Der- 
selr* stei^rt sich durch Einführung des formellen Publi- 
karl.nsj-rinzipes zur Exklusivität: Während unter dem 
Ge^r;ze T>m 4. Dezember 17:*o zwar jedes Gesetz im 
Gesetz"" liTir abgedruckt sein muite. für sein Inkrafttreten 
afc-rr sebrn der Ausgabe und Versendung desselben auch 
nc«eh andere, und zwar materielle Publikationshandlumren 
erforderlich waren, bedarf es unter dem Gesetze Tom 
4. Oktober, 17*5. vermöge des von demselben prokla- 
mierten formellen Pafilikatk»nsprinzij>es. zum Eintritte der 
materiellen Gesetzeskraft lediglieh der Ausgabe und 
Yer^-dun*: des Gesetzblaues, dieses ist alsu aus einem 
•- 1 llg*~- riehen zum aussei. Iie # ji:chen Publikationsmittel 
gew. rien: Das Ball. d. 1. besitzt nunmehr das Publi- 
k a t : k.' il =» m •_• n o {» o 1. 



S. ^4 Xr. 15?: Devilleneuve et Gilbert a. a «X 111. Bd.. 
Ar: .1:."". 5 1 Xr. ?■ . Desgleichen die Literatur, uni zwar sogar 
tech rzz Zeit des C:«ie c:vil: Siehe r. B. Laurent. Prtncipes de 
cn t •: t-L. I ^ > ± 

I>is Ir.krar v treten des d;e neue, f:m.elle Pullikations- 
=i*t":i:.ie 'tesTänieE.'Ien Gesetzes hätte sich elgentl::h nach den 
tishs-^sen. durch das Gesetz v:=i \. I>ez. 17*> ee^rebenen Pnbli- 
ka^:r^r--rstilriften ruhten sollen Durch, die l:i relative a Texecu- 
^:- ie c-ille du 12 veni-ziiaire an IV sur la pu~- li Nation des lois. 
t:— 14 X;t. :t:-^ l\ trumaire an VII . wurie a"'«cr das Gesetz 
v-:zi 4, »»kt- 17r3 dahin interpretiert, dai dasselt* hinsichtlich 
se^u-r? Inirarttr*rterLS na»:h seinen eigenen Pu v "ikati ; nsrarsch ritten 
zu "-etr±:::ten sei Art. 1 I. c: -La 1:: du ;* venlrmiaire an IV 
est : t Lz**t : ire. cenienn-rment a ses disr :>it:cns. du jeur de son 
arr.Tre a 1 ainiinistraticn centrale de eha ,ue drpartenient."" Xeben- 
ie: sesAir: ist die Formulierung d.eser gesetzlichen Best immun g 
*'~z- Beweis tür die Ri:ht .rkeit dessen, was S <•>"- ü't«r das Ver- 
hältnis rri>;-M- arriTre uni distributi.n jresa^t worden ist. 
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Durch das Gesetz vom 4. Oktober 1795 war also 
endlich die formelle Publikationsmethode geltendes Recht 
geworden. Allein noch immer wiesen die Einrichtungen 
derselben bedeutende Mängel auf. 1 ) Vor allem kommt 
in dieser Richtung die Tatsache in Betracht, daß die 
Gesetze sofort mit ihrem Eintreffen in dem Hauptorte 
des Departement für den ganzen Bereich desselben in Gel- 
tung traten 2 ); im Interesse der Publizität der Gesetze 
wäre die Festsetzung einer Präsumtivfrist wohl am 
Platze gewesen. 8 ) Nicht minder fühlbar war es, daß der 
Zeitpunkt, in welchem das einzelne Gesetz in jedem 
Departement in Kraft zu treten hatte, von vornherein 
unberechenbar war, da sich dieser Zeitpunkt darnach 
richtete, wann die betreffende Nummer des Bull. d. L in 
dem Hauptorte des Departement eintraf, und dabei 
hinderliche Zwischenfälle aller Art eine unangenehme 
Rolle spielen konnten 4 ). Dazu kam noch, daß die ent- 
fernter ansässigen Angehörigen des Departement im 
Momente des Eintreffens des Bull. d. 1. im Hauptorte 
des Departement von diesem Ereignisse, und daher auch 
von dem erfolgten Inkrafttreten des Gesetzes, keine Kennt- 
nis haben konnten, da sie all das lediglich erst aus den 
Registern der Departementverwaltung zu entnehmen in 
der Lage waren. 5 ) 

Abhilfe war dringend nötig. 



*) Dies ist angedeutet von Valette a. a. 0., I. S. 20; de 
Folleville a. a. O., S. 10. 

2 ) Siehe Toullier, Le droit civil fran<?ais, I. S. 38. 

3 ) Über die Notwendigkeit von Präsumtivfristen bei der for- 
mellen Publikation siehe S. 12 ff. 

*) Siehe Locre a. a. O., I. S. 122 f.; vgl. auch Dalloz, 
Jurisprudence, XVIII. S. f35 Nr. 30. 

5 ) Locre a. a. O., I. S. 122 f.; Pailliet, Droit public f ran cais. 
S. 988; Toullier a. a. 0., I. S. 38; Dalloz, Jurisprudence, XVlil. 
S. 534 Nr. 24; Repertoire, XXX. S. 84 Nr. 164; Ancelot im Recueil 
de TAcademie de legislation de Toulouse, VIII. 1858, S. 472. — 
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VII. 
Constitution von 1799. 

Der an erster Stelle erwähnte Mangel wurde 
bereits durch die Constitution de la Republique frangaise 
vom 13. Dezember 1799 (22 frimaire an VIII) so ziemlich 
beseitigt: Es wurde zwar nicht das gewünschte spatium 
zwischen dem Einlangen der Bulletin-Nummer einerseits 
und dem Inkrafttreten des Gesetzes andererseits normiert, 
wohl aber wurden die Wirkungen eines solchen spatium 
dadurch suppliert, daß Art. 37 1. c. bestimmte, die Pro- 
mulgation der Dekrete des corps legislatif durch den Pre- 
mier consul habe am zehntenTage nach ihrer „emission* 
(d. h. Übersendung an den premier consul) stattzufinden. 
Da nun vermöge der Parlamentsverhandlungen die ge- 
sellschaftliche Publikation, namentlich im Wege der 
Presse, hinreichend Sorge trug, daß die Tatsache eines 



Der hier erwähnte Übelstand wurde übrigens dadurch bedeutend 
abgeschwächt (aber nicht gänzlich beseitigt ; siehe Berriat-Saint- 
Prix im Magasin encyclopedique 1809 V., S. 90 f., Revue etr. et 
fran<?. de leg. V., S. 299 f.), daß ein arrete du directoire executif, 
qui dßtermine le mode ä suivre pour faire connaitre aux autorites 
constituees l'epoque a compter de laquelle les lois et actes du 
gouvernement deviennent obligatoires dans chaque departement, 
vom 6. Juni 1706 (12 prairial an IV) die Verfügung traf, daß der 
der betreffenden Departementverwaltung zugeteilte „commissaire 
du pouvoir executif" am ersten Tage jeder Dekade allen „autorites 
constituöes" des Departement ein von ihm unterzeichnetes „tableau'' 
aller Bulletinnummern, welche in der vergangenen Dekade im 
Hauptorte des Departement eingetroffen waren, zukommen zu 
lassen habe, mit der genauen Angabe des Tages, wann jede dieser 
Nummern eingelangt war. Nachdem seit der Constitution de la 
Republique fran^aise, vom 13. Dez. 1799 (22 frimaire an VIID, das 
Institut der „commissaires du pouvoir executif zu existieren auf- 
gehört hatte, wurde durch ein arrete der Konsuln vom 5. Juni 1800 
(16 prairial an VIII) die obige Bestimmung dahin abgeändert, daß 
von nun an das „ tableau* von den Prälekten an die Subpräfekten 
und von diesen an die maires ihres Arrondissement zu senden sei. 
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vom corps legislatif beschlossenen decret zur allgemeinen 
Kenntnis gelange, hatten die Staatsangehörigen genügende 
Gelegenheit, sich auf das künftige Gesetz vorzubereiten, 
um so mehr, als sich an die am zehnten Tage erfolgende 
Promulgation erst die Inserierung des Gesetzestextes in 
das Bull. d. 1. und die Einsendung desselben an den Haupt- 
ort des Departement anschloß und die hierfür erforder- 
liche Zeit zu der Frist von 10 Tagen noch hinzuzu- 
rechnen war. 

VIII. 
Code civil. 

Die beiden anderen Übelstände dagegen sollten 
ihr Ende erst finden durch Art. 1 der loi sur la Promul- 
gation, les effets et Papplication des lois, vom 5. März 1803 
(14 ventöse an XI), durch welches Gesetz der titre pre- 
liminaire du Code civil zum Gesetze erhoben wurde 1 ). 

Es wird da bestimmt 2 ), daß das Inkrafttreten der 
Gesetze in den einzelnen Departements sich nicht nach 
dem Eintreffen des Gesetzes in dem Hauptorte des be- 
treffenden Departement, sondern nach dem für das ganze 
Reich einheitlichen Zeitpunkte der , Promulgation" zu richten 
habe, und zwar in der Weise, daß die Gesetze in dem De- 
partement, in welchem sich der Sitz der Staatsregierung 
befindet (Paris), einen Tag nach dem Tage der „Promul- 
gation'', in den übrigen Departements nach Ablauf der- 
selben Frist, vermehrt um soviel Tage, als die Entfernung 
zwischen dem Hauptorte des Departement und dem 



1 ) Art. 1 1. c. wird demgemäß im Folgenden stets als Art. 1 
C. c. zitiert werden. 

2 ) Art. 1 C. c: „Les lois sont executoires dans tout le terri- 
toire fran^ais, en vertu de la Promulgation qui en est faite par 
le premier Consul (par l'Empereur . 

Elles seront ex^cutees dans chaque partie de la Republique 
(de l'Empire\ du moment oü la Promulgation en pourra etre connue. 
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Orte, an welchem sich der Sitz der Staatsregierung be- 
findet, ein Vielfaches von 10 Myriametern darstellt *)- 



La Promulgation faite par le premier Consul (par l'Empereur) 
sera reputee connue dans le departement oü siegera le gouverne- 
ment (dans le departement de la residence imperiale),. un jour apres 
celui de la Promulgation; et dans chacun des autres däpartemens, 
apres Pexpiration du meme delai, augmentä d'autant de jours qu'il 
y aura de fois dix myriametres [environ vingt lieues (lieues an- 
ciennes)] entre la ville oü la Promulgation en aura et6 faite, et le 
chef-lieu de chaque departement." 

Die in ( ) gesetzten Stellen sind die Änderungen, die der 
Code Napoleon gegenüber dem C. c. aufweist. 

*) Ein hierbei eventuell verbleibender Rest unter 10 Myria- 
metern wird nicht berücksichtigt. Dies ist auch die herrschende 
Lehre: C. S. v. Zachariae, Handbuch des französischen Zivil- 
rechts, 4. Aufl., I. 1837, S. 55*, 7. Aufl., herausgeg. von Dreyer, 
I. 1886, S. 68«; Pailliet a. a. O., S. 989; Favard de Langlade, 
Repertoire, III. S. 340; Toullier a. a. O., I. S. 41 ; Dalloz. Jurispru- 
dence, XVIII. S. 535 Nr. 31; Repertoire, XXX. S. 88 f. Nr. 161; 
siehe auch Dalloz, Supplement au Repertoire mßthodique et alpha- 
bötique de legislation, de doctrine et de jurisprudence, X. 1892, 
S. 18 Nr. 86; Du Caurroy, Common taire theorique et pratique, 
I. 1848, S. 10; Demante, Cours analytique de Code civil, I. 1849, 
S. 35; Marcadö, Cours elemen taire de droit civil fran^ais, 4. Aufl.. 

1. 1850, S. 30; Aubry et Bau, Cours de droit civil fran<?ais, 

4. Aufl , I. 1869, S. 49 5 ; Valette a. a. O., I. S. 23 f.; de Folleville 
a. a. O., S. 11; Baudry-Lacantinerie, Precis de droit civil, 

2. Aufl., I. 1885. S. 221; Duverdy, Art. „Distance" in Block. 
Dictionnaire de ladministration francaise, 4. Abdr. d. 2. Aufl., 1889. 

5. 785; Baudry-Lacantinerie et Houques-Fourcade, Des 
personnes, S. 74; allem Anscheine nach auch Mourlon, Repetitions 
ecrites sur le Code civil, I. S. 44. Auch authentische Inter- 
pretationen sind in diesem Sinne erflossen: Senatus-consulte 
vom 6. Nov. 1804 (15 brumaire an XIII); Ordonnance vom 7. Juli 1824. 

Demgegenüber steht die ältere Spruchpraxis auf dem 
Standpunkte, daß eine bei dieser Berechnung schließlich restierende 
Entfernung von weniger als 10 Myriametern einer vollen Dekade 
gleichzuhalten sei; siehe Devilleneuve et Gilbert. Table gene- 
rale 1791 — 1850, III. Bd.. Art. „loi". § 1 Nr. 32; Dalloz, Reper- 
toire, XXX. S. 89 Nr. 161; Dalloz, Supplement au Repertoire, X. 
S. 18 Nr. 86. Seither jedoch hat die Spruchpraxis ihre Auffassung 
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Um Zweifel über die Größe dieser Entfernungen zu ver- 
hüten, wurden diese Distanzen durch ein ärrete du 
gouvernement de la Republique, vom 13. August 1803 
(25 thermidor an XI), festgelegt. Materielle Publikations- 
handlungen hatten, wie unter dem Gesetze vom 4. Oktober 
1795, so auch jetzt keinerlei rechtliche Bedeutung für 
das Inkrafttreten der Gesetze. 1 ) 

im Sinne der herrschenden Lehre geändert: Siehe Sirey, Deville- 
neuve et Carette, Recueil general des lois et des arrets, Jahrg. 
1855 1. Th., Sp. 497 ff., Jahrg. 1856 1. Th., Sp. 808 ff.; C. S. v. Za- 
chariae a. a. 0., 7. Aufl., I. S. 68 8 ; Dalloz, Supplement au Re- 
pertoire, X. S. 18 Nr. 86; Aubry et Rau a. a. 0., I. S. 49 5 ; Valette 
a. a. O, I. S. 24; de Folleville a. a. O., S. 11. In der Literatur 
kommen als Gegner der herrschenden Lehre in Betracht: Pailliet, 
Manuel de droit francais, 7. Aufl. 1826, S. 2 Anm. a; Demolombe, 
Cours de Code civil, I. S. 25 f.; diesem sich anschließend, Arntz, 
Cours de droit civil francais, L S. 11 f. 

Übrigens sei hervorgehoben, daß die durch diese Fristen 
ausgesprochene praesumptio iuris et de jure durch Theorie und 
Praxis dahin abgeschwächt worden ist, der Lauf dieser Frist sei 
für irgend einen Ort solange gehemmt, als jede Verbindung des- 
selben mit der Hauptstadt des Landes unterbrochen ist. Siehe 
Devilleneuve et Gilbert a. a 0., III. Bd., Art. „loi", § 1 Nr. 38; 
C. S. v. Zachariae a. a. 0., 4. Aufl., I. S. 56 f., 56\ 7. Aufl., I. 
S. 69, 69* ; Favard de Langlade, Traite des Privileges et hypo- 
theques, 1812, S. 282; Toullier a. a. 0., X. 1824, S. 52; Dalloz, 
Jurisprudence, XVIII. S. 535 Nr. 33; Repertoire, XXX. S. h9 Nr. 162; 
Demolombe a. a. 0., I. S. 26f.; Marcade a. a. O., I. S. 31; 
Aubry et Rau a. a. 0., I. S. 50, 50 6 ; de Folleville a. a. 0., 
S. 11 f.; Mourlon a. a. 0., I. S. 45. 

Dieser Grundsatz wurde von der Literatur auch unter der 
späteren Gesetzgebung aufrechterhalten; siehe z.B. Baudry-Lacan- 
tinerie, Precis du droit civil, I. S. 24; Dalloz, Supplement au 
Repertoire, X. S. 25 Nr. 116; Baudry-Lacantinerie et Houques- 
Fourcade, Des personnes, S. 79 f. 

*) Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 535 Nr. 30; Repertoire, 
XXX. S. 88 Nr. 160. Es war aber in das freie Ermessen der Be- 
hörden gestellt, materielle Publikationshandlungen vorzunehmen, 
wenn sie es für angebracht hielten. Dalloz a. a. 0.; Poudra et 
Pierre, Trait6 pratique de droit parlementaire, S. 747 Anm. 1 a. E. 
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Wenn man die eben näher dargelegten Bestimmungen 
des Art. 1 C. c. ahnungslos liest, glaubt man, daß derselbe 
auf der im Gesetze vom 4. Oktober 1795 eingeschlagenen 
Bahn konsequent fortschreite, die eben früher hervorge- 
hobenen Mängel des letzteren Gesetzes beseitige und so 
die moderne formelle Publikationsmethode ihrer Voll- 
endung entgegenführe. Es hatte sich als unzweckmäßig er- 
wiesen, daß bisher das Inkrafttreten der Gesetze von dem 
Eintreffen des Bull. d. 1. in jedem einzelnen Departement- 
Hauptorte abhängig war. Art. 1 C. c. nun hatte an die 
Stelle des von mannigfachen Zwischenfällen abhängigen 
und daher von vornherein unsicheren Zeitpunktes der 
„arrivee" des Bull. d. 1. in dem einzelnen Departement- 
Hauptorte den für alle Departements einheitlichen Zeit- 
punkt der „Promulgation" gesetzt, an welchen sich eine je 
nach der Entfernung des Departement-Hauptortes von 
Paris größere oder kleinere Frist anschloß, die für das 
Eintreffen des Bull. d. 1. in diesem Departement-Hauptorte 
voraussichtlich erforderlich war: An Stelle der tat- 
sächlich verbrauchten Fristen waren also Präsumtiv- 
fristen getreten. Was ist unter diesen Umständen nahe- 
liegender, als zu glauben, daß der Gesetzgeber unter 
„Promulgation" den für alle Departements einheitlichen 
Zeitpunkt der Ausgabe und Versendung des Bull, 
d. 1. am Sitze der Regierung (Paris) gemeint habe! 
Allerdings würde das eine Identifizierung von „Promul- 
gation" und „publication" bedeuten. Aber diese Identi- 
fizierung ist ja in der französischen Rechtsterminologie 
keine Seltenheit, 1 ) ja ich werde in einem anderen Zu- 
sammenhange (S. Ulf.) sogar die Behauptung aufstellen, 
daß seit der Ordonnance vom 27. November 1816 bis zum 
heutigen Tage die französische Gesetzessprache die Aus- 

') Siehe statt aller Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 529 f. 
Nr. 1; Repertoire, XXX. S. 70 Nr. 122, S. 72 Nr. 125, S. 92 Nr. 170; 
Dalloz, Supplement au Repertoire, X. S. 15 Nr. 78, S. 20 Nr. 93. 
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drücke „ Promulgation" und „ public ation" überhaupt nur 
synonym gebraucht. Dazu kommt noch, daß kein Gerin- 
gerer, als der Redaktor des Art. 1 C. c, Portalis, unter 
„Promulgation" die Ausgabe und Versendung des Bull, 
d. 1. zu verstehen scheint, wenn er gelegentlich des Mo- 
tivenberichtes zu dem von ihm im Namen der Regierung 
vorgelegten Entwürfe des Art. 1 C. c. sagt: „L'envoi d'un 
bulletin officiel aux administrations et aux tribunaüx est 
encore aujourd'hui le mode que Ton suit pour la Promul- 
gation et pour la publication des lois* 1 ). 

Hätte Art. 1 C. c. wirklich diesen Inhalt gehabt, den 
man auf den ersten Blick in ihm vermutet, dann würde 
er gegenüber dem Gesetze vom 4. Oktober 1795 einen 
gewaltigen Fortschritt und nur einen Fortschritt bedeutet 
haben: Er würde das Inkrafttreten der Gesetze von dem 
einheitlichen Zeitpunkte der Ausgabe und Versendung 
des Gesetzblattes am Sitze der Staatsregierung in Paris 
abhängig gemacht haben; der einzige Nachteil, welcher 
noch vorhanden gewesen wäre, würde darin bestanden 
haben, daß die von diesem Zeitpunkte laufenden Fristen 
nur innerhalb des einzelnen Departement, nicht aber für 
den ganzen Staat einheitlich waren und infolge dessen die 
Gesetze in dem einen Departement früher, in dem anderen 
später in Kraft traten. 

In Wirklichkeit jedoch verhielt es sich nicht 
so. Art. 1 C. c. versteht unter „Promulgation" nicht den 
Moment der Ausgabe und Versendung des Bull. d. 1. am 
Sitze der Staatsregierung, sondern die Promulgation 
i. techn. S., d. h. die Ausfertigung der Original- 
Gesetzesurkunde durch das Staatsoberhaupt. Dies 



*) Sitzung des corps legislatif vom 23. Februar 1803 (4 ven- 
tose an XI), Arch. Pari. 2. S., IV. S. 12. Außerdem zitiert Por- 
talis bei derselben Gelegenheit auch den römischen Satz: „Non 
obligat lex nisi promulgata", wo doch das römische Recht „pro- 
mulgare" im Sinne von „publicare" gebraucht. 
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ergibt sich daraus, daß der Ausdruck „ Promulgation n 
von der zur Zeit der Redigierung des Art. 1 C. c. in 
Geltung befindlichen Verfassung vom 13. Dezember 1799, 
Art. 37 und 41, in dem eben erwähnten Sinne der Aus- 
fertigung des Gesetzes als gesetzlicher terminus technicus 
verwendet wird. Demgemäß versteht auch Portalis un- 
geachtet seiner S. 95 zitierten Äußerungen unter der 
„Promulgation" des Art. 1 C. c. die Gesetzesausfertigung 1 ), 
und ihm folgt der ganze Chorus der französischen Autoren. 

Darnach geht also die Bestimmung des Art. 1 C. c. 
dahin, daß sich das Inkrafttreten der Gesetze nach dem 
Zeitpunkte der Ausfertigung der Original-Gesetzesurkunde 
durch das Staatsoberhaupt richtet: Am zehnten Tage 
nach der „emission" des vomcorps legislatif beschlossenen 
decret erfolgt dessen Ausfertigung durch den premier 
consul, 2 ) nach Verlauf einer weiteren Frist, wie sie durch 
Art. 1 C. c. gegeben ist, tritt das Gesetz in Kraft. 

Es darf nicht verschwiegen werden, daß diese Be- 
stimmung des Art. 1 C. c. zu scharfer Kritik herausfordert. 
Denn dieselbe entkleidet die Gesetzespublikation 
jeder rechtlichen Relevanz für das Inkrafttreten 
der Gesetze. Nach Art. 1 C. c. mußten die Gesetze in 
Kraft treten ohne Rücksicht darauf, ob eine Publikation 
durch Abdruck im Bull. d. 1. stattgefunden hatte oder nicht s > 



Siehe seine Ausführungen in den beiden Sitzungen des 
Corps legislatif vom 14. Dez. 1801 (23 frimaire an X) und 23. Febr. 
1803 (4 ventöse an XI), Arch. Pari. 2. S., III. 1864, S. 131 ff, IV. 
S. 12 f., namentlich in der ersteren, Arch. Pari. 2. S., III. S. 133: 
„La Promulgation est consommäe par un acte du premier consul. ,r 

2) Art. 37 der Verf. vom 13. Dez. 1799. Siehe darüber S. 90. 

3 ) Ausdrücklich hervorgehoben wird dies von Lo er 6, Esprit 
du Code Napoleon, I. S. 126; C. S. v. Zachariae a. a. 0., 4. Aufl., 
I. S. 55 f., 7. Aufl., I. S. 68 f.; Dalloz, Jurisprudence, XVIIL S. 534 
Nr. 30; Repertoire, XXX. S. 88 Nr. 160; Dalloz, Supplement au 
Repertoire, X. S. 17 Nr. 85; Aubry et Rau a. a. O., I. S. 50; vgl. 
auch Marcade" a. a. 0., I. S. 29; Mourlon a. a. 0., I. S. 44. 
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Während der Satz, daß die Publikation eine Vor- 
aussetzung für das Inkrafttreten der Gesetze 
sei, einen der wichtigsten Grundsätze im Rechte 
des modernen Staates bildet, ist er während der 
Geltung des Art. 1 C.c. aus dem französischen Rechte 
eliminiert, das Bull. d. 1. hat seinen obligatorischen 
Charakter verloren und somit aufgehört, ein Ge- 
setzblatt i. techn. S. zu sein, denn die Gesetze treten 
auch dann in Kraft, wenn sie im Bull. d. 1. nicht ab- 
gedruckt sind. 

Allerdings hätte eine solche Unterlassung der Publi- 
kation nur durch eine Pflichtverletzung der beteiligten 
Organe stattfinden können, *) und an die Möglichkeit einer 
solchen dachte man eben nicht. Man nahm es vielmehr 
als selbstverständlich an, daß sich an die Promulgation 
unverzüglich der Druck des Bull. d. 1., sowie dessen Aus- 
gabe und Versendung in die Departements anschließen 
würde 2 ); unter dieser Voraussetzung wurden auch die in 
Art. 1 C. c. bestimmten Fristen zwischen den Zeitpunkt 
der Promulgation und den Zeitpunkt des Eintrittes der 
materiellen Gesetzeskraft eingeschoben. So wirkte also, 
solange die mit der Gesetzespublikation betrauten Pak- 
toren ihre Pflicht taten, die Bestimmung des Art. 1 C. c. 



*) Denn Art. 1 des Gesetzes vom 4. Okt. 1795, wonach der 
Gesetzestext im Bull. d. 1. abzudrucken war, bestand noch immer zu 
Recht: „Aussitöt qu'une loi ou un acte du corps legislatif sera 
revetu des formes de publication prescrites par la Constitution, le 
ministre de la justice, par ordre du directoire executif, le fera im- 
primer et publier, sans retard, dans un bulletin officiel, a moins 
que l'envoi manuscrit n'en soit ordonne par le corps legislatif; et, 
dans ce dernier cas, le bulletin contiendra l'intitulö de la loi. 
Ce bulletin sera intitulä Bulletin des lois, . . . .* 
2 ) Nur so ist es zu verstehen, daß Arntz a. a. O., I. S. 12, 
ohne Angabe von Gründen die Behauptung aufstellt, daß die Auf- 
nahme der Gesetze in das Bull. d. 1. Bedingung für deren Inkraft- 
treten gewesen sei. 

Dr. J. Lukas, Über die Gesetzespublikation. 7 
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de facto so, als würden die darin festgesetzten Fristen 
vom Zeitpunkte der Ausgabe und Versendung des Bull. d. 
1. an laufen, mit anderen Worten: Tatsächlich bedeutete 
Art. 1 C. c. immerhin jenen wichtigen Portschritt in der 
Entwicklung der französischen Gesetzespublikation, wie 
er S. 95 gezeichnet worden ist. 1 ) 

Aber juristisch bleibt die Bestimmung des Art. 1 
C. c. dennoch ein Kuriosum 2 ), weil dieselbe den recht- 
zeitigen Vollzug der vorgeschriebenen Publikationshand- 
lungen nur als sichere Tatsache voraussetzt, aber 
nicht zu einer juristischen Bedingung für das Inkraft- 
treten der Gesetze macht, und diese Kuriosität ist um so 
größer, als in demselben Art. l C. c. kurz vorher, nämlich 
im Abs. 1, doch wiederum der Gedanke zum Durchbruch 
zu kommen scheint, daß die Publikation auch eine juri- 
stische Bedingung des Eintrittes der materiellen Gesetzes- 



1 ) Und offenbar diese tatsächliche Wirkung des Art. 1 
C. c, diese unmittelbare zeitliche Aufeinanderfolge von Promulga- 
tion und Publikation, hatten auch die Gesetzgeber im Auge. Nur 
so wenigstens läßt sich idas Schwanken in den Äußerungen von 
Portalis erklären, indem er unter „Promulgation" bald die Publi- 
kation, bald die Ausfertigung versteht. (S. 95 im Vgl. zu S. 96; 
siehe auch Laurent, Principes de droit civil, I. S. 54.) 

2 ) Nicht „vielleicht zu künstlich", wie C. S. v. Zachariae 
a. a. 0., 4. Aufl., I. S. 54, 7. Aufl., I. S. 66, allzu sanft sich aus- 
drückt. 

Eine treffende Kritik des Art. 1 C. c. findet sich bei de 
Folleville, De la Promulgation et de Tapplication des lois et des 
decrets, S. 14. 

Es sei übrigens hervorgehoben, daß die Bestimmung des 
Art. 1 C. c. trotz dieses ihres Mangels noch immer ungleich besser 
ist, als das, was die Redaktoren des C. c. ursprünglich im Auge 
hatten. Dieselben wollten nämlich die Gesetzespublikation in einer 
Weise regeln, welche einen Rückschritt in das materielle Publi- 
kationsprinzip, und zwar weit hinter das Gesetz vom 4. Dez. 1793 
zurück, bedeutet hätte. So muß es Portalis als ein Verdienst zu- 
gerechnet werden, daß er dem gegenüber einen viel moderneren 
Standpunkt vertrat. (Arch. Pari. 2. S., IV. S. 12, vgl. auch S. 13.) 
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kraft sein sollte: „Elles (sc. die Gesetze) seront executees 
dans chaque partie de la Republique, du moment oü la 
Promulgation en pourra etre connue." 1 ) 

Man könnte mir vielleicht einwenden, daß der Fall, 
in welchem sich die juristisch inkorrekte Formulierung 
des Art. 1 C. c. praktisch geltend gemacht hätte, 
nämlich die pflichtwidrige Unterlassung der Publika- 
tion, niemals faktisch eingetreten und daher die Formu- 
lierung des Art. 1 C. c, trotz ihrer juristischen Inkorrekt- 
heit, doch am Platze gewesen sei. Allein wir werden S. 108 ff. 
festzustellen in der Lage sein, daß die fehlerhafte For- 
mulierung des Art. 1 C. c, wenn auch nicht durch pflicht- 
widrige Unterlassung der Publikation, so doch auf andere 
Weise auch praktisch auf das empfindlichste fühlbar 
geworden ist und infolge dessen schließlich einer Kor- 
rektur unterworfen werden mußte. 

Das badische Landrecht ist denn auch dem G. c. 
auf diesem abenteuerlichen Wege nicht gefolgt, sondern 
hat das französische Wort „ Promulgation " vorsichtiger- 
weise mit „ Verkündung * übersetzt; man machte so die 
Publikation zur rechtlichen .Bedingung des Inkrafttretens 
der Gesetze und vermied dadurch die Fährlichkeiten, 
welchen Art. 1 C. c. ausgesetzt war. Und selbst in dem 
von Napoleon geschaffenen Königreich Westfalen, wo 
der Code Napoleon am 1. Jänner 1808 in Kraft trat 
(Art. 45 der Constitution vom 15. November 1807), wurde 
Art 1 dieses Gesetzbuches nicht unverändert rezipiert, 



Daß darunter wirklich die Publikation zu verstehen ist 
ergibt sich aus Portalis' eigenen Worten: „. . . . coxnme la Pro- 
mulgation faite dans le lieu oü siege le gouvernement ne peut pas 
etre subitement connue partout, les lois des diverses nations ont 
mänagä des d£lais suffisants pour que la connaissance de la loi 
promulguöe puisse parvenir a tous ceux, qui ont interet ä la con- 
naitre.' J (Sitzung des corps legislatif vom 14. Dez. 1801, Arcb. Pari. 
2. S., III. S. 133.) Vgl. auch Mourlon a. a. 0., I. S. 42. 

7* 
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sondern der in demselben enthaltene Fehler dadurch 
wettgemacht, daß Art. 55 der erwähnten Constitution die 
Publikation, und zwar den Abdruck des Gesetzestextes 
im Westfälischen Gesetzesbulletin, ausdrücklich als Vor- 
aussetzung für die „Verbindlichkeit" der Gesetze normiert. 
Noch weiter ging das neukreirte Großherzogtum Frank- 
furt. Obwohl daselbst vom 1. Januar 1811 an der Code 
Napoleon geltendes Recht war (§ 37 der Verfassung vom 
16. August 1810), begnügte man sich mit den Publikations- 
vorschriften des Art. 1 desselben nicht, sondern traf in 
der Verordnung vom 25. Juli 1810, betr. die Einführung 
eines „Regierungsblattes 7 ', § 7, die Bestimmung, daß alle 
Gesetze und Verordnungen „30 Tage nach ihrem Er- 
scheinen allenthalben in ihre volle Wirkung treten". 

Eine Errungenschaft aber hat Art. 1. C. c. trotz 
seiner mangelhaften Formulierung vor dem Gesetze vom 
4. Oktober 1795 voraus: Zum erstenmal werden hier, wie 
bereits S. 94 angedeutet worden ist, für das Inkrafttreten 
der Gesetze Präsumtivfristen festgesetzt. Dasselbe war 
also jetzt leicht und sicher vorauszuberechnen : ^Der Zeit- 
punkt der „emission" kam yermöge der Publizität der 
Kammerverhandlungen im Wege der Presse zur allgemeinen 
Kenntnis, 10 Tage später erfolgte die Promulgation, und 
so wußte man, daß nach dem weiteren Ablauf der durch 
Art. 1 C. c. gegebenen Präsumtivfrist das Gesetz in Kraft 
treten würde. Auf diese Weise waren die S. 89 erwähnten 
Übelstände des Gesetzes vom 4. Oktober 1795 nunmehr 
gänzlich beseitigt 1 ). 



!) Siehe Berriat-Saint-Prix im Magasin encyclop£dique 
1809 V., S. 92 f., Revue etr. et franc. de leg. V., S. 301; Pailliet, 
Droit public fran^ais, S. 988 f.; T o ullier a. a. O., I. S. 40; Lorieux, 
Traite de la prerogative royale en France et en Angleterre, I. 
S. 125 f.; Aubry et Bau a. a. O., I. S. 50; Mourlon a. a. O., I. 
S. 45; Baudry-Lacantinerie, Precis de droit civil, I. S. 23; 
Baudry-Lacantinerie et Houques-Fourcade, Des personnes, 
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Durch die Idee, das Inkrafttreten der Gesetze von 
Präsumtivfristen abhängig zu machen, nimmt der Code 
civil einen hervorragenden Platz in der franzosischen 
Publikationsgeschichte ein. Aber auch über die Grenzen 
Prankreichs hinaus reicht seine Bedeutung. Bei dem An- 
sehen, das er im Auslande genoß, und bei der Verbrei- 
tung, welche er daselbst erfuhr, machte sich das Ausland, 
insbesondere auch Deutschland, mit der Idee der Prä- 
sumtivfrist vertraut. Heute nimmt sie in der deutschen 
Gesetzespublikation eine fast ausschließlich herrschende 
Stellung ein. 

Wie diese Tatsachen lehren, hat der Code civil, ob- 
wohl er eigentlich die Publikation jeder rechtlichen Be- 
deutung im Gesetzgebungsverfahren entkleidete, auf die 
Entwicklung der modernen Publikationsmethode einen 
entscheidenden Einfluß ausgeübt. 

Immerhin besaß aber das Pristensystem des Art. 1 
C. c. den Mangel, daß die Gesetze nicht in einem für 
den ganzen Staat einheitlichen Zeitpunkte, sondern nur 
departementweise in Kraft traten. In diesem Punkte steht 
Art. 1 C. c. auf demselben Standpunkte, wie das Gesetz 
vom 4. Oktober 1795, denn auch nach diesem Gesetze 
traten die Gesetze in dem einen Departement früher, in 
dem anderen später in Kraft, je nach der Zeit, wann das 
Bull. d. 1. im Departement-Hauptorte eingetroffen war. 
Gegenüber den Zuständen, wie sie in der Zeit des mate- 
riellen Publikationsprinzipes, also auch noch unter dem 
Gesetze vom 4. Dezember 1793, geherrscht hatten, be- 
deutete es natürlich einen gewaltigen Fortschritt, daß 
nunmehr der Bezirk, für welchen das Gesetz in einem 
einheitlichen Zeitpunkte in Kraft trat, beträchtlich 
größer war (früher die Gemeinde, jetzt das ganze Depar- 



S. 74. Angedeutet auch von Du Caurroy, Commentaire theorique 
et pratique, I. S. 9. 
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tement). Nichtsdestoweniger ist aber auch dieses depar- 
tementweise Inkrafttreten der Gesetze ein Mißstand, weil 
dadurch eine Rechtsungleichheit und, in ihrem Gefolge, 
eine gewisse Rechtsunsicherheit hervorgerufen wird. Na- 
mentlich muß darauf hingewiesen werden, daß durch das 
Prinzip des Art. 1. C. c. die Streitfragen des internatio- 
nalen Privatrechtes wegen der territorialen Rechtsungleich- 
heit in das Innere des Staates getragen werden. 1 ) Und 
doch kann dies alles so leicht vermieden werden, wenn 
man die Gesetze im ganzen Staate gleichzeitig in 
Kraft treten läßt. Es ist daher nicht zu verwundern, daß 
die Idee einer solchen für den ganzen Staat einheit- 
lichen Präsumtivfrist bereits zur Zeit der Beratungen 
über den Code civil propagiert wurde, wie aus Äuße- 
rungen von Portalis 2 ) hervorgeht. Trotzdem vermochte 
diese Idee damals nicht durchzudringen. Jene Zeit, welche 
doktrinären Erwägungen so leicht zugänglich war, glaubte 
für das Inkrafttreten der Gesetze in den einzelnen 
Gebieten des Staates verschieden große Präsumtiv- 
fristen festsetzen zu müssen, weil diese Fristen für das 
Vordringen der Gesetzeskenntnis in die einzelnen Staats- 
gebiete bestimmt waren und das Gesetz in den näher 
gelegenen Gebieten naturgemäß früher bekannt wurde, 
als in den entfernter liegenden. Heute, wo wir in den 
deutschen Staaten fast regelmäßig mäßig einheitliche 
Präsumtivfristen besitzen, erscheint uns diese Argumen- 
tation als krasser Doktrinarismus, damals aber war sie so 
einleuchtend, daß Portalis sagen konnte, es sei „absurde 
et injuste, que la loi füt sans execution dans le lieu de 

1 ) Vgl. z. B. Baudry-Lacantinerie et Houques-Four- 
cade a. a. 0., S. 81 f. 

2 ) In den Sitzungen des corps legislatif vom 14. Dez. 1801 
(23 frimaire an X) und 23. Februar 1803 (4 ventöse an XI), Arch. 
Pari. 2. S., III. S. 133, IV. S. 13. Vgl. auch Locre a. a. O., I. 
S. 125 f. 
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sa Promulgation et dans les contrees environnantes, 
parce qu'elle ne pouvait pas encore etre connue dans les 
parties les plus eloignees du territoire national" *). — Be- 
kanntlich ist die doktrinäre Fristenbemessung des Art. 1 
C. c. in einigen deutschen Staaten nachgeahmt worden. 2 ) 
Am Schlüsse unserer kritischen Betrachtungen über 
Art. 1 C. c. wollen wir noch die Frage aufwerfen, was 
den Gesetzgeber wohl dazu veranlaßt haben mochte, die 
Präsumtivfristen des Art. 1 C. c. nicht von der Publi- 
kation, sondern von der Promulgation an laufen zu lassen 
und dadurch der Publikation jede rechtliche Bedeutung 
für das Inkrafttreten der Gesetze zu nehmen? Meines Er- 
achtens besteht die Ursache, welche zu dieser sonderbaren 
Formulierung des Art 1 C. c. geführt hat, in einer Über- 
schätzung der Bedeutung der Promulgation auf 
Kosten der Publikation, wie sie damals in Frank- 
reich gang und gäbe war. Gewiß ist es das unbestreitbare 
Verdienst der Franzosen, als die Ersten das Wesen der 
Promulgation richtig erkannt zu haben: Seit dem bereits 
mehrfach erwähnten decret der Constituante, vom Oktober 
1789, ist die Bedeutung der Promulgation als der Er- 
klärung über das verfassungsmäßige Zustandekommen 
des Gesetzes und der Konstatierung der Authentizität 
des Gesetzestextes feststehend ; auch von den französischen 



*) Sitzung des corps legislatif vom 23. Februar 1803, Arch. 
Pari. 2. S., IV. S. 13; vgl. auch Sitzung vom 14. Dez. 1801, Arch. 
Pari. 2. S., III. S. 133. Denselben Standpunkt nehmen ein: Berriat- 
Saint-Prix im Magasin encyclopedique 1809 V., S. 91, Revue etr. 
et fran?. de 16g. V., S. 300; v. Hohl, Politik, I 1862, S. 603. 

2 ) Namentlich ist das preuß. Gesetz vom 3. April 1846, betr. 
die Publikation der Gesetze, ganz in diesem Sinne gehalten, indem 
es für die einzelnen Regierungsbezirke verschieden lange Präsum- 
tivfristen vorschreibt; erst mit dem Gesetze vom 20. Februar 1874, 
betr. den Beginn der verbindlichen Kraft der durch die Gesetz- 
sammlung verkündeten Erlässe, trat an die Stelle dessen eine für 
den ganzen Staat einheitliche Frist. 
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Verfassungen der Jahre 1791, 1795, 1799 wird dieser Pro- 
mulgationsbegriff akzeptiert 1 ), um dann desgleichen in den 
Art. 1 C. c. überzugehen (vgl. S. 95 f.). Aber statt es sich 
bei dieser Hervorhebung des Unterschiedes zwischen Pro- 
mulgation und Publikation genügen zu lassen, glaubte 
man ein Mehreres tun zu müssen: Man stellte die Pro- 
mulgation über die Publikation; statt beide als zwei 
aufeinanderfolgende Stadien im Gesetzgebungsverfahren 
zu behandeln, ließ man die Promulgation allein in den 
Vordergrund treten, die Publikation mußte im Hinter- 
grund verschwinden; die Promulgation wurde als der 
letzte Akt im Gesetzgebungs verfahren erklärt und die 
Publikation einfach zur Vollziehung des bereits 
existenten Gesetzes gerechnet. „Les lois sont executoires 
dans tout le territoire frangais, en vertu de la Promul- 
gation . . . . ", ist der Satz, mit welchem Art. 1 C. c. 
diesem Gedanken offiziellen Ausdruck verleiht. Die Pro- 
mulgation steht also angeblich noch außerhalb der „exe- 
cution" des Gesetzes, alles Folgende ist nur mehr Voll- 
ziehung. Dieser Standpunkt ist theoretisch natürlich, 
falsch. Denn wenn man die Publikation zur „execution", 
., Vollstreckung", des Gesetzes rechnet, muß man dasselbe 
auch mit der Promulgation tun 2 ), da beide an und für 
sich Akte gebundener Willenstätigkeit sind. Dieser fehler- 
haften Anschauung über das Verhältnis zwischen Pro- 
mulgation und Publikation ist es wohl zuzuschreiben, 



9 Daß das S. 77 ff. besprochene Gesetz vom 4. Dez. 1793 die 
Begriffe ,, Promulgation" und „Publikation" wieder zusammenwirft 
(siehe den S. 78 2 cit. Art. 9 1. c), darf uns nicht wundernehmen. 
Weder die Zeit, in welcher dieses Gesetz zu stände kam, noch die 
Männer des Konvents, welche hierbei mitwirkten, waren geeignet, 
ein besonderes Streben nach korrekter Gesetzesterminologie an 
den Tag zu legen. 

2 ) Siehe auch Lab and, Das Staatsrecht des Deutschen 
Reiches, I. S. 504. 
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daß in der Constitution vom 13. Dezember 1799 dem 
premier consul wohl die Promulgation, nicht aber auch 
die Publikation der Gesetze übertragen wird , ). Klassischen 
Ausdruck verleiht dieser Überschätzung der Promul- 
gation auf Kosten der Publikation Portalis: „ . . . . 
la loi a dejä toute sa publicite legale au moment de 
sa Promulgation; le reste n'est plus qu'une publicite 
de fait . . . . * 2 ) Und dem Manne verdankt ja Art. 1 
C. c. seine Formulierung! .... So wird denn Art. 1 C. c. 
in den Bannkreis dieser falschen Ideen hineingezogen; 
das Inkrafttreten der Gesetze wird nicht vom Zeitpunkte 
der Publikation, sondern vom Zeitpunkte der Promulgation 
abhängig gemacht, weil mit dieser letzteren angeblich ja 
auch die „publicite legale" bereits vorhanden ist; über 
die Gesetzespublikation selbst glaubte man dabei zur 
Tagesordnung übergehen zu können! 

Übrigens dürfte, wieLaband 3 ) mit Recht vermutet, 
diesem forcierten Betonen der Promulgation eine be- 
stimmte politische Tendenz zugrunde gelegen haben: 
Man wollte durch Art. 1 C. c. dem premier consul dem 
Worte nach die bloße Promulgation, der Sache nach aber 
die gesetzgebende Gewalt übertragen. Aus diesem Grunde 



1 ) Art. 41 1. c: „Le premier consul promulgue les lois"; vgl. 
auch Art. 37. Diese einseitige Berücksichtigung der Promulgation 
ist dann auch in die folgenden französischen Verfassungsgesetze 
übergegangen. Siehe senatus-consulte organique, vom 18. Mai 1804 
(28florealan XII), Art. 72, 137; Charte constitutionnelle vom 4. Juni 
1814, Art. 22. Über die Bedeutung des Wortes „promulguer" in 
den weiteren französischen Verfassungsgesetzen vgl. S. Ulf. 

2 ) Sitzung des corps legislatif vom 14. Dez. 1801 (Arch. Pari. 
2. S., III. S. 133). Auch an anderen Stellen seiner Bede bringt 
Portalis diesen seinen Standpunkt zum Ausdruck, z. B.: „La 
Promulgation est la vive voix du legislateur" (a. a. ö., S. 132, 
wiederholt in der Sitzung vom 23. Februar 1803, Arch. Pari. 2. S., 
IV. S. 12). 

3 ) A. a. O., I. S. 504. 
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der Passus „executoires . . . en vertu de la Promul- 
gation"! 

Das Schlagwort für dieses politische Verstecken- 
spielen bildete eben jene „publicite legale". Daß es aber in 
Wirklichkeit mit derselben recht windig aussah, und daß 
ihre Proklamierung geradezu einem völligen Verzicht auf 
die Gesetzespublikation selbst gleich kam, machte sich 
nicht gleich von allem Anfang an fühlbar. Der Grund hier- 
für liegt jedoch nicht etwa darin, daß die „publicite legale* 
ihren Dienst tat, sondern in einem von außen hinzukom- 
menden rein zufälligen Umstände: Dank des schon 
mehrfach erwähnten Art 37 der Constitution vom 13. De- 
zember 1799 hatte die Promulgation eines Gesetzes erst 
am zehnten Tage nach der „emission" des betreffenden 
decret zu erfolgen. Diese 10 Tage nun gaben vermöge der 
Publizität der Kammer Verhandlungen reichliche Gelegen- 
heit zu einer weitgehenden gesellschaftlichen Publi- 
kation. 1 ) Auf diese Weise trat der wahre Charakter 
der „publicite legale" des Art. 1. C. c. vorderhand nicht 
so deutlich hervor. 2 ) 

In der Zeit des ersten Kaiserreiches jedoch sollte 
dies anders werden. Für lois allerdings galt noch immer 
die obligatorische lOtägige Promulgationsfrist, indem die 
Verfassung des Kaiserreiches, das senatus-consulte orga- 



Siehe darüber Portalis in der Sitzung des corps legislatif 
vom 23. Februar 1803, Arch. Pari. 2. S., IV. S. 18; Locr6, Esprit 
du Code Napoleon, I. S. 119 f.; Berriat-Saint-Prix im Magasin 
encyclopedique 1809 V., S. 91 f., Revue etr. et fran?. de leg. V., 
S. 300; Pailliet a. a. O., S. 988, 991; Toullier a. a. O., I. S. 40, 
43 f., vgl. auch S. 39; Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 536 Nr. 36, 
vgl. auch S. 534 Nr. 29; Repertoire, XXX. S. 89 Nr. 164, vgl. auch 
S. 79 Nr. 144; Lorieux a. a. O., I. S. 125; Valette, Cours de 
Code civil, I. S. 20 f.; Mourlon a. a. O., I. S. 44 f. Angedeutet 
auch von Du Caurroy a. a. O., I. S. 9. 

2 ) Siehe auch deFolleville, De la Promulgation et de 
l'application des lois et des decrets, S. 14. . 
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nique vom 18. Mai 1804 (28 floreal an XII), in dieser Be- 
ziehung an den bestehenden Rechtsvorschriften nichts 
änderte; und ebenso setzte Art. 137 1. c. für senatus-con- 
sultes organiques, senatus-consultes und actes du senat eine 
lOtägige Promulgationsfrist fest, wenn auch dieselbe nicht 
den Charakter einer obligatorischen, sondern lediglich den 
einer Maximalfrist hatte 1 ). Allein alle diese Arten staat- 
licher Willensakte kamen nur in sehr bescheidenem Maße 
in Betracht. Die Hauptrolle spielten die decrets impe- 
riaux. Bei diesen flössen nun aber Sanktion und Pro- 
mulgation naturgemäß in einen Akt zusammen, jede Pro- 
mulgationsfrist, auch eine noch so kleine, wäre hier 
widersinnig gewesen; dazu kam noch, daß das Stadium 
der Entstehung dieser kaiserlichen Dekrete sich unter 
völligem Ausschlüsse der Öffentlichkeit vollendete, letztere 
somit erst im Momente der Publikation von dem kaiser- 
lichen Willensakte Kenntnis erhielt. So hätte sich, wenn 
man die decrets imperiaux der Bestimmung des Art. 1 
C. c. unterworfen hätte, die durch die Promulgation an- 
geblich vermittelte „publicite legale" in ihrem wahren Lichte 
gezeigt. Aber man ließ es darauf nicht ankommen. Ein 
avis du conseil d'fitat, sur le jour ä compter duquel les 
decrets imperiaux sont obligatoires, vom 14. Juni 1805 
(25 prairial an XIII), erklärt ganz aufrichtig: 

„Considerant que la proposition et la discussion 
publiques des lois ont permis de determiner dans l'article 
I. er du Code civil un delai aprfes lequel leur Promulgation 
etant presumee connue dans chaque departement, elles y 
deviennent successivement obligatoires; 

Que les decrets imperiaux etant prepares et rendus 
avec moins de publicite, ils ne peuvent pas etre frappes 
de la meme presomption de connaissance, et qu'en effet 



!) „. . . . sont promulguös au plus tard le dixieme jour qui 
suit leur Emission". 
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ils n'ont pas ete compris dans la disposition de Tarticle 
I. er du Code; 

Qu'il faut donc, pour qu'ils deviennent obligatoires, 
une connaissance reelle qui resulte de leur publication 
ou de tout autre acte ayant le meme effet; 

Est d'avis que " und nun wird bestimmt, daß 

für die Publikation der decrets imperiaux das Gesetz vom 
4. Oktober 1795 zu gelten habe. Die formelle Berechtigung 
hierzu besaß man, da Art. 1 C. c. sich ausdrücklich nur 
auf lois bezog. 

Für dieses Mal war man also über die „publicite 
legale" des Art. 1 C. c. noch glimpflich hinweggekommen» 

Schlimm jedoch kams, als die Charte constitutionnelle 
vom 4. Juni 1814 ins Leben trat. Art. 68 derselben hält 
die Bestimmungen des C. c. aufrecht, Art. 1 C. c. blieb 
somit in Wirksamkeit. Andererseits aber gab es für die lois 
nunmehr keine zehntägige Promulgationsfrist; Art. 22 der 
Charte sagt nichts weiter als „le roi seul sanctionne et 
promulgue les lois". Infolge dessen wurden Sanktion und 
Promulgation vom Könige regelmäßig uno actu vorge- 
nommen, die an und für sich nicht gerade allzu langen 
Fristen liefen also im Grunde genommen von dem im 
königlichen Geheimkabinete sich vollziehenden Akte der 
Sanktion, ohne daß die Öffentlichkeit davon unterrichtet 
war, ob und wann dieselbe erteilt werden würde. 1 ) Die 
Gesetze traten also in Kraft, ehe sich noch die Kenntnis 
darüber verbreiten konnte, daß die Promulgation vollzogen 
sei und der Lauf der Präsumtivfristen begonnen habe. 



i) Vgl. Pailliet a. a. O., S. 989 f.; Toullier a.a.O., I. 
S. 41; Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 536 Nr. 39; Repertoire, 
XXX. S. 91 Nr. 165; Lorieux a. a. O., I. S. 125 ff.; Du Caurroy 
a. a. O., I. S. 9; Aubry et Bau, Cours de droit civil fran^ais, I. 
S. 50; Valette a. a. O., I. S. 22; Mourlon a. a. O., I. S. 45 f.; 
Baudry-Lacantinerie, Precis de droit civil, I. S. 23; Baudry- 
Lacantinerie et Houques-Fourcade, Des personnes, S. 74. 
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Soweit war man mit der vermeintlichen „publicite legale" 
glücklich gekommen! 

IX. 

Die Ordonnance von 1816. 

Die Formulierung des Art. 1 C. c. hatte also unter 
der Herrschaft der Charte von 1814 ganz unhaltbare 
Zustände erzeugt; das im Art. 1. C. c. aufgestellte 
Prinzip war durch sich selbst ad absurdum geführt 
worden. Man sann auf Abhilfe. Zunächst wurden in zwei 
konkreten Fällen die Härten der geltenden Bestimmung 
dadurch beseitigt, daß für den konkreten Fall als Zeit- 
punkt der Promulgation der Tag der „insertion" in das 
Bull. d. 1. erklärt wurde. (Ordonnances vom 29. Mai und 
11. Juni 1816.) Bald darauf wurde der hiermit ausge- 
sprochene Grundsatz zu einer für alle lois und ordon- 
nances geltenden Rechtsvorschrift gemacht und zu diesem 
Zwecke die ordonnance concernant la Promulgation des 
lois et des ordonnances, vom 27. November 1816, erlassen: 
„Art. 1 er . Ä Pavenir, la Promulgation des lois 
et de nos ordonnances resultera de leur insertion 
au Bulletin officiel. 

Art. 2. Elle sera reputee connue, conformement 
ä Tarticle du Code civil, un jour aprfcs que le 
Bulletin des lois aura ete regu de PImprimerie royale 
par notre chancelier ministre de la justice, lequel 
constatera sur un registre Tepoque de la reception. 
Art. 3. Les lois et ordonnances seront execu- 
toires, dans chacun des autres departemens du roy- 
aume, apres l'expiration du meme delai augmente 
d'autant de jours qu'il y aura de fois dix myria- 
metres (environ vingt lieues anciennes) entre la ville 
oü la Promulgation en aura ete faite et le chef Heu 
de chaque departement, suivant le tableau annexe 
ä l'arrete du 25 thermidor an XI ou 13 juillet 1803." 
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Diese Ordonnance gibt sich, wie man auf den ersten 
Blick sieht, äußerlich zwar als authentische Interpretation, 
in Wirklichkeit aber schafft sie neues Recht 1 ) und 
bedeutet eine wesentliche Korrektur des Art. 1 C. c: 
Während dessen Fristen bisher bereits vom Zeitpunkte der 
Promulgation an gelaufen waren, hatten sie nunmehr 
erst im Zeitpunkte der Publikation ihren Anfang zu 
nehmen. Es muß aber hervorgehoben werden, daß der 
französische Gesetzgeber mit diesem Anlehnen der Prä- 
sumtivfristen an die Publikation keine neue Idee in 
die Welt gesetzt hat. Vielmehr war der Grundsatz, die 
Präsumtivfristen vom Zeitpunkte der Publikation an 
laufen zu lassen, in mehreren deutschen Staaten bereits 
seit längerer Zeit zur Geltung gekommen. 2 ) — 

Durch die Ordonnance vom 27. November 1816 war 
die Publikation wieder mit rechtlicher Relevanz aus- 
gestattet, folglich der Hauptmangel des Art. 1 C. c. end- 
lich beseitigt. 

Aber wie sieht die Formulierung aus, mit welcher 
diese Ordonnance den Fehler des Art. 1 C. c. wieder gut 
macht! 

Es ist bekanntlich eine tief in der menschlichen 
Natur begründete Erscheinung, daß der menschliche Geist 
so leicht aus dem einen Extrem in das andere verfällt, 
um erst im Laufe der Zeit auf die goldene Mittelstraße 
zu gelangen. Diese psychologische Erscheinung — der 
populäre Gemeinplatz für dieselbe lautet „die Extreme 



1 ) Richtig hervorgehoben von Pailliet a. a. O., S. 990; 
Toullier a.a.O., I. S.42f.; Dalloz, Jurisprudence, XVIH. S. 537 
Nr. 40; Repertoire, XXX. S. 91 Nr. 166; Ancelot im Recueil de 
l'Academie de Legislation de Toulouse, VIII. S. 467. 

In die Frage der Verfassungsmäßigkeit der in Rede stehen- 
den Ordonnance habe ich mich nicht einzulassen, uns genügt hier 
die Tatsache, daß sie geltendes Recht geworden ist. 

2 ) Z. B. Baden (S. 176 f.) und Großherzogtum Hessen (S. 179). 



t 
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berühren einander", der Philosoph faßt sie in die Hegeische 
Trias „Thesis, Antithesis, Syn thesis" — können wir nicht 
nur im kleinen, beim einzelnen Menschen, beobachten, 
sondern sie tritt uns auch im großen entgegen, in der 
Geschichte der politischen Ideen ebenso, wie in der Ge- 
schichte der wissenschaftlichen Theorien. 

Auch in unserem konkreten Falle findet sich das 
bestätigt, auch hier springt die Theorie aus dem einen 
Extrem in das andere hinüber : Der Art. 1 C. c. leidet an 
einer Überschätzung der Promulgation auf Kosten der 
Publikation, die Ordonnance vom 27. November 1816 hin- 
wiederum eliminiert den eigentlichen Promulgationsbegriff 
und bezeichnet die Publikation als „ Promulgation": 
„Ä Pavenir, la Promulgation des lois et de nos ordon- 
nances resultera de leur insertion au Bulletin of- 
ficieP 1 )- Die aurea mediocritas, welche in diesem Falle 
zu gehen war, hätte darin bestanden, daß man die Be- 
griffe „ Promulgation " und „Publikation" ruhig und gleich- 
berechtigt nebeneinander bestehen ließ. Statt dessen 
werden die Ausdrücke „Promulgation" und „Publikation" 
von unserer Ordonnance synonym gebraucht. 

Diese Identifizierung von „Promulgation" und „Publi- 
kation" durch die Ordonnance vom 27. November 1816 ist 
von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Denn, da diese 
Ordonnance bis zum decret relatif ä la Promulgation 
des lois et decrets, vom 5. November 1870, in Geltung 
war, gehörte die Identifizierung von „Promulgation" und 
„Publikation" während dieser ganzen Zeit der französi- 
schen Gesetzesterminologie an, und, da auch das 
erwähnte decret von 1870 an ihr festhält, 2 ) ist die offi- 

Art. 1 1. c. 

2) Art. 1 Abs. 1: „Dorenavant, la Promulgation des lois 
et des decrets resultera de leur insertion au Journal offi- 
ciel de la Republique franfaise, lequel, ä cet egard, rempla- 
cera le Bulletin des lois." 
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zielle französische Gesetzessprache seit 1816, bis 
zum heutigen Tage, in dieser Richtung unver- 
ändert geblieben. Die Folge dieser Tatsache ist, 
daß während dieser ganzen langen Zeit das Wort 
„Promulgation" in den französischen Verfassungs- 
gesetzen 1 ) nicht die Promulgation, sondern die 
Publikation, oder besser gesagt, Promulgation + 
Publikation bedeutet 2 ). Den besten Beweis hierfür 
bilden die Bestimmungen der Constitution vom 4. Novem- 
ber 1848, Art. 56 bis 59, ferner der loi, ayant pour objet 
de regier les attributions des pouvoirs publics et les con- 
ditions de la responsabilite ministerielle, vom 13. März 
1873, Art. 2, und der loi constitutionnelle sur les rapports 
des pouvoirs publics, vom 16. Juli 1875, Art. 7. Denn, 
indem hier für das „promulguer" Maximalfristen fest- 
gesetzt sind, ist es klar, daß dieselben nicht für die Pro- 
mulgation, sondern für die Publikation gedacht sind. 3 ) 



*) Charte constitutionnelle vom 14. Aug. 1830, Art. 18; Con- 
stitution vom 4. Nov. 1848, Art. 56—59; Constitution vom 14. Januar 
1852, Art. 10, 28; senatus-consulte, fixant la Constitution de l'Em- 
pire, vom 21. Mai 1870, Art. 17; loi, portant que le chef du pouvoir 
executif prendra le titre de President de la Republique fran<jaise, 
vom 31. Aug. 1871, Art. 2; loi. ayant pour objet de regier les attri- 
butions des pouvoirs publics et les conditions de la responsabilite 
ministerielle, vom 13. März 1873, Art. 2; loi, relative a Torganisation 
des pouvoirs publics, vom 25. Februar 1875, Art. 3; loi constitution- 
nelle sur les rapports des pouvoirs publics, vom 16. Juli 1875, 
Art. 7. 

2 ) Insofern Liebenow, Die Promulgation, S. 101, diese Tat- 
sache im Auge hat, ist er im Recht, wenn er sagt, daß „Promul- 
gation" die Einrückung des Gesetzes in das „Journal officiel" sei. 
Falsch wäre es aber, aus dieser unrichtigen Terminologie 
der Franzosen den Schluß zu ziehen, daß im französischen Rechte 
auch die Begriffe „Promulgation" und „Einrückung ins Journal 
officiel" miteinander identisch seien. 

3 ) Für die Constitution vom 4. Nov. 1848 ist diese Tatsache 
von Dalloz, Supplement au Repertoire, X. S. 15 Nr. 78 a. E., auch 
ausdrücklich anerkannt. 
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Unter diesen Umständen kann man es begreifen, daß 
auch in Deutschland, wo von jeher die Neigung bestand, 
„ promulgieren " im Sinne von „publizieren" zu verstehen, 
diese Identifizierung in einigen Verfassungstexten zu 
finden ist. 1 ) — 

Trotz dieser fehlerhaften Formulierung bedeutet die 
Ordonnance vom 27. November 1816 gegenüber Art 1 C. c. 
einen bedeutenden Fortschritt: Dadurch, daß die Prä- 
sumtivfristen des Art. 1 C. c. nunmehr von der Publi- 
kation an liefen, kam die große Errungenschaft des 
Art. 1 C. c, nämlich die Festsetzung von Präsumtiv- 
fristen an die Stelle tatsächlich verbrauchter Fristen, erst 
recht zur Geltung. 

Dennoch dürfen die Publikationsgrundsätze der Ordon- 
nance vom 27. November 1816 nicht etwa als der Höhe- 
punkt der Vervollkommnung angesehen werden. Namentlich 
verstand sie es nicht, das Fristensystem des Art. 1 C. c. 
in der Richtung zu reformieren, daß die Gesetze in einem 
für den ganzen Staat einheitlichen Zeitpunkte in Kraft 
getreten wären. 

Aber auch sonst war die Formulierung dieser Ordon- 
nance keine sehr glückliche: Insbesondere hinsichtlich 
der näheren Bestimmung des Zeitpunktes der Publikation, 
von welcher an ja die Fristen für das Inkrafttreten der 
Gesetze zu laufen hatten. Statt hierfür, wie es das Nächst- 
liegende gewesen wäre, den Tag der Ausgabe und Ver- 
sendung des Bull. d. 1. zu wählen, hielt man es — viel- 
leicht um zu verhindern, daß das Inkrafttreten der Gesetze 
durch ein pflichtwidriges Versäumnis des Justizministers 
verzögert werde — für vorteilhafter, den Tag als Aus- 
gangspunkt für die Fristen zu bestimmen, an welchem 
„le Bulletin des lois aura ete re<ju de rimprimerie royale 



i) Z. B. Königl. Sachs. Verf. § 87; Bad. Verf. § 66. 

Dt. J. Lukas, über die GesetzespablikatioiL 8 
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par notre chancelier ministre de la justice." *) Nun spielte 
sich aber der Akt der Entgegennahme des Bull. d. 1. durch 
den Justizminister aus der Hofdruckerei nicht in der 
Öffentlichkeit, sondern in camera caritatis ab ; auch konnte 
man in das Register, aus welchem der Zeitpunkt dieser 
Entgegennahme zu ersehen war, nur schwer Einblick er-* 
langen, da sich dasselbe in den Bureaux des Ministers 
befand und daher für das große Publikum unzugänglich 
war. So konnte es kommen, daß die Fristen des Art. 1 
C, c, beziehungsweise der Ordonnance vom 27. November 
1816, zu laufen begannen, ohne daß die weitere Öffent- 
lichkeit eine Ahnung davon hatte, und wenn man auch 
nachträglich von der Tatsache des Fristenlaufes Kenntnis 
erhielt, konnte man sich doch nicht leicht darüber in- 
formieren, an welchem Tage eigentlich die Frist zu laufen 
begonnen habe. 

Das war natürlich die Quelle mancher Unzukömm- 
lichkeiten. 2 ) Aber seit Nr. 206 der 7. Serie des Bull. d. 1. 
(18. April 1818) ist das Datum dieses Empfanges auf den 
einzelnen Stücken des Bull. d. 1. ersichtlich gemacht, und 
infolge dessen erscheinen die erwähnten Übelstände im 

1 ) Dem Wortlaute der S. 109 zit. Bestimmung des Art. 2 
1. o. nach zu schließen, würden die Fristen nicht, wie nach 
Art. 1 C. c, erst von dem Ablauf des betreffenden Tages 
an laufen, sondern a momento ad m Omentum. In Wahrheit aber 
will die Ordonnance vom 27, Nov. 1816 in dieser Hinsicht von dem 
Prinzip des Art. 1 C. c. nicht abgehen, da sie ja ihre Fristbestim- 
mung ausdrücklich „conformement a l'article 1 er du Code civil" 
trifft. Siehe auch Aubry et Bau a. a. O., I. S. 51, öl*»; Folle- 
ville a. a. 0., 8. IT. 

2 ) Pailliet a. a. O., S. 991 f.; Toullier a. a. O., I. 43f.; 
Dalloz, Jurisprudence, XVIII. S. 537 Nr. 42; Repertoire, XXX. 
S. 91 Nr. 166; Dalloz, Supplement au Repertoire, X. S. 18 Nr. 85: 
Lorieux a. a. O., I. S. 127; Demolombe, Cours de Code civil, 
I. S. 24; Ancelot a. a. O., S. 466; Mourlon a. a. O.. I. S. 46; 
Baudry-Lacantinerie, Precis de droit civil, I. S. 23; vgl. auch 
Favard de Langlade, Repertoire, III. S. 341. 
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wesentlichen nunmehr behoben. 1 ) Die französische Publi- 
kationspraxis hat damit keine Neuerung geschaffen, da 
diese Ersichtlichmachung des Publikationsdatums auf den 
einzelnen Stücken des Gesetzblattes in Deutschland bereits 
längst in Übung war. — 

Im Gegensatz zu Art. 1 C. c, dessen Publikations- 
vorschriften sich nur auf die lois beziehen, trifft 
die Ordonnance vom 27. November 1816 ihre Bestim- 
mungen auch für ordonnances, welche Gattung staat- 
licher Willensakte bis dahin in gleicher Weise, wie die 
decrets imperiaux des ersten Kaiserreiches 2 ), nach den 
Vorschriften des Gesetzes vom 4. Oktober 1795 publiziert 
worden sein dürften. 3 ) Diese Ausdehnung des Präsumtiv- 
fristensystems des Art. 1 C. c. auf die ordonnances hatte, 
so begrüßenswert sie an und für sich war, den Nachteil, 
daß die Fristen des Art. 1 C. c. zu kurz waren, um hin- 
reichend Zeit für die Verbreitung der Kenntnis der publi- 
zierten ordonnances zu gewähren; spielte sich doch, im 
Gegensatz zu den lois, der Entstehungsprozeß der ordon- 
nances vollkommen in interno ab. 4 ) 

Schließlich sei einer wichtigen Bestimmung gedacht, 
welche die Ordonnance vom 27. November 1816 getroffen 
hat, und die von da in das Recht mehrerer deutscher 



i) Favard de Langlade a. a. O., III. S. 341; Dalloz, 
Jurisprudence, XVIII. S. 537 Nr. 42; Repertoire, XXX. S. 91 Nr. 167; 
Dalloz, Supplement au Repertoire, X. S. 18 Nr. 86; Baudry, 
Lacantinerie a. a. O., I. S. 23; Baudry-Lacantinerie et 
Houques-Fourcade, Des personnes, S. 75; vgl. auch Lorieux 
a. a. O., I. S. 127; Valette a. a. O., I. S. 22; siehe auch Mour Ion 
a. a. 0., I. S. 46 f. Ignoriert wird diese Verbesserung von Pailliet 
a. a. 0., S. 991 f.; Toullier a. a. 0., I. S. 44; Demolombe a. a. O., 
I. S. 24; Ancelot a. a. 0., S. 466. 

2) Siehe darüber S. 106 ff. 

3 ) Vgl. Du Caurroy, Commentaire th^orique et pratiqae, 
I. S. 11. 

4 ) Siehe darüber Demolombe a. a. O., I. S. 24. 

8* 



— 116 — 

Staaten übergegangen ist. Schon in der Napoleonischen 
Zeit war die Rechtsanschauung herrschend, daß die Regie- 
rung in dringenden Fällen die Versendung des Gesetzes 
in die Provinz beschleunigen und so bewirken könne, 
daß das Gesetz noch vor Ablauf der Frist des Art. 1 
C. c. in Kraft trete. 1 ) Nunmehr wurde dieser Gedanke 
kodifiziert. Art. 4 der Ordonnance bestimmt für die Fälle, 
in welchen der König eine Beschleunigung des Eintrittes 
der materiellen Gesetzeskraft für angebracht halten 
sollte, daß das betreffende Gesetz in dem einzelnen 
Departement von dem Tage an in Kraft treten solle, an 
welchem es dem Präfekten zugekommen ist. 2 ) Hierbei ge- 
nügte es, wenn dem Präfekten einfach eine schriftliche 
Ausfertigung der loi oder ordonnance zukam; der Ab- 
druck im Bull. cL 1. war zum Inkrafttreten einer solchen 
loi oder ordonnance nicht erforderlich. s ) Damit wäre der 
obligatorische Charakter des Bull. d. 1. eigentlich durch- 
brochen, das vornehmste Kriterium für ein Gesetzblatt 
dem Bull. d. 1. genommen gewesen. Allein es ist schon S. 79, 
als der obligatorische Charakter des Gesetzblattes i. techn. 
S. näher präzisiert wurde, betont worden, daß derselbe 
nur die grundsätzliche, nicht aber die ausnahmslose 
Publikation durch das Gesetzblatt erfordere. Ebensowenig 
als den Gesetzblättern mancher Staaten dadurch ihre 
Eigenschaft genommen wird, daß in diesen Staaten be- 
sonders umfangreiche Gesetze in Separatabdruck publiziert 



i) Siehe Locre, Esprit du Code Napoleon, I. S. 139 f. 

2 ) „Neanmoins, dans les cas et les lieus oü nous jugerons 
convenable de häter l'exäcution, les lois et ordonnances seront 
censees publikes et seront executoires du jour qu'elles seront par- 
venues au prüfet, qui en constatera la reception sur un registre." 

3 ) Dies ergibt sich aus der Präambel der ordonnance du roi 
additionnelle a celle du 27 novembre 1816 conoernant la Promul- 
gation des lois et des ordonnances, vom 18. Januar 1817. Vgl. auch 
Dalloz, Supplement au Repertoire, X. S. 18 f. Nr. 87. 
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werden, erlitt die Gesetzblattpbysiognomie des Bull. <L L 
dadurch eine Verzerrung, daß in gewissen Ausnahmsfällen 
die Publikation einer loi oder ordonnance im Interesse 
der Beschleunigung auf einem anderen Wege als durch 
Ausgabe und Versendung des Bull. d. 1. erfolgte. Übrigens 
wurde im letzteren Falle dem obligatorischen Charakter 
des Bull. d. 1. dadurch Rechnung getragen, daß das be- 
treffende Gesetz wenigstens nachträglich dem Bull. d. L 
einverleibt werden mußte. 1 ) 

Art. 4 1. c. erfuhr aber bald eine Änderung. Derselbe 
hatte nämlich, wie auf den ersten Blick zu sehen ist, eine 
streng formelle Publikation angeordnet, unterließ es 
aber, an den formellen Publikationsakt eine wenn 
auch noch so geringe Präsumtivfrist anzufügen. 2 ) 
Die Folge war, daß diese Gesetzesbestimmung den Anfor- 
derungen, die man an eine Publikation stellen muß, nicht 
entsprach. 3 ) Die Erkenntnis dieses Mangels führte zur 
ordonnance du roi additionnelle ä celle du 27 novembre 
1816 concernant la Promulgation des lois et des ordon- 
nances, vom 18. Januar 1817. In der richtigen Einsicht, 
daß eine formelle Publikation nur dann günstige Wirkungen 
haben kann, wenn sie mit einer ausreichenden Präsumtiv- 
frist versehen ist, gibt diese Ordonnance, da sie — im 
Hinblick auf den zu beschleunigenden Eintritt der mate- 
riellen Gesetzeskraft — eine Präsumtivfrist nun einmal 



*) Auch das folgt aus der Präambel des in voriger Anm. 
zit. Gesetzes. 

2 ) Ganz so hatte es bereits das Gesetz vom 4. Okt. 1795 ge- 
macht. Vgl. S. 89. 

3) Siehe Pailliet a. a. 0., S. 992; Toullier a. a. 0., I. 
S. 44 f.; Duranton, Cours de droit franQais, I. 1826, S. 3.1; 
Dalloz, Jurisprudence, XVHL S. 637 Nr. 41; Repertoire, XXX. 
S. 91 Nr. 166; Dalloz, Supplement au Repertoire, X. S. 18 Nr. 86; 
Demolombe a. a. 0., I. S. 24; Demante, Cours analytique de 
Code civil, I. S. 37; Valette a. a. 0., I. S. 22; Mourlon a. a. O., 
I. S. 47. 
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unbedingt perhorresziert, für die von Art. 4 der Ordon- 
nance vom 27. November 1816 getroffenen lois et 
ordonnances das formelle Publikationsprinzip ganz auf 
und setzt an seine Stelle das materielle: Die hier in 
Betracht kommenden lois et ordonnances treten dann in 
Kraft, wenn der Präfekt dieselben in Druck gelegt und 
überall affichiert hat, wo ein Bedürfnis hierfür vorhan- 
den ist 1 ). 

X. 

Das decret von 1870. 

Die Rechtslage, wie sie durch die Bestimmungen 
des Art 1 C. c. im Verein mit den Ordonnances vom 
27. Nov. 1816 und 18. Januar 1817 gegeben war, blieb 
bis 1870 bestehen. 2 ) In diesem Jahre wurden an den 
Publikationsvorschriften wesentliche Änderungen vor- 
genommen. Die Veranlassung hierzu lag in den Ver- 
hältnissen, welche durch die Belagerung von Paris ge- 
zeitigt worden waren. Während der Belagerungszeit 



*) »Art. 1." . . . . les pröfets prendront incontinent un arrete 
par lequel ils ordonneront que lesdites lois et ordonnances seront 
imprimees et affichäes partout oü besoin sera. 

Art. 2. Lesdites lois et ordonnances seront executees ä 
compter du jour de la publication faite dans la forme prescrite 
par Tarticle ci-dessus." 

2 ) Sie erstreckte sich auch auf die unter der Konstitution 
vom 4. Nov. 1848 erlassenen Dekrete, sowie auf die decrets im- 
periaux des zweiten Kaiserreiches. Aubry et Bau a. a. O., 
I. S. 63; Dalloz, Supplement au Repertoire, X. S. 21 f. Nr. 102; 
Baudry-Lacantinerie et Houques-Fourcade, Des personnes, 
S. 78; a. M. ist Mourlon a. a. O., I. S. 48, welcher glaubt, daß 
für diese decrets noch immer diejenigen Vorschriften gegolten 
hätten, welche für die däcrets imperiaux des ersten Kaiserreiches 
maßgebend gewesen waren, also der avis du conseil d'Etat vom 
14. Juni 1806 (vgl. S. 107 f.), und, auf Grund dessen, das Gesetz vom 
4. Okt. 1795. 
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eignete sich das Journal officiel zur Gesetzespublikation 
besser als das Bull. d. 1. Denn da ein Verkehr zwischen 
Paris und dem übrigen Frankreich nur mittels Luftballons 
möglich war und das Journal officiel ohnehin auf diese 
Weise in die Provinz befördert werden mußte, war es 
vorteilhafter, dasselbe gleich auch als Gesetzblatt zu be- 
nützen, statt die Gesetzespublikation durch den Abdruck 
im Bull. d. L zu bewerkstelligen und so die den Luft- 
ballons anzuvertrauende Last verdoppeln zu müssen 1 ). 
Auch hinsichtlich des Zeitpunktes, in welchem die Gesetze 
in Kraft zu treten hatten, drängte es nach einer Ände- 
rung der bestehenden Publikationsvorschriften. Bisher 
hatte sich der Eintritt der materiellen Gesetzeskraft in 
der Weise vollzogen, daß sich an den in Paris vollzogenen 
Publikationsakt 2 ) eine bestimmte Frist anschloß, nach 
deren Ablauf das Gesetz in Kraft trat. Infolge der Be- 
lagerung war nun aber der Verkehr zwischen Paris und 
der Provinz auf eine so unzuverlässige Grundlage gestellt, 
daß es höchst unsicher war, ob während dieser Frist die 
Kenntnis des Gesetzes wirklich in die Provinz dringen 
würde. Es war daher unstreitig vorteilhafter, zu dem 
Grundsatze des Gesetzes vom 4. Oktober 1795 zurückzu- 
kehren und das Inkrafttreten der Gesetze nicht von 
einer mit dem Publikationsakte in Paris beginnenden 
Präsumtivfrist, sondern von dem tatsächlichen Ein- 
langen des Gesetzblattes in der Provinz abhängig zu 
machen. 



!) Vgl. Demante in der Revue critique de legislation et de 
jurisprudence, N. F. I. 1871/2, S. 131. Der Gedanke, das Journal 
officiel als Gesetzblatt zu benützen, lag um so näher, als in- Belgien 
schon seit dem Gesetz vom 28. Februar 1845 die offizielle Tages- 
zeitung, nämlich der Moniteur, als Gesetzblatt benützt wurde. 

2 ) So kann man ja, allerdings etwas ungenau, den Akt 
nennen, welcher in der Empfangnahme des Bull. d. 1 aus der 
Staatsdruckerei durch den Justizminister bestand. 
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Diesen Erwägungen verdankt das decret relatif ä la 
Promulgation des lois et decrets, vom 5. November 1870, 
seine Formulierung. Die Bestimmungen desselben sind im 
wesentlichen folgende: 

Prinzipiell erfolgt die für das Inkrafttreten der lois 
und decrets maßgebende Publikation durch den Abdruck im 
Journal officiel. *) Andererseits ist aber auch das Bull. d. 1. 
ein ausreichendes Publikationsmittel, indem jene „actes", 
welche im Journal officiel nicht abgedruckt sind, durch 
die Aufnahme in das Bull. d. 1. vollkommen gültig publiziert 
sind.. 2 ) Es bestehen somit zwei miteinander konkurrierende 
Gesetzblätter, jedoch kommt das eine von ihnen, nämlich 
das Bull. d. 1. nur subsidiär als Gesetzblatt in Betracht. 3 ) 
— Auch über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der lois 
und decrets erläßt das decret vom 5. November 1870 
neue Anordnungen, jedoch nur für jene Fälle, in welchen 
die Gesetzespublikation durch das Journal officiel 



*) Es sei übrigens bemerkt, daß während der Zernierung 
von Paris das daselbst befindliche gouvernement de la defense 
nationale für seine Vertretung in der Provinz eine „delegation", 
mit dem Sitze in Tours, später in Bordeaux, ins Leben rief, und 
daß diese delegation du gouvernement de la defense nationale 
statt der beiden in Paris erscheinenden Gesetzblätter „Journal 
officiel" und „Bulletin des lois" zwei selbständige, am Sitze der 
delegation selbst erscheinende Gesetzblätter kreierte, welche die 
Namen „Moniteur universel" und „Bulletin des lois" führten. Diese 
rein provisorischen und außerordentlichen Publikationseinrichtungen 
sollen in den folgenden Ausführungen keine Berücksichtigung 
finden. 

2 ) Art. 1 1. c: „Dorenavant, la Promulgation des lois et des 
decrets resultera de leur insertion au Journal officiel de la Re- 
publique fran^aise, lequel, a cet egard, remplacera le Bulletin 
des lois. 

Le Bulletin des lois continuera a etre publie, et l'insertion 
qui y sera faite des actes non inseres au Journal officiel en operera 
Promulgation." 

3 ) Über die einschlägige Spruchpraxis und Literatur siehe 
S. 124 f. 
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stattfindet: In Paris einen Tag nach dem Tage der 
„Promulgation", also der „insertion au Journal officiel 
de la Republique fran9aise" (Art. 1 1. c), mit anderen 
Worten also einen Tag nach dem Tage des Erscheinens 
der betreffenden Nummer des Journal officiel 1 ), außer- 
halb von Paris in jedem Arrondissement einen Tag 
nach dem Tage der Ankunft des Journal officiel im 
Hauptorte des Arrondissement 2 ). Dagegen fehlt es an 
Bestimmungen für das Inkrafttreten jener lois und de- 
crets, deren Publikation mittels des Bulletin des lois 
erfolgt, es bleibt also in dieser Beziehung bei den bis- 
herigen, in Art l C. c. und in der Ordonnance vom 



1 ) Übereinstimmend Dalloz, Supplement au Bepertoire, X. 
S. 20 Nr. 95. Die ebenfalls denkbare Auffassung, daß im Hinblicke 
auf die Bestimmung der Ordonnance vom 27. Nov. 1816 für das 
Inkrafttreten der Gesetze nicht der Tag des Erscheinens des Journal 
officiel, sondern jener Tag maßgebend sei, an welchem der Justiz- 
minister das Journal officiel aus der Staatsdruckerei in Empfang 
nimmt, ist schon deshalb abzuweisen, da für den richtigen Abdruck 
der Gesetze im Journal officiel nicht, wie beim Bull. d. 1., der 
Justizminister, sondern der jeweilige Ressortminister verantwortlich 
ist (s. S. 124). Außerdem würde bei dieser Auffassung für Paris ein 
anderer Grundsatz maßgebend sein als für die Provinz, was eben- 
falls nicht in der Intention des Gesetzgebers liegen konnte. Siehe 
Dalloz a. a. 0. — A. M. ist Fauvel in der Revue critique de 
legislation et de jurisprudence, N. F. II. S. 726 f., vgl. auch S. 733. 

2 ) Art. 2 Abs. 1 1. c: „Les lois et les decrets seront obliga- 
toires, a Paris, un jour franc apres la Promulgation, et partout 
ailleurs dans l'ätendue de chaque arrondissement, un jour franc 
apres que le Journal officiel qui les contient sera parvenu au chef- 
lieu de cet arrondissement." 

„Un jour franc apres la Promulgation" ist nur eine un- 
genaue Ausdrucksweise, wie sie sich in der französischen Gesetzes- 
sprache bei Fristbestimmungen häufig findet (siehe z. B. S. 114 1 ). 
Korrekt müßte die erwähnte Bestimmung lauten: „Un jour franc 
apres celui de la Promulgation" (vgl. hierzu Art. 1 C. c). 
Übereinstimmend Fauvel a. a. 0., S. 726 f.; Baudry-Lacanti- 
nerie, Precis de droit civil, I. S. 24. 
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27. November 1816 enthaltenen Anordnungen. l ) — Die in 
Art. 4 der Exekutive erteilte Ermächtigung, im Falle der 
Notwendigkeit einer beschleunigten Vollziehung einer loi 
oder ordonnance außerordentliche Publikationsmittel in 
Anwendung zu bringen, ist für decrets, aber auch nur 
für diese, im decret vom 5. November 1870 aufrecht- 
erhalten, indem Art. 2 Abs. 2 1. c. sagt: „Le gouvernement, 
par une disposition speciale, pourra ordonner Pexecution 
immediate d'un decret." Bezüglich der Beschaffenheit 
dieser außerordentlichen Publikationsmittel gelten die 
Bestimmungen der erwähnten Ordonnance, Art. 4, re- 
spektive der diese abändernden Ordonnance vom 18. Ja- 
nuar 1817 fort. 2 ) 

Die Neuerungen, welche durch das decret vom 
5. November 1870 in das französische Publikationsrecht 
eingeführt worden waren, mochten, soweit die Zeit während 
der Belagerung von Paris in Betracht kam, gewiß recht 
zweckmäßig sein. Allein dieses decret galt auch dann noch 



i) Demante a. a. 0., S. 130 f.; Valette a. a. 0., I. S. VII f.; 
Glasson, Elements du droit fran<?ais, I. S. 44; de Folleville, 
De la Promulgation et de rapplication des lois et des decrets, 
S. 20 f., 23; Dalloz a. a. 0., X. S. 17 Nr. 83; Huc, Commentaire 
thöorique et pratique du Code civil, I. 1892, S. 47; Baudry-La- 
cantinerie et Houques-Fourcade, Des personnes, S. 75 f., vgl. 
auch S. 78; Baudry-Lacantinerie, Precis de droit civil, I. 
S. 24, letzterer jedoch mit der Einschränkung, daß Art. 1 C. c. 
und die Ordonnance vom 27. Nov. 1816 nur auf lois anzuwenden 
seien, während, wie er a. a. 0., I. S. 25, dartut, für decrets der 
avis du conseil d'Etat vom 14. Juni 1805 und, auf Grund desselben, 
das Gesetz vom 4. Okt. 1795, also die Vorschriften maßgebend seien, 
welche für die decrets imperiaux des ersten Kaiserreiches gegolten 
hatten. Vgl. hierzu S. 107 f. — Es gibt aber auch einige Schriftsteller, 
welche glauben, die Vorschrift des Art. 2 Abs. 1 des decret vom 
5. Nov. 1870 sei auch auf die durch das Bull. d. 1. publizierten 
lois und decrets auszudehnen; so Fauvel a. a. 0., S. 734 f., vgl. 
auch S. 726; Helie, Les constitutions de la France, S. 1359. 

2 ) Helie a. a. O., S. 1359. 
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fort, als die abnormen Belagerungsverhältnisse über* 
wunden waren, ja es besteht bis zum heutigen Tage un- 
verändert zu Recht. Diese Tatsache kann keineswegs 
kritiklos hingenommen werden. Denn so einleuchtend es 
auch gewesen sein muß, daß mit der Wiederkehr geregelter 
Zustände die Bedürfnisse hinsichtlich der Gesetzespubli- 
kation wieder andere geworden waren, sah man sich 
dennoch nicht bemüssigt, dem Rechnung zu tragen und 
das decret vom 5. November 1870 in zeitgemäßem Sinne 
zu reformieren. 

Zunächst die Existenz zweier miteinander konkur- 
rierender Gesetzblätter! Allerdings kommt dem einen von 
beiden, nämlich dem Bull. d. 1., nur subsidiär die Eigen- 
schaft eines Gesetzblattes zu. Allein worin äußert sich 
diese subsidiäre Stellung des Bull. d. L? Doch nur darin, 
daß dem Abdruck im Bull. d. 1. keine rechtliche Bedeutung 
zukommt, wenn derselbe Text auch in das Journal officiel 
aufgenommen ist, aber eben nur dann, wenn derselbe 
Text . . . . ! Mit anderen Worten: Sobald der Abdruck 
im Journal officiel und der Abdruck im Bull. d. 1. von- 
einander abweichen und somit der im Bull. d. 1. enthaltene 
Text im Journal officiel nicht vorhanden ist, stehen die 
beiden voneinander abweichenden Texte einander 
gleichberechtigt gegenüber. Gerade in diesemFalle also 
kommt die subsidiäre rechtliche Bedeutung des Abdruckes 
im Bull. d. 1. zur vollen Geltung! Wir haben dann zwei 
einander widersprechende Gesetzestexte, von denen jeder 
offiziellen Charakter besitzt und — das beste kommt 
noch — von denen jeder einen anderen Termin des Ein- 
trittes der materiellen Gesetzeskraft besitzt 1 ) Der Fall 
einer solchen textlichen Inkongruenz zwischen dem Jour- 



*) Der Abstand dieser beiden Termine kann übrigens auch 
noch dadurch vergrößert werden, daß die Insertion in die beiden 
Gesetzblätter nicht gleichzeitig erfolgt. 
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nal officiel und dem Bull. d. 1. gehört keineswegs etwa in 
das Gebiet phantastischer Kasuistik, sondern kann sehr 
leicht zur Wirklichkeit werden, da bei jedem der beiden 
Gesetzblätter eine andere Behörde für die richtige Wieder- 
gabe des Gesetzestextes verantwortlich ist: Beim Journal 
officiel früher die Staatskanzlei (Chancellerie), jetzt der 
Ressortminister, in dessen Kompetenz der Vollzug des 
konkreten im Journal officiel publizierten Gesetzes liegt; 
beim Bull. d. 1. der Justizminister (le garde des sceaux) l ). 

Die Existenz zweier miteinander konkurrierender 
Gesetzblätter — und mag auch eines derselben nur sub- 
sidiär in Betracht kommen — ist ein juristisches Monstrum. 2 ) 

Mit klarem Blick erkannte die französische Spruch- 
praxis, daß eine Konkurrenz zweier Gesetzblätter in der 
Praxis zu ungeheuerlichen Konsequenzen führen müßte, 
und hat infolgedessen von allem Anfange an den Stand- 
punkt vertreten, daß die „actes d'intöret public ayant le 
caractfere de loi" (im Gegensatz zu den „actes d'admini- 
stration publique") rechtsgültig nur durch das Journal 
officiel publiziert werden können, daß also für dieselben 
das Bull. d. 1. nicht einmal subsidiär als Gesetzblatt in 
Betracht komme. 8 ) 



!) Poudra et Pierre, Trait6 pratique de droit parlemen- 
taire, S. 749. 

2 ) Trefflich gekennzeichnet bei Poudra et Pierre a. a. 0., 
S. 749; vgl. auch Fauvel a. a. 0., S. 724; Helie a. a. 0., S. 1359; 
Dalloz a. a. 0., X. S. 17 Nr. 84. 

3 ) Entscheidungen der cour de Cassation, vom 23. Januar 
1873 und 8. April 1874. Siehe Dalloz, Jurisprudence generale, 
recueil peiiodique et critique de jurisprudence, de legislation et de 
doctrine, Jahrg. 1872 I. Abtig., S. 8, Jahrg. 1876 L Abtig., S. 225. 
Vgl. auch Dalloz, Supplement au Repertoire, X. S. 16 Nr. 81, 
S. 17 Nr. 84; Demante in der Revue critique de legislation et de 
jurisprudence, N. F. XXIII. 1894, S. 587; Huc a. a. O., I. S. 47, 
47*; Baudry-Lacantinerie et Houques-Fourcade, Des per- 
sonnes, S. 77\ 
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Damit war für die Publikation von Gesetzen und 
Verordnungen 1 ) das Journal officiel als ausschließliches 
Publikationsmittel anerkannt. Allerdings konnte die Spruch- 
praxis diesen radikalen Schnitt nicht tun, ohne den 
wahren und klaren Inhalt des decret vom 5. November 
1870 zu verletzen 9 ), aber im Interesse einer gesicherten 
Rechtspflege war ein solches eigenmächtiges Hinweg- 
schreiten über die Worte der lex scripta notwendig 8 ). 
Auch die Literatur steht, wenigstens zum Teil, auf Seite 
der Spruchpraxis. 4 ) Am allerwichtigsten aber ist, daß auch 
eine konstante Verwaltungspraxis dahingeht, Gesetze und 
Verordnungen 5 ) stets im Journal officiel zu publizieren, 

*) Das nämlich ist die Bedeutung von „actes d'interSt public 
ayant le caractere de loi*. Siehe Dal loa a. a. 0., X. S. 17 Nr. 84 
„La cour de Cassation a voulu parer a ces inoonvenients en ne 
reconnaissant qu'un instrument unique de publication des lois et 
decrets." 

3 ) Infolge dessen gibt es Schriftsteller, welche den Stand- 
punkt der Spruchpraxis als fehlerhaft bezeichnen. So Dalloz a. a. 
O., X. S. 17 Nr. 84; Baudry-Lacantinerie et Houques-Four- 
cade a. a. 0., S. 76 f. 

3 ) Begreiflicherweise sucht Übrigens die Spruchpraxis darzu- 
tun, daß auch sie auf dem Boden des decret vom 5. Nov. 1870 stehe. 

4 ) Valette a. a. 0., I. S. VI; Glasson a. a. 0., I. S. 43 f.; 
allem Anscheine nach auch Batbie, Precis du cours de droit 
public et administratif, 6. Aufl. 1885, S. 30*; Huc a. a. 0., L S. 47; 
Demante in der Revue critique de legislation et de jurisprudence, 
N. F. XXIII. S. 586 f. Hingegen erkennen folgende Autoren die 
subsidiäre Gesetzblatteigenschaft des Bull. d. L an: Demante in 
der Revue critique de legislation et de jurisprudence, N. F. I. 
S. 130; Fauvel a. a. 0., S. 724; Ducrocq, Cours de droit admini- 
stratif, 4. Aufl., I. 1874, S. 17; de Folleville a. a. 0., S. 20 f., 23; 
Helie a. a. 0., S. 1359; Arntz, Cours de droit civil fran?ais, L 
S. 21; Baudry-Lacantinerie, Precis de droit civil, I. S. 24; 
Poudra et Pierre a. a. 0., S. 749; Block, Dictionnaire de l'ad- 
ministration fran^aise, S. 294; Dalloz a. a. 0., X. S. 17 Nr, 84; 
Baudry-Lacantinerie et Houques-Fourcade, Des personnes, 
S. 76 f. 

*) „Les actes legislatifs ou reglementaires." 
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ohne Rücksicht darauf, ob dieselben gleichzeitig auch in 
das Bull. d. 1. aufgenommen werden oder nicht 1 ). Schließlich 
setzt eine Entscheidung des conseil d'fitat, vom 16. Januar 
1880, der ganzen Sache die Krone auf, indem dieselbe 
die Bestimmung trifft, daß bei einer textlichen Abweichung 
des Bull. d. 1. vom Journal officiel ausschließlich der im 
letzteren Blatte wiedergegebene Text maßgebend sein 
solle 2 ). Bei dem Umstände nun, daß, wie eben früher er- 
wähnt, auf Grund einer konstanten Verwaltungspraxis 
alle Gesetze und Rechtsverordnungen, ausnahmslos, im 
Journal officiel abgedruckt werden, ist durch die zitierte 
Entscheidung dem Bull. d. 1. im Grunde genommen der 
Gesetzblattcharakter gänzlich abgesprochen, somit dem 
Journal officiel das Publikations-Monopol auch von auto- 
ritärer Seite zuerkannt worden. So darf man denn wohl 
sagen, daß sich im Lauf e der Jahrzehnte der Gewohnheit s- 
Rechtssatz herausgebildet hat: Die rechtsgültige 
Publikation von Gesetzen und Verordnungen kann 
nur durch das Journal officiel erfolgen. In diese? 
Hinsicht erscheint also heute das decret vom 
5. November 1870, derogiert. 3 ) Dadurch ist ein Nach- 
teil desselben, nämlich die Konkurrenz zweier Gesetzblätter, 
beseitigt. 

Auch die Bestimmungen, welche dieses decret hin- 
sichtlich des Zeitpunktes des Inkrafttretens der Gesetze 
trifft, dürfen als wenig erfreuliche bezeichnet werden. In 
dieser Beziehung kehrt das decret vom 5. November 1870 



i) Siehe de Folleville a. a. 0., S. 21; Dalloz a. a. M X. 
S. 17 Nr. 84. 

2) Siehe Dalloz a. a. 0., X. S. 17 Nr. 84 a. E. 

3 ) Bezeichnend ist dabei die Schwenkung, welche Demante 
(vgl. S. 125 4 ) vornimmt, indem er in dem 23. Bande der Revue 
critique de legislation et de jurisprudence, N. F., der geänderten 
Rechtslage Rechnung tragend, den entgegengesetzten Standpunkt 
von dem vertritt, was er im 1. Bande dieser Revue sagt. 
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zu den Grundsätzen des Gesetzes vom 4. Oktober 1795 
zurück 1 ), nur mit der Milderung, daß die Gesetze nach dem 
decret vom 5. Nov. 1870 nicht sofort von dem Tage 
ihres Eintreffens im Hauptorte des Departement 
für dieses ganze Departement, sondern einen Tag 
nach dem Tage ihres Eintreffens im Hauptorte 
des Arrondissement für dieses Arrondissement in 
Kraft zu treten haben. So trefflich diese Anordnungen 
für die Zeit der Belagerung von Paris waren, so wenig 
eignen sie sich als eine dauernde, auch für normale Ver- 
hältnisse berechnete Maßregel. Denn durch dieselben hat 
das decret vom 5. November 1870 alle die Mängel über- 
nommen, welche dem Gesetze vom 4. Oktober 1795 an- 
gehaftet hatten (siehe S. 89) 2 ), wenn auch dieselben durch 
die große Verbreitung des Journal officiel unter der Be- 
völkerung bedeutend abgeschwächt erscheinen, wie von 
Valette 3 ) mit Recht hervorgehoben wird. Allerdings suchte 
man jene Mängel insofern gut zu machen, als man in 
Art. 4 des erwähnten decret die Bestimmung traf, daß 
innerhalb der Frist von 3 Tagen nach der „Promulgation", 
d. h. nach dem Tage des Erscheinens des Journal officiel, 



1 ) Übereinstimmend Fauvel a. a. 0., S. 728; Valette a. a. 
O., I. S. VII. 

2 ) Auch sei erwähnt, daß dem decret vom 6. Nov. 1870 
keine solche Bestimmung zugute kommt, wie dem Gesetze vom 
4. Oktober 1795 der Art. 37 der Konstitution vom 13. Dezember 
1799 (siehe darüber S. 90 f.). Zwar fixieren auch die loi ayant 
pour ob] et de regier les attributions des pouvoirs publics et les 
conditions de la responsabilitä ministerielle, vom 13. März 1873, 
Art. 2, und die loi constitutionnelle sur les rapports des pouvoirs 
publics, vom 16. Juli 1876, Art. 7, für die „ Promulgation" gewisse 
Fristen. Allein dieselben sind lediglich Maximalfristen, während 
Art. 37 der Konstitution vom 13. Dez. 1799 für die „Promulgation" 
einen fixen Zeitpunkt festgesetzt hatte. 

3) A. a. 0., I. S. VII. 
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die Behörden im Falle einer „ contra ven tion * *) „selon les 
circonstances" den von Seiten der Partei gemachten Ein- 
wand der ignorantia iuris berücksichtigen können. 2 ) Es 
ist aber klar, daß diese, dem modernen Zeitgeiste 
übrigens wenig entsprechende Bestimmung nur als ein 
schwacher Notbehelf erscheint. Das Gleiche gilt von der 
Verfügung des Art. 3 1. c. f welcher es den Präfekten und 
Subpräfekten überläßt, erforderlichen Falles die mate- 
riellen Publikationshandlungen des imprimer et afficher 
vorzunehmen, ohne daß damit auf das Inkrafttreten der 
Gesetze irgend welcher rechtliche Einfluß geübt worden 
wäre. 

Das decret vom 5. November 1870 gilt unverändert 
bis zum heutigen Tage, nur mit der Modifikation, daß 
durch consuetudo derogatoria das Journal officiel das 
Publikationsmonopol erhalten hat. 

XI. 

Schlußbemerkungen. 

So ist denn die Entwicklung der Gesetzespublikation 
in Frankreich bisher zu keinem besonders erfreulichen 
Resultate gelangt. Der geniale Gedanke der Einführung 
eines Gesetzblattes, wie er im Gesetze vom 4. Dezember 
1793 zum ersten Male auftaucht, hatte die schönsten Aus- 
sichten auf eine planmäßige Fortbildung und Vervollkomm- 
nung des Publikationssystems eröffnet. Der Verlauf der 
Tatsachen hat diese Hoffnung zunichte gemacht. Den 
Höhepunkt der Entwicklung der französischen Gesetzes- 



i) D. h. im Falle eines Deliktes. Dalloz a. a. 0., X. S. 26 
Nr. 114. 

2 ) Art. 4. 1. c. : „Les tribunaux et les autoritäs administrative« 
et militaires pourront, selon les circonstances, accueülir l'exception 
d'ignorance alleguee par les contrevenants, si la contravention a 
eu lieu dans le delai de trois jouis francs, ä partir de la Promul- 
gation." 
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Publikation bildet unstreitig die Ordonnance vom 27. No- 
vember 1816. Aber auch die kann, wie wir gesehen haben, 
keineswegs als der Gipfel der Vervollkommnung betrachtet 
werden. Statt daß nun an dem bisher Gewordenen weiter 
gebaut wird, macht sich von 1817 bis 1870 ein Stillstand 
bemerkbar, und auf. diesen folgt in letzterem Jahre durch 
das decret vom 5. November 1870 ein jäher Sturz, ein Ruck- 
fall zu den Grundsätzen des Gesetzes vom 4. Oktober 
1795, wovon sich die französische Gesetzgebung bis zum 
heutigen Tage nicht erholt hat. 

So fordern die heutigen Publikationsverhältnisse in 
Frankreich dringend eine Reform. 

Bei der Inangriffnahme derselben wäre zunächst zu 
erwägen, ob als einziges rechtlich relevantes Publikations- 
mittel statt des Journal officiel nicht besser das Bull. d. 1. 
zu wählen wäre. Ich würde unter allen Umständen dem 
Bull. d. 1. den Vorzug vor dem Journal officiel geben, 
und zwar teils aus historischen, teils aus technischen 
Gründen. Namentlich die letzteren halte ich für schwer- 
wiegend: Das Gesetzblatt soll nicht nur ein Gesetz- 
blatt, sondern auch eine Gesetzsammlung sein und 
sich als solche auch für den praktischen Gebrauch eignen. 
Dies letztere nun ist wohl kaum der Fall, wenn eine 
Amtszeitung, wie es das Journal officiel ist, nebenbei 
auch mit den Funktionen eines Gesetzblattes betraut 
wird. Denn mag auch für die Publikation der Gesetze im 
Amtsblatte ein eigener Raum reserviert sein, so hat doch 
— in einem so großen Staatswesen wie Frankreich — 
jede Nummer des Amtsblattes, in welches ja die ver- 
schiedenartigsten Dinge aufgenommen werden müssen, 
eine solche Ausdehnung, daß der jahrgangsweise Hand- 
gebrauch des Amtsblattes als Gesetzsammlung zur tech- 
nischen Unmöglichkeit wird 1 ). Die Folge ist, daß in Frank- 

l ) In Deutschland hat man dieses technische Bedenken längst 
gewürdigt: In fast allen größeren deutschen Staaten, welche ur- 

Dr. J. Lukas, Über die Gesetzespublikation. 9 
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reich die Gesetze, obwohl ihre rechtlich relevante Publi- 
kation nur durch das Journal officiel erfolgen kann, 
regelmäßig doch auch im Bull. d. 1. zum Abdrucke ge- 
langen, und daß für den Handgebrauch als Gesetz s am m- 
lung lediglich das Bull. d. 1. in Betracht kommt Wie 
viel einfacher wäre es da nicht, demselben gleich auch 
den Gesetzblattcharakter wieder zu verleihen und den 
Abdruck der Gesetze im Journal officiel jeder rechtlichen 
Bedeutung zu entkleiden! 1 ) Und welches sind die Vor- 
teile, welche das Festhalten an dem Journal officiel als 
Gesetzblatt empfehlenswert machen ? Zwei Argumente 
werden in dieser Hinsicht ins Treffen geführt: Zuweilen 
gibt man dem Journal officiel deshalb den Vorzug vor 
dem Bull. d. 1., weil ersteres täglich erscheint und daher 
der Zeitpunkt der Ausgabe jeder seiner Nummern vom 
Publikum mit Sicherheit vorausgesehen werden kann, 
was bei dem in unregelmäßigen Intervallen erscheinenden 
Bull. d. 1. nicht der Fall ist. 2 ) Aber dieser Nachteil des 
Bull. d. 1. ließe sich doch sehr einfach dadurch korri- 
gieren, daß man den jedesmaligen Tag der Ausgabe eines 
Stückes des Bull. d. 1. in dem täglich erscheinenden Journal 
officiel signalisiert 8 ), wie die analoge Maßregel in Deutsch- 
land längst zur Praxis geworden ist. Das unregelmäßige 
Erscheinen des Bull. d. 1. kann also keinen stichhältigen 
Grund dafür abgeben, daß man an dem Journal officiel 
als Gesetzblatt festhalten müsse. Vielfach meint man 



sprünglich ihre Amtsblätter auch als Gesetzblätter verwendeten, ist 
man im Laufe der Zeit von dieser Praxis abgekommen und hat 
selbständige Gesetzblätter ins Leben gerufen. 

*) Auch Poudra et Pierre a. a. 0., S. 749, gibt die Schatten- 
seiten einer Gesetzespublikation mittelst Tageszeitung zu, tritt 
aber merkwürdigerweise dennoch für die Beibehaltung des 
Journal officiel als Gesetzblatt ein. 

2 ) Vgl. Laurent, Principes de droit civil, I. S. 69. 

3 ) Vgl. auch v. Mohl, Politik, I. S. 601. 
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auch, das Journal officiel eigne sich im Vergleich zum 
Bull. d. 1. deshalb besser als Gesetzblatt, weil es eine 
größere Verbreitung im Publikum besitze als das wenig 
gelesene Bull. d. I. 1 ). Allein auch diese Erwägung besitzt 
keine entscheidende Bedeutung. Denn heute hat die ge- 
sellschaftliche Gesetzespublikation im Wege der Tages- 
presse, privater Gesetzesausgaben etc. einen solchen Grad 
der Vervollkommnung erreicht, daß die wirklich etwas 
größere Verbreitung des Journal officiel so gut wie gar 
nicht ins Gewicht fällt. Den besten Beweis bilden jene 
deutschen Staaten, die ursprünglich ihre Amtsblätter als 
Gesetzblätter verwendeten und sich schließlich veranlaßt 
sahen, selbständige Gesetzblätter zu kreieren; ich glaube 
nicht, daß in einem dieser Staaten die geringere Ver- 
breitung des Gesetzblattes gegenüber dem Amtsblatte 
hinsichtlich der Verbreitung der Gesetzeskenntnis fühlbar 
geworden wäre. Die Funktionen des modernen Gesetz- 
blattes sind eben ganz andere, als die Verbreitung der 
tatsächlichen Gesetzeskenntnis; diese letztere Funktion 
wird vielmehr heutzutage schon durch die gesellschaftliche 
Gesetzespublikation in vollkommen zureichender Weise 
besorgt. 2 ) Es spricht also alles für und nichts gegen 
die Ausstattung des Bull. d. 1. mit dem Publikations- 
monopol 3 )! 



*) Demante in der Revue critique de legislation et de juris- 
prudence, N. F. I. S. 130; de Folleville a. a. 0., S. 21; vgl. auch 
Valette a. a. 0., I. S. VII. 

2) Vgl. S. 6 f. 

3 ) Sollte aber die französische Gesetzgebung dennoch die 
Beibehaltung des Journal officiel als Gesetzblatt für vorteilhafter 
halten, dann würde es sich jedenfalls empfehlen, für den richtigen 
Abdruck der Gesetze in demselben nicht, wie bisher, den- jeweiligen 
Ressortminister, sondern den Justizminister verantwortlich zu 
machen; es würde das für die Korrektheit des Abdruckes bessere 
Garantien gewähren. Siehe Poudra et Pierre a. a. 0., S. 749 f. 

9* 
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Auch in einem zweiten Punkte ist die französische 
Gesetzespublikation einer Reform dringend bedürftig: 
Möge doch endlich einmal eine Bestimmung getroffen 
werden, nach welcher die Gesetze im ganzen Staate in einem 
einheitlichen Momente in Kraft zu treten haben ! Es ist ein 
altes Erbübel der französischen Publikationsmethode, daß 
die Gesetze nur innerhalb des einzelnen Bezirkes in einem 
einheitlichen Zeitpunkte in Kraft treten. Unter dem 
Gesetze vom 4. Oktober 1795, dem Art. 1 C. c. und der 
Ordonnance vom 27. November 1816 wgr das Departement 
dieser für das Inkrafttreten der Gesetze maßgebende 
Bezirk, seit dem decret vom 5. November 1870 ist es das 
Arrondissement. Die Nachteile dieses Systems wurden be- 
reits S. 101 ff. erörtert. x ) Allerdings ist diese Rechtsungleich- 
heit der einzelnen Arrondissements untereinander heute 
im Vergleich zu früher eine bedeutend geringere, da in- 
folge der modernen Verkehrstechnik die Zeitpunkte, in 
welchen das Journal officiel in den Hauptorten des Arron- 
dissements einlangt, von einander nicht sehr weit entfernt 
sind. Aber dies bedeutet gegenüber den Zuständen unter 
dem Art. 1 C. c. und der Ordonnance vom 27. November 
1816 nur eine Verminderung, keine Aufhebung des 
Übelstandes. Und doch wäre eine solche so leicht möglich! 
Man brauchte einfach das Inkrafttreten der Gesetze von 
dem Ablaufe einer für ganz Frankreich einheitlichen 
Präsumtivfrist abhängig zu machen, welche von dem Tage 
der Ausgabe des Gesetzblattes in Paris an zu laufen hätte. 
Andererseits spricht auch gar nichts für die Beibehaltung 
des veralteten Prinzipes. In Deutschland hat man daher 
mit demselben im großen und ganzen längst gebrochen, 
und auch in Frankreich selbst ertönen laute Rufe nach 



i) Vgl. auch Valette a. a. 0., I. S. 24 f.; Laurent a. a. O., 
I. S. 69 f.; de Folleville a. a. 0., S. 17; Baudry-Lacantinerie 
et Houques Fourcade, Des personnes, S. 83; namentlich aber 
Dalloz a. a. 0., X. S. 24 Nr. 112. 
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Festsetzung eines für den ganzen Staat einheitlichen 
Zeitpunktes für das Inkrafttreten der Gesetze. 1 ) Möge den- 
selben recht bald die Tat folgen ! 

§ 11. Die Rezeption der französischen Publikations- 
methode in Deutschland. 

I. 
Einleitendes. 

Eine bessere Fortbildung als in ihrem Mutterlande 
wurde der Idee, die Publikation der Gesetze durch Aus- 
gabe und Versendung eines Gesetzblattes zu bewerk- 
stelligen, in Deutschland zuteil. Zwar wird in Frankreich, 
seit der Einführung des Gesetzblattes durch das Gesetz 
vom 4. Dezember 1793 und seit der Erhebung dieses 
Gesetzblattes zum rein formellen Publikationsmittel durch 
das Gesetz vom 4. Oktober 1795, mehrfach der Versuch 
gemacht, die bestehenden Publikationseinrichtungen zu 
verbessern und den geänderten Verhältnissen anzupassen, 
aber zu einem konsequenten Fortschreiten, zu einer juri- 
stisch vollendeten Durchbildung des neuen Publikations- 
systems ist es dort nicht gekommen. Diese Arbeit zu ver- 
richten blieb den deutschen Gesetzgebern vorbehalten: 
In Deutschland wurde — von geringen Ausnahmen ab- 
gesehen — die moderne Methode der Gesetzespublikation 
auf den derzeit möglichen Höhepunkt der Vervollkomm- 
nung gebracht. So läßt sich denn das Verhältnis zwischen 
Frankreich und Deutschland in der Geschichte der moder- 
nen Publikationsmethode kurz dahin charakterisieren, 



1 Valette a. a. 0., I. S. 26; de Folleville a. a. 0., S. 17; 
Dalloz, a. a. 0., X. S. 24 Nr. 112. Dieselben verweisen dabei ins- 
besondere auf das Muster in Belgien, wo auf Grund des Gesetzes 
vom 28. Februar 1846 eine einheitliche Frist normiert ist, indem 
die Gesetze am zehnten Tage nach dem Tage ihrer Publikation 
durch den Moniteur in Kraft treten. 
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daß die Idee in Frankreich geboren, in Deutschland 
selbständig durchgebildet worden ist. 

IL 

Ausscheidung der Kleinstaaten. 

Ehe wir an die Lösung der uns in diesem Para- 
graph gestellten Aufgabe gehen können, bedarf es einer 
Feststellung. Die Staaten, welche ehedem im Deutschen 
Bund vereinigt waren und heute — zum größten Teil 
wenigstens — das Deutsche Reich bilden, fallen äußer- 
lich zunächst durch die krasse Verschiedenheit ihrer 
Größe auf. Von der europäischen Großmacht bis zum 
Duodez -Fürstentum finden wir da so ziemlich alle 
Größenverhältnisse vertreten. So kommt es, daß neben 
den großen Staaten Österreich und Preußen, sowie den 
Mittelstaaten eine bedeutende Anzahl von Kleinstaaten 
zu verzeichnen ist. 

Es fragt sich nun: Muß diese auffallende Ver- 
schiedenheit in der Größe der einzelnen deutschen Staaten 
bei einer Schilderung der Entwicklung des modernen 
Publikationssystems in Deutschland berücksichtigt werden? 

Auf den ersten Blick wird man sich vielleicht ver- 
sucht fühlen, diese Frage zu verneinen und zu sagen: 
Um ein richtiges Bild dieser Entwicklung zu gewinnen, 
müsse man die Publikationsgeschichte sämtlicher 
deutscher Staaten, gleichgültig, ob groß oder klein, 
gleichmäßig behandeln. — Diese Methode wäre aber 
jedenfalls eine verfehlte. Bei der Geschichte irgend eines 
Rechtsinstitutes in Deutschland handelt es sich vor allem 
darum, den großen Zug in der Entwicklung des be- 
treffenden Rechtsinstitutes zu kennzeichnen, und dieser 
kann nur durch das Recht der großen und Mittel- 
staaten gegeben sein. Zufällige Abweichungen eines 
Kleinstaates von dieser allgemeinen Entwicklung ver- 
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mögen den Charakter derselben nicht zu modifizieren, 
und müssen daher vom Rechtshistoriker vernachlässigt 
werden. 

In noch viel höherem Maße nun, als irgendwo an- 
ders, trifft dieser methodologische Gesichtspunkt für die 
Lehre von der Gesetzespublikation zu. In der Gesetzes- 
publikation wendet sich der Staat an das „publicum", an 
die Öffentlichkeit. Infolge dessen wird die Art der anzu- 
wendenden und die Zweckmäßigkeit der angewendeten 
Publikationsmittel von der Größe dieser Öffentlichkeit 
abhängen. Die Größe der Publikationsöffentlich- 
keit ist aber identisch mit der Größe des be- 
treffenden Staatswesens! Die Größe eines Staates 
ist daher für die Beurteilung des in demselben 
herrschenden Publikationssystems von entschei- 
dender Bedeutung. Auf die Verbesserung und Ver- 
vollkommnung ihrer Publikationseinrichtungen sind nur 
Staaten von größerem Umfange angewiesen; die kleinen 
und kleinsten Staaten können mit dieser Entwicklung 
gleichen Schritt halten, aber sie müssen es nicht; ver- 
altete Publikationseinrichtungen können bei ihnen, ohne 
dringendes Bedürfnis nach einer Änderung, fortbestehen. 

Diese Tatsache erklärt es, daß in den großen und 
mittleren deutschen Staaten ein einheitlicher Zug in der 
Fort- und Durchbildung der aus Frankreich übernommenen 
Institution wahrgenommen werden kann, in den deut- 
schen Kleinstaaten dagegen eine bunte, systemlose Mannig- 
faltigkeit herrscht, die eine ersprießliche historische Dar- 
stellung unmöglich macht Hierzu kommt noch, daß der 
Gegensatz zwischen materiellem und formellem Publika- 
tionsprinzip, durch welchen die Entwicklung der Gesetzes- 
publikation in Deutschland ihr Relief erhält, in diesen 
kleinsten Staaten sozusagen gar nicht besteht, da das, was 
in einem größeren Staatsgebilde bereits den Charakter 
einer rein formellen Publikationshandlung hätte, hier 
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noch immer materiellen Charakter besitzt. Das vor- 
nehmste Beispiel in dieser Hinsicht ist der Akt der Aus- 
gabe des Gesetzblattes. 

Unter diesen Umständen komme ich hinsichtlich der 
in unserer Darstellung anzuwendenden Methode zu fol- 
gendem Ergebnis : 

Die Schilderung der Entwicklung des modernen 
Publikationssystems in Deutschland muß sich auf die 
großen und Mittelstaaten beschränken. Eine Berücksichti- 
gung der Rechtslage in den Kleinstaaten würde diese 
Darstellung nicht nur nicht ergänzen, sondern geradezu 
verwirren. In einem eigenen Abschnitte sollen dann die 
Publikationsverhältnisse, wie sie in den deutschen Klein- 
staaten herrschten und herrschen, ihre Besprechung 
finden. 

III. 
Einführung des Gesetzblattes. 

Der erste Schritt in der Rezeption des französischen 
Publikationssystems in den einzelnen deutschen Staaten 
ist naturgemäß die Einführung eines Gesetzblattes. Die 
Brücke, über welche die französische Idee einer Publika- 
tion mittelst Gesetzblattes ihren Einzug in Deutschland 
hält, ist, wie es natürlicher nicht sein kann, der Rhein- 
bund. Rheinbundstaaten sind die ersten, welche die neue 
Einrichtung akzeptieren. Ja Bayern und Baden tun diesen 
wichtigen Schritt sogar noch geraume Zeit vor der Be- 
gründung jenes offiziellen französischen Protektoratsver- 
hältnisses. In Bayern sind es die beiden landesherrlichen 
Reskripte vom 30. Juli und 21. September 1799, sowie die 
landesherrliche Verordnung vom 5. October 1799, auf Grund 
welcher das Münchener Intelligenzblatt zu einem Gesetz- 
blatte umgestaltet wird und demgemäß seit Beginn des 
Jahres 1800 den Titel „Kurpfalzbayrisches Regierungs- und 
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Intelligenzblatt " führt 1 ). In Baden ruft das X. Kurfürstlich 
Badische Organisationsedikt vom 20. April 1803, die all- 
gemeinen und gesellschaftlichen Staatsinstitute betreffend 2 ), 
Punkt IX Nr. 57, Punkt X Nr. 58 (vgl. auch Nr. 59), in 
Gestalt des „ Kurfürstlichen Regierungsblattes" ein Gesetz- 
blatt ins Leben. 3 ) Nach der Gründung des Rheinbundes 



Zu Anfang des Jahres 1802 vollzieht sich die Teilung in 
ein Regierungs- und in ein Intelligenzblatt (kurfürstl. Entschließun- 
gen vom 17. Okt. und 23. Nov. 1801, siehe Bekanntmachung der 
kurfürstl. General-Landesdirektion vom 2. Dez. 1801, das Regierungs- 
und Intelligenzblatt betr.); ersteres erhält die Funktionen des 
Gesetzblattes mit dem Titel „Kurpfalzbayrisches Regierungsblatt". 
Seit 1803 erscheinen für die „äußeren Provinzen" besondere Pro- 
vinzial-Regierungsblätter, werden aber durch Verordnung vom 

I. Januar 1806 mit Ende des Jahres 1805 abgeschafft, so daß von 
nun ab das „Kurpfalzbayrische Regierungsblatt" wieder für ganz 
Bayern als einheitliches Gesetzblatt existiert, jedoch unter dem 
neuen Titel „Königlich- bayrisches Regierungsblatt". Durch Ver- 
ordnung vom 29. Dec. 1817 wurde dasselbe in zwei Teile geteilt: 
Das eine, mit dem Titel „Gesetzblatt für das Königreich Bayern", 
war lediglich zur Publikation der Gesetze und Verordnungen be- 
stimmt, das andere, welches den Namen „Allgemeines Intelligenz- 
blatt für das Königreich Bayern" erhielt, hatte die sonstigen amt- 
lichen Kundmachungen aufzunehmen. Da nach dem Jahre 1819 in 
das „Gesetzblatt" lediglich die Gesetze und Landtagsabschiede auf- 
genommen wurden, die Verordnungen aber ins Intelligenzblatt 
kamen, erhielt dieses seit 1821 den Namen „Regierungs- und In- 
telligenzblatt für das Königreich Bayern", seit 1826 den Namen 
„Regierungsblatt für das Königreich Bayern". Durch Verordnung 
vom 29. Okt. 1873 endlich wurden Gesetzblatt und Regierungsblatt 
vom 1. Januar 1874 an zu dem „Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Königreich Bayern" vereinigt. Über diesen äußeren Ent- 
wicklungsgang vgl. v. Seydel, Bayerisches Staatsrecht, I. S. 158, 

II. S. 339 f. 

2 ) Abgedruckt in: Organisation der Badischen Lande, neue, 
mit gnädigster Bewilligung veranstaltete Auflage, Mannheim 1803. 

3 ) Seit Nr. 2 des Jahrg. 1803 (12. Juli) „Kurbadisches Re- 
gierungsblatt", seit Nr. 18 des Jahrg. 1806 (12. August) „Regierungs- 
blatt des Großherzogtums Baden", seit 1808 „Regierungsblatt für 
das Großherzogtum Baden", seit 1809 „Großherzoglich Badisches 
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folgen andere Mitglieder desselben nach: In Württem- 
berg wird durch die Verordnung vom 22. Januar 1807 
in Gestalt des „Königlich Württembergischen Staats- und 
Regierungsblattes " ein Gesetzblatt geschaffen. 1 ) In dem 
neuen Königreich Westfalen, wo Napoleons jüngster 
Bruder, Jerome, die Zügel der Herrschaft führt, existiert 
gleich von allem Anfang an als Pendant zum französischen 
Bulletin de lois ein „ Gesetzesbulletin ", dessen rechtliche 
Existenz sich auf Art 55 der dem Königreiche verliehenen 
Verfassung vom 15. November 1807 (publiziert im Ge- 
setzesbulletin auf Grund des königlichen Dekretes vom 
7. Dezember 1807) stützt. Im Großherzogtum Hessen wird 
durch Verordnung vom 20. Juni 1808 der bisherigen 
Landeszeitung der Charakter eines Gesetzblattes mit dem 
Titel „Großherzoglich Hessische Zeitung" verliehen. 2 ) Das 
Herzogtum, jetzt Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin 
erhält durch die Verordnung vom 16. Januar 1812, Ges.- 
Samml. Nr. 2904, ein Gesetzblatt in Gestalt des „Herzog- 
lich Mecklenburg - Schwedischen offiziellen Wochen- 
blattes". 3 ) Wann sich in Oldenburg die „Wöchentlichen 
Anzeigen" zu einem eigentlichen Gesetzblatte heraus- 
gebildet haben, konnte ich nicht ermitteln. Jedenfalls be- 



Regierungsblatt", seit 181? „Großherzoglich Badisches Staats- und 
Regierungsblatt", seit 1845 „Großherzoglich Badisches Regierungs- 
blatt". Durch Verordnung vom 21. Nov. 1868, die öffentlichen 
Verkündigungsblätter betr , wird mit 1. Januar 1869 ein eigenes 
„Gesetzes- und Verordnungsblatt für das Großherzogtum Baden" 
geschaffen. 

*) Seit 1824 „Regierungsblatt für das Königreich Württemberg". 

-) Seit Anfang Juli 1819 zum „Großherzoglich Hessischen 
Regierungsblatt" umgestaltet (Bekanntmachung des Geh. Steats- 
ministeriums, vom 14. Juni 1819). 

3 ) Seit Mitte Juni 1816 „Großherzoglich Mecklenburg-Schwe- 
rin'sches offizielles Wochenblatt", seit 1850 „ Regierungsblatt für 
das Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin (Bekanntmachung des 
Staatsministeriums vom 10. Dez. 1849, Gesetzsammlung Nr. 4778). 
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sitzen sie diese Eigenschaft seit Erlass der Verordnung 
vom 19./29. September 1814, betreffend den Anfang der 
Verbindlichkeit neuer Gesetze. 1 ) 

Worin mag die Ursache gelegen sein, welche zu 
dieser Rezeption des französischen Rechtsinstitutes ge- 
führt hat? Die Initiative Napoleons, seine Einflußnahme, 
oder gar ein Druck, den er in dieser Richtung auf die 
Mitglieder des Rheinbundes ausgeübt haben könnte, ist 
wohl kaum anzunehmen. Vielmehr dürfte der Anstoß in 
dieser Sache von den deutschen Regierungen selbst aus- 
gegangen sein: Man hatte die Zweckmäßigkeit der neuen 
französischen Publikationsmethode kennen gelernt und 
sah sich nun angesichts der Mangelhaftigkeit und Unzu- 
verlässigkeit des bisher in Deutschland allgemein herr- 
schenden materiellen Publikationssystems veranlaßt, mit 
den bisherigen Publikationseinrichtungen zu brechen 2 ) 
und denselben entscheidenden Schritt nach vorwärts zu 
tun, mit welchem Frankreich mehrere Jahre früher voran- 
gegangen war. So ist es denn begreiflich, daß selbst ein 
Staat, wie Preußen, der während der ganzen Dauer der 
Napoleonischen Gewaltherrschaft sich vom Rheinbunde 
fern gehalten hatte, keinen Anstand nahm, sich das franzö- 
sische Publikationsmittel des Gesetzblattes zu eigen zu 
machen: Die königliche Verordnung vom 27. Oktober 
1810, durch welche die B Gesetzsammlung für die König - 



*) Die „Wöchentlichen Anzeigen" heißen seit 29. März 1826 
„Oldenburgische Anzeigen". Auf Grund der Verordnung vom 
16./28. Dez. 1844, § 1, wurde ein eigenes „Gesetzblatt für das Groß- 
herzogtum Oldenburg" ins Leben gerufen, die „Oldenburgischen 
Anzeigen" aber blieben gemäß § 6 1. c. in wenn auch nur sub- 
sidiärer Konkurrenz als Gesetzblatt fortbestehen. 

2 ) Tatsächlich wird dieser Kausalnexus in vielen deutschen 
Staaten gelegentlich der Einfuhrung des Gesetzblattes in dem 
betreffenden Gesetze ausdrücklich angegeben. Siehe darüber 
S. 208i. 
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liehen Preußischen Staaten 7 ' *) begründet wurde, ist neben 
der berühmten, das gleiche Datum tragenden Verordnung 
,über die veränderte Verfassung der obersten Staats- 
behörden in der Preußischen Monarchie" die erste Tat 
in der Epoche der Hardenbergschen Verwaltungs- 
reform. 2 ) — Diese Einführung des Gesetzblattes in 
Preußen besitzt eine ganz besondere Wichtigkeit, weil 
die neue Institution nunmehr nicht nur im Süden, 
sondern auch im Norden Deutschlands feste Wurzel ge- 



*) Dieselbe erschien noch im Jahre 1810 in mehreren Num- 
mern. Ihren Namen hat sie bis auf den heutigen Tag unverändert 
beibehalten. — Seit der Verordnung vom 28. März 1811, „über die 
Einrichtung der Amtsblätter in den Begierungsdepartements und 
über die Publikation der Gesetze und Verfügungen durch dieselben 
und durch die allgemeine Gesetzsammlung", war zum Inkrafttreten 
der Gesetze auch noch der Abdruck von Titel, Datum und Nummer 
des Gesetzes im Amtsblatte unter gleichzeitiger Verweisung auf 
das betreffende Stück der Gesetzsammlung erforderlich (§ 2 lit. a 
1. c). Außerdem interpretierte eine Kabinetsordre vom 24. Juli 1826 
die Verordnungen vom 27. Okt. 1810 und 28. März 1811, sowie die zur 
Erklärung dieser beiden Verordnungen gegebene Deklaration vom 
14. Januar 1813 authentisch dahin, daß der einfache Abdruck der 
Gesetze in den Amtsblättern der Begierungsdepartements ebenfalls 
eine hinreichende Publikation darstelle. Auf diese Weise stehen 
die Amtsblätter als konkurrierende Gesetzblätter neben der Gesetz- 
sammlung, und wenn auch dieselben nach dem ganzen Geiste der 
zitierten Kabinetsordre nur subsidiär den Charakter von Gesetz- 
blättern haben, ändert dies an der Monstruosität der ganzen Ein- 
richtung doch wenig. Ein Gesetz vom 3. April 1846, betreffend die 
Publikation der Gesetze, § 1, hebt denn auch diese Konkurrenz von 
Gesetzsammlung und Amtsblättern auf; von nun an hat die Gesetz- 
sammlung allein die Eigenschaft eines Gesetzblattes, auch die An- 
kündigung des Erscheinens jeder Nummer der Gesetzsammlung 
in den Amtsblättern und der gleichzeitige Abdruck von Titel, 
Datum und Nummer der betreffenden Gesetze war zu deren In- 
krafttreten jetzt nicht mehr erforderlich. 

2 ) Vgl. hierzu Stölzel, Brandenburg-Preußens Bechtsver- 
waltung und Bechts Verfassung, II. 1888, S. 418 f. 
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faßt hatte und sich so auf dem besten Wege befand, eine 
allgemeine deutsche Rechtseinrichtung zu werden. 

Nach der Gründung des Deutschen Bundes folgen 
andere Staaten mit der Einführung von Gesetzblättern. 
Das nach Napoleons Sturze wieder hergestellte König- 
reich Hannover ruft durch Verordnung vom 16. Januar 
1818 die „ Gesetzsammlung für das Königreich Hannover" 
ins Leben, 1 ) im Königreich Sachsen wird durch das 
königliche Mandat vom 9. März 1818 die „ Gesetzsammlung 
für das Königreich Sachsen" gegründet. 2 ) 

Nunmehr tritt eine längere Pause ein. Aber nachdem 
das Deutsche Reich der Jahre 1848 und 1849 durch 
das Reichsgesetz vom 27. September 1848, betr. die Ver- 
kündigung der Reichsgesetze und der Verfügungen der 
provisorischen Zentralgewalt, ein „ Reichsgesetzblatt " ge- 
schaffen hatte, 3 ) sahen sich auch jene Staaten, die bisher 
hartnäckig an den alten, aus dem 18. Jahrhundert über- 
kommenen Publikationseinrichtungen festgehalten hatten, 
genötigt, dem modernen Zeitgeiste ihren Tribut zu zollen : 



*) Dieselbe läuft seit dem 21. Januar 1818 und schließt auf 
Grund der Königlich-Preußischen Verordnung vom 1. Dez. 1866, 
betr. die Publikation der Gesetze in denjenigen Landesteilen, * 
welche durch das Gesetz vom 20. Sept. 1866 (Gesetzsammlung 
S. 555) der Preußischen Monarchie einverleibt worden sind, mit 
Ende dieses Jahres (vgl. auch Bekanntmachung des Preuß. Mini- 
sters des Innern, vom 27. Dez. 1866, betr. das Eingehen der bis- 
herigen Gesetzsammlung und die Einführung eines Amtsblattes 
für Hannover). 

*) Seit 1832 „Sammlung der Gesetze und Verordnungen für 
das Königreich Sachsen" (Bekanntmachung des Gesamtministe- 
riums, vom 28. Dez. 1831, die künftige äußere Form der Gesetz- 
sammlung und die darin aufzunehmenden Anordnungen und Ver- 
fügungen betr.), seit 1835 „Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Königreich Sachsen" (Gesetz vom 6. Sept. 1834, die Bekanntmachung 
der Gesetze und Verordnungen betr., § 1). 

3 ) Das letzte Stück Nr. 18 erschien am 7. Juni 1849. 
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Österreich und Dänemark (letzteres hinsichtlich des 
Herzogturas Holstein). Das vormärzliche Österreich 
muß mit kaiserlichem Patente vom 4. März 1849 Nr. 153 
R. 6. B. Erg.-Bd. auf dem Gebiete der Gesetzespublikation 
der zeitgemäßeren Einrichtung des Gesetzblattes weichen, 
welches unter dem Titel „ Allgemeines Reichsgesetz- und 
Regierungsblatt für das Kaisertum Österreich " (§ 1 1. c.) 
am l. Nov. 1849 ins Leben trat 1 ), außerdem wurden durch 
§ 4 des genannten Patents für die einzelnen Kronländer 
je ein „Allgemeines Landesgesetz- und Regierungsblatt" 
kreiert 2 ). Holstein erhält durch die Bekanntmachung 
des Schleswig-Holsteinischen Departement des Innern, vom 



i) Seit 1853 führt dasselbe den Titel „Reichsgesetzblatt für 
das Kaisertum Österreich" (Kaiserl. Patent vom 27. Dez. 1852 
Nr. 260 R. G. B., § 1), seit 1870 den Titel „Reichsgesetzblatt für 
die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder" (Gesetz 
vom 10. Juni 1869 Nr. 113 R. G. B., § 3 Abs. 1). 

2 ) Seit 1853 führen dieselben den Namen „Landesregierungs- 
blatt" (Kaiserl. Patent vom 27. Dez. 1852, § 1). In demselben Pa- 
tente, § 9 Abs. 1, wurde die Möglichkeit einer Kumulierung 
mehrerer Kronländer unter ein Landesregierungsblatt aus- 
gesprochen. Mit Kaiserl. Patente vom 1. Januar 1860 Nr. 3 
R. G. B. wird das Erscheinen der Landesregierungsblätter ein- 
gestellt. Für die Publikation der Verordnungen der Landesbehörden 
bestimmt § 4 1. c: „Die zur Verlautbarung bestimmten Verord- 
nungen der Landesbehörden sind auf Veranlassung der politischen 
Landesstelle in den Landessprachen in Druck zu legen und nach 
Bedarf an die Behörden und Gemeinden zu verteilen." Auf Grund 
dieser Vorschrift wurden von den Landesbehörden zur Publikation 
dieser Verordnungen Verordnungsblätter mit dem Titel „Verord- 
nungen der Landesbehörden" ins Leben gerufen (siehe auch Ver- 
ordnung der Ministerien der Justiz, des Innern und der Finanzen, 
vom 14. März 1860 Nr. 65 R. G. B.). Die Kaiserl. Verordnung vom 
17. Februar 1863 Nr. 19 R. G. B. dehnte die Funktion dieser 
Landesverordnungsblätter vorläufig auch auf die Publikation der 
Landesgesetze aus, und sie erscheinen seither als Landesgesetz- 
und Verordnungsblätter. 
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2. Mai 1849, gemeinsam mit Schleswig, das „Gesetzblatt 
für die Herzogtümer Schleswig-Holstein" , ). 



') Die Geschichte dieses Gesetzblattes ist eine ziemlich kom- 
plizierte, da dieselbe mit den einzelnen Phasen der Schleswig-Hol- 
steinischen „Frage" gleichen Schritt halten mußte. Seit dem 2. Februar 
1851 erscheint ein selbständiges „Gesetzblatt für das Herzogtum 
Holstein", an dessen Stelle seit dem 13. September 1852 für Hol- 
stein das „Gesetz- und Ministerialblatt für das Herzogtum Holstein" 
tritt. (Verordnung vom SO. August 1852, betr. die Herausgabe 
eines Gesetz- und Ministerialblattes.) Dasselbe wird seit dem 
15. März 1854 in seiner Wirksamkeit auch auf Lauenburg aus- 
gedehnt und führt demgemäß den Titel „Gesetz- und Ministerial- 
blatt für die Herzogtümer Holstein und Lauenburg" (Bekannt- 
machung des Königl. Ministeriums für die Herzogtümer Holstein 
und Lauenburg, vom 13. März 1864), seit 1864 den Titel „Gesetz- 
und Verordnungsblatt für die Herzogtümer Holstein und Lauen- 
burg" (Verordnung der Bundeskommissäre für die Herzogtümer 
Holstein und Lauenburg, vom 29. Dez. 1863), um seit dem 2. Fe- 
bruar 1865 dem „Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein und 
Lauenburg*' Platz zu machen (Verordnung vom 1. Februar 1865, 
betr. die Herausgabe eines Verordnungsblattes für Schleswig-Hol- 
stein und Lauenburg); dieses „Verordnungsblatt" hört mit 15. Sept. 
1865 zu erscheinen auf (Verordnung der Kaiserl. K. österr. und 
Königl. Preuß. obersten Zivilbehörde der Herzogtümer Schleswig- 
Holstein und Lauenburg, vom 5. Sept. 1866, betr. die Ausführung 
der durch die Konvention d. d. Gastein, den 14. August 1865, in 
betreff der Verwaltung der Herzogtümer Schleswig und Holstein 
getroffenen Bestimmungen, § 6\ an seine Stelle tritt für Holstein 
das „Verordnungsblatt für das Herzogtum Holstein", welches am 
29. Sept. 1866 zum letztenmal erscheint und durch das „Ver- 
ordnungsblatt für Schleswig-Holstein" ersetzt wird (Bekanntmachung 
des Königl. Preuß. Oberpräsidiums für Schleswig-Holstein, vom 
3. Oktober 1866, betr. die Herausgabe eines Verordnungsblattes 
für Schleswig-Holstein); dieses erhält, nachdem Holstein auf 
Grund des Gesetzes vom 24. Dez. 1866, betr. die Vereinigung der 
Herzogtümer Holstein und Schleswig mit der Preuß. Monarchie, 
und des Königl. Patentes vom 12. Januar 1867, wegen Besitznahme 
der Herzogtümer Schleswig und Holstein, dem Preuß. Staats- 
verbande einverleibt worden, den Charakter eines Provinzialamts- 
blattes, was auch darin zum Ausdruck kommt, daß es vom 1. Januar 
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Selbstverständlich ist, daß die Neuschöpfung des 
Norddeutschen Bundes seit ihrer Existenz ein Gesetz- 
blatt besitzt. Nachdem bereits Art. 2 der Bundesverfassung 
die Gründung eines „Bundesgesetzblattes" vorgesehen 
hatte, wurde in Ausführung dieser Verfassungsbestimmung 
durch die Verordnung vom 26. Juli 1867 das Erscheinen 
desselben angeordnet und ihm der Titel „Bundesgesetz- 
blatt des Norddeutschen Bundes " gegeben. Diesen Titel 
führt es auch dann noch weiter, als sich der Nord- 
deutsche Bund seit 1. Januar 1871 zum Deutschen 
Reich erweitert hatte, in dessen am 31. Dezember 1870 
publizierter Verfassung („Verfassung des Deutschen Bun- 
des *). Art. 2, ebenfalls die Existenz eines Gesetzblattes 
(„Bundesgesetzblatt") festgelegt war 1 ). Endlich wurde 



1869 an den Titel „Amtsblatt der, Königl. Regierung für die Provinz 
Schleswig-Holstein" erhält (Bekanntmachung des Oberpräsidenten 
für Schleswig-Holstein, vom 30. Dez. 1868). 

l ) Erst in Nr. 4 des Jahrganges 1871 (27. Januar) ändert das 
„Bundesgesetzblatt des Norddeutschen Bundes" seinen Titel in 
„Bundesgesetzblatt des Deutschen Bundes". Diese verspätete Titel- 
änderung ist wohl darauf zurückzuführen, daß man mit derselben 
so lange zuwarten wollte, bis auch Bayern dem Deutseben Bunde 
beigetreten war. Nachdem die Bayr. Landesvertretung den Vertrag 
am 21. Januar 1871 endlich genehmigt hatte und so das Unsichere 
der Lage beseitigt war, wartete man den Austausch der Ratifi- 
kationen, welcher am 29. Januar 1871 stattfand, gar nicht ab, 
sondern nahm bereits in Nr. 4 des Bundesgesetzblattes vom 27. Ja- 
nuar 1871 die erwähnte Namensänderung vor. — Seit Nr. 19, vom 
8. Mai 1871, trägt das in Rede stehende Gesetzblatt die Bezeich- 
nung „Reichsgesetzblatt". Diese Namensänderung erfolgte aut 
Grund der neuredigierten Verfassung („Verfassung des Deutschen 
Reiches") vom 16. April 1871, nach deren Art. 2 die Publikation 
der Reichsgesetze durch ein „Reichsgesetzblatt" zu erfolgen hatte. 
Die Publizierung dieser Neuredaktion fand in Nr. 16 des „Bundes- 
gesetzblattes des Deutschen Bundes", vom 20. April 1871, statt. 
Nach Ablauf der 13tägigen vacatio legis trat der neue Text der 
Reichsverfassung am 4. Mai in Kraft, und die nächste Nummer 
des Gesetzblattes (Nr. 19 vom 8. Mai) trug der neuen Rechtslage 
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für Elsaß-Lothringen als Pendant zu den Gesetz- 
blättern der deutschen Einzelstaaten durch das Gesetz 
vom 3. Juli 1871, betreffend die Verkündigung der Ge- 
setze und Verordnungen, das „Gesetzblatt für Elsaß- 
Lothringen" geschaffen. 

Auf den ersten Blick hin hat es wohl den Anschein, 
als ob diese Einführung des Gesetzblattes in Deutschland 
rechtsgeschichtlich bloß die Einführung eines neuen 
Publikationsmittels bedeuten würde. In Wirklichkeit 
aber knüpft die Einrichtung des Gesetzblattes 
an drei von einander grundverschiedene Rechts- 
institute der früheren Zeit an: 

1. Zunächst tritt' die Versendung des Gesetzblattes 
an die Stelle der bisherigen unsicheren und dabei kom- 
plizierten Versendung des Gesetzestextes an die Behörden 
durch Zirkularien, Generalien etc. 1 ) 



bereits Rechnung, indem sie als Titel die Bezeichnung „Reichs- 
gesetzblatt" erhielt. 

*) Daher die in allen die Einrichtung der Gesetzblätter be- 
treffenden Gesetzen regelmäßig wiederkehrende Festsetzung der 
Behörden und sonstigen Funktionäre, denen das Gesetzblatt zuzu- 
senden ist, bezw. welche dasselbe zu halten verpflichtet sind. 

Auch in manchen Verordnungen kommt es zum Ausdruck, 
daß das Gesetzblatt an Stelle der bisherigen Zirkulare, Genera- 
lien etc. getreten ist. 

Z. B. Bayern, Landesherrl. Verordnung vom 21. Sept. 1799: 
„Wir haben .... ersehen, daß, nachdem Wir zur merklichen Scho- 
nung der Staatskassen statt der bisher durch kostspieligen 
besonderen Druck der einzelnen Verordnungen diese dem 
künftig offiziellen Regierungs- und Intelligenzblatt einschalten 
(soll wohl heißen „einzuschalten") .... beschlossen hätten, Wir 
nunmehr einem jeden dortigen Rathe .... ein Exemplar unentgelt- 
lich zustellen lassen möchten, welches sodann, wie es bisher mit 
den Generalien-Sammlungen gehalten worden ist, bei dem 
Abgang oder Austritte eines Rathes zurückzunehmen und dem Neu- 
angehenden auf gleiche Art zu übergeben wäre." Königl. Verordnung 
vom 14. April 1807, das allgemeine Regierungsblatt und die Be- 
kanntmachung der königlichen Verordnungen betr.: „Wir finden 

Dr. J. Lukas, Über die Oesetzespublikation. 10 
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2. Ersetzt das Gesetzblatt die bis dahin notwendig 
gewesene Anlegung einer eigenen Sammlung der Ge- 
setzestexte, da die einzelnen Stücke des Gesetzblattes 
in ihrer Vereinigung* bereits eine solche Sammlung dar- 
stellen. 1 ) Nur darf, wenn dieser Sammlungscharakter des 



Uns veranlaßt, wiederholt Unseren bestimmten Befehl zu eröffnen, 
dass .... von allen hohen und niederen Behörden und allen 
Untertanen die darin (sc. im Regierungsblatte) enthaltenen Ver- 
fügungen, Aufträge und Verordnungen ebenso pflichtschuldigst 
befolgt werden sollen, als wenn sie an dieselben be- 
sonders ausgeschrieben oder sonst eigens verkündet worden 
wären." 

Württemberg, Verordnung vom 22. Januar 1807: „Alle 
diese Gegenstände werden nicht allein dem gesammten Publikum 
und allen Untertanen, sondern auch allen im Königreich bestehen- 
den höheren und niederen Staatsbehörden, allen Kreis-, Ober-, 
Stabs- und Kameral-Ämtern, allen Gerichten, Kommunen etc. durch 
dieses Blatt amtlich kund und bekannt gemacht und durch das- 
selbe statt aller weiteren Insinuation zu ihrer amtlichen 
Kenntnis gebracht." 

Mecklenburg-Schwerin, Verordnung vom 16. Januar 1812, 
Ges. Samml. Nr. 2904: „Wir Friedrich Franz etc. fügen hiermit 
Öffentlich zu wissen, dass Wir der Entschließung geworden sind, 
den bisherigen lästigen und zuweilen zweckverfehlenden 
Modum der Bekanntmachung Unserer Landesherrlichen 
gesetzlichen Verfügungen abzuschaffen und statt der 
Zirkularbefehle an Unsere Beamten, Magistrate und die 
Gerichte die wöchentliche Herausgabe eines offiziellen Blattes 
anzuordnen . . . . w 

Königreich Sachsen, Königl. Mandat vom 9. März 1818, die 
Bekanntmachung und Sammlung der Gesetze betreffend, Art. 5: 
„Alle Behörden sind verbunden, die in der Sammlung erscheinenden, 
sie angehenden Verordnungen sogleich von dem Empfange an, 
dessen Zeit auf dem ihnen von der Redaktion zugesendeten Stücke 
jederzeit anzumerken ist, zu befolgen und in Anwendung zu bringen, 
ohne dass von Seiten der Landeskollegien, Mittelinstan- 
zen oder Amter die bisher gewöhnliche Zufertigung der- 
selben weiter notwendig ist." 

*) Daher der dem Gesetzblatt so häufig gegebene Name 
„Gesetzsammlung 7 ' (z. B. Preußen, Hannover, Sachsen), daher 



I 
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Gesetzblattes erzielt werden soll, nicht etwa eine Zeitung 
mit den Funktionen des Gesetzblattes belehnt sein. Dies 
ergibt sich aus naheliegenden technischen Gründen. Tat- 
sächlich haben die hier in Betracht kommenden deutschen 
Staaten, soweit sie überhaupt anfänglich eine Zeitung als 
Gesetzblatt benützten, fast ohne Ausnahme im Laufe der 
Zeit selbständige Gesetzblätter eingeführt. 1 ) 



ferner die mit einer gewissen Regelmäßigkeit wiederkehrende Be- 
stimmung, daß die den Behörden zugesandten Gesetzblätter jahr- 
gangsweise zu sammeln und wohl verwahrt zu halten sind. 

Der Charakter des Gesetzblattes als Sammlung findet sich 
auch in Verordnungen hervorgehoben, welche die Einführung von 
Gesetzblättern zum Gegenstande haben: 

Z. B. Bayern, Landesherrl. Verordnung vom 21. Sept. 1799, 
zitiert in der vorhergehenden Anm. 

Preußen, Verordnung vom 27. Okt. 1810, Einl.: „In Anbetracht, 
daß die bisherige Publikation allgemeiner Gesetze weder an sich 
den vorgesetzten Zweck gehörig erreicht, noch den Gebrauch 
und die Übersicht erleichtert, verordnen Wir . . . ." 

Hannover, Verordnung vom 16. Januar 1818, die Publi- 
kation einer Sammlung der Gesetze, Verordnungen und 
Ausschreiben betr., Einl.: „Da die bisher stattgefundene Art und 
Weise der Publikation der Gesetze als völlig zweckmäßig sich nicht 
darstellt, es auch angemessen erachtet ist, von allen auf die bürger- 
lichen Verhältnisse der gesammten Unterthanen, sowie auf die 
Verwaltung der verschiedenen Zweige des öffentlichen Dienstes 
einwirkenden und neue oder erläuternde Dispositionen enthaltenden 
Bekanntmachungen unter öffentlicher Autorität eine Samm- 
lung veranstalten zu lassen, so haben Wir beliebt . . . ." 

Königreich Sachsen, Mandat vom 8. März 1818, die Bekannt- 
machung und Sammlung der Gesetze betr., Einl.: „. . . . thun 
hiermit kund und zu wissen, dassWir zum Behufe der schnelleren 
Bekanntwerdung und der Aufbewahrung und Sammlung der 
in hiesigen Landen ergehenden gesetzlichen Anordnun- 
gen " 

*) Siehe z. B. Oldenburg, wo die Gesetze seit der Verord- 
nung vom 16./28. Dez. 1844, „statt, wie bisher, in den ,01denburgi- 
schen Anzeigen', in einem besonderen Gesetzblatte für das Groß- 
herzogtum Oldenburg bekannt gemacht werden" (§ 1 1. c). Infolge 

10* 
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3. Erst in letzter Linie kann das Gesetzblatt auch 
eine Vereinfachung der eigentlichen Publikationshand- 
lungen im Gefolge haben. Dies ist dann der Fall, wenn 
die Ausgabe und Versendung des Gesetzblattes an die 
Stelle der bisherigen materiellen Publikationshandlungen 
in den Gemeinden, also mit anderen Worten das formelle 
an die Stelle des materiellen Publikationsprinzipes tritt. 

Vereinfachung in der Versendung des Gesetzestextes, 
Schaffung einer Sammlung der Gesetzestexte, Verein- 
fachung des Systems der Publikationshandlungen, das 
sind die drei Punktionen, welche dem modernen Gesetz- 
blatte zukommen. So stellt sich dasselbe als die einheit- 
liche Fortsetzung von drei bis dahin von einander voll- 
ständig getrennten Erscheinungen im Rechtsleben, als die 
Resultierende von drei bisherigen Komponenten dar. Es 
braucht wohl nicht erst besonders hervorgehoben zu 
werden, daß gerade in dieser Vereinigung von drei früher 
einander fremden Funktionen der großartige Fortschritt 
zwischen einst und jetzt liegt. 

IV. 

Übergang vom materiellen zum formellen Publi- 
kationsprinzip. 

Heute herrscht in den meisten deutschen Staaten 
das formelle Publikationsprinzip. Man glaube aber nur 
nicht, daß die Einführung desselben in den deutschen 



dessen wird in § 7 1. c. verfügt, daß die bisher neben den Olden- 
burgischen Anzeigen jahrgangsweise ausgegebene „Gesetzsamm- 
lung" mit Ende des Jahres 1844 ihr Erscheinen einzustellen habe. 
Zwar wird der „Sammlungs"- Charakter des „Gesetzblattes für das 
Großherzogtum Oldenburg" dadurch beeinträchtigt, daß nach § 6 
1. c. die „Oldenburgischen Anzeigen" subsidiär als Gesetzblatt fort- 
bestehen, aber der Fall einer solchen subsidiären Gesetzespubli- 
kation durch die „Oldenburgischen Anzeigen" ist ausdrücklich als 
ein „ausnahmsweiser" gekennzeichnet. 
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Staaten in der Regel bereits seit dem Zeitpunkte der Ein- 
führung des Gesetzblattes datiere. Wie in Frankreich 
(Gesetz vom 4. Dezember 1793), so bedeutet auch in vielen 
deutschen Staaten die Einführung des Gesetzblattes nicht 
gleichzeitig auch den Übergang vom materiellen zum 
formellen Publikationsprinzip, vielmehr begann in diesen 
Staaten die Rechtsentwicklung damit, daß man den Ab- 
druck der Gesetze im Gesetzblatte wohl für notwendig 
erklärte, das Inkrafttreten der Gesetze aber nicht von dem 
formellen Publikationsakte der Ausgabe und Versen- 
dung des Gesetzblattes, sondern, wie bisher, von der Vor- 
nahme materieller Publikationshandlungen abhängig 
machte. Der Unterschied zwischen der Rechtslage seit 
Einführung des Gesetzblattes und der Rechtslage vor 
Einführung des Gesetzblattes liegt also in diesem Falle 
nicht in einer Änderung des Publikationsprinzipes, son- 
dern lediglich darin, daß nunmehr die materiellen Publi- 
kationshandlungen mit rechtlicher Wirkung nur auf der 
Basis des Gesetzblattes vorgenommen werden können. 
Es fragt sich nun: Wie erkennen wir, ob in einem 
konkreten Staate gleich mit dem Beginn der Existenz des 
Gesetzblattes das formelle an die Stelle des bisherigen, 
materiellen Publikationsprinzipes trat, oder ob das letztere 
vorderhand noch beibehalten ward? Nichts leichter als 
das! In jenen Staaten, welche bei der Einführung des 
Gesetzblattes die Anordnung treffen, daß die Gesetze, sei 
es von dem Tage der Ausgabe und Versendung des 
Gesetzblattes, sei es eine bestimmte Präsumtivfrist darnach 
in Kraft zu treten haben, ist gleichzeitig mit der Ein- 
führung des Gesetzblattes das formelle Publikations- 
prinzip an die Stelle des materiellen getreten. In den- 
jenigen Staaten hingegen, welche in dem Gesetze, be- 
treffend die Einführung eines Gesetzblattes, keine Be- 
stimmung über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Gesetze treffen, bleibt das bisherige materielle Publi- 
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kationssystem auch weiterhin fortbestehen. Die Berech- 
tigung dieses Rückschlusses ergibt sich aus dem Grund- 
satze, daß eine lex prior durch eine lex posterior nur 
insoweit aufgehoben wird, als dies entweder ausdrücklich 
verfügt wird oder stillschweigend aus dem Vorhandensein 
widersprechender Bestimmungen resultiert. Keines von 
beiden nun ist der Fall, wenn ein Gesetz, das die Ein- 
führung eines Gesetzblattes zum Inhalte hat, sich über 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gesetze ausschweigt; 
die bisherige Rechtslage, wonach für das Inkrafttreten 
der Gesetze die materiellen Publikationshandlungen in den 
Gemeinden maßgebend war, bleibt einfach aufrecht 
erhalten, eine Modifikation findet lediglich in der Weise 
statt, daß die Gemeinde nunmehr wegen des S. 206 ff. er- 
örterten obligatorischen Charakters des Gesetzblattes diese 
materiellen Publikationshandlungen mit rechtlicher Wirkung 
nur auf der Basis des betreffenden, ihr zugesandten 
Stückes des Gesetzblattes vornehmen kann. 

A. Fortbestehen des materiellen Publikations- 
prinzipes neben dem Gesetzblatte. 

Die Staaten, welche gelegentlich der Einführung des 
Gesetzblattes eine Bestimmung über den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Gesetze nicht treffen, sind: Baden, 
Württemberg, Preußen, Oldenburg, Hannover, 
Königreich Sachsen, Holstein. Für diese stelle ich also 
den Satz auf, daß sie das bisher geltende, materielle Publi- 
kationsprinzip solange beibehalten haben, als nicht eine 
ausdrückliche Änderung der bisherigen Bestimmungen 
über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gesetze statt- 
gefunden hat. Man wird mir vielleicht einwenden, es habe 
einer solchen ausdrücklichen Abänderung gar nicht 
bedurft; die Idee des modernen, formellen Publikations- 
prinzipes sei mit der Idee des Gesetzblattes so eng ver- 
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wachsen, daß bei der Einführung des Gesetzblattes die 
gleichzeitige Einführung des formellen Publikations- 
prinzipes als eine Selbstverständlichkeit angesehen 
werden müsse; infolge dessen gelte in irgend einem 
Staate seit der Einführung des Gesetzblattes das for- 
melle Publikationsprinzip auch dann, wenn nichts Aus- 
drückliches darüber gesagt ist. Darnach würden also in 
einem Staate, welcher bei Einführung des Gesetzblattes 
keine Bestimmung über den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Gesetze trifft, die Gesetze mit dem Tage der Ausgabe 
und Versendung des Gesetzblattes in Kraft treten. — 
Heute, wo in fast allen deutschen Staaten nicht nur das 
Gesetzblatt, sondern auch die moderne, formelle Publi- 
kationsmethode eingeführt ist, mag ja diese Argumentation 
wenigstens den Schein der Berechtigung für sich haben. 
Ganz unhistorisch aber wäre es, dieselbe Argumentation 
auch auf die ersten Dezennien des 19. Jahrhunderts an- 
zuwenden. Nicht das formelle, sondern das mate- 
rielle Publikationsprinzip war in jener Zeit eine 
„Selbstverständlichkeit". Das materielle Publikations- 
prinzip, welches die ganzen Jahrhunderte her, seit dem 
Beginne der Neuzeit, geltendes Recht war, hatte tief in 
dem Leben des Volkes Wurzel gefaßt, war zu einem 
mächtigen sozialen Faktor geworden. Die Aufstellung des 
formellen Publikationsprinzipes bedeutete einen wichtigen 
Eingriff in die soziale Maschine, einen Bruch mit Rechts- 
anschauungen und Gewohnheiten, die sich in allen Schichten 
des Volkes fest eingebürgert hatten. Daher vermochte das 
Rechtsbewußtsein des Volkes nur langsam und allmählich 
auf das neue, formelle Publikationsprinzip umgestimmt zu 
werden. 1 ) Diese Tatsache konnten wir bereits in Frank- 



Bezeichnend ist in dieser Richtung die Großherzogl. Hess. 
Verordnung vom 3. April 1817. Obwohl in Hessen bereits seit der 
Einfuhrung des Gesetzblattes durch die Verordnung vom 20. Juni 
1808, das formelle Publikationsprinzip zu Recht bestand, sah sich 
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reich beobachten: Das Gesetz vom 4. Dezember 1793 führt 
zwar das Gesetzblatt ein, denkt aber nicht daran, das mate- 
rielle Publikationssystem aufzugeben; als dann durch das 
Gesetz vom 4. Oktober 1795 das formelle Publikationsprinzip 
endlich an die Stelle des materiellen getreten ist, können 
sogar manche Gerichte den Gedanken nicht fassen, daß 
die materiellen Publikationshandlungen nunmehr ihre 
frühere rechtliche Bedeutung eingebüßt haben sollen 1 ); 
und selbst noch zur Zeit der Beratungen über Art. 1 C. c. 
werden Stimmen laut, welche die Rückkehr zum mate- 
riellen Publikationsprinzip befürworten 2 ). — Wie in Frank- 
reich, so auch in Deutschland. Nur schwer vermochte die 
neue Rechtsidee im Volke an Boden zu gewinnen 8 ), jeden- 
falls mußte die Staatsgewalt, um das formelle Publika- 
tionsprinzip zur Geltung zu bringen, ihren Willen in 
dieser Richtung ausdrücklich erklären; es genügte nicht, 



die zit. Verordnung vom 8. April 1817 dennoch veranlaßt, dies aus- 
drücklich zu betonen, da ein Teil der Gerichtsbehörden glaubte, 
„daß die verbindliche Kraft der Gesetze von ihrer durch die Orts- 
vorstände in den versammelten Gemeinden geschehenen Verkündung 
abhänge.' 1 Nicht einmal die Berufsrichter also konnten sich trotz der 
klaren Bestimmungen der Verordnung vom 20. Juni 1808 durch 
lange Zeit hindurch mit der neuen Richtung befreunden! 
i) Siehe S. 87 2 . 

2) Siehe S. 982. 

3 ) Daraus erklärt sich die S. 87 l bereits in der französischen 
Publikationsgeschichte beobachtete und ebenso auch in Deutsch- 
land regelmäßig anzutreffende Erscheinung, daß beim Übergang 
vom materiellen zum formellen Publikationsprinzipe die bisher 
rechtlich relevant gewesenen materiellen Publikationshandlungen 
vom Gesetzgeber als rechtlich irrelevante Publikationshandlungen 
auch fernerhin aufrecht erhalten werden, sei es, daß die Be- 
hörden zu deren Vornahme ermächtigt, sei es, daß sie hierzu 
direkt beauftragt werden. Vgl. statt aller Großher zogl. Hess. Verord- 
nung vom 20. Juni 1808, betr. die künftige Publikation der Gesetze, 
Punkt 4; Kaiserl. österr. Patent vom 4. März 1849 Nr. 153 R. G. B. 
Erg.-Bd., § 10. 
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zu diesem Zwecke einfach die Einführung eines Gesetz- 
blattes zu dekretieren, denn im Zweifel blieb das ma- 
terielle Publikationsprinzip trotz Einführung des 
Gesetzblattes fortbestehen. 

Es widerspricht demnach der historischen Entwick- 
lung, wenn man, wie es in der Literatur mit Vorliebe zu 
geschehen pflegt, einfach den Satz aufstellt, daß in jenen 
Staaten, welche keine ausdrückliche Bestimmung auf- 
stellen, die Gesetze bereits im Momente ihrer Publikation 
durch das Gesetzblatt in Kraft treten 1 ). 

Für einige Staaten läßt sich die Fortdauer des 
materiellen Publikationsprinzip es direkt nachweisen. So 
vor allem für Sachsen. Dort ergibt sich nämlich aus 
dem Mandat vom 9. März 1818, welches die Einführung 
eines Gesetzblattes zum Gegenstande hat, mit vollster 
Klarheit, daß das materielle Publikationsprinzip weiter- 
zugehen hat. Art. 4 1. c. sagt: 

„Das in dem Generale vom 13. Juli 1796, das 
Verfahren bei der Publikation der Mandate und Ge- 
neralien betr., §§ 2, 5, vorgeschriebene Anschlagen 
der Gesetze in den Amtshäusern, an den Rathäusern 
und übrigen Gerichtsstellen und in den Gemeinden 
soll führohin unterbleiben, außer in den Fällen, in 
welchen es besonders wird angeordnet werden. Im 
übrigen aber ist die in ebendemselben Gene- 
rale geordnete Publikationsweise in Ansehung 
derjenigen Verfügungen, welche Vorschriften 
für die Untertanen enthalten, auch ferner zu 
beobachten." 

Damit ist das Generale vom 13. Juli 1796, welches 
das in jener Zeit allgemein herrschende materielle 
Publikationsprinzip gesetzlich geregelt hatte, in seinen 
wesentlichen Bestimmungen auch für weiterhin aufrecht 



Siehe z. B. G. Meyer, Lehrb. d. Deutschen St.-B., S. 514. 
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erhalten, das Inkrafttreten „derjenigen Verfügungen, 
welche Vorschriften für die Untertanen enthalten", hängt 
also von den gemäß dieses Generale in den Gemeinden zu 
vollziehenden materiellen Publikationshandlungen ab. 
Damit aber die Behörden keine Zweifel darüber hegen 
konnten, ob eine Verfügung wirklich „Vorschriften für 
die Untertanen" enthalte und somit nach den Bestim- 
mungen des Generale von 1796 zu publizieren sei, be- 
hielt sich der Gesetzgeber in dem Mandat von 1818 aus- 
drücklich vor, es im konkreten Falle zu sagen, wenn in 
demselben das Generale von 1796 zur Anwendung zu 
kommen habe; Art. 4 des Mandates von 1818 enthält 
nämlich im Anschlüsse an den früher zitierten Passus 
den Nachsatz: 

„Doch wird in jeder derselben, bei welcher eine 
Bekanntmachung dieser Art nötig befunden wird, 
solches ausdrücklich mitbestimmt werden." 
Diese Interpretation des Art 4 1. c. wird übrigens 
durch Art. 5 1. c. (zitiert S. 145 1 ) nicht etwa illusorisch 
gemacht. Zwar bestimmt Art. 5 1. c, daß die Behörden 
sofort nach Empfang des betreffenden Stückes der Ge- 
setzsammlung die darin enthaltenen Verordnungen zu 
befolgen und in Anwendung zu bringen haben, aber diese 
Bestimmung ist natürlich nur salva substantia des Art. 4 

1. c. getroffen. 

Derselbe Nachweis, wie für Sachsen, läßt sich auch 
für Holstein erbringen: Die Bekanntmachung des 
Schleswig-Holsteinischen Departement des Innern, vom 

2. Mai 1849, betr. die Herausgabe eines Gesetz- und Amts- 
blattes für die Herzogtümer Schleswig-Holstein, läßt das 
materielle Publikationsprinzip ausdrücklich fortbestehen, 
indem § 6 1. c. bestimmt: 

„Das Gesetzblatt wird bis weiter in der für die 
Publikation der Gesetze vorgeschriebenen Weise ver- 
öffentlicht." 
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Durch diesen Satz blieb die bisher in Geltung ge- 
wesene Verordnung vom 11. August 1824 aufrecht er- 
halten, welche die Bestimmung enthielt, daß zum Inkraft- 
treten der Gesetze gewisse materielle Publikationshand- 
lungen notig seien: Öffentliches Verlesen unter Aufsicht 
des Pfarrers und durch öffentlichen Anschlag, respektive 
für größere Verordnungen Aufliegenlassen bei den 
Küstern und Bauernvögten oder Gemeindevorstehern, in 
den Städten auf den Rathäusern. 

Auch für Württemberg, Preußen undOldenburg 
vermag dieses noch bis tief in die Ära des Gesetzblattes 
hinein währende Fortbestehen des materiellen Publi- 
kationsprinzipes festgestellt zu werden, wie sich aus den 
weiteren Ausführungen über die Publikationsgeschiohte 
dieser Staaten ergeben wird. 1 ) 

Wenn wir uns nach der Ursache fragen, wieso es 
Staaten gab, die gelegentlich der Einführung des Gesetz- 
blattes nicht auch gleichzeitig an eine Vereinfachung der 
eigentlichen Publikationshandlungen durch Umgestaltung 
des materiellen in das formelle Publikationsprinzip dachten, 
sondern das bisherige umständliche System der materiellen 
Publikationshandlungen aufrecht erhielten, so ist die Ant- 
wort sehr einfach gegeben: Diese Staaten verfolgten mit 
der Einführung des Gesetzblattes eben andere Zwecke 
als gerade die Reform des Publikationsprinzipes. Diese 
Zwecke waren: Vereinfachung der Versendung des 
Gesetzestextes an die Behörden des Landes, so- 
wie Herstellung einer vollständigen und authen- 
tischen Sammlung der Gesetzestexte. Von den 
S. 145 ff. erörterten drei Funktionen des modernen Gesetz- 
blattes suchte man also in diesen Staaten durch die Ein- 
führung des Gesetzblattes nur die beiden zuerst ge- 



*) Siehe für Württemberg S. 167, für Preußen S. 158 ff., für 
Oldenburg S. 161. 
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nannten Funktionen zu realisieren. 1 ) Die Reform des 
eigentlichen Publikationswesens stand vorläufig noch im 
Hintergrund, das bisherige materielle Publikationsprinzip 
blieb aufrechterhalten.*) — 

Es ist einleuchtend, daß bei dieser Beibehaltung des 
materiellen Publikationsprinzip es auch alle seine Mängel 
fortdauerten: Leichte Möglichkeit einer Verzögerung des 
Inkrafttretens der Gesetze in einzelnen Gemeinden durch 
die Nachlässigkeit untergeordneter Organe oder sonstige 
Hindernisse; Rechtsungleichheit, hervorgerufen durch das 
ungleichzeitige Inkrafttreten der Gesetze in den einzelnen 
Gemeinden des Landes; Schwierigkeit der nachträglichen 
Feststellung des Zeitpunktes, an welchem das Gesetz in 
irgend einer Gemeinde des Landes in Kraft getreten ist. 

Infolge dessen sehen sich, wie Frankreich (Gesetz 
vom 4. Oktober 1795), so auch nachfolgende 5 deutsche 



!) So z. B. hatte in Preußen die Einführung der „Gesetz- 
sammlung für die Königlichen Preußischen Staaten" zunächst den 
Hauptzweck, eine Sammlung von Gesetzen ins Leben zu rufen 
und so „für die Zukunft die bis dahin vielfach aufgetauchten 
Zweifel zu lösen, ob die durch einen Spezialfall veranlaßten könig- 
lichen oder ministeriellen Erlasse gesetzlichen Charakter hätten 
oder nicht." Stölzel, Brandenburg-Preußens Rechtsverwaltung 
und Rechtsverfassung, II. S. 418 f. 

2 ) Gesetzliche Bestimmungen, welche die Vornahme der für 
das Inkrafttreten der Gesetze erforderlichen materiellen Publika- 
tionshandlungen in diesen Staaten regelten, waren z. B.: Für 
Baden das X. KurfÜrstl. Bad. Organisationsedikt vom 20. April 
1803, Punkt IX. Nr. 64, vgl. auch Generalverordnung vom 27. Okt. 
1807, die Organisation der öffentlichen Verkündigungsanstalten und 
der sämtlichen Landesblätter betr., § 1; für Preußen A. L. R., 
EinL § 11; für Sachsen das Generale vom 13. Juli 1796, das Ver- 
fahren bei der Publikation der Mandate und Generalien betr.; für 
Hannover die Bekanntmachung des Ministeriums des Innern, vom 
8. Februar 1843, die gehörige Veröffentlichung der Gesetze und 
Verordnungen, sowie deren regelmäßige Aufbewahrung betr.; für 
Holstein die Verordnung vom 11. Aug. 1824. 
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Staaten über kurz oder lang vor die Notwendigkeit ge- 
stellt, das materielle Publikationsprinzip durch das for- 
melle zu ersetzen. 

1. Den Anfang macht Baden. Dort ist das mate- 
rielle Publikationsprinzip seit dem 1. Januar 1810 be- 
seitigt. Seit dieser Zeit gelten nämlich daselbst auf 
Grund der beiden Einführungsedikte vom 3. Februar 
und 22. Dezember 1809 die Bestimmungen des badischen 
Landrechtes, und dieses trifft in Einl. Satz 1 und 1 a die 
Bestimmung, daß die Gesetze und Verordnungen nach 
einer dem Art. 1 C. c. nachgebildeten Fristenskala in Kraft 
treten, wobei jedoch hervorgehoben werden muß, daß die 
Präsumtivfristen des Badischen Landrechtes, Einl. Satz l 
und 1 a, nicht, wie die Präsumtivfristen des Art 1 C. c, 
von der Promulgation, sondern von der „ Verkündung " 
an laufen (vgl. S. 99). 

Das hiermit begründete formelle Publikationsprinzip 
besteht bis zum heutigen Tag zurecht, wenn auch das er- 
wähnte Fristensystem seither eine zeitgemäße Verbesse- 
rung erfahren hat (siehe S. 182). 

2. Der nächste Staat, welcher daran geht, den Übergang 
vom materiellen zum formellen Publikationsprinzip zu 
bewerkstelligen, ist Preußen. Der erste Schritt in dieser 
Richtung ist die Verordnung vom 28. März 1811, über 
die Einrichtung der Amtsblätter in den Regierungs- 
departements und über die Publikation der Gesetze und 
Verfügungen durch dieselben und durch die allgemeine 
Gesetzsammlung. Das formelle Publikationsprinzip wurde 
wenigstens zu subsidiärer Geltung erhoben. 

Der Gegensatz zwischen der Rechtslage vor und 
der Rechtslage nach der Verordnung vom 28. März 1811 
läßt sich folgendermaßen charakterisieren: Bisher war 
die Gesetzsammlung das einzige Gesetzblatt gewesen und 
die Gesetze waren in den einzelnen Gemeinden dann in 
Kraft getreten, wenn das betreffende Stück der Gesetz- 
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Sammlung denselben zugekommen war und man auf Grund 
dieser Tatsache die vorgeschriebenen materiellen Publi- 
kationshandlungen vollzogen hatte. Nunmehr gab es 
zwei konkurrierende Gesetzblätter: Die Gesetzsammlung 
für den ganzen Staat und das Amtsblatt für das einzelne 
Regierungsdepartement. In der Regel kamen die Gesetze 
auch fernerhin in der Gesetzsammlung zum Abdruck, 
wobei dann Titel, Datum und Nummer in die Amtsblätter 
der Regierungsdepartements eingerückt werden mußten; 
es genügte aber auch der Abdruck des Gesetzestextes in 
den Amtsblättern (vgl. S. 140 1 ). Das Erscheinen dieser 
Amtsblätter nun wurde zum Ausgangspunkt einer Prä- 
sumtivfrist gemacht: 

„Mit dem Anfang des achten Tages, nachdem 
ein in der allgemeinen Gesetzsammlung erschienenes 
Gesetz in dem Amtsblatt der einzelnen Regierungen 
als vorhanden angezeigt ist, ist das Gesetz als ge- 
hörig bekannt gemacht anzunehmen/ (§ 4 Abs. 2 
1. c.) 

„Mit dem Anfange des achten Tages, nachdem die 
Verordnungen zum erstenmal im Amtsblatte abge- 
druckt worden, sind sie für gehörig bekannt gemacht 
anzunehmen." (§ 4 Abs. 1 1. c.) 
Damit war das formelle Publikationsprinzip 
zur Anerkennung gebracht. Allein es besaß bloß 
subsidiäre Geltungskraft. Innerhalb der eben er- 
wähnten siebentägigen Präsumtivfrist galt nämlich nach 
wie vor das materielle Publikationsprinzip, d. h., wenn 
in irgend einer Gemeinde vor Ablauf dieser Präsumtiv- 
frist die vorgeschriebenen materiellen Publikations- 
handlungen vollzogen worden waren, trat das Gesetz in 
dieser Gemeinde sofort in Kraft, ohne daß erst der Ab- 
lauf der siebentägigen Präsumtivfrist abgewartet werden 
mußte. Klar ergibt sich das aus der Deklaration vom 
14. Januar 1813, „wegen 'des Anfangs der rechtlichen 
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Wirkung der durch die Gesetzsammlung und durch die 
Amtsblätter bekannt gemachten Gesetze und Verfügungen " *), 
Punkt 3: 

„Hierbei verstehet sich von selbst, daß da, wo 
auf dem gewöhnlichen oder auf einem ungewöhn- 
lichen Wege, die Gesetzsammlung oder das Amtsblatt 
früher (sc. vor Ablauf der siebentägigen Präsumtiv- 
frist) bekannt wird, die verbindende Kraft der darin 
aufgenommenen Vorschrift sofort eintritt/ 2 ) 
Worin der „ gewöhnliche Weg" der Gesetzespubli- 
kation in den Gemeinden bestand, sagt uns § 9 der früher 
angeführten Verordnung vom 28. März 1811: 

„Die Obrigkeiten, Dorfschulzen und Prediger 
sind verpflichtet, dafür zu sorgen, daß die Amts- 
blätter zur gehörigen Zeit aus dem nächsten Ver- 
teilungsorte abgeholt und den Gemeinden sogleich be- 
kannt werde, daß eine Nummer derselben angelangt 
sei, damit diese sich gleich die nötige Kenntnis der- 
selben verschaffen können." 8 ) 



t) Erlassen zur Interpretation der einschlägigen „Vorschriften 
des Allgemeinen Landrechts, Einleitung § 10 bis 13, der Verord- 
nung vom 27. Okt. 1810 über die Erscheinung und den Verkauf 
der neuen Gesetzsammlung, und der Verordnung vom 28. März 1811 
über die Einrichtung der Amtsblätter." 

2 ) Vgl. auch Punkt 1: „ Jedermann im Staate ist schuldig, 
die in die Gesetzsammlung und in die Amtsblätter eingerückten 
Gesetze und Verfügungen zu befolgen und sich darnach zu achten, 
sobald er davon Kenntnis erhalten hat." 

3 ) Die in der Gemeinde vorzunehmenden materiellen Publi- 
kationshandlungen hatten damit gegenüber der bis dahin maß- 
gebend gewesenen Bestimmung des A. L. R. Einl. § 11 eine 
wesentliche Vereinfachung erfahren. (Art. 11 A. L. R. Einl.: „Es 
müssen .... alle Gesetze und Verordnungen, ihrem völligen 
Inhalte nach, an den gewöhnlichen Orten öffentlich angeschlagen 
und im Auszuge in den Intelligenzblättern der Provinz, für welche 
sie gegeben sind, bekannt gemacht werden.") 
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Die Deklaration vom 14. Januar 1813 ist von großer 
Bedeutung: Sie zeigt, wie berechtigt die S. 149 ff. 
gemachte Behauptung war, daß in jenen deutschen 
Staaten, in welchen gelegentlich der Einführung 
des Gesetzblattes keine Bestimmung über den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gesetze ge- 
troffen wurde, das materielle Publikationsprinzip 
trotz Einführung des Gesetzblattes einfach fort- 
gegolten habe. 

Gänzlich beseitigt ist das materielle Publikations- 
prinzip in Preußen erst seit dem Gesetze vom 3. April 1846, 
betr. die Publikation der Gesetze; erst jetzt also wird 
das formelle Publikationssystem aus seiner bloß sub- 
sidiären Geltung zur allein herrschenden Stellung er- 
hoben. Die Gesetze, für deren Publikation nunmehr die 
Gesetzsammlung wieder das einzige Organ ist, treten 
nach dem Ablauf von bestimmten, in § 2 1. c. festgesetzten 
Präsumtivfristen in Kraft, welche von dem formellen Akte 
der Ausgabe und Versendung des betreffenden Stückes 
der Gesetzsammlung an zu laufen beginnen. Der bisher 
gehandhabte Rechtssatz, daß die Gesetze in ir- 
gend einer Gemeinde auch schon in einem früheren 
Zeitpunkte, also noch vor Ablauf der Präsumtiv- 
frist, in Kraft zu treten hatten, wenn daselbst die 
vorgeschriebenen materiellen Publikationshand- 
lungen vorgenommen worden waren, ist durch 
§ 3 1. c. aufgehoben: 

„Auch für diejenigen, welche schon früher von 

dem Gesetze Kenntnis erhalten haben, beginnt die 

Verbindlichkeit, nach demselben sich zu achten, erst 

mit dem im § 2 bestimmten Zeitpunkte/ 

Damit ist das formelle Publikationsprinzip völlig an 

die Stelle des materiellen getreten, und dieser Zustand der 

Dinge hält bis zum heutigenTage an,nur hinsichtlich der Größe 

der Präsumtivfristen ist inzwischen eine Änderung erfolgt. 



^=\ 
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3. In Oldenburg wird durch die Verordnung vom 
19./29. September 1814, betr. den Anfang der Ver- 
bindlichkeit neuer Gesetze, der erste Schritt vom ma- 
riellen zum formellen Publikationsprinzip gemacht: Das 
materielle Publikationsprinzip bleibt wohl noch fort- 
bestehen, indem Punkt 1 1. c. bestimmt, daß „jedes Ge- 
setz vom Augenblick seiner Kundwerdung in Kraft tritt 
und jedem Untertan von dem Zeitpunkt an zur Richt- 
schnur dient, da es ihm durch die wöchentlichen An- 
zeigen, Anschlag, Vorlesung von den Kanzeln oder sonst 
durch irgend einen Akt öffentlicher Autorität erweislich 
kund geworden"; allein subsidiär tritt das formelle 
Publikationsprinzip hinzu, denn in Punkt 2 1. c. wird ver- 
fügt, daß „die Publikation aller und jeder allgemeinen 
Verordnungen durch Einrückung in die Oldenburgischen 
wöchentlichen Anzeigen geschehen soll, und nach Ver- 
lauf von 8 Tagen von dem Datum des Wochenblattes an, 
worin das Gesetz zuerst bekannt gemacht ist, diesen mit- 
eingerechnet, sich niemand mit Unwissenheit desselben 
entschuldigen kann." 

Diese Verordnung beweist, daß auch in Oldenburg 
das materielle Publikationsprinzip durch die Einführung 
des Gesetzblattes nicht tangiert worden war; vermochte 
dasselbe sogar noch im Jahre 1814 vom formellen Publi- 
kationsprinzip nicht gänzlich, sondern nur teilweise ver- 
drängt zu werden. 

Zur Alleinherrschaft kam das formelle Publikations- 
prinzip in Oldenburg erst durch die Verordnung vom 
16./28. Dezember 1844, betr. die Errichtung eines beson- 
deren Gesetzblattes für das Großherzogtum Oldenburg, 
§ 3: „Die in dem Gesetzblatte bekannt gemachten Ver- 
ordnungen und Erlässe erlangen mit dem Tage, an welchem 
dasselbe ausgegeben worden, gesetzliche Kraft." Der dar- 
auf folgende Passus „und behalten die Bestimmungen 
der Verordnung vom 19. September 1814 im übrigen auch 

Dr.J. Lnkai, Über die Gesetzespublikation. 1 1 
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ferner ihre Geltung", dürfte in dem Sinne aufzufassen 
sein, daß die in Punkt 2 der Verordnung vom 19./29. Sep- 
tember 1814 normierte 8tägige Frist für das bedingungs- 
lose Inkrafttreten der Gesetze nunmehr zu einer Frist ab- 
geschwächt ward, innerhalb deren die Einrede der ent- 
schuldbaren Unwissenheit zulässig war. Alle diese Publi- 
kationsgrundsätze sind jedenfalls auch auf die subsidiäre 
Publikation von Gesetzen in den „Oldenburgischen An- 
zeigen" anzuwenden. 

4. Im Königreich Sachsen mußte das materielle 
Publikationsprinzip dem formellen weichen auf Grund 
des Gesetzes vom 6. September 1834, die Bekanntmachung 
der Gesetze und Verordnungen betr., § 5: Die Gesetze 
treten nunmehr nach einer von dem Ablauf des Tages 
der letzten Ausgabe des Gesetzblattes an laufenden 14- 
tägigen Frist in Kraft. 

Zwar scheint dieses formelle Publikationsprinzip 
nur eine subsidiäre Rolle zu spielen und innerhalb 
jener 14tägigen Präsumtivfrist das materielle Publi- 
kationsprinzip maßgebend zu sein, indem § 4 1. c. lautet: 
„Nach den in das Gesetz- und Verordnungsblatt 
aufgenommenen gesetzlichen und anderen Anord- 
nungen hat jeder, den es angeht, sich zu achten, so- 
bald er Kenntnis davon erlangt hat, da- 
fern nicht ein späterer Zeitpunkt, mit wel- 
chem die Wirksamkeit eintreten soll, ange- 
geben wird." 

Wenn man aber dem den Wortlaut des § 5 1. c. 
gegenüberstellt : 

„Jedem Stück des Gesetz- und Verordnungsblattes 
wird der Tag, an welchem die letzte Absendung des- 
selben seitens der Redaktion erfolgen kann, auf- 
gedruckt, und es soll mit Anfang des 15. Tages von 
dem solchergestalt bemerkten Tage an, diesen nicht 
miteingerechnet, jedes in dem ausgegebenen Stücke 
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'enthaltene Gesetz oder Verordnimg für in dem ganzen' 
.Lande publiziert erachtet werden", 
-so «erkennt man, daft § 4 und § 5 nicht etwa zwei von- 
*e in am der verschiedene positiv-rechtliche Bestimmungen 
über *den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gesetze ent- 
haltem, sondern daß § 5 nur die eingehendere Au s- 
fühimng des § 4 darstellt: § 5 gibt dem in § 4 aus- 
gesprochenen lehrhaften Grundsatze den positiv-recht- 
lichen Inhalt u»d liefert demgemäß die nähere Definition 
des :im § 4 für das Inkrafttreten der Gesetze angegebenen 
Zeitpunktes. Der Gesetzgeber hat sich bei dieser Formu- 
lierung der §§ 4 und 5 einfach an den Gedankengang des 
Art. 1 G. c. gehalten : 

„Elles (sc. les lois) seront executees dans chaque 
pai-tie de la Republique, du moment oü la Promul- 
gation en pourra etre connue. 

La Promulgation faite par le premier consul sera 
repaitee connue dans le departement oü siegera le 
gouvernement un jour . . . ." und nun kommen die 
bekannten Fristen des Art. 1 C. c. 
Der zweite Satz ist hier nur eine detaillierte Be- 
stimmung des „moment oü la Promulgation en pourra etre 
connue" 1 ). Das analoge Verhältnis nun herrscht zwischen 
deu §§ 4 und 5 des Sachs. Gesetzes vom 6. September 1834. 
Die Richtigkeit unserer Behauptung, daß § 4 1. c. nicht 
etwa für die Zeit innerhalb der 14tägigen Präsumtivfrist 
das materielle Publikationsprinzip aufrecht erhält, er- 
gibt sich aus § 6 1. c: 

„Die vorstehend im 4. und 5. § enthaltenen Bestim- 
mungen leiden auch dann keine Ausnahme, wenn 
vorgeschrieben wird, daß ein einzelnes Gesetz oder 



*) In der französischen Literatur wird dies als selbstver- 
ständlich angenommen. Ausdrücklich hervorgehoben findet es sich 
bei de Maleville, Analyse raisonnee de la discussion du Code 
civil au conseil d'etat, T. 1807, S. 9 f. 

11* 
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eine einzelne Verordnung noch auf andere Art, 
als durch das Gesetz- und Verordnungsblatt, 
bekannt gemacht werden solle." 
Damit ist klar ausgesprochen, daß materielle Publi- 
kationshandlungen für das Inkrafttreten der Gesetze 
keinerlei rechtliche Bedeutung besitzen, sondern in 
dieser Hinsicht ausschließlich der formelle Akt der Aus- 
gabe des Gesetzblattes in Betracht kommt. Die in § 5 
1. c. normierte 14tägige Präsumtivfrist besitzt somit den 
Charakter einer vacatio legis. 1 ) — 

Das hiermit gegebene formelle Publikationsprinzip 
ist seit dem Gesetze vom 6. September 1834 bis zum 
heutigen Tage Grundsatz des sächsischen Rechtes ge- 
blieben, nur die Größe der vacatio legis hat inzwischen 
eine Änderung erfahren. 

5. In Holstein wird der Übergang vom materiellen 
zum formellen Publikationsprinzip während der Zeit der 
Erhebung der Herzogtümer Schleswig-Holstein gegen 
Dänemark bewerkstelligt. Zu diesem Zwecke wurde das 
Gesetz vom 27. Dezember 1850, betr. die Publikation von 
Gesetzen, Verfügungen und obrigkeitlichen Bekannt- 
machungen, erlassen. Die für die Einführung des for- 
mellen Publikationsprinzipes entscheidende Bestimmung 
ist § 2 1. c: 

„Die verbindende Kraft der Gesetze u. s. w. be- 
ginnt, falls nicht ein anderer Zeitpunkt bestimmt 
wird, mit dem zehnten Tage nach Ablauf desjenigen 



l ) Die hier gegebene Interpretation der §§ 4 und 5 1. c. findet 
sich auch bei Siebenhaar, Kommentar zu dem bürgerlichen 
Gesetzbuche für das Königreich Sachsen, I. 1864, S. 23 f. Dagegen 
klammern sich an den Wortlaut des § 4 1. c. an: Haubold, Lehr- 
buch des Königlich-Sächsischen Privatrechts, 3. Auil , herausg. von 
Hansel, I. 1847, S. 27; Leuthold, Das Staatsrecht des König- 
reiches Sachsen, 1884 (in Marquardsens Handbuch des öffent- 
lichen Rechtes, IL Bd. 2. Hlbbd.), S. 196, 196*. 
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Tages, an welchem das betreffende Stück des Gesetz- 
blattes am Sitze der Landesregierung ausgegeben 
wird. Der Tag der Herausgabe wird auf dem Gesetz- 
blatte angegeben/ 

Außerdem wird aber in § 6 1. c. die Beseitigung des 
materiellen Publikationsprinzipes noch ausdrücklich aus- 
gesprochen : 

„Die Verordnung vom 11. August 1824 und alle 
sonstigen gesetzlichen Bestimmungen, welche sich auf 
die Publikation von Gesetzen, Verordnungen, obrig- 
keitlichen und anderen Anzeigen durch deren Ver- 
lesung in den Kirchen beziehen, werden hierdurch 
aufgehoben. 1 ' 

Wir haben hiermit einen neuerlichen Beweis dafür, daß 
die Bekanntmachung des Schleswig-Holsteinischen Depar- 
tement des Innern, vom 2. Mai 1849, betreffend die Her- 
ausgabe eines Gesetz- und Amtsblattes für die Herzog- 
tümer Schleswig-Holstein, das materielle Publikations- 
prinzip ruhig hatte fortbestehen lassen. (Vgl. S. 154 f.) — 
Dem durch das Gesetz vom 27. Dezember 1850 ein- 
geführten formellen Publikationsprinzip war aber keine 
lange Lebensdauer beschieden: 

Das genannte Gesetz ist eine Tat der revolutionären 
Gewalten. Die beiden Faktoren der Legislative, welche bei 
seinem Zustandekommen mitwirkten, waren: Die von der 
Deutschen Zentralgewalt in Frankfurt eingesetzte „Statt- 
halterschaft der Herzogtümer Schleswig-Holstein" und die 
„Landesversammlung"; als Unterschrift trägt das Gesetz 
die Namen Reventlov und Beseler. Was Wunder, daß 
die dänische Regierung, nachdem sie, gestützt auf das 
Londoner Protokoll vom 8. Mai 1852, von Schleswig-Hol- 
stein wieder Besitz ergriffen hatte, dieses Gesetz gänzlich 
ignorierte und, als ob inzwischen für die Verbesserung 
des Publikationssystems gar nichts geschehen wäre, un- 
geniert zu den veralteten Grundsätzen des materiellen 
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Publikationsprinzipes zurückkehrte, wie sie in der Bekannt- 
machung des Schleswig-Holsteinischen Departement des 
Innern, vom 2. Mai 1849, enthalten gewesen waren. Des- 
halb, weil das Gesetz vom 27. Dezember 1850 aus der 
Revolutionszeit stammte, mußten die Errungenschaften 
desselben mit hoheitsvollem Stillschweigen übergangen 
werden! Diesen staatsmännischen Erwägungen verdankt 
die Verordnung für das Herzogtum Holstein, vom 30. August 
1852, betreffend die Herausgabe eines Gesetz- und Mini- 
sterialblattes, ihre Formulierung; § 2 Abs. 2 1. c. geht 
dem großen Fortschritte, welcher in dem durch das Gesetz 
vom 27. Dezember 1850 eingeführten formellen Publi- 
kationsprinzip gelegen hatte, in weitem Bogen aus dem 
Wege und bestimmt: 

„Die Publikation der in die erste Abteilung 1 ) 
des Gesetz- und Ministerialblattes aufgenommenen 
Gesetze, Verordnungen und Erlasse ist im ganzen 
Herzogtum Holstein .... nach Maßgabe der Be- 
stimmungen der Verordnung vom 11. August 
1824 zu beschaffen, und haben die Behörden und die 
Prediger hiernach das Erforderliche wahrzunehmen." 
Damit war der Status quo ante — 27. Dezember 1850 
glücklich wieder hergestellt, das materielle Publikations- 
prinzip wieder in seine legitime Stellung eingesetzt. Auch 
die Bekanntmachung des Königlichen Ministeriums für 
die Herzogtümer Holstein und Lauenburg, vom 13. März 
1854, „betreffend die Ausdehnung des bisher für das 
Herzogtum Holstein herausgegebenen Gesetz- und Mini- 



*) Diese erste Abteilung enthielt „die allgemeinen Gesetze 
und Verordnungen, sowie sonstige zur generellen Kunde zu brin- 
gende Erlässe und Verfügungen der höheren Staats- und Landes- 
behörden", die zweite Abteilung umfaßte „gesetzliche und obrig- 
keitliche Verfügungen für einzelne Orte und Distrikte, Regulative, 
Instruktionen für Beamte und Offiziale, und sonstige amtliche An- 
ordnungen und Bekanntmachungen." 
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sterialblattes auf das Herzogtum Lauenburg, wie die dem- 
gemäß veränderte Benennung und Einrichtung dieses 
Blattes ", unterläßt es, an diesem Rechtszustande etwas zu 
ändern. Desgleichen erklärt die Verordnung der Bundes- 
kommissäre für die Herzogtümer Holstein und Lauen- 
burg, vom 29. Dezember 1863, „betreffend die Herausgabe 
eines Gesetz- und Verordnungsblattes für die Herzog- 
tümer Holstein und Lauenburg": 

„Die Vorschriften der Verordnung vom 30. August 
1852 und der Bekanntmachung vom 13. März 1854 
über die Einrichtung und Verteilung des Gesetz- und 
Ministerialblattes, sowie über die Publikation der 
darin enthaltenen Erlasse bleiben für das neue Gesetz- 
und Verordnungsblatt und die darin enthaltenen Er- 
lasse .... in Geltung." 

Die Bundeskommissäre, deren Amt doch nur als 
Provisorium gedacht war, wollten offenbar im Hinblick 
auf diesen Umstand an den bisherigen Publikationsvor- 
schriften nicht rütteln. 

So bleibt in Holstein das materielle Publikations- 
prinzip fortbestehen, bis die Einverleibung dieses Herzog- 
tums in den Preußischen Staat dem ein Ende bereitete. — 
Die einzigen Staaten, in denen niemals auch nur der 
Versuch gemacht wurde, das materielle durch das formelle 
Publikationsprinzip zu ersetzen, sind Württemberg und 
Hannover. 

In Württemberg besteht das materielle Publikations- 
prinzip bis zum heutigen Tage fort. Voraussetzung für 
das Inkrafttreten der Gesetze sind demnach die materiellen 
Publikationshandlungen in der Gemeinde. 1 ) Allerdings ist 
diese in der Gemeinde vorgeschriebene materielle Publi- 



*) v. Mo hl, Das Staatsrecht des Königreiches Württemberg, 
2. Aufl. 1840, I. S. 204. Vgl. auch Wächter, Handbuch des im 
Königreiche Württemberg geltenden Privatrechts, II. Bd. 1. Abtlg. 
1842, S. 26. 
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kation sehr vereinfacht; dieselbe besteht darin, daß der 
Gemeindevorsteher das Gesetzblatt, sobald es ein- 
gelangt ist, der allgemeinen Einsichtnahme zu- 
gänglich macht. 1 ) In Württemberg treten somit die 
Gesetze mit dem Tage des Einlangens des Gesetzblattes 
in der betreffenden Gemeinde in Kraft. 2 ) Auf die Mängel 
dieses Publikationssystems haben bereits v. Mohl und 
Wächter aufmerksam gemacht 8 ); dennoch ist bis zum 
heutigen Tage eine Änderung nicht erfolgt. 

Hannover ließ das materielle Publikationsprinzip 
bis zu seiner Einverleibung in den Preußischen Staat 
fortbestehen. Die Bekanntmachung des Ministeriums des 
Innern, vom 8. Februar 1843, die gehörige Veröffent- 
lichung der Gesetze und Verordnungen, sowie deren 
regelmäßige Aufbewahrung betreffend, enthielt Bestim- 
mungen über die Art und Weise, in welcher die materielle 
Publikation in den Gemeinden zu vollziehen war. 

B. Einführung des formellen Publikations- 
prinzipes gleichzeitig mit der des Gesetzblattes. 

All den Staaten, welche das materielle Publikations- 
prinzip teils gar nicht, teils erst längere Zeit nach Em- 
il Wächter a. a. 0., II. Bd. 1. Abtig., S. 26. Außer dieser 
für das Inkrafttreten der Gesetze rechtlich relevanten mate- 
riellen Publikation, wurden aber durch die Verordnung des Mini- 
steriums des Innern, vom 13. Nov. 1812, die Verkündigung der 
Gesetze und Verordnungen im allgemeinen betr., auch rechtlich 
irrelevante materielle Publikationshandlungen vorgeschrieben, 
nämlich öffentliches Verlesen, öffentlicher Anschlag, Einrückung 
in die Lokal-, Wochen- und Intelligenzblätter. 

2) Wächter a. a. 0., II. Bd. 1. Abtig., S. 26; Gaupp, Das 
Staatsrecht des Königreiches Württemberg, 2. Aufl. 1895 (Mar- 
quardsens Handbuch des öffentlichen Rechtes, III. Bd. 1. Hlbbd. 
2. Abtig.), S. 72. 

3 ) v. Mohl a. a. 0., I. S. 205*; Wächter a. a. 0., II. Bd. 
1. Abtig., S. 26. m 
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führung des Gesetzblattes zu überwinden vermochten, 
stehen jene gegenüber, welche gleichzeitig mit der Be- 
gründung des Gesetzblattes auch das formelle Publika- 
tionsprinzip zur ausschließlichen Geltung erhoben haben. 

Hier kommt in erster Linie Bayern in Betracht. 
Die Verordnung vom 5. Oktober 1799, welche die Ein- 
führung des Gesetzblattes zum Gegenstande hat, bestimmt 
gleichzeitig, daß die Gesetze mit dem Tage der Ausgabe 
und Versendung des Gesetzblattes in Kraft zu treten 
haben. Der entscheidende Passus lautet: Es sollen von 
jedermann die im Gesetzblatte „enthaltenen landesherr- 
lichen Verordnungen, Verrüfe und Bekanntmachungen 
als gesetzmäßig publiziert angesehen werden." Dieser 
Rechtsgrundsatz gilt in Bayern bis zum heutigen Tage. 1 ) 

Im Königreich Westfalen bestand hinsichtlich der 
Gesetze das formelle Publikationsprinzip darin, daß einer- 
seits nach Art. 55 der Verfassung vom 15. November 1807 
der Abdruck der Gesetze im Gesetzesbulletin Voraussetzung 
für deren Inkrafttreten war, andererseits der Zeitpunkt 
dieses Inkrafttretens durch die von der Promulgation 
an laufenden Fristen des Art. 1 C. c. bestimmt war, indem 
in diesem Staate gemäß Art. 45 der Verfassung der Code 
Napoleon am 1. Januar 1808 Geltungskraft erlangt hatte. 2 ) 
Für die königlichen Dekrete wurde die Anordnung 
getroffen, daß deren Inkrafttreten am Tage nach der An- 
kunft des Gesetzesbulletin am Hauptorte des Departement 
zu erfolgen habe. (Königl. Dekret vom 27. Januar 1808, 
Art. 3, analog dem damals in Frankreich geltenden avis 
du conseil d'Etat vom 14. Juni 1805, vgl. S. 107 f.) 

Auch im Großherzogtum Hessen wurde gleichzeitig 
mit der Einführung des Gesetzblattes das formelle Publi- 
kationsprinzip zur Herrschaft gebracht, indem durch die 



*) v. Seydel, Bayerisches Staatsrecht, II. S. 314. 
2 ) Vgl. hierzu S. 99 f. 
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Verordnung vom 20. Juni 1808, Punkt 2, für das Inkraft- 
treten der Gesetze eine 14tägige, vom Erscheinen des 
Gesetzblattes an laufende Frist normiert ward. Dieselbe 
ist auch gegenwärtig noch geltendes Recht. 

Ebenso fallen in Mecklenburg-Schwerin Ein- 
führung des Gesetzblattes und Einführung des formellen 
Publikationsprinzipes zusammen. In der Verordnung vom 
16. Januar 1812, Gesetzsammlung Nr. 2904, wird den Be- 
hörden aufgetragen, daß sie „die allgemeine Verbreitung 
des Inhaltes desselben (sc. des als Gesetzblatt fungierenden 
,Herzoglich Mecklenburg-Schwerinschen offiziellen Wochen- 
blattes') pflichtmäßig und tunlichst zu befördern' 7 haben, 
„indem die vorgebliche, allemal selbstverschuldete 
Nichtkenntnis und Ignoranz der durch besagtes offizielles 
Blatt promulgierten Gesetzesvorschriften niemandem zur 
Entschuldigung gereichen kann noch soll". Hier wird 
also gesagt, daß es von dem Zeitpunkte der Ausgabe des 
Gesetzblattes an keine entschuldbare Gesetzesunkenntnis 
mehr gibt. Demnach treten die Gesetze mit dem Tage der 
Ausgabe des Gesetzblattes in Kraft. 1 ) Damit ist das for- 
melle Publikationsprinzip proklamiert. Dasselbe gilt auch 
heute noch unverändert. 

Auch das Deutsche Reich der Jahre 1848 und 
1849 entschied sich gleich von allem Anfange an für das 
formelle Publikationsprinzip, indem Art. 3 des Reichs- 
gesetzes vom 27. September 1848 für das Inkrafttreten 
der Reichsgesetze eine 19tägige Frist festsetzte, welche 
von dem Ablauf des Tages der Ausgabe des Reichsgesetz- 
blattes in Frankfurt an zu laufen hatte. 

Sehr begreiflich ist es, daß Österreich gleich bei 
der Einführung seiner Gesetzblätter die Beseitigung des 



*) Die Richtigkeit dieser Schlußfolgerung wurde mir in einer 
Zuschrift der Redaktion des „Regierungsblattes für das Groß- 
herzogtum Mecklenburg-Schwerin" bestätigt. 



— 171 — 

materiellen Publikationsprinzipes vornahm und das 
formelle Publikationsprinzip zur alleinigen Geltung er- 
hob. Denn bei dem Umstände, daß dieser Staat verhältnis- 
mäßig spät an die Rezeption der Einrichtung des Gesetz- 
blattes schritt, hatte er vollauf Gelegenheit gehabt, sich 
die Erfahrungen der übrigen deutschen Staaten auf dem 
Gebiete der Publikationstechnik zunutze zu machen. Das 
Kaiserl. Patent vom 4. März 1849 Nr. 153 R. G. B. Erg.- 
Bd. ; § 3, bestimmt: 

„Die verbindende Kraft der im Reichsgesetz- 
und Regierungsblatte aufgenommenen Gesetze und 

Verordnungen beginnt in allen Teilen des 

Reiches, für welche das Gesetz oder die Verordnung 
zu gelten hat, mit dem 30. Tage nach Ablauf des- 
jenigen Tages, an welchem das bezügliche Reichs- 
gesetz- und Regierungsblatt ausgegeben und rück- 
sichtlich versendet wurde/ 

Analoges wird in § 6 1. c. auch hinsichtlich der in 
den Landesgesetz- und Regierungsblättern publizierten 
Gesetze und Verordnungen verfügt, nur daß die Frist 
hier nicht 29, sondern 14 Tage beträgt. Hinsichtlich der- 
jenigen Gesetze und Verordnungen, welche in dem für 
das ganze Reich bestimmten Gesetz blatte publiziert werden, 
besteht das formelle Publikationsprinzip bis zum heutigen 
Tage unangefochten fort, wenn auch die Größe der Frist 
inzwischen eine Änderung erfahren hat. Ein bewegteres 
Schicksal hingegen hatte das formelle Publikationsprinzip 
bei den für die Publikation durch die Landesgesetz- und 
Regierungsblätter bestimmten Gesetzen und Verordnungen 
durchzumachen. Zwar das Kaiserl. Patent vom 27. Dezem- 
ber 1852 Nr. 260 R. G. B., § 9 letzter Abs., hält das bis- 
herige formelle Publikationsprinzip auch für diese Gesetze 
und Verordnungen aufrecht. Aber durch Kaiserl. Patent 
vom 1. Januar 1860 Nr. 3 R. G. B., § 1, werden die 
„Landesregierungsblätter" (so waren diese Gesetzblätter 
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durch das Kaiserl. Patent vom 27. Dezember 1852 um- 
getauft worden) aufgehoben. Nunmehr sind „die zur Ver- 
lautbarung bestimmten Verordnungen der Landesbehörden * 
„auf Veranlassung der politischen Landesstelle in den 
Landessprachen in Druck zu legen und nach Bedarf an 
die Behörden und Gemeinden zu verteilen" (§ 4 1. c.)» Auf 
Grund dieser Bestimmung wurden Landesverordnungs- 
blätter geschaffen, und die darin enthaltenen Rechts- 
vorschriften traten in der einzelnen Gemeinde erst dann 
in Kraft, wenn das betreffende Stück des Verordnungs- 
blattes in dieser Gemeinde eingelangt und der Einsicht- 
nahme durch die Gemeindeangehörigen zugänglich ge- 
macht war. Also materielles Publikationsprinzip! Dem 
wurde jedoch bald ein Ende gemacht. Bereits die Ver- 
ordnung der Ministerien der Justiz, des Innern und der 
Finanzen, vom 14. März 1860 Nr. 65 R. G. B., wurde das 
formelle Publikationsprinzip wieder in seine alte Stel- 
lung zurückgeführt, indem man für das Inkrafttreten der 
von den Landesbehörden ausgehenden Verordnungen eine 
14tägige Frist, laufend vom Tage der Ausgabe des betref- 
fenden Landesverordnungsblattes, festsetzte. Die Kaiserl. 
Verordnung vom 17. Februar 1863 Nr. 19 R. G. B. dehnt 
diese Publikationsvorschriften provisorisch auch auf die 
Landesgesetze aus, womit der heutige Stand der Dinge 
gegeben ist. 

Selbstverständlich ist, daß der Norddeutsche Bund 
gleich von allem Anfange an das formelle Publikations- 
prinzip akzeptiert hat: Art. 2 der Bundesverfassung ordnet 
an, daß die Gesetze nach einer vom Tage der Ausgabe des 
Bundesgesetzblattes in Berlin an laufenden 13tägigen Frist 
in Kraft zu treten haben. 

Diese Bestimmung wurde auch in Art. 2 der am 
31. Dezember 1870 publizierten „Verfassung des Deutschen 
Bundes" und in § 2 der „Verfassung des Deutschen 
Reiches" vom 16. April 1871 hinübergenommen, so daß 
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auch im Deutschen Reiche, seit seiner Gründung, das 
formelle Publikationsprinzip zu Recht besteht. 

Endlich wurde auch für Elsaß-Lothringen von 
vornherein das formelle Publikationsprinzip zur Norm 
erhoben, indem das Gesetz vom 3. Juli 1871, betr. die 
Verkündigung der Gesetze und Verordnungen, die Gesetze 
mit dem 14. Tage nach Ablauf des Tages der Ausgabe 
des Gesetzblattes in Berlin, in Kraft treten läßt. — 

So glaube ich denn gezeigt zu haben, daß der Über- 
gang vom althergekommenen materiellen zum modernen, 
formellen Publikationsprinzip sich keineswegs so glatt 
und rasch vollzog, als mancher zu glauben geneigt 
sein dürfte. In einer Reihe deutscher Staaten bestand 
neben dem Gesetzblatte noch längere Zeit hindurch ganz 
oder teilweise das materielle Publikationsprinzip. Dabei 
braucht aber wohl nicht erst besonders hervorgehoben 
zu werden, daß in all diesen Staaten das materielle 
Publikationsprinzip nur auf jene im Gesetzblatte abge- 
druckten Erlässe Anwendung fand, weiche Rechtsvor- 
schriften enthielten. Alle übrigen Erlässe traten nicht 
erst im Momente des Vollzuges der materiellen Publi- 
kationshandlungen in Kraft, sondern mußten von den Be- 
hörden sofort nach dem Einlangen des Gesetzblattes be- 
folgt und in Anwendung gebracht werden. Typisch sind in 
dieser Hinsicht die bereits S. 1 53 f. interpretierten Vorschriften 
des königl. Sachs. Mandates vom 9. März 1818, Art. 4 und 5. 
Übrigens verdient beachtet zu werden, daß in denjenigen 
Staaten, welche dasmateriellePublikationsprinzip auch neben 
dem Gesetzblatte beibehielten, der Beweis der Publikation 
eines Gesetzes im Gesetzblatte den Beweis der zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes erforderlichen materiellen 
Publikation ersetzte. 1 ) Es mußte also, wenn die Nicht- 



*) Für Württemberg ist dies ausdrücklich anerkannt von 
Gaupp a. a. 0., S. 72. 
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anwendbarkeit eines Gesetzes herbeigeführt werden sollte, 
die Unterlassung der materiellen Publikation erwiesen 
werden. 

Schließlich dürfte es nicht ohne Interesse sein, den 
Übergang des materiellen zum formellen Publikations- 
prinzip chronologisch geordnet zu verfolgen: 

1. Niemals bewerkstelligt wurde dieser Übergang 
in Württemberg und Hannover, nur vorübergehend 
(1850 — 1852) in Holstein. 

2. Zu subsidiärer Geltung wird das formelle Publi- 
kationsprinzip erhoben: Preußen 1811 (bis 1846), Olden- 
burg 1814 (bis 1844). 

3. Zu ausschließlicher Geltung wird das formelle 
Publikationsprinzip erhoben: Bayern 1799, Königreich 
Westfalen 1. Januar 1808, Großherzogtum Hessen 20. Juni 
1808, Baden 1810, Mecklenburg- Schwerin 1812, Königreich 
Sachsen 1834, Oldenburg 1844, Preußen 1846, Deutsches 
Reich der Jahre 1848 und 1849: 1848, Österreich 1849, 
Norddeutscher Bund 1867, Deutsches Reich 1. Januar 1871, 
Elsaß-Lothringen 3. Juli 1871. 

V. 

Zeitpunkt des Inkrafttretens der Gesetze. 

Innig verwandt mit der Frage, ob materielles oder 
formelles Publikationsprinzip, aber doch wieder scharf 
von ihr zu trennen, ist die Frage nach dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Gesetze. 

Die erste und wichtigste Forderung, die man in 
dieser Beziehung an ein Publikationssystem stellen muß, 
ist die, daß das Gebiet, in welchem die Gesetze in ein 
und demselben Zeitpunkte in Kraft treten, möglichst 
groß sei. 

Am allerwenigsten werden dem jene Staaten gerecht, 
in welchen das materielle Publikationssystem besteht. 
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Denn da treten die Gesetze in der einen Gemeinde früher, 
in der anderen später in Kraft. Hier müssen vor allem 
Württemberg und Hannover genannt werden. In 
ersterem besteht dieser Zustand der Dinge bis heute 
(vgl. S. 167 f.), in letzterem währte er bis zur Einverleibung 
in den Preußischen Staat (vgl. S 168). Aber auch in 
anderen Staaten, nämlich in Baden, Preußen, Olden- 
burg, Königreich Sachsen und Holstein, galt das 
materielle Publikationsprinzip bekanntlich auch neben 
dem Gesetzblatte noch eine Zeitlang fort. 

Dem gegenüber darf es bereits als ein Fortschritt 
bezeichnet werden, daß in Preußen durch die Verord- 
nung vom 28. März 1811, in Oldenburg durch Verord- 
nung vom 19./29. September 1814 das formelle Publi- 
kationsprinzip zu subsidiärer Geltung erhoben wurde: 
Innerhalb einer bestimmten Frist galt noch immer das 
materielle Publikationsprinzip, die Gesetze traten somit 
in jeder einzelnen Gemeinde in Kraft, sobald die für 
diese Gemeinde vorgeschriebenen materiellen Publikations- 
handlungen vollzogen waren; nach Ablauf der Frist aber 
erfolgte der Eintritt der materiellen Gesetzeskraft auch 
dort, wo die materielle Publikation noch nicht bewerk- 
stelligt war. In Preußen währte diese Frist 7 Tage und 
lief vom Ablauf des Tages an, an welchem sein Erscheinen 
in der Gesetzsammlung durch das Amtsblatt des einzelnen 
Regierungsdepartement bekannt gegeben wurde, oder an 
welchem dieses Amtsblatt mit dem vollinhaltlichen Ab- 
drucke des Gesetzes ausgegeben wurde; subsidiär traten 
also die Gesetze in den einzelnen Regierungsdeparte- 
ments in einem einheitlichen Zeitpunkte in Kraft. In 
Oldenburg währte die Frist 8 Tage, laufend von dem 
Tage der Ausgabe des Gesetzblattes, diesen Tag mitein- 
gerechnet; subsidiär traten also die Gesetze im ganzen 
Staate in einem einheitlichen Zeitpunkte in Kraft. 
Diese Publikationsverhältnisse fanden in Oldenburg 
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durch die Verordnung vom 16. /28. Dezember 1844, in 
Preußen durch das Gesetz vom 3. April 1846 ihr Ende. 

Die dritte Stufe — das formelle Publikations- 
prinzip ist nunmehr bereits das allein herrschende — 
besteht darin, daß die Gesetze in gewissen größeren 
Bezirken des Staates in einem einheitlichen Zeit- 
punkte in Kraft treten. Die hier in Betracht kommenden 
Staaten sind das Königreich Westfalen, Baden und 
Preußen. 

Im Königreich Westfalen, wo auf Grund des 
Art. 45 der Verfassung vom 15. November 1807 seit dem 
1. Januar 1808 der Code Napoleon in Geltung war, traten 
die Gesetze nach den Vorschriften des Art. 1 C. c. in 
Kraft; jedes Departement hatte also seine eigene Frist, 
größer oder kleiner, je nachdem der Hauptort desselben 
mehr oder weniger weit vom Sitze der Staatsregierung 
entfernt war. 1 ) Diese Fristen liefen vom Tage der 
Promulgation, doch erfolgte nach dem Ablauf der 
betreffenden Frist der Eintritt der materiellen Gesetzes- 
kraft, gemäß Art. 55 der Verfassung, nur dann, wenn in- 
zwischen die Publikation durch das Gesetzblatt 
stattgefunden hatte. Auch die königlichen Dekrete traten 
nur innerhalb des einzelnen Departement in einem ein- 
heitlichen Zeitpunkte in Kraft: Am Tage nach dem 
Eintreffen des Gesetzesbulletin im Departement-Hauptorte 
(vgl. S. 169). 

In Baden bestimmt das seit 1. Januar 1810 in 
Geltung gewesene Bad. Landrecht, Einl. Satz 1, daß die 
Gesetze „in dem Untergerichtsbezirk, in welchem die Staats- 
regierung besteht, einen Tag nach der Verkündung, in 
einem jeden der übrigen Bezirke nach Verlauf jenes einen 

*) In einem königlichen Dekret vom 27. Januar 1808, Art. 1 f., 
wurden diese für die einzelnen Departements geltenden Fristen 
genau berechnet und ein- für allemal festgesetzt. (Analogie zu dem 
arrete der französischen Regierung, vom 13. Aug. 1803; vgl. S. 93.) 
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Tages und so vieler weiteren, als vielmal 10 Stunden der 
Hauptort des Bezirkes von dem Orte entfernt ist, von 
welchem die Verkündung ausgeht", in Kraft treten. 
Zusatz 1 al. c. verfügt außerdem : „ Bei Verordnungen, deren 
Inhalt nicht schon als Vorschlag, mittelst einer öffent- 
lichen Verhandlung darüber, vor der Verkündung all- 
gemein hat bekannt sein können 1 ), wird jene Frist erst 
von Ablauf des 30. Tages nach Erscheinung derselben im 
Regierungsblatt gezählt, wenn sie nicht namentlich eine 
kürzere oder längere Frist bestimmen." 2 ) Dieser Rechts- 
zustand währte bis zum 1. Januar 1900 (vgl. S. 182). 

Für Preußen ordnet das Gesetz vom 3. April 1846, 
betr. die Publikation der Gesetze, § 2, an, daß die Gesetze 
in Kraft zu treten haben : 

„In dem Regierungsbezirk Potsdam mit Berlin 
mit dem 8. Tage, 

in den Regierungsbezirken Frankfurt, Stettin, 
Magdeburg und Merseburg mit dem 9. Tage, 

in den Regierungsbezirken Stralsund, Cöslin, 
Posen, Breslau, Liegnitz und Erfurt mit dem 11. Tage, 
in den Regierungsbezirken Marienwerder, Brom- 
berg, Oppeln und Minden mit dem 12. Tage, 

in den Regierungsbezirken Danzig, Münster 
und Arnsberg mit dem 13. Tage, 



*) Dieser Passus trägt unverkennbar französische Marke; 
es wird hier dieselbe Erwägung angestellt, welche der avis du 
conseil d'Etat vom 14. Juni 1806 als Beweggrund dafür angibt, daß 
er die decrets imperiaux nicht den Fristbestimmungen des Art. 1 
C. c, sondern den Vorschriften des Gesetzes vom 4. Okt. 1795 
unterwirft. Vgl. den S. 107 f. zit. Wortlaut dieses avis du conseü 
d'Etat. 

2 ) Vgl. hierzu auch die Rechtsbelehrung des Ministeriums 
des Innern, vom 5. April 1811, den Anfangstermin der gesetzlichen 
Kraft administrativer und polizeilicher Verordnungen und deren 
Verkündigungsart betr. 

Dr. J. Lukas, Über die Oeaetzespublikaticm. 12 
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in den Regierungsbezirken Königsberg und 

Gumbinnen, sowie in der Rheinprovinz mit dem 

14. Tage, 

nach dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem 

das betreffende Stück der Gesetzsammlung in Berlin 

ausgegeben worden ist." 

In derselben Weise wurden dann auch für die im 
Laufe der Jahre in den Preußischen Staat einverleibten 
Gebiete bestimmte Fristen festgesetzt. 1 ) Dieses Fristen- 
system blieb bis zum Gesetz vom 16. Februar 1874 in 
Geltung (vgl. S. 182). 

Sowohl in Baden als in Preußen ist hinsichtlich 
der Art der Fristbemessung der französische Einfluß 
(Art. l C. c.) leicht zu merken. Gelegentlich der Erör- 
terung des Fristensystems des Art. l C. c. wurde denn 
auch bereits hervorgehoben, welche Nachteile es hat, wenn 
das einzelne Gesetz nicht im ganzen Staate gleich- 
zeitig, sondern in dem einen Bezirke früher, in dem 
anderen später in Kraft tritt. 

Es kann mit Genugtuung festgestellt werden, daß 
die deutschen Staaten der Forderung nach einem für den 
ganzen Staat einheitlichen Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Gesetze im großen und ganzen Rechnung getragen 
haben. Damit sind die vierte und fünfte Stufe in der vor- 
liegenden Entwicklung gegeben. 



Allerhöchster Erlaß vom 19. Sept. 1852, betr. die Publi- 
kation der Gesetze in den Hohenzollernschen Landen etc., Punkt 1; 
Gesetz vom 14. Mai 1855, die Einführung und Publikation 
der Preuß. Gesetze in den neu erworbenen Jade- Gebieten betr.; 
Verordnung vom 1. Dez. 1866, betr. die Publikation der Gesetze in 
denjenigen Landesteilen, welche durch das Gesetz vom 20. Sept. 
1866 der Preuß. Monarchie einverleibt worden sind, § 2; Ver- 
ordnung vom 29. Januar 1867, betr. die Publikation der Gesetze 
in denjenigen Landesteilen, welche durch die Gesetze vom 24. Bez. 
1866 (Gesetzsammlung S. 875, 876) der Preuß. Monarchie einver- 
leibt worden sind, § 2. 
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Die vierte Stufe wird durch jene Staaten gebildet, 
in welchen die Gesetze mit dem Tage der Ausgabe des 
Gesetzblattes Geltungskraft erlangen. Es sind dies: 
Bayern, Mecklenburg-Schwerin und Oldenburg. 
Hier ist also das im ganzen Staate gleichzeitig erfol- 
gende Inkrafttreten der Gesetze geltendes Recht ge- 
worden. Allerdings muß dabei der Mangel einer gene- 
rellen vacatio legis als empfindliche Lücke bezeichnet 
werden. *) 

In Bayern gründet sich der erwähnte Rechtszustand, 
wie schon S. 169 dargetan worden ist, auf die Verordnung 
vom 5. Oktober 1799 und hat sich bis heute unverändert 
erhalten. Mecklenburg-Schwerin besitzt in der Ver- 
ordnung vom 16. Januar 1812, Gesetzsammlung Nr. 2904, 
eine analoge Bestimmung (vgl. S. 170), desgleichen Olden- 
burg in der Verordnung vom 16./28. Dezember 1844, § 3 
(vgl. S. 161 f.). 

Zur fünften und letzten Stufe gehören alle die 
Staaten, welche es verstanden haben, sowohl der Forde- 
rung nach einem für den ganzen Staat einheitlichen Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Gesetze, als auch der For- 
derung nach einer ausreichenden vacatio legis Genüge zu 
leisten, kurz gesagt, die Staaten mit einer für das ganze 
Staatsgebiet einheitlichen vacatio legis. 

Am frühesten findet diese einheitliche vacatio legis 
ihre Verwirklichung im Großherzogtum Hessen. Die 
Verordnung vom 20. Juni 1808, Punkt 2, verfügt, daß die 
Gesetze 14 Tage nach Erscheinen des Gesetzblattes in 
Kraft zu treten haben. 

Im Königreich Sachsen erhielten die Gesetze auf 
Grund des Gesetzes vom 6. September 1834, § 5, mit dem 
Anfang des 15. Tages, von dem Ablauf des Tages der 
letzten Ausgabe des Gesetzblattes an gerechnet, mate- 

*) Über die Notwendigkeit einer generellen vacatio legis 
vgl. S. 12 ff. 

12* 
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rielle Gesetzeskraft (vgl. S. 162 ff.). Durch das Gesetz vom 
1. Mai 1884, die Bekanntmachung der Gesetze und Ver- 
ordnungen betreffend, § 2, wurde diese 14tägige in eine 
13tägige Frist umgewandelt und so die Homogenität mit 
der weiter unten zu erörternden Deutschen Reichsgesetz- 
gebung hergestellt. Damit ist der heutige Rechtszustand 
gegeben. 

Das Deutsche Reich der Jahre 1848 und 1849 
normierte mit Reichsgesetz vom 27. September 1848, Art. 3, 
für das Inkrafttreten der Reichsgesetze eine 19tägige 
Frist, beginnend mit dem Ablaufe des Tages der Ausgabe 
des Gesetzblattes in Frankfurt. 

In Österreich hatten die im Reichsgesetz- und 
Regierungsblatte aufgenommenen Gesetze auf Grund des 
kaiserlichen Patentes vom 4. März 1849 Nr. 153 R. G. B. 
Erg.-Bd., § 3, nach Ablauf einer 29tägigen Frist in Kraft 
zu treten, die mit dem Tage nach der Ausgabe und Ver- 
sendung des Gesetzblattes begann; §6 l! c. verfügte Ana- 
loges hinsichtlich der in den Landesgesetz- und Regie- 
rungsblättern publizierten Gesetze und Verordnungen, 
nur daß hier die Frist nicht 29, sondern 14 Tage betrug. 
Durch die kaiserliche Verordnung vom 20. Dezember 1850 
Nr. 473 R. G. B., § 4, wurde für die im Reichsgesetz- und 
Regierungsblatte abgedruckten Gesetze die generelle va- 
catio legis von 29 auf 44 Tage erhöht, und diese Frist 
besteht noch heute zu Recht, indem sie durch das kaiser- 
liche Patent vom 27. Dezember 1852 Nr. 260 R G. B., 
§ 8, das kaiserliche Patent vom 1. Januar 1860 Nr. 3 
R. G. B, § 5, und das Gesetz vom 10. Juni 1869 Nr. 113 
R. G. B., § 6 Abs. 1, aufrechterhalten wurde. Die für die 
Landesgesetz- und Regierungsblätter festgesetzte generelle 
vacatio legis von 14 Tagen wurde im kaiserlichen Patente 
vom 27. Dezember 1852, § 9 letzter Abs., fortbestehen 
gelassen. Über die Entwicklung seit dem kaiserlichen 
Patent vom 1. Januar 1860 wurden bereits S. 171 f. ausführ- 
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liehe Daten gebracht. Nach § 4 dieses Patentes traten 
die Verordnungen der Landesbehörden in jeder einzelnen 
Gemeinde dann in Kraft, wenn in derselben auf Grund 
des betreffenden Stückes des „ Landesverordnungsblattes " 
die materielle Publikation erfolgt war. Bald jedoch 
wurde für diese Publikation von Verordnungen der Landes- 
behörden durch die Landesverordnungsblätter, eine 14- 
tägige vacatio legis geschaffen, welche vom Tage der 
Ausgabe des betreffenden Landesverordnungsblattes an 
zu laufen hatte (Verordnung der Ministerien der Justiz, 
des Innern und der Finanzen, vom 14. März 1860 Nr. 65 
R. G. B.). Durch kaiserliche Verordnung vom 17. Februar 
1863 Nr. 19 R. G. B. wurde diese Bestimmung provisorisch 
auch auf die Landesgesetze ausgedehnt, allein dieses Pro- 
visorium ist mittlerweile zum Definitivum geworden, in- 
dem es noch heute zu Recht besteht. 

Holstein führt durch das Gesetz vom 27. Dezember 
1850, § 2, eine neuntägige, mit dem Ende des Tages der 
Ausgabe des Gesetzblattes beginnende vacatio legis ein, 
muß jedoch auf Grund der Dänischen Verordnung für 
das Herzogtum Holstein, vom 30. August 1852, § 2 Abs. 2, 
zum materiellen Publikationsprinzip zurückkehren und 
klebt an demselben bis zu seiner Einverleibung in die 
Preußische Monarchie (vgl. S. 165 ff.). 

Im Norddeutschen Bund galt auf Grund des Art. 2 
der Bundesverfassung von allem Anfang an eine 13tägige 
vacatio legis, welche vom Ablauf des Tages der Ausgabe 
des Gesetzblattes an zu rechnen war. 

Im Deutschen Reich blieb dieser Rechtsgrundsatz 
fortbestehen (Art. 2 der am 31. Dezember 1870 publizier- 
ten „Verfassung des Deutschen Bundes" und der „Ver- 
fassung des Deutschen Reiches" vom 16. April 1871). 

Elsaß-Lothringen besitzt auf Grund des Reichs- 
gesetzes vom 3. Juli 1871, § 2, ebenfalls eine 13tägige 
vacatio legis, welche vom Ablauf des Tages der Ausgabe 
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des für Elsaß-Lothringen geschaffenen Gesetzblattes in 
Berlin an zu laufen beginnt. 

In Preußen wurde eine einheitliche vacatio legis 
erst mit dem Gesetz vom 16. Februar 1874, betreffend 
den Beginn der verbindlichen Kraft der durch die Gesetz- 
sammlung verkündeten Erlasse, § 1 Abs. 1, eingeführt: 
Die 13tägige vacatio legis der Reichsgesetze wurde herüber- 
genommen, so daß die preußischen Gesetze seither „mit 
dem 14. Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an wel- 
chem das betreffende Stück der Gesetzsammlung in Berlin 
ausgegeben worden ist", in Kraft treten. 

Baden hat den analogen Schritt gar erst im Jahre 
1899 getan. Das Gesetz vom 17. Juni 1899, die Ausführung 
des bürgerlichen Gesetzbuches betreffend, Art. 1, schafft 
ebenfalls eine für den ganzen Staat einheitliche vacatio 
legis von 13 Tagen, beginnend mit dem Ablaufe des 
Tages der Ausgabe des Gesetzblattes. 

Wenn wir am Schlüsse dieser chronologisch gehaltenen 
Ausführungen das Ergebnis derselben zusammenfassen, 
so gelangen wir zu dem Satze, daß die Entwicklung in 
Deutschland im großen und ganzen dahin tendiert, die 
Gesetze nach dem Ablaufe einer für den ganzen Staat 
einheitlichen vacatio legis in Kraft treten zu lassen. 

VI. 
Publikationsgeschichte der deutschen Klein- 
staaten. 

Es ist bereits S. 134 ff. hervorgehoben und näher 
begründet worden, daß die deutschen Kleinstaaten, zu 
denen ich mit Rücksicht auf seine Zugehörigkeit zum 
ehemaligen Deutschen Bunde auch Luxemburg rechne, 
aus einer Darstellung der Entwicklung der modernen 
Publikationstechnik in Deutschland grundsätzlich aus- 
zuschalten sind. Hier muß den damals gemachten Aus- 
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führungen noch Folgendes als Ergänzung hinzugefügt 
werden : 

Der große Gegensatz zwischen den Kleinstaaten 
einerseits und den großen und Mittelstaaten andererseits 
kommt schon hinsichtlich der Wahl des Gesetzblattes 
zum Ausdruck. Während in den größeren Staaten mit 
Rücksicht auf die Notwendigkeit eines leichten Handge- 
brauches des Gesetzblattes als Gesetz-Sammlung die 
Verwendung einer Amtszeitung als Gesetzblatt ganz un- 
zweckmäßig ist, kann dies für die Kleinstaaten nicht be- 
hauptet werden, da dort die Amtszeitungen wohl kaum 
an übergroßem Volumen leiden dürften oder wenigstens 
nicht zu leiden brauchten. Ebenso ist auch die Kon- 
kurrenz zweier Gesetzblätter, von denen das eine sub- 
sidiären Gesetzblatt- Charakter besitzt, im Kleinstaate viel 
eher zu ertragen, als in einem größeren Staatswesen. 

Am allerwichtigsten in diesem Zusammenhang aber 
ist der Umstand, daß der Akt der Ausgabe des Gesetz- 
blattes in den kleinsten Staaten eine ganz andere Be- 
deutung besitzt als in größeren Staaten. Wie schon S. 135 f. 
angedeutet worden, sind die materielle und die formelle 
Publikation, die ja doch nur Typen darstellen, lediglich 
in einem ausgedehnteren Staatswesen zwei scharf von 
einander sich abhebende Erscheinungen, bei einem räum- 
lich eng begrenzten Staatsgebiete dagegen ver- 
schwimmen sie gänzlich in einander. Die Folge 
davon ist, daß im letzteren Falle auch der Akt der Aus- 
gabe des Gesetzblattes nicht, wie sonst, einen rein for- 
mellen Charakter besitzt, sondern als materielle Publi- 
kationshandlung angesehen werden muß. 

Das hat für die Entwicklung der Publikationstechnik 
in den Kleinstaaten eine wichtige Konsequenz: 

In mehreren dieser Staaten ist gleichzeitig mit der 
Einführung des Gesetzblattes auch der Rechtsgrundsatz 
akzeptiert worden, daß die Gesetze mit dem Tage der 
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Ausgabe des Gesetzblattes in Kraft zu treten haben, 
ohne daß jedc>ch eine ausdrückliche gesetzliche 
Bestimmung darüber zu finden wäre. In einem 
größeren Staate würde, wie S. 150 ff. nachgewiesen worden 
ist, in einem solchen Falle das bisherige materielle 
Publikationsprinzip (materielle Publikationshandlungen in 
den Gemeinden) aufrecht erhalten bleiben, im Klein- 
staate tritt die Ausgabe des Gesetzblattes stillschwei- 
gend an die Stelle der bisherigen, in den Gemeinden 
vollzogenen materiellen Publikationshandlungen. Über- 
haupt können wir die Erscheinung wahrnehmen, daß 
es bei den deutschen Kleinstaaten fast zur Regel gehört, 
gleichzeitig mit der Einführung des Gesetzblattes 
mit einem Schlage auch die moderne Publikations- 
methode zu rezipieren, also den Akt der Ausgabe 
des Gesetzblattes zum rechtlich relevanten Publi- 
kationsakt zu erheben. Man vergleiche hierzu die kompli- 
zierte Entwicklung, welche in den großen und Mittelstaaten 
durchzumachen war! 

Auch hinsichtlich der Wahl des Zeitpunktes des 
Inkrafttretens der Gesetze braucht man in den Klein- 
staaten den Grundsätzen, welche für die größeren Staaten 
maßgebend sein müssen, nicht mit jener Genauigkeit 
Rechnung zu tragen: Der Mangel einer vacatio legis, 
der Mangel eines für den ganzen Staat einheitlichen 
Zeitpunktes des Inkrafttretens der Gesetze, werden im 
Kleinstaate nicht in jenem Maße fühlbar sein, wie ander- 
wärts. 

All das beweist, daß bei den deutschen Kleinstaaten, 
in Anbetracht ihrer geringen räumlichen Ausdehnung, 
von einer einheitlichen Entwicklung der Publikations- 
technik nicht gesprochen werden kann. 

Der Vollständigkeit halber aber sollen im folgenden 
in der unvermeidlichen Form einer trockenen Rechts- 
statistik die Publikationsverhältnisse der deutschen Klein- 
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Staaten eine chronologische Darstellung erfahren, bei 
deren Bearbeitung aber begreiflicherweise gewisse Lücken 
und Ungenauigkeiten nicht zu vermeiden waren. 

A. Einführung des Gesetzblattes. 

In Lübeck haben sich die, wahrscheinlich schon 
seit ihrem Bestehen (1751) als Amtsblatt fungierenden 
„Lübeckischen Anzeigen" durch stillschweigenden Ge- 
brauch zum Gesetzblatt entwickelt. Sanktioniert wurde 
dieser Rechtszustand durch die Bekanntmachung des 
Senates, vom 21. September 1868, die fernere Herausgabe 
des Lübeckischen Amtsblattes betreffend. 1 ) 

Bremen besaß lange Zeit hindurch, ohne daß es 
darüber eine bestimmte Verordnung gibt 2 ), folgenden 
Publikationsapparat: Die einzelnen Stücke des „Gesetz- 
blattes der freien Hansestadt Bremen " wurden einer be- 
stimmten Nummer des Amtsblattes „Bremer Nachrichten" \ 
beigelegt und dadurch zur Publikation gebracht, daß in 
die betreffende Nummer der „Bremer Nachrichten" eine 
darauf sich beziehende Notiz aufgenommen wurde. 3 ) 

Auch für die freie Stadt Frankfurt läßt sich ein 
bestimmter Anfangspunkt der Existenz des Gesetzblattes 
nicht ermitteln. Als solches diente bis 1821 das Intelli- 
genzblatt. 4 ) 



Laut Bekanntmachung der Senatskanzlei vom 15. Sept. 
1899 trat mit 1. Oktober 1899 ein eigenes „Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt der freien und Hansestadt Lübeck" ins Leben, 
welches als Beilage der als Amtsblatt fungierenden „Lübeckischen 
Anzeigen" erscheint. 

2 ) Siehe Sievers, Das Staatsrecht der freien Hansestadt 
Bremen, 1884 (in Marquardsens Handbuch des öffentlichen 
Rechts, 1. Aufl., III. Bd. 2. Halbbd. 3. Abtig.), S. 70. 

:l ) Seit 1874 erscheint das „Gesetzblatt" selbständig. 

4 ) Seit diesem Jahre bestand ein besonderes Amtsblatt und 
übernahm auch die Funktion des Gesetzblattes. 
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Für die Grafschaft Wetzlar wird durch Verordnung 
des Kurfürstlich provisorisch angeordneten Kommis- 
sariates, vom 26. Januar 1803, das Wetzlarsche Intelligenz- 
blatt zum Gesetzblatt erhoben. 

Sachsen-Koburg erhält durch Verordnung vom 
26. Juli 1807, § 2, ein Gesetzblatt mit dem Titel „Her- 
zoglich Sachsen-Koburg-Saalfeldisches Regierungs- und 
Intelligenzblatt'' *)• 

Nassau besaß seit Beginn des Jahres 1809 ein Gesetz- 
blatt, indem mit Verordnung des Staatsministeriums, vom 
24. Dezember 1808, das „Herzoglich nassauische Intelligenz- 
blatt " ins Leben gerufen wurde und den Charakter eines 
Gesetzblattes erhielt. 2 ) 

In Sachsen-Hildburghausen wird durch Edikt 
vom 5. Mai 1810, Ziffer 1, das bisherige „Wochenblatt" 
zum Gesetzblatt mit dem Titel „Regierungsblatt" er- 
hoben. 3 ) 

Im Großherzogtum Frankfurt wird durch die landes- 
herrliche Verordnung vom 25. Juli 1810 die Gründung 
eines Gesetzblattes mit dem Titel „Regierungsblatt" vor- 
gesehen, und die landesherrliche Verordnung vom 14. Sep- 
tember 1810 ordnet das Erscheinen desselben ausdrück- 



*) Seit dem 22. Mai 1847 dient nicht mehr dieses, sondern die 
auch bisher ausgegebene „Gesetzsammlung für das Herzogtum 
Koburg" als Gesetzblatt. Dieselbe erscheint als Beilage des „Regie- 
rungsblattes"; es ist daher zur giltigen Publikation der Gesetze 
auch die Aufnahme einer entsprechenden Notiz in die betreffende 
Nummer des Regierungsblattes notwendig. (Vgl. hierzu das St. G. G. 
für die Herzogtümer Koburg und Gotha, vom 3. Mai 1852, § 110.) 

2) Eine Ministerialverfügung vom 7. März 1809 ordnete an, 
daß künftighin die Verordnungen auf besondere Blätter als Bei- 
lagen des InteUigenzblattes, unter dem Titel „Verordnungsblatt", 
abzudrucken seien. Dieser Rechtszustand blieb bis zur Einverleibung 
des Herzogtums in den preußischen Staat. 

8 ) Im Jahre 1826 wird dieser Staat bekanntlich mit Sachsen- 
Meiningen vereinigt. 
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lieh an. Es führt den Namen „Großherzoglieh Frank- 
furtisches Regierungsblatt" *). 

Sachsen -Weimar erhebt durch Zirkulare der herzog- 
lichen Regierung zu Weimar, vom 17. Dezember 1810, das 
„ Weimarische Wochenblatt" mit 1. Januar 1811 zum Ge- 
setzblatt 2 ). 

In ähnlicher Weise kommt Anhalt-Köthen zu 
einem Gesetzblatte: Die Organisation des Herzogtums 
Anhalt-Köthen, vom 19. Februar 1811, stattet das in der 
Residenz erscheinende „Wochenblatt" mit den Funktionen 
eines Gesetzblattes aus (§ 36 1. c.) und wandelt seinen 
Titel in „Anhaltischer Anzeiger" um (§ 37 1. c.). 8 ) 

In Anhalt-Bernburg werden die „Anhalt-Bern- 
burgischen wöchentlichen Anzeigen" durch Verordnung 
vom 23. Oktober 1811 zum Gesetzblatte gemacht 4 ). 



*) Nach der Wiederherstellung der freien Stadt Frankfurt 
wurde zunächst das Intelligenzblatt, seit 1821 ein besonderes „Amts- 
blatt" als Gesetzblatt verwendet. 

2 ) An seine Stelle als Gesetzblatt tritt auf Grund einer "Ver- 
ordnung vom 18. März 1817 das „Großherzoglich Sachsen- Weimar- 
Eisenachische Regierungsblatt", seit 1837 „Regierungsblatt für das 
Großherzogtum Sachsen- Weimar-Eisenach". Durch die Verordnung 
vom 2. März 1832 wurde übrigens bestimmt, daß „die einer eiligen 
Bekanntmachung bedürfenden Verordnungen der Oberbehörden 
(vorbehaltlich, insoweit sie sich mit fortdauernder Bedeutung an 
die Landesgesetze anschließen, ihres Wiederabdruckes im nächsten 
Regierungsblatt)" durch das Wochenblatt bekanntzumachen seien. 
Für diese Fälle wurde also das Wochenblatt zum subsidiären 
Gesetzblatt gemacht. 

3 ) Kurze Zeit darauf erfährt dieses Blatt eine neue Namens- 
änderung und heißt nunmehr „Staatszeitung". (Vgl. die Verordnung 
vom 22. April 1811, „wegen Eintritts der Gesetzeskraft öffentlicher 
Bekanntmachungen".) Dabei bleibt es bis zu der mit Patent vom 
22. Mai 1853 erfolgten Vereinigung mit Anhalt-Dessau. 

4 ) Sie erhalten durch Verordnung vom 5. Mai 1837 den Titel 
„Das Regierungs- und Intelligenzblatt für das Herzogtum Anhalt- 
Bernburg", an dessen Stelle als Gesetzblatt, laut Verordnung 
vom 2ö. Juni 1854, die auch vorher schon erschienene „Gesetz- 
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In Waldeck besteht seit 1811, bis zum heutigen 
Tage, ein Gesetzblatt unter dem Titel „Fürstlich Waldeck- 
sches Regierungsblatt". 

Braunschweig erhält durch Verordnung vom 
5. Januar 1814 ein Gesetzblatt mit dem Titel „Gesetz- 
und Verordnungssammlung für die Herzoglich Braun- 
schweigischen Lande", jedoch ist die Publikation nur dann 
perfekt, wenn Nummer, Datum und Titel der in dem 
betr. Stück des Gesetzblattes enthaltenen Gesetze in den 
;Anzeigen" bekannt gemacht sind. 

Kurhessen ruft durch Verordnung vom 8. Sep- 
tember 1815, § 1, ein Gesetzblatt, nämlich die „Sammlung 
von Gesetzen etc. für die Kurhessischen Staaten" ins 
Leben. Seit 1822 lautet der Titel: „Sammlung von Ge- 
setzen etc. für Kurhessen \ 

In Sachsen-Altenburg dient seit Juli 1816 das 
Altenburgische Intelligenzblatt als Gesetzblatt (Verord- 
nung vom 4. April 181G). 1 ) 

In Reuß ä. L. wird durch den landesherrlichen Be- 
fehl vom 28. Februar 1817 ein Gesetzblatt mit dem Titel 
„Amts- und Verordnungsblatt " ins Leben gerufen. 2 ) 

Sammlung für das Herzogtum Anhalt-Bernburg" tritt. Jedoch ist 
von nun ab zur rechtsgilt igen Publikation auch noch der Abdruck 
von Nummer, Datum und Titel der betreffenden Gesetze im Regie- 
rungsblatte erforderlich. So bleibt es bis zu der im Jahre 1863 er- 
folgenden Vereinigung dieses Staates mit Anhalt-Dessau-Köthen 
zum Herzogtum Anhalt. 

ij Dasselbe führt auf Grund der Bekanntmachung der Landes- 
regierung vom 14. Dez. 1822 seit 1823 den Titel „Herzoglich 
Sachsen-Altenburgisches Amts- und Nachricht sblatt". Zu Anfang 
des Jahres 183» wird gemäß einer Bekanntmachung der Landes- 
regierung vom 12. Dez. 1834 das Amts- und Nachrichtsblatt in 
seiner Eigenschaft als Gesetzblatt von der schon seit 1821 erscheinen- 
den Herzoglich Sachsen- AI tenburgischen Gesetzsammlung abgelöst, 
und es erscheint dieselbe nunmehr als Beilage des Amts- und 
Nachrichtsblattes. 

2 ) An seine Stelle tritt mit Verordnung vom 28. Januar 1852 
die „Gesetzsammlung des Fürstentums Reuß ä. L.", seit 1870 „Ge- 
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Anhalt-Dessau, welches seit der Einverleibung von 
Anhalt-Köthen (1853) Anhalt-Dessau-Köthen, und seit 
der weiteren Einverleibung von Anhalt-Bernburg (1863) 
Herzogtum Anhalt heißt, besitzt seit 1818 ein Gesetz- 
blatt, die „Gesetzessammlung für das Herzogtum Anhalt- 
Dessau" ')• 



setzsammlung für das Fürstentum Reuß ä. L". Dieselbe wurde bis 
zur landesherrlichen Verordnung vom 2. Nov. 1867 als Beilage des 
Amts- und Verordnungsblattes (später „Amts- und Nachrichtsblatt" 
genannt) ausgegeben, und letzteres mußte, wenn die Publikation 
der Gesetze durch das Gesetzblatt rechtliche Bedeutung haben 
sollte, das Erscheinen der betreifenden Nummer des Gesetzblattes 
r besonders anzeigen" (Art. 1 der Verordnung von 1852). Durch die 
Verordnung von 1867 ist dem Gesetzblatte volle Selbständigkeit 
gegeben worden. Zwar hat das Amtsblatt auch seither von der 
Ausgabe einer jeden Nummer des Gesetzblattes Notiz zu nehmen, 
aber für das Inkrafttreten der Gesetze ist das nunmehr ohne jede 
rechtliche Relevanz. 

*) Dieselbe trägt seit der Vereinigung von Anhalt-Köthen mit 
Anhalt-Dessau einfach die Bezeichnung „Gesetzsammlung". Nach- 
dem 1863 auch Anhalt-Bernburg hinzugewachsen war und der so 
erweiterte Staat den Namen Herzogtum Anhalt erhalten hatte, 
wurde auch der Titel des Gesetzblattes entsprechend umgeändert in 
„Gesetzsammlung für das Herzogtum Anhalt" (Verordnung vom 
23. Sept. 1863). — Allem Anscheine nach war zur vollgiltigen Publi- 
kation neben der Ausgabe des Gesetzblattes auch der Abdruck von 
Nummer, Datum und Titel der darin enthaltenen Gesetze im je- 
weiligen Amtsblatte erforderlich. Ich schließe das aus den Bestim- 
mungen der landesherrl. Verordnung vom 23. Sept. 1863: Nachdem 
§ 2 die Verfügung getroffen hat, daß mit 1. Okt. 1863 das Regie- 
rungs- und Intelligenzblatt für Anhalt- Bernburg aufzulassen sei 
und an dessen Stelle der „Anhaltische Staatsanzeiger" zu treten 
habe, bestimmt § 3, daß „demnach" die Gesetze in den vor- 
maligen Bernburgischen Landesteilen in Kraft treten, sobald 
Nummer, Datum und Titel derselben im „Anhaltischen Staats- 
anzeiger" abgedruckt sind. Daraus ergibt sich, daß der analoge 
Rechtszustand in Anhalt-Dessau schon längst in Geltung war. — 
Jedenfalls wurden die einzelnen Stücke des Gesetzblattes von jeher 
als Beilage des Amtsblattes ausgegeben und trugen demgemäß den 
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In der Landgrafschaft Hessen-Homburg wurde 
durch Edikt vom 12. Februar 1818 ein „Amts- und In- 
telligenzblatt " geschaffen und zum Gesetzblatt erhoben. 1 ) 

In Reuß j. L. wurde durch landesherrl. Verordnung 
vom 19. Dezember 1821 folgender Publikationsmodus ge- 
schaffen: Die Gesetze waren von nun an in der stück- 
weise erscheinenden „Gesetzsammlung für die Fürstlich 
Reußischen Lande j. L." 2 ) abzudrucken; ihre Publikation 
bestand darin, daß das Erscheinen jedes einzelnen Stückes 
dieser Gesetzsammlung in den Intelligenzblättern von Gera, 
Schleiz und Lobenstein bekanntgemacht wurde. 

Sachsen-Meiningen erhält durch Verordnung vom 
27. Dezember 1825 ein Gesetzblatt mit dem Titel „Her- 
zoglich Sachsen-Meiningen'sches Regierungs- und Intelli- 
genzblatt \ 8 ) 



Vermerk „öffentlich bekannt gemacht und ausgegeben mit dem 
[folgt der Name des Amtsblattes] Nr. . . am [Datum]". Als Amts- 
blatt fungierte ursprünglich das „Wochenblatt", seit 1849 der 
„Anhalt-Dessauische Staatsanzeiger", seit 1854 der „Anhaltische 
Anzeiger". 

1 ) Auf Grund der Verordnung des landgräfl. hess. Geh.- 
Rats, vom 2. Oktober 1841, § 1, hörte das Amts- und Intelligenz- 
blatt mit Ende dieses Jahres zu erscheinen auf. In seiner Eigen- 
schaft als Gesetzblatt wurde es von dem seit dem Beginne des 
Jahres 1842 herausgegebenen „Landgräflich hessischen Regierungs- 
blatt" abgelöst (§§ 2, 3 1. c). An seine Stelle trat mit Verordnung 
des KönigL preuß. Zivil-Kommissars, vom 5. Aug. 1866, das „Regie- 
rungsblatt für das Landgrafentum Hessen und die großherzogl. 
hess. Provinz Oberhessen", welches mit Bekanntmachung: des 
Königl. preuß. Zivil-Kommissarius, vom 20. Sept. 1866, dem „Regie- 
rungsblatt für den Bezirk des Zivil-Kommissariates zu Homburg" 
Platz machte. 

2 ) Heute lautet der Titel „Gesetzsammlung für das Fürsten- 
tum Reuß j. L.". 

3 ) Nachdem 1826 diesem Staate das Herzogtum Sachsen- 
Hildburghausen und das bisher zu Koburg gehörige Fürstentum 
Saalfeld einverleibt worden waren, wurde für die beiden Ge- 
biete je ein „Regierungs- und Wochenblatt" kreiert und mit den 
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In Sachsen-Gotha wird durch Verordnung vom 
26. Dezember 1829 mit Beginn des Jahres 1830 das 
„Gothaische Intelligenzblatt * zu einem Gesetzblatt gemacht 
und erhält den Namen „ Gothaisches Regierungs- und In- 
telligenzblatt V) 

In Schaumburg- Lippe erhalten die bisherigen 
„ Schaumburg-Lippischen Landesanzeigen n durch Verord- 
nung vom 6. Dezember 1831 den Charakter eines Gesetz- 
blattes mit dem Titel •„ Anzeigen des Fürstentums Schaum- 
burg-Lippe" (Art. 1 1. c.). 2 ) 



Funktionen eines Gesetzblattes ausgestattet, so daß jetzt in Sachsen- 
Meiningen neben einander drei Gesetzblätter, aber mit getrenntem 
örtlichen Geltungsbereich, existierten. Das änderte sich mit dem 
Edikt vom 21. Januar 1829 „über die Publikation landesherrlicher 
Verordnungen". Durch dieses wird für das ganze Land ein einheit- 
liches Gesetzblatt mit dem Titel „Sammlung der landesherrlichen 
Verordnungen im Herzogtum Meiningen" geschaffen (Punkt 1 1. c). 
Die bisherigen 3 Kegierungsblätter werden zwar auch weiterhin 
zur Publikation der landesherrlichen Verordnungen verwendet 
(Punkt VII 1. c), jedoch haben sie den Charakter von Gesetzblättern 
verloren, da der in ihnen enthaltene Abdruck der Gesetze für deren 
Inkrafttreten ohne jede rechtliche Bedeutung ist, was sich aus 
Punkt V und X 1. c. ergibt. 

*) Vom 1. April 1847 an wird dem Regierungs- und Intelligenz- 
blatt die Funktion eines Gesetzblattes genommen und auf die schon 
seit längerer Zeit erscheinende „ Gesetzsammlung für das Herzog- 
tum Gotha" übertragen, die nunmehr stückweise ausgegeben wird. 
Jedoch muß, damit die Publikation der Gesetze Rechtsgiltigkeit 
besitze, das Regierungsblatt, als dessen Beilage die einzelnen Num- 
mern der Gesetzsammlung erscheinen, eine entsprechende Notiz 
enthalten. (Vgl. auch das St. G. G. für die Herzogtümer Koburg 
und Gotha, vom 3. Mai 1852, § 110.) 

2 ) Die Verordnung der Fürstl. Schaumburg-Lippischen Re- 
gierung vom 1. Februar 1848 bestimmt, daß künftighin ein als 
Beilage zu den „Anzeigen" erscheinendes Gesetzblatt unter dem 
Titel „ Schaum burg-Lippische Landes Verordnungen" bestehen soll 
Die „Anzeigen" behielten aber subsidiär die Geltung eines Gesetz- 
blattes, soweit und solange das betreffende Gesetz nicht auch in 
den „Schaumburg-Lippischen Landesverordnungen" publiziert war. 



} 
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In Luxemburg wurde infolge der durch landes- 
herrlichen Beschluß vom 31. Dezember 1830, Nr. 23, er- 
folgten administrativen Scheidung dieses Großherzogtums 
vom Königreich der Niederlande, mit landesherrlichem Be- 
schluß vom 9. März 1832, betr. die Bekanntmachung der 
Gesetze und Beschlüsse des Landesherrn in dem Groß- 
herzogtum Luxemburg, Art. 1, das bisher unter dem Titel 
„Verwaltungs-Memorial des Großherzogtums Lützemburg, 
Memorial administratif du grand-duche de Luxembourg" 
bestandene, lediglich zur Bekanntmachung von Verwaltungs- 
vorschriften dienende, in deutscher und französischer 
Sprache erscheinende Blatt zum Gesetzblatt erhoben. Sein 
Titel lautete nunmehr: „Gesetzgebungs- und Verwaltungs- 
Memorial des Großherzogtums Luxemburg, Memorial le- 
gislatif et administratif du grand-duche de Luxembourg" 1 ). 

Schwarzburg-Sondershausen gründet durch Ver- 
ordnung vom 11. Mai 1837 ein Gesetzblatt, die heute 
noch bestehende „ Gesetzsammlung für das Fürstentum 
Schwarzburg-Sondershausen ". Dieselbe erscheint als Bei- 



l ) Seit Nr. 12, Jahrg. 1838, lautet der deutsche Titel „Ver- 
ordnungs- und Verwaltüngsblatt des Großherzogtums Luxemburg", 
der französische Titel bleibt unverändert. Durch königl. großher- 
zoglichen Beschluß vom 20. April 1854, betr. die Herausgabe des 
Verordnungs- und Verwaltungsblattes, Art. 1, wird dieses Gesetzblatt, 
welches seit 1. Mai 1864 den Titel „Memorial des Großherzogtums 
Luxemburg, Memorial du grand-duch6 de Luxembourg" führt, in 
zwei getrennt erscheinende Teile zerlegt, von welchen der 1. die 
Funktion des Gesetzblattes behält, während der 2. den Bekannt- 
machungen anderer Art dient. Für diese letzteren wird durch 
königl. großherzogl. Verordnung vom 28. Nov. 1857 die „Luxem- 
burger Zeitung" bestimmt, so daß seither der 2. Teil des Memorial 
verschwindet. Durch Gesetz vom 16. Juli 1859, § 4, wird jedoch 
diese Verordnung mit 1. Oktober 1859 außer Kraft gesetzt und 
durch königl. großherzogl. Beschluß vom 21. Sept. 1869, betr. die 
Veröffentlichung des Memorials in zwei Abteilungen, Art. 1, die 
2. Abteilung des Memorial wieder hergestellt. 
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läge des Amtsblattes, und es ist zur rechtsgiltigen Publi- 
kation der Gesetze erforderlich, daß in die Nummer 
des Amtsblattes, welcher das betreffende Stück der „Ge- 
setzsammlung" beigelegt ist, „die laufende Zahl dieses 
Stückes, sowie der summarische Inhalt und das Datum 
der in demselben enthaltenen Bekanntmachungen " Auf- 
nahme gefunden haben (§ 4 des Gesetzes vom 13. März 
1850, betr. die Publikation der Gesetze und Verord- 
nungen). ') 

Schwarzburg-Rudolstadt besitzt erst seit einer 
Verordnung vom 15. Januar 1840 ein Gesetzblatt in Ge- 
stalt der „ Gesetzsammlung für das Fürstentum Schwarz- 
burg-Rudolstadt". Dasselbe wurde als Beilage des in Rudol- 
stadt erscheinenden „ Wochenblattes " und des in Franken- 
hausen erscheinenden „Frankenhäuser Intelligenzblattes 7 ' 
ausgegeben; es war demnach zur vollgiltigen Publikation 
der Gesetze eine auf das Erscheinen der einzelnen Num- 
mer des Gesetzblattes sich beziehende Ankündigung in 
den genannten Zeitungen erforderlich. Diese letzteren 



*) Bis Ende 1859 gab es sowohl für die fürstliche Unter-, 
als auch für die fürstliche Oberherrschaft ein Amtsblatt mit 
dem Titel „Regierungs- und Intelligenzblatt". Biese beiden Amts- 
blätter wurden in Sondershausen, beziehungsweise Arnstadt heraus- 
gegeben. Durch Ministerialverordnung vom 13. Dez. 1859, welche 
auf Grund des ermächtigenden Gesetzes gleichen Datums erlassen 
wurde, fand am 1. Januar 1860 eine Vereinigung beider Blätter zu 
einem statt. Dasselbe trug den Titel „Der Deutsche, Sondershäuser 
Zeitung und Regierungs- und Intelligenzblatt für das Fürstentum 
Schwarzburg-Sondershausen". An dessen Stelle tritt mit 1. Januar 
1873 das „Regierungs- und Nachrichtsblatt für' das Fürstentum 
Schwarzburg-Sondershausen" (Ministerialverordnung vom 27. Nov. 
1872), um selbst wiederum zu Beginn des Jahres 1894 von dem 
Blatte „Der Deutsche, Zeitung für Thüringen und den Harz und 
amtlicher Anzeiger für das Fürstentum Schwarzburg-Sonders- 
hausen" abgelöst zu werden. (Ministerialverordnung vom 19. Dez. 
1893.) 

Dr. J. Lukas, Über die Gesetzespublikation. 13 
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erhielten übrigens außerdem subsidiär auch noch die 
Funktionen eines Gesetzblattes. 1 ) 

In Lippe wird allem Anschein nach erst durch Be- 
kanntmachung der fürstlich Lippischen Regierung vom 
20. Dezember 1842 ein Gesetzblatt eingeführt, welches 
bis heute den Titel „Gesetzsammlung für das Fürstentum 
Lippe " führt. 

In Hamburg wird durch Verordnung vom 16. Januar 
1852 der „Hamburgische Korrespondent * mit den Funk- 
tionen eines Gesetzblattes belehnt. 2 ) 

Wenn wir am Schlüsse die Publikationseinrich- 
tungen der deutschen Kleinstaaten kurz überblicken, 
fällt uns das häufige Zusammenwirken von Gesetz- 
blatt und Amtsblatt auf: Zur Rechtsgiltigkeit der Publi- 
kation ist vielfach nicht nur die Ausgabe des Gesetz- 
blattes, sondern auch eine entsprechende Notiz im Amts- 
blatt erforderlich. In der Regel geht mit dieser juristi- 
schen die rein technische Maßregel, daß das Gesetz- 
blatt als Beilage des Amtsblattes ausgegeben wird, 
Hand in Hand, ja man wird sogar aus dem Vorhanden- 
sein der letzteren Maßregel auf das Vorhandensein der 
ersteren schließen können. — Die Fälle rechtlich relevanter 
Mitwirkung des Amtsblattes an der Gesetzespublikation 
mögen ja nicht damit verwechselt werden, daß in vielen 
deutschen Staaten der Usus besteht, das Erscheinen des 
Gesetzblattes in rechtlich gänzlich irrelevanter Weise 
im Amtsblatte anzuzeigen. 



1 ) Seit dem Gesetz vom 24. Februar 1864, die Bekanntmachung 
der Gesetze und Verordnungen betr., ist die „Gesetzsammlung" 
von den beiden genannten Zeitungen emanzipiert. Auch die sub- 
sidiäre Gesetzblatteigenschaft haben dieselben verloren, so daß die 
Gesetzsammlung nunmehr das einzige Gesetzblatt darstellt. 

2 ) Die Verordnung vom 16. Dez. 1886 aber ruft ein selbstän- 
diges „Amtsblatt der freien und Hansestadt Hamburg" ins Leben, 
welchem auch die Eigenschaft des Gesetzblattes übertragen wird. 
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B. Übergang vom materiellen zum formellen 
Publikationsprinzip. 

Hier soll in übersichtlicher Weise gezeigt werden, 
wann man in den deutschen Kleinstaaten daran ging, 
den« Akt der Ausgabe des Gesetzblattes als die rechtlich 
relevante Publikation, zu erklären und die Gesetze ent- 
weder unmittelbar, darnach oder nach Ablauf einer be- 
stimmten, von diesem Publikationsakte an zu rechnen- 
den Präsumtivfrist in Kraft treten zu lassen. In etwas 
ungenauer Weise habe ich den folgenden Ausführungen, 
die Überschrift „Übergang vom materiellen zum for- 
mellen Publikationsprinzip" gegeben, ungenau deshalb, 
weil ja in den kleinsten der hier in Betracht kommen- 
den Staaten der Gegensatz zwischen materiellem und for- 
mellem Publikationsprinzip nicht existiert. Der Über- 
sichtlichkeit halber glaube ich aber auch in diesen ab- 
normen Fällen an der allgemeinen Terminologie fest- 
halten zu sollen. 

In Lübeck, Bremen und der freien Stadt Frank- 
furt ist von jeher der Grundsatz eingehalten worden, 
daß die Gesetze mit dem Tage ihrer Publikation durch 
das Gesetzblatt 1 ) in Kraft zu treten haben. Gesetzliche 
Bestimmungen darüber fehlen. 

Für Wetzlar wird noch in dem Jahre der Gründung 
des Gesetzblattes, durch eine Verordnung des Kurfürst- 
lichen Kommissariates, vom 22. Juni 1803, die Bestimmung 
getroffen, daß die Geltungskraft der Gesetze von dem 
Tage der Ausgabe des Gesetzblattes an zu laufen beginnt. 

l ) In Bremen war bis zum Jahre 1874 außerdem noch eine 
Notiz in den „Bremer Nachrichten" erforderlich. Seither hat diese 
Notiz, wenn sie auch tatsächlich im Gebrauche geblieben ist, jede 
rechtliche Bedeutung verloren, da das „Gesetzblatt" von dem ge- 
nannten Zeitpunkte an selbständig erscheint. 

13* 
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Die gleiche Bestimmung galt in Nassau seit Be- 
stehen des Gesetzblattes. Die Verordnung des Staatsmini- 
steriums, vom 24. Dezember 1808, sagt in Abs. 1: 

„In das vom 1. Januar 1809 an zu Wiesbaden 
jeden Montag erscheinende neue »Herzoglich nassau- 
ische Intelligenzblatt* .... sollen alle vom Landes- 
herrn, dem Staatsministerium und von den diesem 
untergeordneten Landesbehörden erlassen werdenden 
Verordnungen und Bekanntmachungen primo loco 
eingerückt werden und dadurch vim publica- 
tionis und rechtliche Verbindlichkeit er- 
halten/ 

Auch in Sachsen -Hildburghausen wurde das 
formelle Publikationsprinzip gleichzeitig mit dem Gesetz- 
blatte eingeführt, indem auf Grund des Ediktes vom 
5. Mai 1810, Ziffer 2, die Gesetze in der landesherrlichen 
„Residenz nach Ablauf des Tages, an welchem das sie 
enthaltende Stück des Regierungsblattes ausgegeben 
worden, auf dem Lande hingegen nach Ablauf des darauf- 
folgenden Tages für bekannt geachtet " werden mußten. 
Ähnliches gilt ferner vom Großherzogtum Frank- 
furt, wo durch die das Gesetzblatt schaffende Verord- 
nung vom 25. Juli 1810, § 7, angeordnet ward, daß die 
Gesetze „30 Tage nach ihrem Erscheinen allenthalben 
in ihre volle Wirkung treten." 2 ) 

In Sachsen-Weimar bestand seit Einführung 
des Gesetzblattes der Grundsatz, daß die Gesetze mit dem 
Tage der Ausgabe des Gesetzblattes in Kraft treten. In 
den Verordnungen vom 18. März 1817 und 2. März 1832 
blieb dieser Rechtszustand aufrechterhalten. 

In Anhalt-Köthen erfolgte die Einbürgerung des 
formellen Publikationsprinzipes durch die Verordnung 



l ) Vgl. auch die landesherrl. Verordnung vom 14. Sept. 1810, 
Art. 8. 
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vom 22. April 1811, Art. 1 und 2, indem da bestimmt 
wurde, daß die Publikation der Gesetze „in der Residenz- 
stadt Köthen von dem Tage an für verbindlich geachtet 
wird", an' welchem das Gesetzblatt erschien, „in An- 
sehung der verbindlichen Kraft der .... Gesetze außer- 
halb der Residenz, ist zu unterscheiden zwischen Unsern 
diesseit und jenseit der Elbe belegenen Landen. In den 
ersteren nimmt die verbindliche Kraft der Gesetze ihren 
Anfang einen Tag nach der Promulgation, in den letzteren 
hingegen zwei Tage nachher, nachdem das Gesetz pro- 
mulgiert worden." 

Anhalt-Bernburg besaß das formelle Publikations- 
prinzip seit dem Bestehen des Gesetzblattes: Laut der 
landesherrl. Verordnung vom 23. Oktober 1811, die ge- 
setzliche Kraft der in den „Anhalt-Bernburgischen wöchent- 
lichen Anzeigen" erschienenen Gesetze und Verordnungen 
betr., erhalten die Gesetze „künftig durch Einrückung in 
die Bernburgischen wöchentlichen Anzeigen vollkommen 
gesetzliche Kraft." Dieser Rechtssatz wird in der landes- 
herrl. Verordnung vom 5. Mai 1837, die Herausgabe des 
Regierungs- und Intelligenzblattes für das Herzogtum 
Anhalt-Bernburg betr., § 2, noch deutlicher formuliert: 
„Alle Gesetze und Verordnungen sind durch ihre Auf- 
nahme in das Regierungsblatt für förmlich promulgiert zu 
erachten . . . . " Auch die Verordnung vom 25. Juni 1854, 
Art. 2, hält an diesem Prinzip fest: „Die Gesetze und Ver- 
ordnungen sind durch ihre Aufnahme in die ,Gesetz- 
sammlung', und, sobald Nummer, Datum und Titel der- 
selben in dem Regierungsblatte abgedruckt sind, für 
förmlich promulgiert zu erachten." 

Ebenso wie in Anhalt-Bernburg scheint auch in 
Wal deck seit der im Jahre 1811 erfolgten Begründung 
des Gesetzblattes der Grundsatz eingehalten worden zu 
sein, daß die Gesetze mit dem Tage der Ausgabe des 
Gesetzblattes in Kraft zu treten haben. 
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Für Braunachweig wurde, gleichzeitig mit dem 
Gesetzblatte, auch das formelle Publikationsprinzip ein- 
geführt, indem die landesherrl. Verordnung vom 5. Januar 
1814, die Anlegung einer Verordnungssammlung betr., 
die Bestimmung trifft, daß die Gesetze mit dem Anfange 
des achten Tages in Kraft zu treten haben, nachdem das 
betreffende Stück des Gesetzblattes ausgegeben und ver- 
sendet, sowie Nummer, Datum und Titel der darin ent- 
haltenen Gesetze in den Braunschweigischen „Anzeigen" 
bekanntgemacht sind. 

In Sachsen-Altenburg erfolgte der Übergang vom 
materiellen zum formellen Publikationsprinzip vermutlich 
gleichzeitig mit der 1816 stattgefundenen Einführung des 
Gesetzblattes; auf jeden Fall treten heute die Gesetze mit 
dem Tage der Ausgabe des Gesetzblattes in Kraft 1 ). 

Auch in Anhalt-Dessau, dem heutigen Herzogtum 
Anhalt, dürfte dieser Grundsatz seit dem Bestehen des 
Gesetzblattes (1818) Rechtens gewesen sein. Das ergibt 
sich einerseits aus einem Blick auf die gleichzeitigen 
Publikationsverhältnisse in Anhalt-Bernburg, andererseits 
aus den S. 189 l zit. Bestimmungen der Verordnung vom 
23. September 1863 (wobei die dort gemachten Schluß- 
folgerungen hier sinngemäße Anwendung zu finden haben). 
Die Richtigkeit dieser Annahme vorausgesetzt, traten dort 
die Gesetze mit dem Tage in Kraft, an welchem die 
Publikation durch Ausgabe des Gesetzblattes und Ab- 
druck von Nummer, Datum und Titel in dem jeweiligen 
Amtsblatte vollzogen war. 

In Reu ß j. L. wurde bei der Einführung des Gesetz- 
blattes das formelle Publikationsprinzip aller Wahrschein- 
lichkeit nach zunächst nur zu subsidiärer Geltung er- 



Siehe Sonnenkalb, Das Staatsrecht des Herzogtums 
Sachsen-Altenburg, 1884 (in Marquardsens Handbuch d. off. R. r 
1. Aufl., III. Bd. 2. Hlbbd. 2. Abtig.) S. 96. 
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hoben. Ich schließe das aus der Formulierung des § 3 
der landesherrl. Verordnung vom 19. Dezember 1821: 

„Wenn der Abdruck eines neuen Gesetzes voll- 
endet ist, soll solches, und daß das erschienene Stück 
der Gesetzsammlung in den Amtsexpeditionen abzu- 
holen sei, von den Ämtern durch die Zeitungen und 
Intelligenzblätter in Gera, Schleiz und Lobenstein 
bekannt gemacht und das Gesetz dadurch spätestens 
vom Anfang des sechsten Tages nach dem Datum 
des ausgegebenen öffentlichen Blattes an jedem Orte 
für promulgiert geachtet .... werden." 
Diese fünftägige Präsumtivfrist wurde durch Gesetz 
vom 2. Januar 1849 in eine siebentägige verwandelt; 
gleichzeitig scheint das formelle Publikationsprinzip aus 
seiner subsidiären zur allein herrschenden Stellung 
erhoben worden zu sein. 

Sachsen-Meiningen besitzt das formelle Publika- 
tionsprinzip seit dem Bestehen des Gesetzblattes, also 
seit der Verordnung vom 27. Dezember 1825, die Einfüh- 
rung eines Regierungs- und Intelligenzblattes betreffend. 1 ) 
Es wird daselbst bestimmt: „Die in dem Regierungs- und 
Intelligenzblatt abgedruckten Gesetze und Verordnungen 
sind: 

a) in hiesiger Stadt (sc. Meiningen) mit dem Ablauf 
des Tages der Ausgabe, 

b) in den unterländischen Ämtern mit dem Ablauf 
des dritten Tages nach seinem Erscheinen, 

c) in den Ämtern des Oberlandes und — bei vor- 
handener Gothaischer Konformität — in dem Amte Römhild 
aber nach dem Ablauf des sechsten Tages .... für ver- 
kündigt zu achten . . ." Subsidiär jedoch blieb das 



*) Bis dahin galt das materielle Publikationsprinzip. Vgl. 
Unger, Handbuch des im Großherzogtum Sachsen-Meiningen 
geltenden partikularen Privatrechts, I. S. 69 f. 
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materielle Publikationsprinzip aufrecht erhalten, indem 
bei den eben erwähnten Fristbestimmungen der Zusatz 
gemacht wurde: „Wenn nicht durch besondere Boten 
eine schnellere Publikation möglich gemacht 
wird." 1826 wurden bekanntlich das Herzogtum Sachsen- 
Hildburghausen und das bisher zu Koburg gehörige 
Fürstentum Saalfeld mit Sachsen-Meiningen vereinigt, doch 
blieben in diesen neuen Gebieten die bisher in Geltung 
gewesenen Hildburghausischen, respektive Koburgischen 
Publikationsvorschriften vorläufig noch in Geltung. *) Erst 
das Edikt vom 21. Januar 1829, „über die Publikation 
landesherrlicher Verordnungen " , stellte einheitliche 
Regeln auf: Die „Verordnungen" treten nunmehr „in der 
Residenz nach Ablauf des Tages, an welchem das sie 
enthaltende Stück ausgegeben worden ist," in Kraft 
(Punkt V 1. c). „In den Dorfschaften des Amtes Meiningen 
und Maßfeld wird eine neue Verordnung am zweiten 



l ) Die hier verwerteten Daten verdanke ich einer Auskunft, 
die mir auf eine Anfrage hin, vom herzoglichen Staatsministerium, 
Abteilung der Justiz, gegeben ward. Hierfür wurde mir von der 
erwähnten Behörde, unter Berufung auf „Art. 2 in Verbindung mit 
Ziffer 36 der Taxe des Gesetzes vom 25. Januar 1900", eine — 
Gebühr (5 Mark) auferlegt! Die angezogene gesetzliche Bestim- 
mung sagt, daß „Schriftliche Auskunft in Privatsachen, sofern 
nicht ein öffentliches Interesse bei Unterrichtung des 
Antragstellers obwaltet," gebührenpflichtig sei. Nun hatte 
ich aber in meiner Anfrage ausdrücklich hervorgehoben, daß die- 
selbe gelegentlich der Abfassung einer wissenschaftlichen 
Arbeit gestellt werde! Da sich unter diesen Umständen der 
ganze „Fall" zu der Prinzipienfrage zuspitzte, ob An- 
fragen zu wissenschaftlichen Zwecken wirklich als 
eine jegliches öffentliche Interesse entbehrende Privat- 
angelegenheit anzusehen seien, wandte ich mich in einer 
Eingabe direkt an die Person des derzeitigen Staatsministers. 
Allein auch dieser Schritt blieb erfolglos. — Ich halte mich für 
verpflichtet diese von mir gemachte Erfahrung der Öffentlichkeit 
mitzuteilen. 
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Tage nach der Ausgabe", in bestimmten anderen Ämtern 
am vierten, wieder in anderen „am sechsten Tage nach 
der Ausgabe des Blattes in Meiningen für publiziert ge- 
achtet" (Punkt X 1. c). Diese Vorschrift besteht zwar 
formell auch heute noch zu Recht, wird aber gegenwärtig, 
in Anbetracht der geänderten Verkehrs Verhältnisse, prak- 
tisch nicht mehr gehandhabt, vielmehr ist in den Ge- 
setzen, welche Rechtsvorschriften enthalten, der Tag ihres 
Inkrafttretens regelmäßig in concreto festgesetzt. 

Kur-Hessen ließ das materielle Publikations- 
prinzip nach der 1815 erfolgten Einführung des Gesetz- 
blattes noch eine geraume Weile fortbestehen; dies ist 
in der Verordnung vom 8. September 1815, § 2, aus- 
drücklich ausgesprochen. Dort wird nämlich die Bestim- 
mung getroffen, daß künftighin alle Verordnungen etc. 
nur in dem Gesetzblatte „abgedruckt werden sollen", und 
hierauf folgender Zusatz gemacht: 

„Dessen ungeachtet sollen die Verordnungen 
und solche Ausschreiben, deren Bekanntmachung be- 
sonders befohlen wird, den Untertanen auf die 
bisher gewöhnliche Weise verkündigt werden, 
wogegen alle anderen in diesem Blatte abge- 
druckten Verfügungen einer weiterenForm der 
Kundmachung zu ihrer Verbindlichkeit nicht 
bedürfen." 1 ) 

Erst durch das Ausschreiben des Staatsministeriums 
vom 26. Oktober 1829, die Verkündigung der gesetzlichen 
Vorschriften betreffend, wird das formelle Publikations- 
prinzip zur Geltung gebracht, jedoch nur subsidiär: 
Die nunmehr festgesetzte Präsumtivfrist gab nur die 



! ) Siehe auch Meibom-Roth, Kurhessisches Privatrecht, 
I. S. 95. Vgl. ferner die Bekanntmachung der Regierung, vom 
5. Februar 1816, und die Verordnung vom 29. Juni 1821, § 59 
Punkt 2, § 88 Punkt 2. 
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äußerste Grenze an; innerhalb dieser Frist traten 
die Gesetze überall dort in Kraft, wo die vorgeschriebenen 
materiellen Publikationshandlungen vorgenommen wor- 
den waren. Es folgt das aus der Formulierung des er- 
wähnten Ministerialausschreibens; dasselbe trifft nämlich 
die Verfügung, daß „ jedenfalls spätestens mit dem 
21. Tage nach der hiesigen Ausgabe einer Gesetzblatt- 
nummer die in dieser enthaltenen Anordnungen als im 
ganzen Lande oder in den betreffenden Lande3teilen ver- 
kündigt angesehen werden sollen, unbeschadet der 
Wirkungen einer früher stattgefundenen Kund- 
machung/ 1 ) Hinsichtlich der Beschaffenheit der auf 
solche Weise mit rechtlicher Relevanz ausgestatteten mate- 
riellen Publikationshandlungen bestimmt dasselbe Gesetz, 
„daß, soweit die Verkündigung in den Gemeinden aus- 
drücklich verfügt sein wird, dieselbe in den Land- 
gemeinden nach wie vor durch öffentliche Mitteilung an 
die zu diesem Zwecke auf übliche Weise versammelten 
Einwohner geschehen müsse, — hingegen zur Kundmachung 
in den Städten die Austeilung desjenigen Stückes des 
Provinzial- Wochenblattes, worin der Inhalt des betreffen- 
den Gesetzblattes sich abgedruckt und angezeigt findet, 
genügen solle, woneben jedoch ebenwohl in den Städten 
die bisher etwa noch gewöhnliche Vorlesung nach dem 
Ermessen der Ortsbehörde ferner erfolgen kann/ 2 ) — Die 
geschilderten Publikationsverhältnisse bleiben bis zur Ein- 
verleibung Kur-Hessens in den preußischen Staat auf- 
recht erhalten. 

In Sachsen-Gotha und Schaumburg-Lippe wird, 
gleichzeitig mit der Einführung des Gesetzblattes, auch 
das formelle Publikationsprinzip rezipiert. 



1 Siehe auch Meibom-Roth a. a. 0., S. 95 f. 

2 ) Vgl. auch die Gemeindeordnung vom 23. Okt. 1834, § 37. 
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Der zuerst genannte Staat bestimmt durch die Ver- 
ordnung vom 26. Dezember 1829, § 1, daß die Gesetze 
„vom vierten Tage nach dem Tage, von welchem das 
Blatt, worin sie erschienen sind, datiert ist, an gerechnet", 
in Kraft zu treten haben. Das Staatsgrundgesetz für die 
Herzogtümer Koburg und Gotha, vom 3. Mai 1852, § 110, 
hält diese Bestimmung aufrecht: 

„Jedes Gesetz tritt .... am vierten Tage nach 
dem Tage, an welchem seine Verkündigung durch 
das Regierungsblatt erfolgt ist, in Kraft" 
In Schaumburg -Lippe erklärt die Verord- 
nung vom 6. Dezember 1831, die Erhebung der 
Landesanzeigen zum Amtsblatt betr., Art. 3: „Alle 
durch die Landesanzeigen zur öffentlichen Kenntnis 
gebrachten Verordnungen und Generalreskripte sind 
für förmlich promulgiert zu achten, und kann 
sich folglich niemand mit Unkenntnis derselben ent- 
schuldigen." 

Ebenso setzt Luxemburg gelegentlich der Schaff ung 
des Gesetzblattes das formelle Publikationsprinzip fest. 
„Alle darin (sc. im Gesetzblatte) aufgenommenen Gesetze 
und landesherrlichen Verordnungen haben in der Stadt 
Luxemburg von dem Tage der Aufnahme an, und 
für das übrige Großherzogtum drei Tage nach dieser 
Aufnahme volle Gesetzkraft" (landesherrl. Beschluß 
vom 9. März 1832, betr. die Bekanntmachung der Gesetze 
und Beschlüsse des Landesherrn in dem Großherzogtum 
Luxemburg, Art. 2). Der landesherrliche Beschluß vom 
22. Oktober 1842, in betreff der Art der Bekannt- 
machung der Gesetze, Art. 2 Abs. 1, läßt nur mehr die 
dreitägige Frist bestehen: 

„Die Akte der Gesetzgebung werden in dem 
ganzen Umfange des Großherzogtums, sobald als drei 
freie Tage nach ihrer Einrückung in das Blatt ver- 
flossen sind, verbindlich . . . ." 
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Auch in Schwarzburg-Rudolstadt besteht das 
formelle Publikationsprinzip seit der Einführung des Ge- 
setzblattes, indem das Gesetz vom 15. Januar 1840, die 
Bekanntmachung der Gesetze und Verordnungen betr., 
die Anordnung trifft, daß „die Gesetzeskraft mit der Aus- 
gabe desjenigen Stückes des Wochenblattes oder Franken- 
häuser Intelligenzblattes beginnt, mit welchem das bezüg- 
liche Stück der Gesetzsammlung in das Publikum kommt". 
Diese Bestimmung wurde durch Gesetz vom 24. Fe- 
bruar 1854 (Gesetzsammlung S. 20), § 4, dahin abge- 
ändert, daß die Gesetze „für den Umfang des ganzen 
Fürstentums mit Anfang des achten Tages nach dem Ab- 
lauf desjenigen, dabei nicht mitzuzählenden Tages, an 
welchem das betreffende Stück der Gesetzsammlung in 
Rudolstadt ausgegeben worden ist", Geltungskraft er- 
langen. 

In der Landgrafschaft Hessen- Homburg blieb nach 
der 1818 erfolgten Gründung eines Gesetzblattes das mate- 
rielle Publikationsprinzip noch eine Weile fortbestehen. 
Erst infolge der Verordnung des landgräfl. Geh. -Rats, vom 
2. Oktober 1841, Art. 3 Abs. 2, mußte es dem formellen 
Publikationsprinzip weichen : 

„Das Erscheinen in diesem Blatt soll . . als eine 
offizielle Bekanntmachung und als gesetzliche Publi- 
kationsweise angesehen werden, und vertritt das- 
selbe somit die Stelle aller bisher üblichen 
oder gesetzlichen Publikationen, dergestalt, daß 
jede in demselben eingerückte Verordnung acht Tage 
nach der Herausgabe der betreffenden Nummer des 
Regierungsblattes ... als verbindendes Gesetz anzu- 
sehen ist." 
Für Lippe besteht eine gesetzliche Bestimmung 
über das Inkrafttreten der Gesetze nicht, doch scheint 
seit der Einführung des Gesetzblattes das formelle 
Publikationsprinzip in Geltung zu sein und die Gesetze 
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mit dem Tage der Ausgabe des Gesetzblattes in Kraft zu 
treten. l ) 

Schwarzburg-Sondershausen vollzieht den Über- 
gang vom materiellen zum formellen Publikationsprinzip 
erst mit dem Gesetz vom 13. März 1850, betr. die Publi- 
kation der Gesetze und Verordnungen, § 6: Der Eintritt 
der materiellen Gesetzeskraft erfolgt „mit dem Anfange 
des 8. Tages nach dem Datum der Nummer des Re- 
gierungs- und Intelligenzblattes, welchem das betreffende 
Stück der Gesetzsammlung .... beigelegt worden ist." 

In Hamburg herrschte seit jeher, auch vor der 
Existenz des Gesetzblattes, das formelle Publikations- 
prinzip, die Gesetze „traten durch die Übereinstimmung 
von Rat und Bürgerschaft .... ohne weiteres in Geltung." *) 
Die moderne formelle Publikationsmethode wurde 
gleichzeitig mit der Schaffung des Gesetzblattes rezipiert, 
indem die Verordnung vom 16. Januar 1852 die Gesetze 
mit dem Tage ihrer Bekanntmachung durch das Gesetz- 
blatt in Kraft treten läßt. 

Reuß ä. L. besitzt das formelle Publikationsprinzip 
nachweislich erst seit der landesherrl. Verordnung vom 
28. Januar 1852, welche in § 2 anordnet, daß die Gesetze 
„mit dem sechsten Tage von der Ausgabe des betreffenden 
Stückes des Amts- und Verordnungsblattes", welchem die 
Nummer der Gesetzsammlung beiliegt, in Kraft treten. 
Nachdem das Gesetzblatt durch landesherrl. Verordnung 



1 ) Zum mindesten gegenwärtig ist dieser Rechtszustand 
zweifellos vorhanden, wie mir von der Redaktion der „Gesetz- 
sammlung für das Fürstentum Lippe" in einer Zuschrift mitgeteilt 
worden ist. 

2 ) Wulff, Hamburgische Gesetze und Verordnungen, IL 
1891, S. 258 Anm. Er stützt sich dabei auf die Spruchpraxis des 
Hans. O. L. G. Siebe ferner Wolffson, Das Staatsrecht der 
freien und Hansestadt Hamburg, 1884 (in Marquardsens Handb. 
d. öff. Rechts, 1. Aufl., III. Bd. 2. EDbbd. 3. Abtig.), S, 22. Vgl. 
auch Niemeyer, Hamburger Privatrecht, 1898, S. 11. 
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vom 2. Nov. 1867 selbständig gemacht worden, läuft 
die fünftägige Frist einfach von der Ausgabe der be- 
treffenden Gesetzblattnummer an; das Amtsblatt hat da- 
bei nichts mehr zu tun. 

Sachsen-Koburg hält trotz der schon 1807 er- 
folgten Einführung des Gesetzblattes an dem materiellen 
Publikationsprinzip bis zum Jahre 1852 fest. 1 ) Erst das 
Staatsgrundgesetz für die Herzogtümer Koburg und Gotha, 
vom 3. Mai 1852, § 110, bringt auch in Koburg das for- 
melle Publikationsprinzip zur Geltung: „Jedes Gesetz 
tritt .... am 4. Tage nach dem Tage, an welchem 
seine Verkündigung durch das Regierungsblatt erfolgt 
ist, in Kraft." 

§ 12. Der obligatorische Charakter des Gesetzblattes 
als Sehlußergebnis des Kapitels. 

Wenn wir aus den umfangreichen Untersuchungen 
des vorliegenden Kapitels das Facit ziehen, so ergibt sich 
als solches der obligatorische Charakter des Gesetz- 
blattes eigentlich von selbst. Er ist das historisch 
notwendige Ergebnis der Entwicklung, welche die Ge- 
setzespublikation in Deutschland genommen hat. 



*) Die Gesetze traten mit dem Tage in Kraft, an welchem 
das Gesetzblatt in der Gemeinde eingetroffen und den Gemeinde- 
gliedern zur Einsichtnahme zugänglich gemacht worden war. Vgl. 
die Verordnung vom 26. Juli 1807, das Regierungs- und Intelligenz- 
blatt betr., § 12, und die Verordnung vom 30. Januar 1844, welch 
letztere ausdrücklich sagt, daß durch sie „die Verordnung vom 
26. Juli 1807, nach welcher alle ergehenden Gesetze und Verord- 
nungen zunächst durch das hiesige Regierungsblatt bekannt ge- 
macht und für hinlänglich publiziert erachtet werden 
sollen, sobald dasselbe auf gewöhnliche Weise aus- 
gegeben und den einzelnen Gemeinden zugekommen ist, 
keine Abänderung erleidet." 
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Infolge dessen werden unsere Ausführungen über 
die Pointe des vorliegenden Kapitels, nämlich über den 
obligatorischen Charakter des Gesetzblattes in Öster- 
reich und dem Deutschen Reiche, gleichzeitig auch eine 
zusammenfassende Schlußbetrachtung über die bisher ge- 
wonnenen Resultate sein. 

Die der modernen Zeit ganz selbstverständlich ge- 
wordene Rechtsidee, daß jedes Gesetz, um in Kraft treten 
zu können, im Gesetzblatt abgedruckt sein müsse, ver- 
dankt ihre Entstehung dem Umstände, daß das Institut 
des Gesetzblattes gegenüber den früheren Publikations- 
einrichtungen einen ungeheuren Fortschritt bedeutet. 
Vermöge dieser Tatsache besitzt, wie S. 86 angedeutet 
ist, in Frankreich das Gesetzblatt seit seinem Be- 
stehen obligatorischen Charakter, und eben die- 
selbe Tatsache bewirkt, daß Deutschland bei der 
Rezeption des französischen Publikationsmittels auch . 
den obligatorischen Charakter desselben mit 
herüber nimmt und ihn mit dem Begriff des Gesetz- 
blattes innig verknüpft. So ist der obligatorische 
Charakter eines der Begriffsmerkmale des Gesetz- 
blattes geworden. 

Worin besteht nun die große Bedeutung, der wich- 
tige Fortschritt, welchen die Schaffung des Gesetzblattes 
in der Entwicklung des Publikationswesens in Deutsch- 
land darstellt? Es ist bereits S. 145 ff. hervorgehoben 
worden, daß das Gesetzblatt an drei Einrichtungen der 
früheren Zeit anknüpft: 

1. Tritt es an die Stelle der bisherigen umständ- 
lichen Versendung von Zirkularien etc., bedeutet also 
eine wesentliche Vereinfachung der Technik bei Versen- 
dung des Gesetzestextes. 

2. Tritt es an die Stelle der bisher notwendig ge- 
wesenen besonderen Gesetzsammlungen, macht also 
die Anlegung einer solchen entbehrlich. 
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3. Tritt die Ausgabe und Versendung des Gesetz- 
blattes als formeller Publikationsakt an die Stelle der 
bisherigen materiellen Publikationshandlungen; es wird 
also ein Übergang von den Nachteilen des materiellen 
zu den Vorteilen des formellen Publikationsprinzipes 
bewirkt. 

In vielen Staaten allerdings verzichtet man anfäng- 
lich auf eine oder die andere dieser vorteilhaften Wir- 
kungen des Gesetzblattes. So z. B. gibt es, wie wir ge- 
sehen haben, Staaten, welche den Akt der Ausgabe des 
Gesetzblattes nicht gleich von vornherein an die Stelle 
der bisherigen materiellen Publikationshandlungen setzen, 
sondern das materielle Publikationsprinzip auch weiter- 
hin noch fortbestehen lassen. Dennoch bedeutet die 
Einführung des Gesetzblattes auch in diesen Staaten 
einen gewaltigen Fortschritt. Und das Bewußtsein von 
der Wichtigkeit, welche die neue Institution für das 
Rechtsleben des betreffenden Staates besitzt, es kommt 
in den Gesetzen über die Einführung eines Gesetzblattes 
zu lebhaftem Ausdruck. Viele von ihnen heben in den 
Einleitungsworten hervor, daß die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Publikationseinrichtungen, das Bestreben, an 
denselben eine Verbesserung vorzunehmen, den Anstoß 
zu der Gründung eines Gesetzblattes gegeben haben. 1 ) 

Die drei früher erwähnten wichtigen Funk- 
tionen des Gesetzblattes erklären es, wieso in 



Österreich, Kaiserl. Patent vom 4. März 1849 Nr. 153 
R. G. B. Erg.-Bd.; Preußen, Verordnung vom 27. Okt. 1810; 
Hannover, Verordnung vom 16. Januar 1818; Königreich Sachsen, 
Königl. Mandat vom 9. März 1818; Großherzogtum Hessen, Ver- 
ordnung vom 20. Juni 1808; Kurhessen, Verordnung vom 8. Sept. 
1816; Mecklenburg-Schwerin, Verordnung vom 16. Januar 1812, 
Ges.-Samml. Nr. 2904; Braunschweig, Verordnung vom 5. Januar 
1814; Sachsen-Hildburghausen, Verordnung vom 5. Mai 1810; Reuß 
j. L., Verordnung vom 19. Dez. 1821; Schaumburg-Lippe, Verord- 
nung vom 6. Dez. 1831. 
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Deutschland von allem Anfange an der Rechts- 
gedanke lebendig ist: Die Gesetze müssen, um 
Geltungskraft erlangen zu können, ins Gesetz- 
blatt aufgenommen sein. Heute gehört dieser 
Satz zum eisernen Bestand des Verfassungs- 
rechtes in Österreich und dem Deutschen Reiche. 

Der obligatorische Charakter des Gesetz- 
blattes ist also die naturgemäße Rückwirkung auf 
die mangelhaften Publikationseinrichtungen der 
früheren Zeit. 

Er steigert sich in den Staaten mit formellem Publi- 
kationsprinzip kraft logischer Notwendigkeit zum exklu- 
siven Charakter, zum Publikationsmonopol des 
Gesetzblattes. Das wurde bereits S. 88 an der Hand 
der französischen Publikationsgeschichte gezeigt. 

So fest ist der Satz von dem obligatorischen, respek- 
tive exklusiven Charakter des Gesetzblattes dem deutschen 
Rechtsbewußtsein von jeher eingeprägt gewesen, daß der- 
selbe nur in einzelnen deutschen Staaten eine ausdrück- 
liche Formulierung gefunden hat 1 ). In vielen anderen 

*) Österreich, Kaiserl. Patent vom 4. März 1849 Nr. 153 
R. G. B. Erg.-Bd., § 7, vgl. auch Verordnung der Ministerien des 
Innern undjder Justiz, vom 2. April 1849, R. G. B. Jahrgg. 1850, Einl. 
S. V, Literatur: Z olger, österreichisches Verordnungsrecht, 1898, 
S.264; Preußen, Verordnung vom 28. März 1811 Nr. 29 G. S., § 6, 
Verordnung vom 9. Juni 1819 Nr. 645, § 15, Gesetz vom 3. April 1846 
Nr. 2693 G. S., § 1, Verordnung vom 1. Dez. 1866 Nr. 6466 G. S., 
§ 1, Verordnung vom 29. Januar 1867 Nr. 6532 G. S., § 1, vgl. auch 
das Gesetz vom 14. Mai 1865 Nr. 4219 G. S., g 3; Hannover, Ver- 
ordnung vom 16. Januar 1818, die Publikation einer Sammlung 
der Gesetze, Verordnungen und Ausschreiben betr., Punkt 1; 
Baden, X. Kurfürstliches Organisationsedikt vom 20. April 1803, 
die allgemeinen und gesellschaftlichen Staatsinstitute betr., Punkt IX 
Nr. 57 („Die Landes- oder Provinzialverordnungen werden durch 
Einrückung in die betreffenden Intelligenzblätter kund- 
getan"), vgl. auch die Generalverordnung vom 27. Okt. 1807, die 
Organisation der öffentlichen Verkündigungsanstalten und der 

Dr. J. Lukas, Über die Geaeteespublikation. 14 
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findet sich statt dessen lediglich die unklare Bestimmung, 
daß in das Gesetzblatt „alle" Gesetze etc. aufgenommen 
werden „sollen*. Das ändert aber an der Tatsache nichts, 



sämtlichen Landesblätter betr., Punkt 4; Mecklenburg-Schwerin, 
Verordnung vom 6. Januar 1812, Ge8.-8amml. Nr. 2904 („Wir 
Friedrich Franz etc. fügen hiermit öffentlich zu wissen: Daß Wir 
der Entschließung geworden sind, den bisherigen lästigen und zu- 
weilen zweckverfehlenden Modum der Bekanntmachung Unserer 
Landesherrlichen gesetzlichen Verfügungen abzuschaffen und 
statt der Zirkularbefehle an unsere Beamten, Magistrate und Ge- 
richte die wöchentliche Herausgabe eines offiziellen 
Blattes anzuordnen 7 *); Großherzogtum Frankfurt, Ver- 
ordnung vom 14. Sept. 1810, den Druck und Publikation eines 
Regierungsblattes für das Großherzogtum Frankfurt betr., Art. 8 
(„Das Begierungsblatt ist die gesetzliche Bekanntmachung 
aller Gesetze, Verordnungen . . . ."); Schwarzburg-Rudolstadt, 
Gesetz vom 24. Februar 1854, Gesetzsammlung S. 20, § 3, vgl. auch 
§1 Abs. 1 ; Schwarzburg-Sondershausen, Gesetz vom 13. März 
1860, betr. die Publikation der Gesetze und Verordnungen, § 5; 
Reuß j. L., Verordnung vom 19. Dez. 1821, § 1; Landgrafschaft. 
Hessen-Homburg, Verordnung vom 2. Okt. 1841, Art. 3 Abs. 2. 
Für Oldenburg ergibt sich der obligatorische Charakter des 
„ Gesetzblattes n und subsidiär der „ Oldenburgischen Anzeigen" 
a contrario aus der Verordnung vom 16./28. Dez. 1844, betr. die 
Errichtung eines besonderen Gesetzblattes für das Großherzogtum 
Oldenburg, § 6: „Ein Erlaß, welcher nach Vorschrift dieser Ver- 
ordnung in das Gesetzblatt aufzunehmen gewesen wäre, dessen 
Bekanntmachung gleichwohl ausnahmsweise in den Oldenburgischen 
Anzeigen erfolgt ist, soll deshalb an seiner Kraft und Giltigkeit 
nichts verlieren. " 

Auch der Satz „Die Verkündigung der Gesetze etc. erfolgt 
durch das Gesetzblatt" enthält die Anerkennung des obligatorischen 
Charakters des Gesetzblattes. Bestimmungen dieser Art finden sich 
in folgenden Staaten: Deutsches Reich der Jahre 1848 und 1849, 
Gesetz vom 27. Sept. 1848, betr. die Verkündigung der Reichsgesetze 
und der Verfügungen der provisorischen Zentralgewalt, Art. 2; Nord- 
deutscher Bund, Verf. Art. 2; Deutsches Reich, Verf. Art. 2; 
Österreich, Kaiserl. Patent vom 27. Dez. 1862 Nr. 260 R. G. B., 
§ 1, Kaiserl. Patent vom 1. Januar 1860 Nr. 3 R. G. B., § 1, Gesetz 
vom 10. Juni 1869 Nr. 113 R. G. B., § 1; Königreich Sachsen, 
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daß der obligatorische Charakter des Gesetzblattes 
Gemeingut der deutschen Rechtsentwicklung ist. 1 ) 

Die Frage, auf welche Arten von staatlichen Willens- 
akten sich der obligatorische Charakter des Gesetzblattes 
bezieht, ist im positiven Rechte eines jeden Staates 
genau beantwortet. Die Gesetze, welche die Einrichtung 
des Gesetzblattes zum Gegenstande ihrer Regelung machen, 
enthalten Bestimmungen darüber, was alles in das Gesetz- 
Gesetz vom 6. Sept. 1834, die Bekanntmachung der Gesetze und 
Verordnungen betr., § 1, Gesetz vom 1. Mai 1884, die Bekannt- 
machung der Gesetze und Verordnungen betr., § 1 Abs. 1; Baden, 
Gesetz vom 17. Juni 1899, die Ausführung des bürgerlichen Gesetz- 
buches betr., Art. 1: Reuß ä. L., Verordnung vom 28. Januar 186?, 
die Publikation der Gesetze und allgemeinen Verordnungen, sowie 
die Anlegung einer Gesetzsammlung betr , Art. 1; Holstein, 
Gesetz vom 27. Dez. 1850, betr. die Publikation von Gesetzen, Ver- 
fügungen und obrigkeitlichen Bekanntmachungen, § 1 ; Elsaß- 
Lothringen, Gesetz vom 8. Juli 1871, betr. die Verkündigung 
der Gesetze und Verordnungen, 55 l. 

*) Vgl. hierher auch Stobbe, Handbuch des Deutschen 
Privatrechts, I. S. 126 a. E. Für Kurhessen ist der obligatorische 
Charakter des Gesetzblattes ausdrücklich anerkannt bei Meibom- 
Roth, Kurhessisches Privatrecht, I. S. 94. 

In Bezug auf Württemberg wird der obligatorische Charakter 
des Gesetzblattes bestritten von Wächter, Handbuch des im 
Königr. Württ. geltenden Privatrechts, IL Bd. 1. Abtig., S. 26, und, 
ihm sich anschließend, Gaupp, Das Staatsrecht des Königreiches 
Württemberg, S. 72. Gründe für die Richtigkeit ihrer Ansicht 
werden von diesen Schriftstellern nicht angegeben. Wie aus den 
Andeutungen von Gaupp a. a. 0., S. 72 4 , zu schließen ist, dürfte 
die Veranlassung zu dieser irrigen Anschauung darin gelegen 
sein, daß durch eine Verordnung des Ministeriums des Innern vom 
13. Nov. 1812, die Verkündigung der Gesetze und Verordnungen im 
allgemeinen betr., das Württembergische Staats- und Regierungs- 
blatt nur als „das vorzüglichste Mittel" der Gesetzespublikation 
bezeichnet wird. Allein diese Gesetzesstelle will nur sagen, daß 
neben und außer der obligatorischen Aufnahme des Gesetzes in 
das Gesetzblatt noch andere Publikationshandlungen stattzufinden 
haben. In diesem Sinne auch v. Mo hl, Das Staatsrecht des König- 
reiches Württemberg, I. S. 202 f. 

14* 
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blatt Aufnahme zu finden hat. Grundsatz ist hierbei, daß 
die landesherrlichen Verordnungen und die für den 
Umfang des ganzen Staatsgebietes erlassenen Verord- 
nungen der Behörden, also insbesondere die der Zentral- 
stellen 1 ), zu ihrer Giltigkeit des Abdruckes im Gesetz- 
blatte bedürfen. Im Verfassungsstaate ist die Publikation 
durch das Gesetzblatt ein wesentliches Erfordernis für 
das Zustandekommen jedes formellen Gesetzes. 

Der obligatorische Charakter des Gesetzblattes ver- 
langt übrigens — das möge zur Vermeidung von Miß- 
verständnissen beachtet werden — lediglich, daß die 
Gesetze grundsätzlich durch dasselbe zur Publikation 
gelangen. (Vgl. auch S. 116 f.) Positiv-rechtlich normierte 
Ausnahmen von dieser Regel zerstören den grundsätzlich 
obligatorischen Charakter des Gesetzblattes keineswegs. 
Solche exzeptionelle Fälle sind denn auch in dem Rechte 
mancher Staaten tatsächlich festgesetzt: Hierher gehört 
es, wenn das Recht eines Staates die Zulässigkeit aus- 
spricht, daß umfangreiche Gesetze, namentlich ganze 
Gesetzbücher, nicht im Gesetzblatte erscheinen, sondern 
in besonderen amtlichen Druckausgaben zur Publikation 
gelangen 2 ), desgleichen, wenn den Behörden die Ermäch- 



i) Vgl. hierher Zolger a. a. 0., S. 264 f. 

2) Z. B. Österreich, Kaiserl. Patent vom 27. Dez. 1852 Nr. 260 
R. G. B., § 6; Bayern, Königl. Verordnung vom 29. Dez. 1817, die 
Umänderung des Regierungsblattes zu einer Sammlung der Gesetze 
und Verordnungen, und die Einführung eines allgemeinen Intelli- 
genzblattes betr., Art. 2; Baden, X. Kurfürstliches Organisations- 
Edikt vom 20. April 1803, die allgemeinen und gesellschaftlichen 
Staatsinstitute betr., Punkt IX Nr. 57, vgl. auch die General Verord- 
nung vom 27. Okt. 1807, die Organisation der öffentlichen Verkün- 
digungsanstalten und der sämtlichen Landesblätter betr., Punkt 4 
und 5; Oldenburg, Verordnung vom 16/28. Dez. 1844, betr. die Er- 
richtung eines besonderen Gesetzblattes für das Großherzogtum 
Oldenburg, § 6; Sachsen- Altenburg, Verordnung vom 4. April 1816; 
Hamburg, Verordnung vom 16. Januar 1852, § 2 letzter Abs. 
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tiguiig erteilt wird, bei besonders dringlichen Verord- 
nungen an die Stelle der ordentlichen Publikation durch 
das (Gesetzblatt eine außerordentliche zu setzen und so 
das Inkrafttreten der betreffenden Verordnung wesentlich 
zu beschleunigen 1 ), eine Bestimmung, deren französi- 
scher Ursprung klar zu Tage liegt (über die einschlägige 
französische Gesetzgebung siehe S. 115 ff., 122). Immer- 
hin kann auch in diesen Ausnahmefällen der obligatori- 
sche Charakter des Gesetzblattes wenigstens insofern 
zur Geltung gebracht werden, als einerseits bei der ge- 
sonderten Drucklegung und Publikation umfangreicher 
Gesetze wenigstens die Publikationspatente, anderer- 
seits bei der außerordentlichen Publikation von Verord- 
nungen nachträglich diese betreffenden Verordnungen 
selbst in das Gesetzblatt aufgenommen werden können. 
Was den gesonderten Druck umfangreicher Gesetze be- 
trifft, so ist die Aufnahme des Publikationspatentes in 
das Gesetzblatt zuweilen ausdrücklich vorgeschrieben 
(siehe z. B. die S. 212 Anm. 2 zit. Gesetze von Österreich 
und Bayern), und die Verpflichtung der Regierung, eine 
auf außerordentlichem Wege publizierte Verordnung nach- 
träglich vollinhaltlich in das Gesetzblatt aufzunehmen, 
ergibt sich aus den Bestimmungen der Gesetze über die 
Einrichtung der Gesetzblätter, wonach „alle" Gesetze etc. 
im Gesetzblatte abzudrucken sind. Schließlich sei noch 
darauf verwiesen, daß die Zweckmäßigkeit einer Publika- 
tion umfangreicher Gesetze durch gesonderten Druck eine 
im höchsten Grade fragliche ist 2 ), weshalb heutzutage in 
den meisten Staaten die Behandlung umfangreicher Gesetze 



i) Z. B. Österreich. Kaiserl. Patent vom 4. März 1849 Nr. 153 
R G. B. Erg.-Bd., § 7; Reuß ä. L., Verordnung vom 28. Januar 
1852, die Publikation der Gesetze und allgemeinen Verordnungen, 
sowie die Anlegung einer Gesetzsammlung betr., § 3; Hamburg, 
Verordnung vom 16. Januar 1852, § 2 letzter Absatz. 

2) Vgl. auch v. Mohl, Politik, I. S. 601. 
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sich von der der übrigen Gesetze auf dem Gebiete der 
Publikation in keiner Weise unterscheidet. Eine andere 
Frage ist die, ob der Staat bei umfangreichen Gesetzen 
nicht neben der Publikation durch das Gesetzblatt noch 
eine rechtlich irrelevante Publikation durch Ausgabe 
gedruckter amtlicher Gesetzesausgaben ins Werk setzen 
solle, v. Mohl 1 ) bejaht diese Frage, ich glaube aber, daß 
bei dem heutigen, technisch vollendeten Stande der Buch- 
druckerkunst und des Buchhandels der private Unter- 
nehmungsgeist eine derartige Tätigkeit des Staates voll- 
kommen zu ersetzen in der Lage ist. 



IL Kapitel. 
Die Urkundeneigenschaft des Gesetzblattes. 

§ 13. Vorbemerkungen. 

Der zweite Grundsatz, welcher die in Österreich und 
dem Deutschen Reiche heute herrschende Publikations- 
methode charakterisiert, ist die Urkundeneigenschaft 
des Gesetzblattes. 

Lediglich der Abdruck im Gesetzblatte, nicht etwa 
die Original-Gesetzesurkunde, hat bei der Beurteilung der 
Frage, ob ein giltiges Gesetz vorhanden ist, die Grund- 
lage zu bilden. Behörden und Untertanen sind also bei 
Anwendung und Beobachtung des Gesetzes an den Ge- 
setzestext so, wie er im Gesetzblatte zur Darstellung 
gelangt, gebunden, sie können im Falle einer Diskrepanz 
zwischen Gesetzblatt und Original-Gesetzesurkunde nicht 
auf diese zurückgehen. Das Gesetzblatt tritt somit nach 
außen hin vollkommen an die Stelle der Original- 
Gesetzesurkunde; letztere besitzt nur nach innen 



i) A. a. 0., I. S. 601. 
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hin rechtliche Bedeutung, d. h. sie bildet bei der Frage 
der Verantwortlichkeit für einen fehlerhaften Abdruck 
im Gesetzblatte den Ausgangspunkt der Erwägungen. 
Unter diesen Umständen mag die Bezeichnung „Urkunden- 
eigenschaft des Gesetzblattes" wohl gerechtfertigt er- 
scheinen. 

Aufgabe der folgenden Untersuchungen wird es sein, 
für diese rechtliche Qualität des Gesetzblattes den histori- 
schen Nachweis zu liefern. 

§ 14. Die Urkundeneigenschaft des Bulletin des lois. 

Die Urkundeneigenschaft des Bulletin des 
lois ist das Resultat einer energischen Reaktion 
auf die Verhältnisse, wie sie im ancien regime 
bestanden hatten. 

Es ist bereits von früher her (S. 66 ff.) bekannt, daß 
die cours souveraines des ancien regime in der Anwendung 
der Gesetze eine große Selbständigkeit und Machtvoll- 
kommenheit besaßen: Das von ihnen vorzunehmende 
enregistrement war die Voraussetzung für das Inkraft- 
treten der Gesetze in dem betreffenden Gerichtssprengel. 
Allerdings waren diese Gerichtshöfe zum Vollzug des 
enregistrement rechtlich verpflichtet, aber es stand 
ihnen die Befugnis zu, die Gesetze vor deren Einregi- 
strierung einer weitgehenden Prüfung zu unterziehen und 
eventuell beim Könige Einwendungen zu erheben; erst 
wenn letztere vom Könige zurückgewiesen worden waren, 
hatte das enregistrement bedingungslos stattzufinden. 

Jedoch nicht genug damit. Vielfach benützten die 
cours souveraines diese ihnen eingeräumte Bewegungs- 
freiheit nur als Mittel, um mit Hilfe desselben geradezu 
einen Anteil an der gesetzgebenden Gewalt zu usurpieren; 
sie nahmen für sich die Befugnis in Anspruch, den Voll- 
zug des enregistrement schlechthin verweigern oder am 
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Gesetzestexte vor dessen Eintragung in die Register nach 
freiem Belieben Änderungen vornehmen zu dürfen* Zwar 
suchte die bekannte Ordonnance Ludwigs XIV. vom April 
1667 solchen Auswüchsen richterlichen Selbstbewußtseins 
zu steuern, allein der Erfolg war kein dauernder. Gerade 
im letzten Jahrhundert des ancien regime herrschten in- 
folge der politischen Schwäche der Krone in den Spren- 
gein einzelner Gerichtshöfe wiederholt anarchische Zu- 
stände l ). 

So charakterisiert sich also das ancien regime durch 
die Tendenz, die hohen Gerichtshöfe vom Gesetzgeber 
unabhängig zu stellen, ja sie geradezu zu einer Instanz 
über dem Gesetzgeber zu machen. Dem gegenüber nun 
ist das Zeitalter der Revolution von diametral entgegen- 
gesetzten Grundsätzen durchdrungen: Die Rousseau'sche 
Theorie von der volonte generale und die auf deren Basis 
etablierte absolute Demokratie tendieren nach möglichster 
Zentralisierung der Staatsgewalt, nach bedingungsloser 
Beugung des Richters unter das Gesetz. Die Folge des 
Aneinanderprallens dieser einander so ganz widerspre- 
chenden Grundprinzipien staatlicher Organisation ist ein 
radikaler Rückschlag: Dem Richter wird das Recht, 
den ihm vom Gesetzgeber zugesandten Gesetzestext einer 
Prüfung zu unterziehen, gänzlich entzogen. 

Das Gesetz, welches diese Reaktion auf die richter- 
liche Anarchie des ancien regime darstellt, ist die be- 
kannte loi sur le mode de gouvernement provisoire et 
revolutionnaire, vom 4. Dez. 1793, jenes Gesetz, welches 
sich überhaupt die Zentralisierung und Konsolidierung 
der revolutionären Staatsgewalt zum Ziele gesteckt hatte. 
(Vgl. S. 82 f.) „Ordonnez que leur Promulgation consistera 
desormais dans une publicite authentique!" ruft der 
Berichterstatter Billaud-Varennes, indem er um die 



*) Vgl. Liebenow, Die Promulgation, S. 79 f. 
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Annahme des Gesetzentwurfes bittet 1 ). Das durch dieses 
Gesetz geschaffene Bulletin des lois bildet für den Richter 
in der Frage des Gesetzestextes die einzige Autorität: 
Textliche Abweichungen des Bull. d. 1. von der Original- 
Gesetzesurkunde darf er nicht berücksichtigen; es muß 
ihm genügen, daß etwas als Gesetz, d. h. unter den für 
die Publikation von Gesetzen erforderlichen Formalitäten, 
im Bull. d. 1. abgedruckt ist, jede weitere Prüfung fällt 
außerhalb seiner Kompetenz. 

Damit ist die Urkundeneigenschaft des Bull, 
d. 1. gegeben. Für den Richter, überhaupt für die Außen- 
welt, tritt dasselbe an die Stelle der Original-Gesetzes- 
urkunde. 

Diese Idee, daß das Bull. d. 1. nach außen hin ur- 
kundlichen Wert besitzt, ist in dessen äußerer Form 
auf das Schärfste ausgeprägt. 

Ihre Regelung findet diese äußere Form in folgenden 
gesetzlichen Bestimmungen: 

Gesetz vom 4. Dezember 1793, Art. 4: 

„II sera fabrique un papier particulier pour 
l'impression de ce bulletin, qui portera le sceau de 
la republique. Les lois y seront imprimees telles 
qu'elles sont delivrees par le comite des proc&s- 
verbaux; chaque numero portera de plus ces mots, 
pour copie conforme, et le contre-seing de deux 
membres de la commission de l'envoi des lois." 
Gesetz vom 4. Oktober 1795, Art. 3: 

„ Chaque numero, tant du Bulletin que du Feuille- 
ton, sera empreint de signes exterieures d'authenticite, 
fixes par deliberation du directoire executif." 
Arrete du directoire executif, qui rfcgle provisoire- 
ment le mode de publication des lois, vom 3. November 
1795 (12 brumaire an IV): 

*) In der Sitzung des Konvents, vom 18. Nov. 1793. Siehe 
D6bats de la Convention nationale, V. S. 132. 
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• 
„Le directoire executif arröte que, jusqu'ä ce 

qu'il ait determine, en execution de Particle III de 

la loi du 12 vendemiaire dernier, les signes ex- 

terieurs d'authenticite dont le Bulletin des lois et le 

Feuilleton des resolutions et des projets de resolutions 

doivent etre empreints, ce Bulletin et le Feuilleton 

continueront d'etre empreints des memes signes ex- 

terieurs d'authenticite que Test actuellement la feuille 

connu sous le nom de Bulletin des lois." 

Arrete du directoire executif, relatif aux caracteres 

d'authenticite qui seront provisoirement donnes aux copies 

manuscrites des lois et ä la signature des Bulletins, vom 

6. November 1795 (15 brumaire an IV): 

„Art. 1. Provisoirement et jusqu'ä ce que les 
caractferes d'authenticite ä donner par le ministre de 
la justice aux copies qu'il est dans le cas de delivrer 
des expeditions manuscrites des lois, soient deter- 
mines, le ministre de la justice fera appliquer l'em- 
preinte du sceau ordinaire de la Republique sur ces 
copies, et il les signera, en les certifiant conformes 
aux expeditions ä lui adressees par le directoire 
executif. 

Art. 2. II fera imprimer sa signature, ä Taide 
d'une griffe, sur les Bulletins des lois, dont les 
autres signes exterieurs d'authenticite ont ete provi- 
soirement regles par Tarrete du directoire du 12 ce 
mois.* 

Unter Beobachtung dieser Vorschriften präsentiert 
sich die äußere Form des Bull. d. 1. während der ersten 
Jahre seines Bestehens folgendermaßen: 

Am Fuße eines jeden Gesetzes — und ein und die- 
selbe Bulletin-Nummer kann ja gleichzeitig deren mehrere 
enthalten — findet sich in der Regel eine Klausel, welche 
bezeugt, daß die von der Legislative an die Redaktion des 
Bull. d. 1. eingesandte „expedition" des betreffenden Ge- 
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setzes mit der Original-Gesetzesurkunde übereinstimme. 
So z. B. lautet diese Klausel in Nr. 32 der l. Serie des 
Bull d. 1. (Bd. 1, enthaltend Gesetze aus dem Jahre II 
der Republik): 

„Vise par le representant du peuple, inspecteur 
aux procfes-verbaux. Signe (folgt der Name). 
Collationne ä Poriginal, par nous president et secre- 
taires de la Convention nationale (folgen Datum und 
Namen)." 

Seit No. 1 der 2. Serie (Bd. 7, enthaltend Gesetze 
aus dem Jahre IV der Republik) ist die Formulierung 
eine andere: 

„Pour copie conforme, signe (folgt der Name), 
President; (folgt der Name), secretaire generali 
Manchmal heißt es auch: 

„Pour expedition conforme." 
So z. B. lautet unsere Klausel in Nr. 35 der zweiten 
Serie (Bd. 8, enthaltend Gesetze aus dem Jahre IV der 
Republik) : 

„Pour expedition conforme, signe Le Tourneur, 
President; par le directoire executif, le secretaire 
general, Lagarde." 

Außer dieser bei dem einzelnen Gesetze vorkommen- 
den „Expeditionsklausel" ist am Schlüsse der ganzen 
Bulletinnummer noch eine von der Redaktion des Bull, 
d. 1. ausgehende „Redaktionsklausel" abgedruckt, in 
welcher festgestellt wird, daß die „copie", also offenbar 
die von der Bulletin-Redaktion für die Druckerei gemachte 
Abschrift, mit der in den Händen der Redaktion befind- 
lichen „expedition" des Gesetzes wörtlich gleichlautend 
sei. Implicite ist dadurch auch die wörtliche Überein- 
stimmung der im Bull. d. 1. enthaltenen Reproduktion 
dieser „copie" mit der „expedition" des Gesetzes ausge- 
sprochen. 

Die Redaktionsklausel lautet: 
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„Pour copie conforme: Les membres de Tagence 
de Penvoi des lois (folgen die Namen)." 
In Nr. 126 der ersten Serie (Bd. 3, enthaltend Ge- 
setze des Jahres III der Republik) wird die Redaktions- 
klausel durch die Worte „Certifie conforme" gebildet, 
welche seit Nr. 127 folgender Formulierung Platz machen: 
„ Certifie conforme aux originaux vises et colla- 
tionnes par les representants du peuple inspecteurs, 
President et secretaires dänommes au bas de chacun 
d'eux. Les membres de Pagence de Penvoi des lois 
(folgen die Namen)." 

Da seit Nr. 1 der zweiten Serie (Bd. 7, enthaltend 
Gesetze aus dem Jahre IV der Republik) der Justiz- 
minister die Redaktion führt, ändert sich auch die Re- 
daktionsformel : 

„Certifie conforme: Le ministre de la justice 
(folgt der Name)." 

Expeditionsklausel und Redaktionsklausel geben in 
ihrem Zusammenwirken die Gewähr dafür, daß die 
Original- Gesetzesurkunde im Bull. d. 1. korrekt abge- 
druckt ist. 

Die Redaktionsklausel nun ist es, welche ver- 
möge der Beschaffenheit ihrer graphischen Aus- 
führung mit ziemlicher Sicherheit vermuten läßt, 
daß man mit dem Bulletin des lois von Anfang an 
den Eindruck einer Urkunde hervorrufen wollte: 
Bekanntlich trägt die Redaktionsklausel die Namen 
der für den richtigen Abdruck der Gesetze im Bull, 
d. 1. verantwortlichen membres de Pagence de Penvoi 
des lois 1 ), später den Namen des Justizministers. 



Art. 2 des Gesetzes vom 4. Dez. 1793, Sektion I: „Dy 
aura .... une commission compose'e de quatre membres pour en 
suivre les epreuves, et pour en expedier Penvoi. Cette commission, 
dont les membres seront personnellement responsables de la nägli- 
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Aber diese Namen sind im Bulletin des lois 
nicht etwa mittelst gewöhnlicher Lettern, son- 
dern im Faksimile der betreffenden Original- 
unters'chriften abgedruckt 1 ), und neben diesem 
die Originalunterschrift ersetzenden Faksimile, 
also an jener Stelle, wo auf Urkunden das Siegel 
beigesetzt zu werden pflegt, ist eine mehr oder 
weniger gelungeneReproduktion desStaatssiegels 
angebracht. 2 ) In dieser auffallenden Weise schließt jede 
Nummer des Bull. d. 1. ab! 

Bezeichnend ist dabei namentlich die Verwendung 
des Faksimile der Originalunterschriften. Denn überall, 
wo im Rechtsleben das Faksimile angewendet wird, be- 
deutet dies das Geständnis, daß eigentlich die betreffende 
Originalunterschrift selbst am Platze wäre und nur aus 
technischen Gründen nicht gesetzt werden kann; ich er- 
innere beispielsweise an die Verwendung des Faksimile bei 
den verschiedensten Arten von Wertpapieren. Wenn man zu 
all dem noch die Vorschrift des S. 217 zitierten Art. 4 des 
Gesetzes vom 4. Dezember 1793 („II sera fabrique un papier 
particulier pour Fimpression de ce bulletin . . /) in Er- 
wägung zieht, so wird man sich des Gesamteindruckes 
nicht erwehren können, daß hier etwas anderes geboten 
werden sollte, als einfach eine gedruckte Wiedergabe 
des Gesetzestextes. Es schwebte den Begründern des 



gence et des retards dans Texpädition, est placke sous la sur- 
veillance immödiate du comitä de salut public." 

*) Vgl. hierzu auch den S. 218 zit. Art 2 des arret6 du direc- 
toire exöcutif, vom 6. Nov. 1795: „11 fera imprimer sa signature, 
a l'aide d'une griffe, sur les Bulletins de lois." Erst seit Nr. 171 der 

3. Serie (Bd. 21, enthaltend Gesetze aus dem Jahre X der Republik) 
wird das Faksimile durch gewöhnlichen Letterndruck ersetzt. 

2 ) Vgl. hierzu auch den S. 217 zit. Art. 4 des Gesetzes vom 

4. Dez. 1793: „. . . . l'impression de ce bulletin, qui portera le sceau 
de la räpublique." 
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Bulletin des lois jedenfalls die Idee vor, der ein- 
zelnen Bulletinnummer nach außen hin das Ge- 
präge einer urkundlich beglaubigten, feierlich 
ausgestellten Kopie der Original-Gesetzesurkunde 
zu geben. 

Dieser ganze umständliche Apparat von Formalitäten, 
dieser Aufwand von feierlichen Äußerlichkeiten, wie sie 
sonst nur bei Urkunden vorkommen, er wäre unerklär- 
lich, wenn das Bull. d. 1. für Behörden und Untertanen 
keinen urkundlichen Wert besessen hätte, sondern wenn 
für dieselben hinsichtlich des Gesetzestextes ausschließlich 
die Original-Gesetzesurkunde bindend gewesen wäre. Nur 
dann also lassen sich die Tatsachen zusammenreimen, 
wenn man annimmt, daß das Bulletin des lois, als 
die feierlich beglaubigte Kopie, nach außen hin 
an die Stelle der Original-Gesetzesurkunde zu 
treten bestimmt war. 

Auf diese Weise also ist der Urkundeneigenschaft 
des Bull. d. 1. in der äußeren Form desselben klar und 
deutlich Rechnung getragen. 

§ 15. Die Urkundeneigenschaft des Gesetzblattes in 
Deutsehland. 

Mit der Rezeption der französischen Einrichtung 
des Gesetzblattes findet auch die Urkundeneigenschaft 
des Gesetzblattes in Deutschland ihren Eingang. 

Aber während dieselbe in Frankreich das Ergebnis 
einer Reaktion auf die bisherigen Rechtszustände ist, 
bildet sie in Deutschland die Fortsetzung bestandener 
Einrichtungen und Rechtsgrundsätze: 

Es ist schon S. 145 gezeigt worden, daß das Gesetz- 
blatt in Deutschland u. a. auch an das Institut der Ver- 
sendung von Zirkularien, Generalien etc. anknüpft 
Solange als es kein Gesetzblatt gab, war es nämlich not- 
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wendig, die Gesetze den Gerichten und sonstigen Be- 
hörden in irgend einer Weise zu insinuieren. Man kann 
diese Einrichtung vielleicht am besten durch das Schlag- 
wort „Versendung von Gesetzeskopien" charakteri- 
sieren, wobei aber das Wort „ Gesetzeskopie " selbstredend 
nur im weitesten Sinne verstanden werden darf, also jede 
Art von offizieller Wiedergabe des Gesetzestextes in sich 
begreift. Diese vielfach durch ausführliche gesetzliche 
Vorschriften geregelte Versendung von Gesetzeskopien 
hatte den doppelten Zweck, einerseits den Behörden 
selbst die Kenntnis des Gesetzesinhaltes zu verschaffen, 
welche erforderlich war, damit sie das betreffende Gesetz 
zur Anwendung bringen konnten, andererseits ihnen das 
nötige Material zu liefern, auf Grund dessen sie dann 
die zum Inkrafttreten dieses Gesetzes erforderlichen 
Publikationshandlungen vorzunehmen hatten. 

Derartige Gesetzeskopien besaßen zweifellos Ur- 
kundeneigenschaft; die Gerichte, wie alle sonstigen 
Behörden, waren an den Gesetzestext so, wie er ihnen 
zugekommen war, gebunden. Dies ergibt sich von 
selbst aus der straffen Organisation, mit welcher der 
deutsche Absolutismus des 18. und beginnenden 19. Jahr- 
hunderts seinen Staat ausgestattet hatte. Den Behörden 
jener Zeit fällt es gar nicht ein, erst nach der Original- 
Gesetzesurkunde zu fragen und zwischen dieser und der 
ihnen vorliegenden Kopie Vergleiche anzustellen. Was sie 
von der Regierung als Gesetz notifiziert erhalten, ist für 
sie schon eben deshalb Gesetz. 

Als nun das Gesetzblatt an die Stelle der bis dahin 
ausgesendeten Gesetzeskopien trat, übertrug sich auch 
die Urkundeneigenschaft von diesen auf jenes. 
Dieser Vorgang hat gar nichts Absonderliches an sich. 
Denn die Einführung des Gesetzblattes in Deutschland 
erfolgte im großen und ganzen noch während der Herr- 
schaft des Absolutismus, und es war daher nur eine 
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Selbstverständlichkeit, daß die Behörden, wie bisher bei 
der Gesetzeskopie, so nunmehr auch beim Gesetzblatte, 
sich an den ihnen von der Regierung zugesandten Gesetzes- 
text unbedingt gebunden fühlten. Diese Stellung der 
Behörden zum Gesetzblatte blieb aber auch dann unbe- 
rührt, als in den deutschen Monarchien der Absolutis- 
mus durch verfassungsmäßige Zustände abgelöst worden 
war; hätten die deutschen Verfassungen in dieser Hin- 
sicht eine Änderung eintreten lassen wollen, so hätten 
sie darüber eine ausdrückliche Bestimmung treffen 
müssen; keine von ihnen tut dies. 

So ergibt sich die Urkundeneigenschaft des Gesetz- 
blattes als das Resultat einer historischen Kette, die, ohne 
Unterbrechung, aus der Ära des Absolutismus bis in die 
Gegenwart herein läuft. 

Den trefflichsten Beweis für die Richtigkeit des Ge- 
sagten bildet die landesherrl. Verordnung für Bayern, 
vom 21. September 1799, welche hinsichtlich des Kur- 
pfalzbayrischen Regierungs- und Intelligenzblattes fol- 
gende Anordnungen trifft: 

„Wir haben aus dem von Unserem Hofrath den 
14. v. M. erstatteten Berichte desselben Bitte ersehen, 
daß, nachdem Wir zur merklicher Schonung der 
Staatskassen statt der bisher durch kostspieli- 
gen besonderen Druck der einzelnen Ver- 
ordnungen diese dem künftig offiziellen Regierungs- 
und Intelligenzblatte einschalten, und solchem Blatte 
vim legis scriptae ac publicationis legalis beizu- 
legen beschlossen hätten, Wir nunmehr einem jeden 
dortigen Rathe (weil sie darauf zu judicieren 
verbunden seyn) ein Exemplar unentgeltlich zu- 
stellen lassen möchten, welches . . ." 
Auch daraus ergibt sich die Urkundeneigenschaft 
des Gesetzblattes, daß in jenen Fällen, in welchen das 
Gesetzblatt gleichzeitig in mehreren Sprachen erscheint, 
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der deutsche Text in der Regel als der authentische 
bezeichnet ist. Eine solche Festsetzung der Authentizität 
des deutschen Textes hätte ' keinen Sinn, wenn die Be- 
hörden in letzter Linie auf die Originalurkunde zurück- 
gehen könnten. Denn dann wäre eben nicht der deutsche 
Text des Gesetzblattes, sondern einzig und allein der 
Text der Originalurkunde der authentische. 

Einschlägige gesetzliche Bestimmungen bestehen für 
Preußen:. Allerhöchste Kabinettsordre vom 20. Juni 1816, 
die Übersetzung der Preuß. Gesetze in die polnische 
Sprache, behufs der Einführung derselben in das Groß- 
herzogtum Posen betr.: 

„ . . . nur versteht es sich von selbst, daß bei 
allen diesen Übersetzungen der deutsche Text das 
eigentliche Gesetz bleibt und bei etwaiger 
Dunkelheit der Erklärung, zum Grunde gelegt 
werden muß." 

Allerhöchster Erlaß vom 13. April 1868, betr. das 
Erscheinen einer dänischen Übersetzung der Gesetz- 
sammlung : 

„Der deutsche Text der Gesetzsammlung bleibt 
jedoch das eigentliche Gesetz und ist bei 
etwanigen Dunkelheiten der Erklärung zu- 
grunde zu legen." 

In Österreich bestimmt das kaiserliche Patent vom 
4. März 1849 Nr. 163 R. G. B. Erg.-Bd, § 1 Abs. 2: 

„Die Texte in den verschiedenen Landessprachen 
sind gleich authentisch." 

Man glaubte, damit eine Forderung der nationalen 
Gleichberechtigung erfüllen zti müssen, ja die Einleitung 
dieses Patents nennt das geradezu als eine der Haupt- 
ursachen, welche zur Begründung des Reichsgesetz- und 
Regierungsblattes geführt hatten („ . . dann um hierbei 
auch dem Grundsatze der Gleichberechtigung aller in 
unserem Reiche vereinigten Nationalitäten volle Rechnung 

Dr. J.Lukai, Über die GeBeteespublikation. 15 



— 226 — 

zu tragen . . . "). Bald jedoch erkannte man, daß eine 
solche gleichzeitige Authentizität aller Texte ein legisla- 
torischer Nonsens sei. Wenn dem Gesetzblatte überhaupt 
Authentizität, Urkundeneigenschaft, zukommen sollte, durfte 
in demselben nur einem Texte diese rechtliche Qualität 
verliehen werden, sonst wäre die Wirkung illusorisch ge- 
wesen. Infolge dessen räumt der Absolutismus der Fünf- 
zigerjahre mit jener Gleichberechtigungsschwärmerei 
gründlich auf. Das kaiserliche Patent vom 27. Dezember 
1852 Nr. 260 R. G. B. bestimmt: 

„§ 2. Für alle im Reichsgesetzblatte erscheinen- 
den Gesetze und Verordnungen ist künftig der 
deutsche Text als der alleinige authentische an- 
zusehen. 

Die hinsichtlich der Übersetzungen in andere 
Landessprachen entstehenden Zweifel sind daher 
stets nach dem deutschen Texte zu lösen. 

§ B. Das Reichsgesetzblatt hat künftig nur in 
der authentischen Gesetzessprache zu erscheinen. Die 
Übersetzungen in die Landessprachen werden durch 
die Landesregierungsblätter veröffentlicht werden/ 
Durch Verordnung des Justizministeriums, vom 
19, März 1853 Nr. 51 R. G. B., wurde infolge Allerhöch- 
ster Entschließung vom 16. März 1853 diese Bestimmung 
„auch auf alle schon früher in dem Reichsgesetzblatte 
erschienenen Gesetze und Verordnungen 1 ' ausgedehnt 

Noch weiter als das Kaiserl. Patent von 1852 geht 
das Kaiserl. Patent vom 1. Januar 1860 Nr. 3 R. G. B.: 
„§ l. Zur verbindenden Kundmachung aller 
Gesetze und der im § 4 Unseres Patentes vom 27. Dez. 
1852 erwähnten Verordnungen ist das, nur in 
deutscher Sprache erscheinende Reichsgesetzblatt 
bestimmt. 

Die bisherigen Landesregierungsblätter haben 
aufzuhören. 
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§ 3. Bei Einschaltung in das Reichsgesetzblatt 
haben die Zentralbehörden zu bestimmen, welche 
Gesetze und Verordnungen, für welche Kronländer, 
und ixi welchen Landessprachen zum Zwecke einer 
weiteren Verlautbarung mittelst besonderer Abdrücke 
auch den Gemeinden bekanntzumachen sind. 

Der Druck derselben in angemessener Form und 
mit jahresweise fortlaufender Bezeichnung, sowie die 
Versendung an die Gemeinden je nach der dort üblichen 
Landessprache ist auf Staatskosten zu veranlassen. 

Die Abdrücke in deutscher Sprache werden den 
Landesstellen zur Verteilung, die für die übrigen 
Landessprachen nötigen Übersetzungen zur Veran- 
lassung des Druckes und zur Versendung der Ab- 
drücke zugemittelt." 

Die heutige Rechtslage endlich ist durch das Gesetz 
vom 10. Juni 1869 Nr. 113 R. G. B. gegeben: 

„§ 2. Das Reichsgesetzblatt wird durch das 
Ministerium des Innern in allen landesüblichen Spra- 
chen der in dem Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder herausgegeben. 

Die deutsche Ausgabe des Reichsgesetzblattes 
enthält den authentischen Text der für dasselbe 
bestimmten Kundmachungen. 

Die Ausgaben in den übrigen landesüblichen 
Sprachen enthalten die offiziellen Übersetzungen des 
authentischen Textes." 

Für viele deutsche Staaten folgt die Urkundeneigen- 
schaft des Gesetzblattes noch obendrein aus dem Ver- 
fassungssatze, daß den Gerichten die Prüfung gehörig 
verkündeter Gesetze nicht zustehe. Derartige Bestim- 
mungen bestehen in Preußen (Verf. Art. 106 Abs. 2) 1 ), 

*) Hier wird der erwähnte Satz zwar zunächst nur für Königl. 
Verordnungen ausgesprochen, gilt aber, nach dem Grundsatze a 
majori ad minus, selbstredend auch für Gesetze. 
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Hannover (Grundgesetz vom 26. Sept. 1833, § 89 Abs. 1 ; 
Eönigl. Erklärung vom 17. Januar 1840, die unmangel- 
hafte Befolgung der Gesetze und Verordnungen betr.; 
Landesverfassungsgesetz vom 6. Aug; 1840, § 123), Olden- 
burg (St. G. G. Art.. 141 § 2), Braunschweig (N. L. O 
§ 100 Abs. 2), Schwarzburg-Rudolstadt (G, G. § 26 
Abs. 2), Waldeck (Verf. § 94 Abs.. 2), Schaumburg- 
Lippe. (Verf. Art. 32 Abs. 3). 

Auch in Österreich hat dieser Verfassungssatz 
Aufnahme gefunden. Art. 7 St. G. G. über die richterliche 
Gewalt, vom 21. Dezember 1867 Nr. 144 R. G. B., trifft 
nämlich die Anordnung: 

„Die Prüfung der Giltigkeit gehörig kund- 
gemachter Gesetze steht den Gerichten nicht zu." 

Demgemäß ist die Urkunden-Eigenschaft des öster- 
reichischen Reichs-Gesetzblattes in der- Literatur ein- 
stimmig anerkannt. Nur Tezner 1 ). bildet eine Ausnahme. 
Derselbe interpretiert den Art. 7 1. c. dahin, daß unter 
„Kundmachung" nicht der Abdruck im Gesetzblatte, 
sondern die Ausfertigung der Original-Gesetzesurkunde 
zu verstehen sei, und gelangt dadurch zu dem Re- 
sultate, daß der Richter in der Prüfung der Tat- 
sache des Vorhandenseins eines giltigen Gesetzes bis 
auf die Original-Gesetzesurkunde zurückgehen und unter- 
suchen dürfe, ob letztere den Vorschriften des Art. 10 2 ) 
St. G. G, über die. Ausübung der Regierungs- und Voll- 
zugsgew^lt, vom. 21. Dezember 1867 Nr. 145 R. G. B., 
entsprechend ausgefertigt sei. 



In den Wiener „Juristischen Blättern", Jahrg. 1887, S. 37 ff., 
49 ff., 101 ff 

2 ) Wortlaut dieses Artikels: „Die Kundmachung der Gesetze 
erfolgt im Namen des Kaisers mit Berufung auf die Zustimmung 
der verfassungsmäßigen Vertretungskörper und unter Mitfertigung 
eines verantwortliehen Ministers." 
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Diese Ansicht Tezners ist de^lege lata gänzlich un- 
begründet. Es mag richtig sein, daß das Wort „Kund- 
machung" in der österreichischen Gesetzessprache mit- 
unter im Sinne von „Ausfertigung der Original-Gesetzes- 
urkunde " gebraucht wird, jedoch zum Unterschiede da- 
von hat dasselbe Wort mindestens ebenso oft nicht 
die Bedeutung „Ausfertigung", sondern „Publikation". 1 ) 
Angesichts dieser Unklarheit in der österreichischen Ge- 
setzesterminologie wird also Tezner aus dem Worte 
„Kundmachung" keinen Beweis für die Stichhaltigkeit 
seiner Behauptung schmieden können. Alles andere aber, 
was er zu gunsteh seiner Behauptung anführt, muß an 
der Tatsache scheitern, daß der österreichische Gesetz- 
geber seit der Einführung des Gesetzblattes demselben 
zu wiederholten Malen, sei es für alle seine Texte, sei es 
nur für seinen deutschen Text, Authentizität zuge- 
sprochen hat (vgl. S. 225 ff.). Im Zusammenhalt mit diesen 
Bestimmungen kann also der Sinn des oben zitierten 
Art. 7 nur der sein, daß der Richter die Prüfung der 
Giltigkeit eines Gesetzes darauf beschränken müsse, fest- 
zustellen, ob dasselbe unter Beobachtung der vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten im Gesetzblatte abgedruckt sei. 
Dehn es wäre, wie schön in anderem Zusammenhange 
hervorgehoben worden ist, eine contradictio in adjectö, 
auf der einen Seite dem Gesetzesblatt, respektive dem 
deutschen Texte desselben, Authentizität zuzusprechen 
und auf der anderön. Seite zu erklären, daß de* für den 
Richter in letzter Linie maßgebende Gesetzestext nicht 
der des Gesetzblattes, sondern der der Original-Gesetzes- 
urkunde sei. ■ - T 

Tezner allerdings geht diesen letzteren Gedanken- 
gang nicht mit. Er meint, man dürfe die „Authentizität" 



M Siehe die §§ 2-4 a. b. G. B.; Kaiser!. Patent vom 4. März 
1S49, Einleitung; Kaiserl. Patent vom 27. Dez. 1852 Nr. 260 R. G. B.; 
Kaiserl. Patent vom 1. Januar 1860 Nr. 3 R G: B.; Gesetz vom 
10. Juni 1869 Nr. 113 R G. B 
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des deutschen Textes im Reichsgesetzblatte nicht in 
diesem absoluten Sinne auffassen; der Gesetzgeber habe 
dem deutschen Texte nicht die absolute Authentizität, und 
damit Urkunden-Eigenschaft, sondern nur eine relative 
Authentizität zuerkannt, d. h. die Authentizität des deut- 
schen Textes gelte nur „gegenüber jenem der Ausgaben 
in den übrigen landesüblichen Sprachen Die Un- 
anfechtbarkeit der Richtigkeit des Textes der deutschen 
Ausgabe scheint hiermit nicht ausgesprochen" 1 ). Ich 
halte diese Interpretation des Wortes „ authentisch " für 
verfehlt. Eine solche „relative" Authentizität des deut- 
schen Textes, eine solche Authentizität zweiter Güte, 
würde, wenn sie überhaupt einen Sinn haben soll, in 
Wirklichkeit nichts mehr und nichts weniger bedeuten, 
als daß die Behörden die Richtigkeit des deutschen 
Textes bis zu einer gewissen Grenze präsumieren dürfen. 
Allein welchen legislatorischen Zweck konnte die 
Festsetzung einer derartigen „ Präsumtion * haben? Wenn 
der Beamte davon überzeugt ist, daß der deutsche Text 
•des Gesetzblattes eine wörtliche Wiedergabe des Textes 
der Originalurkunde darstellt, so bedarf es nicht erst der 
„relativen Authentizität" Tezners, um den Beamten zu 
veranlassen, daß er die in den Texten der nichtdeutschen 
Ausgaben des Gesetzblattes eventuell enthaltenen Unklar- 
heiten und Zweifel an der Hand der deutschen Aus- 
gabe des Gesetzblattes beseitigt; in diesem Falle ist 
es eben eine Selbstverständlichkeit, daß der Beamte 
nicht erst auf die absolut authentische Originalurkunde 
zurückgehen, sondern sich mit der deutschen Ausgabe 
des Gesetzblattes begnügen wird. Ist er aber von der 
Korrektheit der deutschen Ausgabe des Gesetzblattes nicht 
vollkommen überzeugt, dann darf er sich nicht etwa 
auf die „Präsumtion" der Richtigkeit des deutschen Textes 



') Tezner a. a. O., S. 37. 
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beschränken, sondern muß, entsprechend dem Satze iura 
novit curia, bis zu dem letzten ihm von der Rechts- 
ordnung zugänglich gemachten Mittel der Erkenntnis vor- 
dringen, und dieses ist ja nach Tezner die Original- 
Gesetzesurkunde. Dazu kommt noch, daß die Argu- 
mentation Tezner s von der „relativen Authentizität" 
gänzlich indiskutabel wird, sobald man sie auf die S. 225 
zit. Bestimmung des Kaiserl. Patentes vom 4. März 1849 
anwendet: „Die Texte in den verschiedenen Landes- 
sprachen sind gleich authentisch/ 

Der Versuch Tezner s, die Authentizität der deutschen 
Ausgabe des österreichischen Reichsgesetzblattes als eine 
bloß relative hinzustellen, muß demnach als mißglückt 
bezeichnet werden. Damit ist seiner ganzen Lehre der 
Boden entzogen. 

Der genannte Schriftsteller wäre nie zu seiner irrigen 
Anschauung gelangt, wenn er sich den S. 222 ff. angedeu- 
teten Entwicklungsgang gegenwärtig gehalten hätte, wel- 
chen das Institut des Gesetzblattes in der deutschen 
Rechtsgeschichte genommen hat. Das Unhistorische in der 
Auffassung Tezners zeigt sich namentlich darin, daß 
nach seiner Theorie die Behörden auch darüber zu er- 
kennen hätten, ob der Monarch sich bei Ausfertigung der 
Gesetzesurkunde im Zustande der Handlungsfähigkeit be- 
funden habe! — 

Auch das Verhalten der Praxis ist eine Bestätigung 
der Urkundeneigensohaft des Gesetzblattes. Wären die 
Behörden bei Prüfung der Giftigkeit eines Gesetzes in 
letzter Linie an die Original-Gesetzesurkunde gewiesen, so 
müßten, namentlich in einem großen Staate, umständliche 
technische Maßnahmen getroffen und eine Art Gesetzes- 
grundbuch vorhanden sein. In welchem Staate ist der- 
gleichen geschehen? 

De lege ferenda endlich muß die Urkundeneigen - 
schaft des Gesetzblattes entschieden begrüßt werden. 
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Tezner ist auch in diesem Punkte anderer Ansicht und 
meint: „Mittelst dieser Theorie könnten die Majoritäten in 
den gesetzgebenden Körpern mit Hilfe eines ihnen er- 
gebenen Ministeriums als Konvent ungestört ihr Wesen 
treiben und die Publikation der ihnen genehmen Gesetze 
zu einer Zeit veranlassen, in welcher es so gewiß ist, als 
eine Tatsache nur gewiß sein kann, daß der Monarch 
physisch und psychisch unfähig ist, bei der Herstellung 
eines Gesetzes und somit auch bei der Authentifizierung 
einer Gesetzurkunde, mitzuwirken, und daß der Fall 
einer Regentschaft schon lange gegeben sei/ 1 ) Dem ent- 
gegne ich: Ein Staat, in welchem es bereits so arg drunter 
und drüber geht, wäre auch dann nicht mehr zu retten, 
wenn man den Behörden die Kognition über die Original- 
Gesetzesurkunde einräumen würde. 

§ 16. Publikationsfehler. 

I. 

Der Begriff des Publikationsfehlers. 

Im engsten Zusammenhange mit der Urkundeneigen- 
schaft des Gesetzblattes steht die Lehre von- den Publi- 
kationsfehlern. 

Vielfach spricht man statt von „ Publikationsfehlern " 
einfach von „Druckfehlern im Gesetzblatte?. Allein ich 
halte diesen letzteren Ausdruck für zu enge.. Es können 
nämlich gelegentlich der Gesetzespublikation Fehler. unter- 
laufen, die juristisch zwar mit den Druckfehlern auf ein 
und derselben Stufe stehen, aber doch keine. Druckfehler 
öiud, so z.B., wenn die für die: Druckerei bestimmte Ab- 
schrift der Origiual-Gesetzesurkunde Schreibfehler .ent- 
hält 2 ). ■ , . 



!) Tezner a. a. 0., S. 60. 

a ) Vgl. S o*n tag, Die Redaktionsversehen des Gesetzgebers, 
1874, S. 9. 
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Publikationsfehler sind jene Fehler des Gesetz- 
gebungsverfahrens, welche in dem auf die Ausfertigung 
der Original-Gesetzesurkunde folgenden Stadium 
der Gesetzespublikation unterlaufen. Im Gegensatz zu 
ihnen stehen die Redaktionsfehler 1 ), deren Charakte- 
risticum darin besteht, daß sie in das mit dem Akte der 
Gesetzesausfertigung abschließende Stadium der Redaktion 
des Original-Gesetzestextes fallen. Ein Redaktionsfehler 
liegt z. B. vor, wenn die Beschlüsse der beiden Kammern 
textlich von einander abweichen, oder wenn der vom Par- 
lamente angenommene Gesetzestext mit dem vom Mon- 
archen sanktionierten Gesetzestext nicht übereinstimmt. 
Der krasseste Fall eines Redaktionsfehlers besteht darin, 
daß etwas als formelles Gesetz publiziert wird, ohne daß 
das Parlament darüber einen Beschluß gefaßt hat, oder 
ohne daß eine rechtsgiltige Ausfertigung der Original- 
Gesetzes Urkunde durch den Monarchen vorliegt. 

Redaktionsfehler und Publikationsfehler bilden zu- 
sammen die Fehler des Gesetzgebungsverfahrens. 2 ) Die 
Scheidewand zwischen beiden bildet der Moment, in 
welchem der Akt der Gesetzesausfertigung vollzogen 



!) Gewöhnlich heißt man sie „Redaktions versehen". Allein 
dieser terminus entbehrt der juristischen Korrektheit, da er den 
Fall des dolus aus dem Begriffe des Redaktionsfehlers von vorn- 
herein ausschließt, was, wenigstens vom theoretischen Stand- 
punkte aus, nicht zu rechtfertigen ist. 

2) Was Sontag a. a. O., S. 9, 14 ff., unter Redaktionsfehlern 
(„Redaktionsversehen") versteht, ist ein Gemisch von zwei juristisch 
heterogenen Dingen: Er rechnet nämlich vor allem auch die 
Fälle hierher, in welchen die Textierung der Original- Gesetzesur- 
kunde zwar von den gesetzgebenden Faktoren in völlig korrekter 
Weise beschlossen wurde, aber Sinnwidrigkeiten enthält. Der- 
artige Fälle — bei denen es sich ja um keine Fehler des Gesetz- 
gebungsverfahrens handelt — gehören nicht in die Lehre von 
den Redaktionsfehlern in der Gesetzgebung, sondern in die Lehre 
von der Gesetzesinterpretation. 
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ist. l ) Der Gegensatz zwischen Redaktions- und Publikations- 
fehlern ist ein höchst wichtiger. Er äußert sich einerseits 
in tatsächlicher Beziehung, indem die Redaktionsfehler 
die Redaktion der Original-Gesetzesurkunde selbst, die Publi- 
kationsfehler dagegen lediglich die Wiedergabe der Ori- 
ginal-Gesetzesurkunde im Gesetzblatte zu einer fehler- 
haften gestalten, andererseits in rechtlicher Bezie- 
hung, indem die Verantwortung für die Redaktionsfehler 
derjenige Minister trägt, welcher die Original-Gesetzes- 
urkunde kontrasigniert hat, während für die Publikations- 
fehler der mit der Redaktion des Gesetzblattes betraute 
Minister haftet 2 ). 

IL 

Die Stellung der Behörden zu den Publikations- 
fehlern. 

Durch die Urkundeneigenschaft des Gesetzblattes ist 
die Stellung der Behörden zu den Publikationsfehlern von 
vornherein bereits entschieden: Sie sind an die Publikations- 
fehler auch dann gebunden, wenn sich z. B. die Existenz 
derselben aus einem Vergleich mit den stenographischen 
Protokollen der beiden Parlamentskammern mit Sicher- 
heit ergibt, oder wenn durch einen Zufall der Text der 
Original-Gesetzesurkunde an die Öffentlichkeit gelangt und 
das Vorhandensein des Publikationsfehlers auf diese Weise 
außer jeden Zweifel gestellt ist. 

Allerdings werden die staatlichen Behörden die Auf- 
gabe haben, eventuelle Unklarheiten und Widersprüche, 
die sich infolge des Publikationsfehlers in den publizierten 



*) Vgl. hierher auch Sontag a. a. O., S. 9; Bin ding, Hand- 
buch des Strafrechts, I. 1885, S. 459; v. Liszt, Lehrbuch des 
deutschen Strafrechts, 10. Aufl. 1900, S. 74. 

2 ) Vgl. auch & olger, österreichisches Verordnungsrecht, 
S. 289. 



— 235 — 

Gesetzestext eingeschlichen haben, im Wege der Gesetzes- 
interpretation zu beseitigen. Allein diese Erwägung 
gehört, was in der Literatur gewöhnlich nicht beachtet 
wird, nicht in die Lehre von den Publikationsfehlern, 
sondern in die Lehre von der Gesetzesinterpretation. 
Denn, weil die Grundlage für die erwähnte interpretative 
Tätigkeit der Behörden — eben vermöge der Ur- 
kundeneigenschaft des Gesetzblattes — nur der 
Text des Gesetzblattes, nicht etwa neben diesem auch 
der Text der Original-Gesetzesurkunde sein kann, 
wird das Resultat einer solchen Gesetzesinterpretation 
nicht im geringsten dadurch beeinflußt, daß die konkrete 
Sinnwidrigkeit das Erzeugnis speziell eines Publika- 
tionsfehlers ist Das Resultat einer Gesetzesinterpre- 
tation wird eben auf jeden Fall das gleiche sein, 
ohne Rücksicht darauf, ob die betreffende Sinn- 
widrigkeit auf einen Publikationsfehler oder auf 
einen Redaktionsfehler zurückzuführen ist, oder 
ob sie schon von Anbeginn des Gesetzgebungs- 
verfahrens an im Texte des Gesetzentwurfes ent- 
halten war. 

Das ist die Ursache, weshalb, wie vorhin festgestellt 
wurde, die Publikationsfehler an sich für die Behörden 
bindende Kraft besitzen. 1 ) 



J ) Was Sontag a. a. O., S. 11 f., gegen diese Auffassung 
von der rechtlichen Bedeutung der Publikationsfehler einwendet, 
ist eigentlich eine Leugnung der Urkundeneigenschaft des Gesetz- 
blattes. Die Begründung, die er dabei für die Richtigkeit seiner 
Anschauung vorbringt, besteht lediglich in Erwägungen de lege 
ferenda, nicht aber in Argumenten de lege lata, und lassen sich 
auch vom historischen Gesichtspunkte aus (vgl. S. 222 ff.) in keiner 
Weise rechtfertigen. Ebenso haltlos sind die Ausfuhrungen von 
Bin ding a. a. 0., S. 469 f. Auch dieser Schriftsteller vertritt den 
Standpunkt, daß Publikationsfehler keine bindende Kraft besitzen, 
unterläßt es aber, für seine Behauptung die nötigen Beweise vor- 
zubringen. 
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III. 
Berichtigung von Publikationsfehlern. 

Bekanntlich sind Berichtigungen von Publikations- 
fehlern eine sehr häufige Erscheinung. Fast jeder Jahr- 
gang eines Gesetzblattes weist eine größere oder kleinere 
Zahl davon auf. 

Die Frage, ob solchen Berichtigungen eine recht- 
liche Bedeutung zukommt, und welche, wird später be- 
antwortet werden. Vorbehaltlich dessen wollen wir gleich 
hier im vorhinein feststellen, in wessen Kompetenz die 
Berichtigung von Publikationsfehlern fällt. Die Antwort 
kann nicht schwer sein: Ausschließlich die Redaktion des 
Gesetzblattes ist die hierzu berufene Behörde, denn auch 
nur sie trägt die Verantwortung für das Vorhandensein 
von Publikationsfehlern. Im folgenden soll die juristische 
Natur dieser Berichtigungen von Publikationsfehlern er- 
mittelt werden. Auch in dieser Hinsicht spielt die Ur- 
kundeneigenschaft des Gesetzblattes eine entscheidende 
Rolle. 

Sobald das mit einem Publikationsfehler behaftete 
Gesetz in Kraft getreten ist, bedeutet die Berichtigung 
des Publikationsfehlers eine Abänderung geltenden 
Rechtes. Es ist das eine notwendige Folge der Urkunden- 
eigenschaft des Gesetzblattes. Klar zeigt sich dies in den- 
jenigen Fällen, in welchen der Publikationsfehler so ge- 
artet ist, daß die Behörden sich nicht im Wege der 
Gesetzesinterpretation über . ihn hinwegsetzen können, 
sondern das Gesetz in dem durch den Publikationsfehler 
geänderten Sinne zur Anwendung bringen müssen. Aber 
auch dort, wo die Behörden in der Läge sind, durch 
interpretative Tätigkeit den durch den Publikationsfehler 
mehr oder weniger verdunkelten Sinn wiederherzustellen, 
wo also durch die Berichtigung des Publikationsfehlers 
in den Sinn des publizierten Gesetzestextes keine Ände- 
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rung hineingebracht wird, liegt eine Änderung der gelten- 
den Rechtsordnung vor. Denn nicht nur der Inhalt, 
sondern auch die Form, also die textliche Formulie- 
rung, der geltenden Rechtssätze ist ein wesentlicher Be- 
standteil der bestehenden Rechtsordnung. Wäre dies nicht 
der Fall, dann könnte die Regierung jederzeit an die Stelle 
eines geltenden Gesetzes eine inhaltsgleiche Verordnung 
setzen, ohne dadurch eine Verfassungswidrigkeit zu begehen. 

Aber auch dann, wenn das fehlerhaft publizierte 
Gesetz noch nicht in Kraft getreten ist, wird die Berich- 
tigung eines Publikationsfehlers vielfach eine materiell- 
rechtliche Wirkung haben. Ich habe dabei die Tatsache 
im Auge, daß die vacatio legis sehr häufig nicht in einem 
absolut fixen Zeitpunkt, sondern mit dem Ablauf einer 
bestimmten, vom Momente der Publikation an laufenden 
Frist endigt. In solchen Fällen sollte bei einer eventuell 
vorgenommenen Berichtigung von Publikationsfehlern die 
vacatio legis vom Momente dieser Berichtigung an eigent- 
lich von neuem zu laufen beginnen, da die Gesetzes- 
publikation durch die Berichtigung eine Ergänzung er- 
halten hat und daher erst jetzt als perfekt anzusehen ist. 
Nichtsdestoweniger läßt eine in Österreich und dem 
Deutschen Reiche konstante Verwaltungspraxis auch in 
diesen Fällen die vacatio legis vom Momente der ur- 
sprünglichen, fehlerhaften Gesetzespublikation an laufen, 
ohne darauf Rücksicht zu nehmen, daß seither eine Be- 
richtigung von Publikationsfehlern stattgefunden hat. 
Unter diesen Voraussetzungen bedeutet die Berichtigung 
auch dann, wenn das Gesetz noch: nicht in Kraft getreten 
ist, eine Änderung der geltenden Rechtsordnung, indem 
hier der Rechtssatz, daß die vacatio legis vom Momente 
der Publikation an zu laufen hat, einfach umgestoßen 
wird. — 

Dort nun, wo die Berichtigung eines fehlerhaft publi- 
zierten Gesetzes kein eji Eingriff in die geltende Rechts- 
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Ordnung darstellt, ist die Redaktion des Gesetzblattes zur 
Vornahme der Berichtigung ohne weiteres befugt. Eine 
gegenteilige Ansicht könnte sich nur darauf stützen, daß 
vermöge der Urkundeneigenschaft des Gesetzblattes das 
in demselben als Gesetz Publizierte trotz seiner Fehler- 
haftigkeit formelle Gesetzeskraft erlangt habe und daher 
nur durch ein formelles Gesetz abgeändert werden könne. 
Allein eine solche Auffassung würde eine völlige Ver- 
kennung des Wesens der formellen Gesetzeskraft invol- 
vieren. Zweck und Funktion der letzteren besteht doch 
darin, daß sie den einmal vorhandenen Willen des Gesetz- 
gebers zu schützen hat. Dem wird aber gerade dann 
Rechnung getragen, wenn die Redaktion des Gesetzblattes 
einen von ihr begangenen Publikationsfehler durch eine 
Berichtigung wieder gut macht und so den wahren 
Willen des Gesetzgebers zum Ausdruck bringt. Der Gesetz- 
geber hat also nicht das geringste Interesse daran, die 
Vornahme der Berichtigung sich selbst vorzubehalten. 

Nicht so einfach aber liegen die Dinge dann, wenn 
die Berichtigung eines Publikationsfehlers gleichzeitig auch 
eine Änderung der in Geltung stehenden Rechts- 
ordnung mit sich bringt. Zu jeder Modifikation des gelten- 
den Rechtes bedarf es grundsätzlich eines Gesetzes im 
formellen Sinne. Konsequenterweise müßten also alle 
hierher gehörigen Berichtigungen im Gesetzgebungs- 
wege erfolgen. Allein die Praxis hat auch für diese 
Fälle von Berichtigungen die Kompetenz der Gesetzblatt- 
Redaktion aufrechterhalten. Und zwar ist diese Praxis 
eine uralte. Sie wird in Frankreich seit dem Bestehen des 
Bulletin des lois gehandhabt und ist von da nach Deutsch- 
land herübergenommen worden, was um so leichter möglich 
war, als der in Deutschland damals herrschende Absolu- 
tismus einer derartigen Kompetenzzuteilung entschieden 
günstig war. Beim Übergang zum Konstitutionalismus blieb 
es bei der einmal eingehaltenen Praxis, und so kann heute 



— 239 — 

wohlbegründetermaßen von einem Gewohnheitsrechts- 
satze gesprochen werden, auf Grund dessen die Gesetz- 
blatt-Redaktion unter allen Umständen zur Vornahme 
der Berichtigung von Publikationsfehlern kompetent ist. 
Hier liegt somit der Fall vor, daß ein staatlicher Recht- 
setzungsakt der Form des Gesetzes entbehrt, mit anderen 
Worten: Bei einem bereits in Geltung befindlichen 
Gesetze, sowie bei einem Gesetze, dessen vacatio 
legis in ihrem Endpunkte von dem Zeitpunkte 
der Publikation abhängt, ist die Berichtigung 
von Publikationsfehlern eine Verordnung, und 
zwar eine Reohtsverordnung. — Es hat sich also 
auf diesem Gebiete gewohnheitsrechtlich ein Ver- 
ordnungsrecht der Gesetzblatt-Redaktion, z. B. in 
Österreich des Ministeriums des Innern 1 ), heraus- 
gebildet. 

Die Ursache für diese in Frankreich und Deutsch- 
land so gleichmäßige Erscheinung dürfte darin gelegen 
sein, daß der Gesetzgeber, wie bereits vorhin bemerkt 
worden ist, gar kein Interesse daran hatte, die Berichti- 
gung, die ja ohnehin seinem wahren Willen entsprach, 
selbst in die Hand zu nehmen. Daraus mag es sich auch 
erklären, wieso die Berichtigungen, obwohl so viele von 
ihnen wirkliche Verordnungen sind, in der Regel der 
Form der Verordnung entbehren und in Gestalt von 
ganz einfachen, formlosen Notizen auftreten. Nur hin und 
wieder gibt es in dieser Beziehung Ausnahmen. 2 ) Im Zu- 



*) Allerh. Entschließung vom 10. Juni 1863 (siehe böiger 
a. s. O., S. 289); Gesetz vom 10. Juni 1869 Nr. 113 R. G. B., § 2. 

*) Z. B. Österreich, Reichs-Ges.-Bl. Jahrg. 1861, S. 642; 
Preußen, Gesetzessammlung Jahrg. 1817, Nr. 425, Jahrg. 1825, 
S. 228, 236, Jahrg. 1826, S. 84, Jahrg. 1835, S. 238, Jahrg. 1839, 
S. 176; Württemberg, Reg.-Bl. Jahrg. 1849, S. 714. Merkwür- 
digerweise sind diese in Verordnungsform erlassenen Berichtigungen 
von Publikationsfehlern in der Regel nicht von der Redaktion des 
Gesetzblattes, sondern von den am Zustandekommen des Gesetzes 
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sammenhajig damit ist auch die Frage zu erörtern, ob 
den als Rechtsverordnungen auftretenden Berichti- 
gungen im Gesetzblatte rückwirkende Kraft zukomme. 
Diese Frage ist unbedingt zu bejahen, und zwar — ver- 
möge des Schlusses a majori ad minus — im Hinblicke auf 
die juristische . Natur der authentischen Interpreta- 
tion: Diese letztere besitzt in Österreich und dem Deut- 
schen Reiche anerkanntermaßen rückwirkende Kraft. Nun 
ist aber im Falle der authentischen Interpretation die 
interpretierte Erklärung so, wie sie vorliegt, vom Gesetz- 
geber auch wirklich abgegeben worden, und es 
handelt sich nachträglich nur darum, Unklarheiten aus der 
Erklärung des Gesetzgebers zu beseitigen. Wenn al9o 
schon hier rückwirkende Kraft vorhanden ist, dann muß 
derselbe Grundsatz um so mehr in dem Falle der 
Korrektur eines Publikationsfehlers eingehalten werden. 
Denn da handelt es sich darum, etwas, was vom Gesetzgeber 
gar nie erklärt worden ist, aber als Erklärung des 
Gesetzgebers, fälschlich im Gesetzblatt Aufnahme gefunden 
hat, auf seine wahre Gestalt zurückzuführen. — 



beteiligten Ressortministern oder ^ar vom Gesamtministerium unter- 
zeichnet, während die Vornahme der Berichtigung eines Druckfehlers 
doch lediglich Sache der Redaktion des Gesetzblattes ist. — Etwas 
ganz anderes gilt natürlich dann, wenn die im Gesetzblatte enthaltene 
Berichtigung sich nicht auf einen Publikationsfehler, sondern auf 
einen Bedaktionsfehler bezieht. In diesem Falle hat sie nicht von 
der Bedaktion des Gesetzblattes, sondern von dem oder den für 
die Bedaktionsfehler verantwortlichen Bessortministern auszu- 
gehen. Ein Beispiel dieser Art findet sich in Preußen, Gesetz- 
sammlung Jahrg. 1843, S. 92. Meistens ist aus den in Verordnungs- 
form erlassenen Berichtigungen nicht zu ersehen, ob sie sich auf 
Publikations- oder Bedaktionsfehler beziehen. Z. B. Österreich, 
Beichs-Ges.-Bl. Jahrg. 1851, S. 662, Jahrg. 1852, S. 46, 491, Jahrg. 
1854, S. 1105; Preußen, Gesetzsammlung Jahrg. 1812, Nr. 97; 
Württemberg, Beg.-Bl. Jahrg. 1849, S. 316, 589, Jahrg. 1868, 
S. 643. 
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Nach all dem Gesagten zerfallen die Berichtigungen 
von Publikationsfehlern in zwei Klassen: Rechtsverord- 
nungen und bloße Verwaltungsakte. 

Die äußere Form haben beide in der Regel 
gemeinsam: Formlose Notizen, gewöhnlich am Schlüsse 
der betreffenden Nummer des Gesetzblattes; Mangel jeder 
Andeutung, von welcher Behörde die Notiz ausgeht. Ist 
eine solche Formlosigkeit vom rechtlichen Standpunkte 
aus zulässig? Zweifellos. Abgesehen davon, daß bereits 
eine 100 Jahre alte Praxis dafür spricht, ist die ausdrück- 
liche Angabe der Behörde schon deshalb überflüssig, weil 
in den Fällen des Mangels einer derartigen Angabe die 
betreffende Notiz von der Redaktion des Gesetz- 
blattes ausgehend anzusehen ist. Es genügt also, daß 
Berichtigung und Berichtigtes zusammengenom- 
men ein wortgetreues Bild von dem zu publizie- 
renden Gesetze liefern. 

Ein Erfordernis aber hat die Berichtigung eines 
Publikationsfehlers zu erfüllen: Sie muß im Gesetz- 
blatte selbst enthalten sein. Dies ergibt sich daraus, 
daß sie ein Akt der Gesetzespublikation ist. Es kann 
daher vom juristischen Standpunkte aus nicht gerecht- 
fertigt werden, wenn Berichtigungen von Publikations- 
fehlern nicht im Gesetzblatte, sondern in dem am 
Schlüsse des Jahres beigegebenen Inhaltsverzeichnisse 
enthalten sind, oder auf lose Blätter gedruckt werden, 
die dann dem betreffenden Gesetzblatt-Jahrgang beige- 
bunden werden. Beispiele für diesen Abusus lassen sich 
leicht erbringen. Die Behörden hätten einer solchen 
mangelhaften Publikation die Rechtsgiltigkeit ebenso ab- 
zuerkennen, als wenn ein ganzes Gesetz in dieser Weise 
r publiziert" wäre. 



Dr. J. Lukas, Über die Gesotzeapublikation. 16 
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§ 17. Redaktionsfehler. 

Eine erschöpfende Darstellung der Lehre von den 
Redaktionsfehlern kann an dieser Stelle unmöglich geboten 
werden. Denn dazu wäre eine eingehende Untersuchung 
jenes großen Komplexes von Fragen erforderlich, die man 
gemeiniglich unter dem Schlagworte „Richterliches Prü- 
fungsrecht" zusammenfaßt. Hier sollen nur die Berührungs- 
punkte aufgezeigt werden, die zwischen der Urkunden- 
eigenschaft des Gesetzblattes und der Lehre vom richter- 
lichen Prüfungsrecht bestehen. 

Der Ausdruck „Richterliches Prüfungsrecht" kann 
in zweifacher Bedeutung gebraucht werden. Im weiteren 
Sinne bedeutet er die rechtliche Beziehung des Richters, 
wie überhaupt der Behörden 1 ), sowohl zu den Publika- 
tionsfehlern, als auch zu den Redaktionsfehlern, im 
engeren Sinne lediglich die Beziehung zu letzteren. 

Die Frage nach der rechtlichen Beziehung der 
Behörden zu den Publikationsfehlern ist im vorigen 
Paragraph behandelt worden. Die Antwort fiel gänzlich 
verneinend aus; die Publikationsfehler besitzen nach außen 
hin überhaupt keine rechtliche Bedeutung. 

Die rechtliche Stellung der Behörden gegenüber den 
Redaktionsfehlern wird Gegenstand der folgenden Er- 
örterungen sein. 

Bei einer Gruppe von Redaktionsfehlern ist schon 
vermöge der Urkunden -Eigenschaft des Gesetz- 
blattes jedes richterliche Prüfungsrecht ausgeschlossen: 
Hierher gehören alle mit der Ausfertigung der Original- 
Gesetzesurkunde im engsten Zusammenhang stehenden 
Redaktionsfehler, also eventuelle Willensunfähigkeit des 
die Unterschrift erteilenden Monarchen oder des die 
Gegenzeichnung vornehmenden Ministers, sowie auch 



*) Siehe die zutreffenden Bemerkungen bei Lab and, Staats- 
recht, I. S. 627. 
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entscheidende Willensmängel dieser Faktoren, namentlich 
error. Denn wenn den Behörden schon verwehrt ist, 
darüber zu erkennen, ob überhaupt die Ausfertigung einer 
Originalurkunde stattgefunden hat, dann kann es ihnen 
um so weniger zustehen, über das Vorhandensein von 
Willensunfähigkeit und Willensmängeln bei Vornahme der 
Ausfertigung oder bei Vornahme der Gegenzeichnung zur 
Ausfertigung ein entscheidendes Urteil zu fällen. 

Bei den übrigen Redaktionsfehlern dagegen wäre 
neben der Urkunden-Eigenschaft des Gesetzblattes das 
Vorhandensein eines richterlichen Prüfungsrechtes theo- 
retisch ganz gut denkbar. So vor allem hinsichtlich der 
Frage, ob das Gesetz die Zustimmung des Parlamentes 
gefunden, ob die von der einen Kammer beschlossene 
Fassung des Gesetzestextes mit der von der anderen ak- 
zeptierten Fassung im Wortlaute übereinstimmt etc. 

Es kann in diesem Zusammenhange nicht auf alle die 
Argumente eingegangen werden, welche in Beziehung auf 
diese zuletzt erwähnte Gruppe von Redaktionsfehlern für 
und gegen das Vorhandensein eines richterlichen Prü- 
fungsrechtes ins Treffen geführt werden. Ich möchte hier 
nur geltend machen, daß meines Erachtens dieselbe histo- 
rische Betrachtung, welche uns S. 222 ff. zur Anerkennung 
der Urkundeneigenschaft des Gesetzblattes geführt hat, 
gleichzeitig auch in der eben vorliegenden Frage den 
Beweis dafür liefert, daß für die in Rede stehenden Re- 
daktionsfehler ein richterliches Prüfungsrecht nicht exi- 
stiert In der Zeit des Absolutismus waren die Behörden 
an die ihnen von oben zukommende Kopie der Gesetzes- 
urkunde, später an das ihnen amtlich zugesandte Exem- 
plar des Gesetzblattes unbedingt gebunden. Aus dem- 
selben konnten sie entnehmen, daß der Monarch oder 
eine kompetente Behörde die Ausfertigung der Original- 
Gesetzesurkunde vorgenommen habe, und das mußte 
ihnen genügen, um das betreffende Gesetz vorbehaltlos 

16' 
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zur Anwendung zu bringen. Dieser rechtliche Zustand 
der Dinge nun blieb bei dem Übergang aus dem 
Absolutismus zum Konstitutionalismus völlig intakt. 
Hätte er sich ändern sollen, so hätte eine ausdrück- 
liche Verfassungsbestimmung darüber getroffen werden 
müssen. Mangels einer solchen war für die Behörden auch 
weiterhin die einzige Garantie für das Vorhandensein 
eines gesetzgeberischen Willensaktes die vollzogene Aus- 
fertigung der Gesetzesurkunde, deren Vorhanden- 
sein aus dem im Gesetzblatt enthaltenen Abdruck des 
Gesetzes zu ersehen war. 

Auf diese Weise wird der Akt der Gesetzes- 
ausfertigung zu der nach außen hin unbedingt 
bindenden Erklärung, daß das verfassungsmäßig 
vorgeschriebene Gesetz gebungs verfahren auch 
wirklich eingehalten worden sei. Nach deutschem 
Staatsrechte ist vermöge der rechtlichen Kon- 
tinuität zwischen Absolutismus und Konstitu- 
tionalismus der historische Gehalt des Aktes der 
Gesetzesausfertigung so beschaffen, daß er jede 
Kognition der Behörden über Redaktionsfehler 
völlig ausschließt. 1 ) 

Aus dem Gesagten ergibt sich, wie recht Laban d 
daran tat, den Begriff der Promulgation oder Ausfertigung 
für daß deutsche Staatsrecht so nachdrücklich zu betonen 
und daraus dann den Mangel des richterlichen Prüfungs- 
rechtes abzuleiten 2 ). 

Diese Bedeutung der Promulgation für die Lehre 
vom richterlichen Prüfungsrechte wird von Tezner dazu 
benützt, um daraus ein Argument gegen die Urkunden- 
eigenschaft des Gesetzblattes zu formulieren. Er sagt: 



1 ) Für die Hanseatischen Bepubliken, wo dieser historische 
Gedankengang fehlt, treffen unsere Deduktionen natürlich nicht zu. 

2 ) Über letzteres siehe Lab and a. a. O., I. S. 626 ff. 
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* „Es erscheint deshalb als ein Widerspruch, wenn 

Lab and in seinem Staatsrechte des Deutschen 
Reiches zuerst den Richter prinzipiell von der Prü- 
fung des verfassungsmäßigen Zustandekommens eines 
Gesetzes ausschließt mit der Begründung, daß es das 
nobile officium des Landesherrn sei, mit der Wirkung 
einer praesumptio iuris et de iure jedermann und 
auch dem Richter gegenüber durch die von ihm her- 
rührende Ausfertigung die Einhaltung der verfassungs- 
mäßigen Vorschriften für das Zustandekommen eines 
Gesetzes zu bezeugen, und daß die Überprüfung 
dieses Zeugnisses dem Richter nicht zustehen könne, 
dann aber den Richter unter keinen Um- 
ständen zuläßt, dieses Zeugnis einzusehen, 
ihm durch die vorbehaltslose Vorschrift der 
Befolgung der im Gesetzblatte formell korrekt 
gedruckten Gesetze bedingungslos verwehrt, 
Zweifeln an der Existenz einer ihnen ent- 
sprechenden Beurkundung des Monarchen 
offiziell Ausdruck zu geben und sich über die 
Frage der Existenz oder Nichtexistenz Klar- 
heit zu verschaffen." 1 ) 

Diese Deduktion übersieht, daß der Richter, wie 
überhaupt Behörden und Untertanen, — eben infolge 
der Urkundeneigenschaft des Gesetzblattes — das 
Vorhandensein einer gehörigen Ausfertigung der Original- 
Gesetzesurkunde unbedingt annehmen müssen, sobald 
die Existenz dieser Ausfertigung im Gesetzblatte durch 
Druck ersichtlich gemacht ist. Die Promulgation besitzt 
also jene früher erwähnte, nach außen hin unbedingt bin- 
dende Autorität nicht so, wie sie tatsächlich in der 
Original-Gesetzesurkunde enthalten ist, sondern so, wie 



! ) Tezner in den Wiener „ Juristischen Blättern", Jahrg. 
1887, S. 52. 
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sie den Behörden und Untertanen durch das Gesetz- 
blatt als auf der Original-Gesetzesurkunde vorhanden 
notifiziert wird. 

Schlußbemerkungen. 

§ 18. 

Wir sind am Schlüsse unserer Betrachtungen ange- 
langt. Dieselben waren bestimmt, den Beweis zu erbringen, 
daß der obligatorische Charakter und die Urkunden- 
eigenschaft des Gesetzblattes wirklich die Grundprinzipien 
der in Österreich und dem Deutschen Reiche herrschenden 
Publikationsmethode sind. Weitere dogmatische Ausfüh- 
rungen in dieser Beziehung zu geben, halte ich für über- 
flüssig, da die dogmatische Verarbeitung des historischen 
Materials immer gleich an Ort und Stelle vorgenommen 
worden ist. 

Nur eine in der Literatur fast gar nicht behandelte, 
sehr interessante Tatsache sei hier noch kurz angedeutet : 
Das Gesetzblatt besitzt in Deutschland einen Vorgänger, 
der ihm zwar sehr ähnlich sieht, aber juristisch von dem- 
selben nicht scharf genug getrennt werden kann : In vielen 
deutschen Staaten wurden nämlich schon frühzeitig im 
18. Jahrhundert, lange noch ehe das französische Bulletin 
des lois geschaffen war, die Gesetze in die öffentlichen 
Blätter eingerückt. Die Ähnlichkeit mit dem Gesetzblatt 
ist hier deshalb so groß, weil zuweilen auch Tages- oder 
Wochenblätter als wirkliches Gesetzblatt verwendet 
werden. Es wäre aber verfehlt, deshalb jede Zeitung, in 
welcher Gesetze publiziert werden, als Gesetzblatt zu 
bezeichnen. Was noch hinzukommen muß, damit dies ge- 
schehen kann, ist der obligatorische Charakter. So- 
lange nicht der Rechtsgrundsatz Anerkennung gefunden 
hat, daß — abgesehen von den positiv-rechtlich normierten 
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Ausnahmen (vgl. S. 212 f.) — die Aufnahme in das be- 
treffende öffentliche Blatt Voraussetzung für das In- 
krafttreten der Gesetze ist, kann wohl von einem Amts- 
blatte, aber nicht von einem Gesetzblatte gesprochen 
werden. 

Am deutlichsten äußert sich der Mangel des obliga- 
torischen Charakters dann, wenn der Abdruck der Gesetze 
in den öffentlichen Blättern auch auszugsweise erfolgen 
kann. So bestimmt das preuß. A. L. R. Einl., §11: 

„Es müssen . . . alle gesetzlichen Verordnungen, 
ihrem völligen Inhalte nach, an den gewöhnlichen 
Orten öffentlich angeschlagen und im Auszug in 
den Intelligenzblättern der Provinz, für welche sie 
gegeben sind, bekannt gemacht werden/ 1 ) 
Neben derartigen Veröffentlichungen durch Zeitun- 
gen bleibt die Versendung von besonderen Gesetzes- 
kopien an die Behörden vielfach noch bestehen 2 ); auch 
das ist ein Beweis dafür, daß von einem Gesetzblatt noch 
nicht gesprochen werden kann. 

Diese Kundmachung von Gesetzen in Zeitungen ist 
juristisch mit den auch heute noch üblichen Verlaut- 



*) Nicht zu verwechseln damit ist die Erscheinung, daß in 
Preußen in den ersten Jahrzehnten des Bestehens der Gesetzsamm- 
lung häufig Fälle einer nur auszugsweisen Publikation von 
Kabinetts-Ordres vorkommen (z.B. Jahrg. 1837 Nr. 1816). Hier stellt 
der Auszug zugleich auch das Gesetz selbst dar! Die Willens- 
äußerung des Staates an die Untertanen besteht hier also lediglich 
im Auszuge, wie er im Gesetzblatte veröffentlicht ist, nicht in der 
Original-Kabinettsordre. Anders in dem im Haupttext berührten 
Falle: Dort ist die staatliche Willensäußerung selbst im Auszuge 
veröffentlicht. 

2) Vgl. z. B. v. Seydel, Bayr. St.-R., 1? S. 82. Die dort ge- 
machte Behauptung, daß eine solche Versendung von Gesetzes- 
kopien an die Behörden „bald gänzlich unterblieb", scheint im 
Hinblicke auf die S. 145 1 der vorliegenden Abhandlung zit. Ver- 
ordnung vom 21. Sept. 1799 den Tatsachen nicht zu entsprechen. 
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barungen der Behörden in Amtszeitungen und Privat- 
blättern auf ein und dieselbe Stufe zu stellen. 

Sie diente in den großen und Mittelstaaten als Unter- 
stützung der in den Gemeinden vorzunehmenden mate- 
riellen Publikationshandlungen, in den Kleinstaaten trat 
sie vielfach gänzlich an deren Stelle. Die Zeitungen spielten 
also im materiellen Publikationssystem des 18. Jahrhunderts 
eine wichtige Rolle. Wenn ich das bisher nicht erwähnt 
habe, so ist das deshalb geschehen, um ihren Gegensatz 
zum Gesetzblatt besser herausmeißeln zu können. 

Der Übergang von denselben zum Gesetzblatt läßt 
sich in der Regel mit Leichtigkeit beobachten. Besonders 
auffallend ist er dort, wo ein bereits früher zur Gesetzes- 
publikation verwendetes öffentliches Blatt nunmehr zum 
Gesetzblatt erhoben wird. In der Regel wird da der ge- 
änderte rechtliche Charakter der betreffenden Zeitung 
auch äußerlich, durch eine Namensänderung, zur Geltung 
gebracht, so wird z. B. aus dem „Wochenblatt" ein „Re- 
gierungsblatt", aus dem „ Intelligenzblatt " ein „Regierungs- 
und Intelligenzblatt \ 
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